
STENOGRAPHISCHES PROTOKOLL 

 

der 43. Sitzung der 

 

XX. Gesetzgebungsperiode 

 

des 

 

Burgenländischen Landtages 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mittwoch, 16. Oktober 2013 und Donnerstag, 17. Oktober 2013 

10.08 Uhr - 15.21 Uhr 

 

 



4911 Burgenländischer Landtag, XX. Gesetzgebungsperiode - 43. Sitzung - Mittwoch, 16. Oktober und Donnerstag, 17. Oktober 2013 

 

 
 
 

Tagesordnung 
 
 

1. Fragestunde  
 

2. Landesvoranschlag für das Jahr 2014 
 

3. Kenntnisnahme der 3. Fortführung des Finanzplanes für das Burgenland für die 
Jahre 2011 bis 2015 
 

4. Gesetzentwurf über die Anpassung an die Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 
2012 (Burgenländisches Landesverwaltungsgerichtsbarkeits-Begleitgesetz - Bgld. 
LVwgBG) 
 

5. Gesetzentwurf, mit dem der Landespolizeidirektion die Besorgung von 
Angelegenheiten der Straßenpolizei übertragen wird 
 

6. Gesetzentwurf, mit dem das Katastrophenhilfegesetz geändert wird 
 

7. Gesetzentwurf über die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens im 
Burgenland (Burgenländisches Gesundheitswesengesetz 2013 - Bgld. GwG 2013) 
 

8. Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Kanalanschlußgesetz 1989 geändert 
wird (Burgenländische Kanalanschlußgesetz-Novelle 2013) 
 

9. Gesetzentwurf, mit dem das Kanalabgabegesetz geändert wird 
 

10. Gesetzentwurf über den Gemeindesanitätsdienst im Burgenland (Burgenländisches 
Gemeindesanitätsgesetz 2013 - Bgld. GemSanG 2013) 
 

11. Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Leichen- und 
Bestattungswesengesetz geändert wird 
 

12. Gesetzentwurf, mit dem das Landesumlagegesetz geändert wird 
 

13. Beschlussantrag, mit dem die Energiestrategie Burgenland 2020 zur Kenntnis 
genommen wird 
 

14. Beschlussantrag, mit dem der Umsetzungsbericht 2012 mit dem Titel „EU-
Förderungen im Burgenland - Programmperiode 2007 - 2013 - Umsetzungsbericht 
2012“ zur Kenntnis genommen wird 
 

15. Beschlussantrag, mit dem der Bericht nach dem Objektivierungsgesetz betreffend 
Erstaufnahmen und Bestellungen im Jahr 2012 zur Kenntnis genommen wird 
 

16. Bericht des Rechnungshofes betreffend Systematik der Steuerung ausgegliederter 
Einheiten und Beteiligungen 
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17. Selbständiger Antrag des Landtagsabgeordneten Michel Reimon, MBA auf 
Fassung einer Entschließung betreffend Schaffung eines Nationalparkes am 
Westufer des Neusiedler Sees im Bereich der Wulkamündung 
 

18. Selbständiger Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer 
Entschließung betreffend die österreichweite Vereinheitlichung der 
Jugendschutzgesetze 
 

19. Selbständiger Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer 
Entschließung betreffend die gesetzliche Regelung einer Zinsobergrenze für 
Privatkredite sowie die rasche Weitergabe von Zinsvorteilen an Privatkunden durch 
Kreditinstitute 
 

20. Selbständiger Antrag der Landtagsabgeordneten Johann Tschürtz, Ilse Benkö und 
Gerhard Kovasits auf Fassung einer Entschließung betreffend die Einberufung 
eines Burgenland-Konventes zur Erarbeitung einer Reform der Landesverfassung 
 

21. Selbständiger Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer 
Entschließung betreffend Neuregelung der Unterstützung der Landtagsarbeit 
 

22. Selbständiger Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer 
Entschließung betreffend Abschaffung des Proporzes, Verkleinerung der 
Landesregierung 
 

23. Selbständiger Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer 
Entschließung betreffend Erweiterung der Gemeindeprüfungskompetenz des 
Landesrechnungshofes 
 

24. Selbständiger Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer 
Entschließung betreffend die Einführung eines Anhörungsrechtes für die 
Bürgermeister bei der Besetzung von Polizeiinspektionen in den Gemeinden des 
Burgenlandes 
 

25. Selbständiger Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer 
Entschließung  betreffend die Verhinderung der Einführung von Tempo 80 auf 
Österreichs Freilandstraßen 
 

26. Selbständiger Antrag der Landtagsabgeordneten Johann Tschürtz, Ilse Benkö und 
Gerhard Kovasits auf Fassung einer Entschließung  betreffend die Vorlage eines 
Spekulationsberichtes durch die Landesregierung 
 

27. Selbständiger Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer 
Entschließung betreffend Änderung der Vignettenpflicht für Fahrzeughalter mit 
Wechselkennzeichen 
 

28. Selbständiger Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer 
Entschließung betreffend Reduktion der Steuerbelastung zur Ankurbelung der 
Wirtschaft 
 

29. Selbständiger Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer 
Entschließung betreffend die Rückvergütung der Mehrwertsteuer bei der 
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Abrechnung bzw. Ausbezahlung der Wohnbauförderung im Burgenland 
 

30. Selbständiger Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer 
Entschließung betreffend die volle Übernahme der Kosten für Errichtung, 
Sanierung und Instandhaltung der Burgenländischen Landesstraßen durch das 
Land 
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Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 705) betreffend die gesetzliche 
Regelung einer Zinsobergrenze für Privatkredite sowie die rasche Weitergabe von 
Zinsvorteilen an Privatkunden durch Kreditinstitute (Zahl 20 - 427) (Beilage 814) 

Berichterstatter: Erich   T r u m m e r   (S. 5210) 

Annahme des Entschließungsantrages (S. 5211) 
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Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Johann Tschürtz, Ilse Benkö und Gerhard Kovasits auf Fassung 
einer Entschließung (Beilage 19) betreffend die Einberufung eines Burgenland-Konventes 
zur Erarbeitung einer Reform der Landesverfassung (Zahl 20 - 19) (Beilage 815) 

Berichterstatter: Mag. Thomas   S t e i n e r   (S. 5211) 

Ablehnung des Entschließungsantrages (S. 5212) 

 

Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 57) 
betreffend Neuregelung der Unterstützung der Landtagsarbeit (Zahl 20 - 29) (Beilage 816) 

Berichterstatterin: Doris   P r o h a s k a   (S. 5212) 

Ablehnung des Entschließungsantrages (S. 5212) 

 

Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 59) 
betreffend Abschaffung des Proporzes, Verkleinerung der Landesregierung (Zahl 20 - 31) 
(Beilage 817) 

Berichterstatterin: Doris   P r o h a s k a   (S. 5213) 

Ablehnung des Entschließungsantrages (S. 5213) 

 

Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 389) 
betreffend Erweiterung der Gemeindeprüfungskompetenz des Landesrechnungshofes 
(Zahl 20 - 243) (Beilage 818) 

Berichterstatter: Erich   T r u m m e r   (S. 5214) 

Ablehnung des Entschließungsantrages (S. 5214) 

 

Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 706) 
betreffend die Einführung eines Anhörungsrechtes für die Bürgermeister bei der 
Besetzung von Polizeiinspektionen in den Gemeinden des Burgenlandes (Zahl 20 - 428) 
(Beilage 819) 

Berichterstatter: Erich   T r u m m e r   (S. 5214) 

Ablehnung des Entschließungsantrages (S. 5215) 

 

Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 774) 
betreffend die Verhinderung der Einführung von Tempo 80 auf Österreichs 
Freilandstraßen (Zahl 20 - 471) (Beilage 820) 

Berichterstatter: Christian   I l l e d i t s   (S. 5215) 

Ablehnung des Entschließungsantrages (S. 5215) 
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Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses 
über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Johann Tschürtz, Ilse Benkö 
und Gerhard Kovasits auf Fassung einer Entschließung (Beilage 664) betreffend die 
Vorlage eines Spekulationsberichtes durch die Landesregierung (Zahl 20 - 406) (Beilage 
821) 

Berichterstatter: Mag. Werner   G r a d w o h l   (S. 5215) 

Ablehnung des Entschließungsantrages (S. 5216) 

 

Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses 
über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung 
einer Entschließung (Beilage 753) betreffend Änderung der Vignettenpflicht für 
Fahrzeughalter mit Wechselkennzeichen (Zahl 20 - 458) (Beilage 822) 

Berichterstatter: Günter   K o v a c s   (S. 5216) 

Ablehnung des Entschließungsantrages (S. 5216) 

 

Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses 
über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung 
einer Entschließung (Beilage 757) betreffend Reduktion der Steuerbelastung zur 
Ankurbelung der Wirtschaft (Zahl 20 - 462) (Beilage 823) 

Berichterstatter: Robert   H e r g o v i c h   (S. 5217) 

Ablehnung des Entschließungsantrages (S. 5217) 

 

Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses 
über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung 
einer Entschließung (Beilage 764) betreffend die Rückvergütung der Mehrwertsteuer bei 
der Abrechnung bzw. Ausbezahlung der Wohnbauförderung im Burgenland (Zahl 20 - 
469) (Beilage 824) 

Berichterstatter: Gerhard   P o n g r a c z   (S. 5217) 

Ablehnung des Entschließungsantrages (S. 5218) 

 

Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses 
über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung 
einer Entschließung (Beilage 776) betreffend die volle Übernahme der Kosten für 
Errichtung, Sanierung und Instandhaltung der Burgenländischen Landesstraßen durch 
das Land (Zahl 20 - 473) (Beilage 825) 

Berichterstatter: Günter   K o v a c s   (S. 5218) 

Ablehnung des Entschließungsantrages (S. 5219) 

 

 

Landesregierung 

Mitteilung des Einlaufes und Zuweisung (S. 4922) 
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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 08 Minuten 

Präsident Gerhard Steier: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf recht 
herzlich zur heutigen Sitzung, zum Budgetlandtag, begrüßen. Ich   e r ö f f n e   die 43. 
Sitzung des Burgenländischen Landtages.  

Die Beschlussfähigkeit ist gegeben, die Amtliche Verhandlungsschrift der 42. 
Sitzung ist geschäftsordnungsgemäß aufgelegen, sie ist unbeanstandet geblieben und gilt 
daher als genehmigt.  

Sein Fernbleiben von der heutigen Sitzung hat Herr Abgeordneter Gerhard 
Kovasits entschuldigt. 

Ich ersuche nun den Herrn Schriftführer, Herrn Abgeordneten Gerhard Pongracz 
um Verlesung des Einlaufes. 

Bitte Herr Schriftführer, Sie sind am Wort. 

Mitteilung des Einlaufes 

Schriftführer Gerhard Pongracz: Einlauf für die 43. Sitzung des 
Burgenländischen Landtages, am Mittwoch, dem 16. Oktober 2013. 

Von der Landesregierung sind folgende Vorlagen eingelangt: 

1. Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Landesbeamten-Dienstrechtsgesetz 
1997 geändert wird (15. Novelle zum Burgenländischen Landesbeamten-
Dienstrechtsgesetz 1997) (Zahl 20 - 497) (Beilage 830); 

2. Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Landesbeamten-
Besoldungsrechtsgesetz 2001 geändert wird (Landesbeamten-Besoldungsnovelle 
2013) (Zahl 20 - 498) (Beilage 831); 

3. Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Landesbeamten-Pensionsgesetz 
2002 geändert wird (Zahl 20 - 499) (Beilage 832); 

4. Gesetzentwurf über die Hilfen für Familien und Erziehungshilfen für Kinder und 
Jugendliche (Burgenländisches Kinder- und Jugendhilfegesetz - Bgld. KJHG) (Zahl 
20 - 500) (Beilage 833); 

5. Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Mutterschutz- und Väter-
Karenzgesetz geändert wird (Zahl 20 - 501) (Beilage 834); 

6. Gesetzentwurf, mit dem das Bgld. Pflanzenschutzgesetz 2003 geändert wird (Zahl 
20 - 502) (Beilage 835); 

7. Gesetzentwurf über das Dienst- und Besoldungsrecht der Vertragsbediensteten 
des Landes (Burgenländisches Landesvertragsbedienstetengesetz 2013 - Bgld. 
LVBG 2013) (Zahl 20 - 503) (Beilage 836). 

Vom Burgenländischen Landes-Rechnungshof sind 

1. der Prüfungsbericht Follow-Up Prüfung betreffend den Prüfungsbericht des Bgld. 
Landes-Rechnungshofes über die Gebarung der Fachhochschulstudiengänge 
Burgenland Gesellschaft m.b.H. aus September 2009 (Zahl 20 - 492) (Beilage 795); 

2. der Prüfungsbericht Follow-Up Prüfung des Bgld. Landes-Rechnungshofes 
betreffend die finanziellen Förderungen des Landes Burgenland an die 
Fachhochschulstudiengänge Burgenland Gesellschaft m.b.H. (Zahl 20 - 493) 



4923 Burgenländischer Landtag, XX. Gesetzgebungsperiode - 43. Sitzung - Mittwoch, 16. Oktober und Donnerstag, 17. Oktober 2013 

 

(Beilage 796); 

eingelangt. 

Weiters sind die selbständigen Anträge 

1. der Landtagsabgeordneten Christian Illedits, Ing. Rudolf Strommer, Kolleginnen 
und Kollegen betreffend Erlassung eines Gesetzes mit dem das Burgenländische 
Gemeindebezügegesetz geändert wird (Zahl 20 - 504) (Beilage 837); 

2. der Landtagsabgeordneten Christian Illedits, Ing. Rudolf Strommer, Kolleginnen 
und Kollegen betreffend Erlassung eines Gesetzes mit dem das Burgenländische 
Landesbezügegesetz geändert wird (Zahl 20 - 505)(Beilage 838); 

sowie die schriftlichen Anfragen 

1. des Landtagsabgeordneten Michel Reimon, MBA an Herrn Landeshauptmann 
Hans Niessl betreffend die Bestellung des Umweltanwaltes (Zahl 20 - 487) (Beilage 
790); 

2. des Landtagsabgeordneten Michel Reimon, MBA an Herrn Landeshauptmann 
Hans Niessl betreffend Tag der Energiewende (Zahl 20 - 488) (Beilage 791); 

3. des Landtagsabgeordneten Michel Reimon, MBA an Herrn Landesrat Helmut Bieler 
betreffend Bau der Umfahrung Schützen (Zahl 20 - 489) (Beilage 792); 

4. des Landtagsabgeordneten Bgm. Manfred Kölly an Herrn Landesrat Andreas 
Liegenfeld betreffend Hochwasserschutzmaßnahmen Schützen am Gebirge (Zahl 
20 - 491) (Beilage 794); 

5. des Landtagsabgeordneten Bgm. Manfred Kölly an Herrn Landesrat Helmut Bieler 
betreffend UVP-Pflicht der B 50 Ortsumfahrung Schützen am Gebirge (Zahl 20 - 
494) (Beilage 827); 

6. des Landtagsabgeordneten Bgm. Manfred Kölly an Herrn Landeshauptmann-
Stellvertreter Mag. Franz Steindl betreffend Sportheim „Haus Burgenland“ in 
Altenmarkt (Zahl 20 - 495) (Beilage 828); 

und die Beantwortungen von schriftlichen Anfragen 

1. des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly an Herrn Landeshauptmann Hans Niessl 
(Zahl 20 - 467) betreffend erneute Überlassung des Zimmers Nr. 67 im Landhaus 
(Altbau) (Zahl 20 - 490) (Beilage 793) 

2. des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly an Herrn Landesrat Andreas Liegenfeld 
(Zahl 20 - 491) betreffend Hochwasserschutzmaßnahmen Schützen am Gebirge 
(Zahl 20 - 496) (Beilage 829) 

eingelangt. 

Ebenso ist die Resolution der Marktgemeinde Wiesen (E 91) betreffend „Unser 
Wasser darf nicht privatisiert werden“ eingelangt. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Schriftführer. Die Regierungsvorlagen Zahl 
20 - 497, Beilage 830, Zahl 20 - 498, Beilage 831, Zahl 20 - 499, Beilage 832, Zahl 20 - 
500, Beilage 833, Zahl 20 - 501, Beilage 834, und Zahl 20 - 503, Beilage 836 und die 
selbständigen Anträge Zahl 20 - 504, Beilage 837 und Zahl 20 - 505, Beilage 838, weise 
ich dem Rechtsausschuss und dem Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss zu. 
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Die Regierungsvorlage Zahl 20 - 502, Beilage 835, weise ich dem Agrarausschuss 
und dem Finanz, Budget- und Haushaltsausschuss zu. 

Die Prüfungsberichte des Burgenländischen Landes-Rechnungshofes Zahl 20 - 
492, Beilage 795 und Zahl 20 - 493, Beilage 796, weise ich dem Landeskontrollausschuss 
und die Resolution (E 91) weise ich dem Petitionsausschuss zu. 

Die schriftlichen Anfragen Zahl 20 - 487, Beilage 790 und Zahl 20 - 488, Beilage 
791, habe ich Herrn Landeshauptmann Hans Niessl, 

die schriftlichen Anfragen Zahl 20 - 489, Beilage 792 und Zahl 20 - 494, Beilage 
827, habe ich Herrn Landesrat Helmut Bieler 

die schriftliche Anfrage Zahl 20 - 491, Beilage 794 habe ich Herrn Landesrat 
Andreas Liegenfeld und 

die schriftliche Anfrage Zahl 20 - 495, Beilage 828, habe ich Herrn 
Landeshauptmannstellvertreter Mag. Franz Steindl zur Beantwortung übermittelt. 

Die Beantwortungen von schriftlichen Anfragen Zahl 20 - 490, Beilage 793 und Zahl 
20 - 496, Beilage 829, habe ich den Fragestellern und den Damen und Herren des Hohen 
Hauses übermittelt. 

Ich gebe nun die Tagesordnung der heutigen Sitzung bekannt. 

1. Fragestunde 

2. Bericht des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses betreffend den 
Beschlussantrag (Beilage 750) über den Landesvoranschlag für das Jahr 2014 
(Zahl 20 - 456) (Beilage 797); 

3. Bericht des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses betreffend den 
Beschlussantrag (Beilage 751) über die Kenntnisnahme der 3. Fortführung des 
Finanzplanes für das Burgenland für die Jahre 2011 bis 2015 (Zahl 20 - 457) 
(Beilage 798); 

4. Bericht des Rechtsausschusses betreffend den Gesetzentwurf (Beilage 783) über 
die Anpassung an die Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 
(Burgenländisches Landesverwaltungsgerichtsbarkeits-Begleitgesetz - Bgld. 
LVwgBG) (Zahl 20 - 480) (Beilage 799); 

5. Bericht des Rechtsausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage 782), mit dem 
der Landespolizeidirektion die Besorgung von Angelegenheiten der Straßenpolizei 
übertragen wird (Zahl 20 - 479) (Beilage 800); 

6. Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage 778), mit dem das 
Katastrophenhilfegesetz geändert wird (Zahl 20 - 475) (Beilage 801); 

7. Bericht des Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses betreffend den Gesetzentwurf (Beilage 780) über die 
Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens im Burgenland 
(Burgenländisches Gesundheitswesengesetz 2013 - Bgld. GwG 2013)(Zahl 20 - 
477) (Beilage 802); 

8. Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage 786), mit dem das 
Burgenländische Kanalanschlussgesetz 1989 geändert wird (Burgenländische 
Kanalanschlußgesetz-Novelle 2013) (Zahl 20 - 483) (Beilage 803); 
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9. Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage 787), mit dem das 
Kanalabgabegesetz geändert wird (Zahl 20 - 484) (Beilage 804); 

10. Bericht des Rechtsausschusses betreffend den Gesetzentwurf(Beilage 777) über 
den Gemeindesanitätsdienst im Burgenland (Burgenländisches 
Gemeindesanitätsgesetz 2013 - Bgld. GemSanG 2013) (Zahl 20 - 474) (Beilage 
805); 

11. Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses über den Gesetzentwurf 
(Beilage 781), mit dem das Burgenländische Leichen- und 
Bestattungswesengesetz geändert wird (Zahl 20 - 478) (Beilage 806); 

12. Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage 775), mit dem das 
Landesumlagegesetz geändert wird (Zahl 20 - 472) (Beilage 807); 

13. Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses betreffend den Beschlussantrag (Beilage 779), mit dem die 
Energiestrategie Burgenland 2020 zur Kenntnis genommen wird(Zahl 20 - 476) 
(Beilage 808);  

14. Bericht des Ausschusses für europäische Integration und grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses betreffend 
den Beschlussantrag (Beilage 760), mit dem der Umsetzungsbericht 2012 mit dem 
Titel „EU-Förderungen im Burgenland - Programmperiode 2007 - 2013 - 
Umsetzungsbericht 2012“ zur Kenntnis genommen wird (Zahl 20 - 465) (Beilage 
809); 

15. Bericht des Rechtsausschusses betreffend den Beschlussantrag (Beilage 765), mit 
dem der Bericht nach dem Objektivierungsgesetz betreffend Erstaufnahmen und 
Bestellungen im Jahr 2012 zur Kenntnis genommen wird (Zahl 20 - 470) (Beilage 
810); 

16. Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den Bericht des Rechnungshofes (Beilage 761) 
betreffend Systematik der Steuerung ausgegliederter Einheiten und Beteiligungen 
(Zahl 20 - 466) (Beilage 811); 

17. Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des 
Umweltausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Michel Reimon, MBA auf Fassung einer Entschließung (Beilage 726) betreffend 
Schaffung eines Nationalparkes am Westufer des Neusiedler Sees im Bereich der 
Wulkamündung (Zahl 20 - 444) (Beilage 812); 

18. Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des 
Sozialausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 763) betreffend die 
österreichweite Vereinheitlichung der Jugendschutzgesetze (Zahl 20 - 468) 
(Beilage 813); 

19. Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- 
und Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 
705) betreffend die gesetzliche Regelung einer Zinsobergrenze für Privatkredite 
sowie die rasche Weitergabe von Zinsvorteilen an Privatkunden durch 
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Kreditinstitute (Zahl 20 - 427) (Beilage 814); 

20. Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Johann Tschürtz, Ilse Benkö und Gerhard Kovasits auf 
Fassung einer Entschließung (Beilage 19) betreffend die Einberufung eines 
Burgenland-Konventes zur Erarbeitung einer Reform der Landesverfassung (Zahl 
20 - 19) (Beilage 815); 

21. Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 
57) betreffend Neuregelung der Unterstützung der Landtagsarbeit (Zahl 20 - 29) 
(Beilage 816); 

22. Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 
59) betreffend Abschaffung des Proporzes, Verkleinerung der Landesregierung 
(Zahl 20 - 31) (Beilage 817); 

23. Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 
389) betreffend Erweiterung der Gemeindeprüfungskompetenz des Landes-
Rechnungshofes (Zahl 20 - 243) (Beilage 818); 

24. Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 
706) betreffend die Einführung eines Anhörungsrechtes für die Bürgermeister bei 
der Besetzung von Polizeiinspektionen in den Gemeinden des Burgenlandes (Zahl 
20 - 428) (Beilage 819); 

25. Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 
774) betreffend die Verhinderung der Einführung von Tempo 80 auf Österreichs 
Freilandstraßen (Zahl 20 - 471) (Beilage 820); 

26. Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten 
Johann Tschürtz, Ilse Benkö und Gerhard Kovasits auf Fassung einer 
Entschließung (Beilage 664) betreffend die Vorlage eines Spekulationsberichtes 
durch die Landesregierung (Zahl 20 - 406)(Beilage 821); 

27. Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 753) betreffend Änderung 
der Vignettenpflicht für Fahrzeughalter mit Wechselkennzeichen (Zahl 20 - 458) 
(Beilage 822); 

28. Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 757) betreffend Reduktion 
der Steuerbelastung zur Ankurbelung der Wirtschaft (Zahl 20 - 462) (Beilage 823); 

29. Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 764) betreffend die 
Rückvergütung der Mehrwertsteuer bei der Abrechnung bzw. Ausbezahlung der 
Wohnbauförderung im Burgenland(Zahl 20 -469) (Beilage 824) 
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30. Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 776) betreffend die volle 
Übernahme der Kosten für Errichtung, Sanierung und Instandhaltung der 
Burgenländischen Landesstraßen durch das Land (Zahl 20 - 473) (Beilage 825). 

Wird gegen die Tagesordnung ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

1. Punkt: Fragestunde 

Präsident Gerhard Steier: Wir gehen daher in die Tagesordnung ein und kommen 
somit zum 1. Punkt der Tagesordnung, zur Fragestunde. 

Ich beginne jetzt - es ist 10 Uhr 27 Minuten - mit dem Aufruf der Anfragen. 

Die erste Anfrage der heutigen Fragestunde, die an Herrn Landesrat Helmut Bieler 
gerichtet ist, wurde vom Fragesteller Landtagsabgeordneten Mag. Werner Gradwohl gem. 
§ 21 Absatz 3 GeOLT zurückgezogen. 

Wir kommen daher zum Aufruf der zweiten Anfrage. Sie ist gerichtet von Herrn 
Abgeordneten Robert Hergovich an Herrn Landesrat Dr. Peter Rezar. Ich bitte Herrn 
Abgeordneten Hergovich um Verlesung seiner Anfrage. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Robert Hergovich (SPÖ): Sehr geehrter Herr Landesrat! Welche 
Maßnahmen setzt das Land Burgenland im Bereich der Jugendausbildung und 
Jugendbeschäftigung? 

Präsident Gerhard Steier: Bitte Herr Landesrat, Sie sind am Wort. 

Landesrat Dr. Peter Rezar (SPÖ): Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! In den vergangenen Jahren hat das Land Burgenland zahlreiche 
Initiativen und Maßnahmen im Bereich der Jugendausbildung gesetzt. Das war auch sehr 
notwendig. 

Gerade in Zeiten schwierigster Rahmenbedingungen ist es der Republik 
Österreich, aber auch dem Burgenland gelungen, die Arbeitslosigkeit doch entscheidend 
zurück zu drängen. Wir sind im Bereich der Arbeitslosigkeit nach Eurostat mit 4,9 Prozent 
absolutes Spitzenland geworden und im Bereich der Jugendarbeitslosigkeit im Ranking 
mit 8,6 Prozent immerhin an zweiter Stelle. 

Wenn Sie diese Arbeitslosenquoten im Bereich der Jugendarbeitslosigkeit 
vergleichen mit jenen einiger europäischer Länder - Griechenland über 61 Prozent oder 
Spanien 56 Prozent, Kroatien 55 Prozent, Italien 39 Prozent - dann erscheint das sehr 
beachtlich zu sein. Wiewohl natürlich jeder Arbeitslose ein Arbeitsloser zu viel ist. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Daher ist es auch nach wie vor ein Gebot der Stunde, der Arbeitslosigkeit 
entgegenzuwirken und die Jugendarbeitslosigkeit entscheidend zurückzudrängen. Wir 
brauchen im Burgenland in nächster Zukunft natürlich auch gebündelte 
Kraftanstrengungen im Bereich der Jugendausbildung. Wir müssen alles unternehmen, 
damit wir das Humankapital stärken, damit wir den Wirtschaftsstandort stärken, damit wir 
auch künftig genügend Facharbeitskräfte zur Verfügung haben.  

Das wesentlichste und wahrscheinlich wichtigste Beispiel, das wir umgesetzt 
haben, ist die sogenannte Ausbildungsgarantie. Seit 15 Jahren gibt es dieses Projekt der 
Ausbildungsgarantie. Wir haben derzeit mehr als 500 Ausbildungsplätze in diesem 
Segment geschaffen.  
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Dieses Aus- oder dieses Auffangnetz für junge Burgenländerinnen und 
Burgenländer wird auch sehr, sehr stark angenommen. Wir haben diesbezüglich auch 
durchaus Lob von der Europäischen Kommission bekommen. Kommissionspräsident 
Barroso hat hier Österreich als Musterland apostrophiert.  

Wir brauchen auch künftighin Facharbeiter „made im Burgenland“. Wir hatten noch 
im Jahr 2005 137 Ausbildungsplätze im Rahmen der Ausbildungsgarantie nach den 
Maßnahmen, nach dem Berufsausbildungsgesetz. Derzeit befinden sich 547 Jugendliche 
in Kurs- und Ausbildungsmaßnahmen.  

Eine weitere sehr wichtige Weichenstellung waren natürlich die überbetrieblichen 
Lehrwerkstätten, die wir in allen Regionen, in allen Bezirken geschaffen haben mit 
zahlreichen Angeboten.  

Wir haben auch ein Projekt umgesetzt, mit dem Projekt „Lehre mit Matura“, damit 
wir die Facharbeiterausbildung attraktiver gestaltet haben. Das wird sehr, sehr gut 
angenommen.  

Und wir haben im Bereich der Qualifikationsförderung insbesondere den Bereich 
Lehrlingsförderung, Lehrlingswohnunterstützung, ausgeweitet. Auch hier kann ich 
berichten, dass wir in den vergangenen Jahren knapp 1,7 Millionen Euro zur 
Unterstützung von burgenländischen Lehrlingen ausgeschüttet haben.  

Ich glaube, diese Maßnahmen zusammen haben letztendlich diese gute 
Positionierung des Burgenlandes im Bereich der Jugendausbildung, der 
Jugendqualifikation, ermöglicht, und ich glaube, das ist auch ein Gebot der Stunde, dass 
wir diese erfolgreichen Maßnahmen auch künftig hin fortsetzen werden. (Beifall bei der 
SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Landesrat. Eine weitere Zusatzfrage? - 
Bitte Herr Abgeordneter Hergovich. 

Abgeordneter Robert Hergovich (SPÖ): Sehr geehrter Herr Landesrat! Sie haben 
die Ausbildungsgarantie im Burgenland angesprochen.  

Warum ist diese Ausbildungsgarantie für die jungen Burgenländerinnen und 
Burgenländer so wichtig? 

Präsident Gerhard Steier: Herr Landesrat, Sie sind am Wort. 

Landesrat Dr. Peter Rezar (SPÖ): Sehr geehrter Herr Abgeordneter! In den 
vergangenen Jahren ist die Zahl der Betriebe, die Lehrlinge ausgebildet haben, doch 
dramatisch zurückgegangen. Im Jahr 2002 waren es im Burgenland noch 1.182 Betriebe 
mit Lehrlingsausbildung, im Jahr 2012 waren es nur noch 985 Betriebe.  

Das heißt, um nahezu 200 Betriebe weniger, die Lehrlinge ausgebildet haben und 
dennoch ist es uns gelungen, die Zahl der Lehrlinge stabil zu halten. Das ist uns 
deswegen gelungen, weil wir, wie gesagt, diese überbetriebliche Lehrausbildung 
angeboten haben.  

Darüber hinaus ist das Land Burgenland mittlerweile der größte Lehrlingsausbildner 
geworden. Aktuell haben wir 60 Plätze im Land beziehungsweise in landesnahen 
Betrieben für die Lehrlingsausbildung.  

Wir haben aktuell sechs Lehrwerkstätten, wir hatten schon 12 Lehrwerkstätten, wo 
wir insgesamt 38 Berufsbilder anbieten für Jugendliche. Auch die Zahl der Lehrbeginner, 
so eine Studie des AMS, wird bis zum Jahr 2017 zurückgehen um geschätzte 5,8 Prozent.  
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Das heißt, der Bestand der Lehrlinge wird insgesamt um 6,4 Prozent schrumpfen. 
Daher ist es auch notwendig, hier auch weiter künftig hin Facharbeiter auszubilden, damit 
wir den Wirtschaftsstandort Burgenland nicht gefährden. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Landesrat. Eine weitere Zusatzfrage? - 
Bitte Herr Abgeordneter Hergovich. 

Abgeordneter Robert Hergovich (SPÖ): Sehr geehrter Herr Landesrat! Viele 
junge Burgenländerinnen und Burgenländer suchen aber einen Ausbildungsplatz.  

Welches Angebot haben jene jungen Burgenländerinnen und Burgenländer, die 
einen Lehrplatz im Burgenland suchen? 

Präsident Gerhard Steier: Herr Landesrat, bitte. 

Landesrat Dr. Peter Rezar (SPÖ): Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Mit dem 
Rückgang der Betriebe die Lehrlinge ausbilden, haben wir natürlich zunehmend einen 
Druck auch im Bereich der überbetrieblichen Lehrausbildungen bekommen. Mit den 
Maßnahmen nach dem Berufsausbildungsgesetz bieten wir ab Oktober dieses Jahres 
wieder um 543 Plätze an, wobei 271 Plätze für Neueinsteiger, für Schulabgänger 
reserviert sind.  

Hier wenden wir insgesamt 8,4 Millionen Euro jährlich auf, das AMS Burgenland 
sowie das Land Burgenland, wobei das Land Burgenland hier 25 Prozent dieser 
Ausbildungskosten übernimmt. Das Berufsangebot reicht beispielsweise vom 
Chemielaboranten über Einzelhandelskauffrau, -kaufmann, bis zu Mechatronik, bis zu 
Windkraftanlagentechniker, also auch neue Green-Jobs, die hier geschaffen werden, bis 
hin zu Ausbildungsmaßnahmen im Tourismusbereich.  

Ein Beleg, wonach burgenländische Jugendliche hier top ausgebildet werden, ist 
für mich auch der Umstand, dass sie bei Leistungsvergleichen in Österreich, aber auch 
international, ausgesprochen gut, sehr gut abschneiden. Das heißt, wir lassen im 
Burgenland niemanden zurück.  

Jeder bekommt von uns eine Chance. Wir brauchen auch künftig hin Spezialisten 
„made im Burgenland“. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Landesrat. Eine weitere Zusatzfrage 
kommt vom Abgeordneten Geißler. Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Rudolf Geißler (ÖVP): Sehr geehrter Herr Landesrat! Sie haben 
zum Thema Jugendbeschäftigung den Vergleich mit anderen europäischen Staaten 
angeführt. Im Bundesländervergleich österreichweit sieht es leider nicht so gut aus. Laut 
Auskunft des AMS Burgenland war mit Stichtag Ende August 2013 die 
Jugendarbeitslosenquote mit 8,8 Prozent die zweithöchste nach Wien. Wien hat eine 
Jugendarbeitslosenquote von 11,7 Prozent.  

Meine Frage dazu: Sehen Sie sich veranlasst, angesichts dieses doch relativ 
schlechten Wertes im Bundesländervergleich neue Überlegungen, neue Maßnahmen 
hinsichtlich Jugendbeschäftigung anzustellen? 

Präsident Gerhard Steier: Herr Landesrat, Sie sind am Wort. 

Landesrat Dr. Peter Rezar (SPÖ): Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich will all 
diese Maßnahmen, die vom Land veranlasst worden sind, nicht schlecht reden, es gibt 
aber durchaus Ausgebote, die seitens der Jugendlichen nicht angenommen werden.  

Wir können als Verantwortungsträger nur Angebote machen, wir können 
Jugendliche nicht verpflichten, die eine oder andere Ausbildung auch zu absolvieren. Es 
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ist leider noch immer noch so, dass moderne zukunftsträchtige Berufe von den 
Jugendlichen nicht gewählt werden, aus welchen Gründen immer. 

Daher bemühen wir uns auch ständig, das Image der Lehre, das Image der 
Facharbeit entsprechend auszuweiten, und daher schaffen wir auch neue Angebote. Ich 
habe ja einige genannt.  

Wir haben absolute Topchancen im Tourismus, es gibt absolute Topchancen im 
Bereich der Pflege, der Pflegeausbildung, dennoch finden wir nicht genügend 
Jugendliche, die sich bereit erklären, gerade in jenen Berufen, wo die Zukunftschancen 
am größten werden, ihre Ausbildung zu machen.  

Bei den weiblichen Jugendlichen ist es noch immer so, dass man Bürokauffrau 
werden möchte, dass man Frisörin werden möchte. Die brauchen wir natürlich auch, aber 
nicht in der angestrebten Zahl. Bei den männlichen Jugendlichen ist es so, dass der 
Mechaniker nach wie vor im Topranking liegt. Auch hier brauchen wir nicht so viele.  

Das heißt, wir werden selbstverständlich sehr innovativ alle Maßnahmen bündeln, 
damit wir allen Jugendlichen im Burgenland auch eine Chance geben können. (Beifall bei 
der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Landesrat. Eine weitere Zusatzfrage 
kommt vom Abgeordneten Trinkl. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mario Trinkl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Landesrat!  

Wie bewerten Sie das Ausbildungsmodell "Lehre mit Matura"? 

Präsident Gerhard Steier: Herr Landesrat, Sie sind am Wort. 

Landesrat Dr. Peter Rezar (SPÖ): Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich glaube 
wir haben im Burgenland mit den Sozialpartnern ein absolutes Topmodell im Angebot, 
nämlich vier Tage im Beruf, ein Tag, das ist der Freitag, drücken die Jugendlichen 
sozusagen die Schulbank.  

Wir haben, glaube ich, als Gesellschafter den Auftrag, dass wir das Image des 
Lehrberufes, das Image der Lehre entscheidend anheben mit Aktionen, wie dem Tag der 
Lehre, in der Vergangenheit, wo wir die Top-Lehrlinge seitens des Herr 
Landeshauptmannes auszeichnen. All jene, die mit gutem Erfolg, mit sehr gutem Erfolg 
abschließen, werden hier eingeladen.  

Für mich hat Lehre mit Matura eine sehr, sehr große Bedeutung, weil es der 
entscheidenste und der bedeutendste Imagesteigerungspunkt in der jüngeren 
Vergangenheit gewesen ist. Es ist uns auch gelungen, die Einbahn im Bildungswesen 
entscheidend zu verändern.  

Früher war es nur möglich, eine Matura zu absolvieren, oder eine 
Facharbeiterausbildung, jetzt ist beides sozusagen möglich, und wir haben 108 
Jugendliche in diesem Ausbildungsmodell, in den Ausbildungsstätten in Eisenstadt im 
WIFI und in Oberwart mit dem BFI.  

Nach dem Start 2009 gab es in den vergangenen Jahren insgesamt 36 
Absolventen. Heuer waren es 21, also 57, auch die Kurse für das laufende Jahr sind voll. 
Dieses Modell ist ein absolutes Erfolgsmodell und ich glaube auch das ist eine positive 
Steigerung des Images und zeigt auch die Lernwilligkeit der burgenländischen 
Jugendlichen. (Beifall bei der SPÖ) 



4931 Burgenländischer Landtag, XX. Gesetzgebungsperiode - 43. Sitzung - Mittwoch, 16. Oktober und Donnerstag, 17. Oktober 2013 

 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Landesrat. Da keine weitere Zusatzfrage 
mehr gestellt wird, kommen wir zum Aufruf der dritten Anfrage. Sie ist gestellt von Herrn 
Landtagsabgeordneten Ing. Rudolf Strommer an Frau Landesrätin Mag. Michaela 
Resetar. Ich darf den Herrn Klubobmann um Verlesung seiner Anfrage bitten. 

Bitte Herr Klubobmann. 

Abgeordneter Ing. Rudolf Strommer (ÖVP): Sehr geehrte Frau Landesrätin! Der 
Kulturtourismus spielt im Burgenland eine immer größere Rolle.  

Wir sehen Sie, als Tourismuslandesrätin, das Kulturgeschehen im Burgenland? 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter. Frau Landesrätin, Sie sind 
am Wort. 

Landesrätin Mag. Michaela Resetar (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 
Abgeordnete! Hohes Haus! Zunächst darf ich festhalten, dass der Burgenland-Tourismus 
auf unterschiedlichen Schienen aufgebaut ist und das ist auch der Grund dafür, dass sich 
das Burgenland im Bereich des Tourismus hervorragend entwickelt hat.  

Neben den unterschiedlichsten Säulen, wie zum Beispiel Wein, Wellness, Sport, 
Naturerlebnis, Kulinarik, spielt natürlich auch die Kultur eine ganz wesentliche und 
wichtige Rolle, weil wir die Möglichkeit haben, die Kulturangebote mit Packages zu 
schnüren um gleichzeitig auch dadurch Nächtigungen zu lukrieren.  

Seit meinem Amtsantritt 2004 haben wir im Burgenland mehr als 600.000 
Nächtigungen gemacht, das ist nicht der Verdienst eines Politikers oder der Politik selbst, 
sondern das ist das Verdienst der Unternehmerinnen und Unternehmer.  

Aber selbstverständlich müssen wir seitens der Politik danach trachten, dass wir 
die Rahmenbedingungen so setzen, dass sich unsere Betriebe gut entwickeln können und 
selbstverständlich auch die Kulturangebote dementsprechend gefördert werden.  

Gott sei Dank, wird in vielen Bereichen nicht mehr in Regionen, sondern in 
Angeboten gedacht. Das ist auch ein wesentliches Merkmal, dass wir dann in Zukunft 
gemeinsam als Burgenland international auch bestehen können und wir selbstverständlich 
auch zusätzliche Gäste in das Land bringen.  

Auf Ihre konkrete Frage, jetzt im Speziellen auf das Kulturangebot. Es gibt ja 
immerhin 700.000 Gäste, die die unterschiedlichsten Kulturangebote genießen. Der 
Kulturgast ist ein sehr kaufkräftiger Gast. Es entsteht dadurch eine sehr, sehr hohe 
Wertschöpfung in der Hotellerie, in der Gastronomie, in den Transportunternehmen, in 
den Naturanbietern und in den unterschiedlichsten Gewerbebetrieben.  

Deshalb glaube ich auch, dass wir seitens des Burgenland-Tourismus die 
Verknüpfung mit der Kultur noch enger machen werden, auch in Zukunft. Da gibt es auch 
verschiedene Aktivitäten, die gesetzt werden. 

Aber letztendlich kann man schon sehr wohl mit Stolz sagen, dass wir die 
unterschiedlichsten Kulturangebote haben, und sie sind ja sehr vielseitig. Wir feiern 50 
Jahre Seefestspiele Mörbisch, 40 Jahre Halbturner Schlosskonzerte, 25 Jahre 
Haydnfestival, 20 Jahre Burgspiele Güssing, 50 Jahre Musica-Sacra, 10 Jahre J:opera 
und 10 Jahre Intendant Wolfgang Böck bei den Kobersdorfer Schlossspielen.  

Und was das Gute ist an den Kulturangeboten, dass sie eigentlich das ganze Jahr, 
365 Tage kann man so schön sagen, angeboten werden. Das beginnt schon im Jänner 
und endet natürlich erst im Dezember, ich habe da eines jetzt hier, das Mozart Requiem, 
das findet am 1. November statt.  
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Also Sie sehen, bis im Dezember gehen die unterschiedlichsten Kulturangebote, 
sodass auch die Kulturschiene einen wesentlichen Beitrag dazu leistet, dass sich das 
Burgenland als Ganzjahresdestination entwickelt.  

Und wir haben heuer gemeinsam ein ganz tolles Magazin herausgegeben unter 
dem Titel das Burgenlandmagazin – „Urlaub mit Sonne drin" wo die unterschiedlichsten 
Aktivitäten angeführt werden. Diese Magazine liegen zum Teil auch in den einzelnen 
Hotels auf, sodass der Gast Zeit hat, die unterschiedlichsten Angebote kennen zu lernen.  

So kann ich mit Stolz sagen, dass der Burgenland-Tourismus, all das, was er im 
Bereich Kultur bewirkt mit Haydn, Liszt, Oper, Rock, Land der Burgen, Land der 
Schlösser, Galerien, hier lebt die Tradition, Kultur für alle Altersgruppen, Kulturreisen, 
Künstlerdörfer, also wir können sehr, sehr viel anbieten.  

Ich möchte auch Danke sagen für die gute Zusammenarbeit. Alles in allem wird uns 
die Kultur auch dazu bringen, dass wir hoffentlich auch irgendwann einmal die drei 
Millionen Nächtigungsmarke überspringen. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Landesrätin. Am Wort für die nächste 
Anfrage ist Klubobmann Rudolf Strommer. 

Bitte Herr Klubobmann. 

Abgeordneter Ing. Rudolf Strommer (ÖVP): Eine Zusatzfrage, Herr Präsident, an 
die Frau Landesrätin. Der Kulturgast bringt hohe Wertschöpfung, haben Sie gesagt, Frau 
Landesrätin, in den Regionen.  

Welche Aktivitäten werden gesetzt, um die Kulturangebote noch besser zu 
vernetzen? 

Präsident Gerhard Steier: Frau Landesrätin, Sie sind am Wort. 

Landesrätin Mag. Michaela Resetar (ÖVP): Ja, das stimmt. Mir war es immer ein 
Anliegen seit meinem Amtsantritt, dass jene Gäste, die zu uns ins Burgenland kommen, 
leider Gottes, manchmal nur als Tagesgäste, dann auch hier übernächtigen sollten. Denn, 
wenn man alleine diese hernimmt, nämlich die 700.000 Besucher, rechnet man es hoch 
mit 500.000 oder 400.000 mal zwei Nächte, würden wir dort schon 800.000 Nächtigungen 
machen. 

So gesehen, glaube ich sehr wohl, dass wir das erkannt haben. Dass wir 
gemeinsam mit der Kultur auch sehr viele Angebote schnüren. Das wissen auch unsere 
Hoteleriebetriebe. Unsere Betriebe, viele rund um den See sagen sehr wohl, was wäre, 
wenn es St. Margarethen und Mörbisch nicht gäbe?  

Also die brauchen sehr wohl dieses zusätzliche Angebot, weil die Gäste das 
natürlich auch schon verbinden mit einem Urlaub, sei es zwei Tage, oder vielleicht dann 
auch eine Woche bleiben. Sie verbinden es auch mit den Top Weinen, mit der Kulinarik. 
Sie machen auch Ausflüge rund um den Nationalpark oder um den Naturpark, sodass ein 
stimmiges, sehr rundes Angebot entsteht.  

Und wir haben unterschiedliche Angebotsplattformen, weil wir natürlich auch alle 
Altersgruppen ansprechen wollen. Thermenwelt Burgenland, Best for Family, Bühne 
Burgenland, das sind alles Schienen, wo natürlich auch die Kultur eine ganz wichtige 
Rolle spielt.  

Und heuer ist es uns zum ersten Mal gelungen, Bühne Burgenland mit 18 
Kulturanbietern zusammenzufassen, um auch die Mitteln zu bündeln, und auch die 
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Möglichkeit zu haben zum Beispiel, auf der ITB - der größten Tourismusmesse 
europaweit, nämlich in Berlin gemeinsam aufzutreten. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Landesrätin. Eine weitere Zusatzfrage? – 
Bitte Herr Abgeordneter Strommer. 

Abgeordneter Ing. Rudolf Strommer (ÖVP): Sehr geehrte Frau Landesrätin! Die 
Kulturangebote im Burgenland sind also sehr vielseitig.  

Wie sehen Sie, als Tourismus-Landesrätin, die Zukunft des burgenländischen 
Kulturtourismus? 

Präsident Gerhard Steier: Frau Landesrätin, Sie sind am Wort. 

Landesrätin Mag. Michaela Resetar (ÖVP): Ich sehe der Zukunft sehr positiv 
entgegen, möchte aber auch nicht verhehlen, dass es in bestimmten Bereichen, was die 
Kulturangebote betroffen hat, auch etwas Einbrüche gegeben hat. Aber das ist zum Teil 
zu erklären.  

Die wirtschaftliche Situation hat sich voll durchgeschlagen bei den Reiseanbietern. 
Es wurde uns gesagt, seitens der Veranstalter von Mörbisch und von St. Margarethen, 
dass vor allem jene, die diese großen Busreisen anbieten, leider Gottes, nicht diese 
Kontingente abgenommen haben, die sie sonst immer hatten. 

Da ist uns auch dann das Hochwasser dazu gekommen. Und da haben die Leute 
einfach zum Sparen angefangen. Weil diese großen Reiseanbieter aus Oberösterreich, 
zum Beispiel, die haben gleich 1.000 Karten abgenommen.  

Aber ich glaube sehr wohl, dass wir auf einem guten Weg sind, weil wir auch ein 
sehr gutes Angebot haben, qualitativ sehr hochwertig. Und deshalb glaube ich, dass wir 
aufgrund unseres Kulturangebotes und aufgrund der hohen Qualität auch in Zukunft 
bestehen werden. 

Wir bieten ja letztendlich Kultur für Kleinkinder genauso, wie für Urgroßeltern an. 
Und die Kombination immer mit unseren fünf Säulen wird uns auch unverwechselbar 
machen, sodass wir letztendlich auch ein Ziel erreichen, ich kann es nur immer wieder 
wiederholen, endlich drei Millionen Nächtigungen zu erreichen. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Landesrätin. Eine weitere Zusatzfrage 
kommt vom Abgeordneten Loos. 

Abgeordneter Josef Loos (SPÖ): Sehr geehrte Frau Landesrätin! Da Sie die 
Synergien zwischen Tourismus und Kultur unterstreichen und der Tourismus wesentlich 
von der Kulturpolitik profitiert, meine Frage:  

Welche konkreten Maßnahmen setzen Sie, als Tourismus-Landesrätin, um das 
Kulturgeschehen im Burgenland optimal zu unterstützen? 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter. Frau Landesrätin, bitte. 

Landesrätin Mag. Michaela Resetar (ÖVP): Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Wir 
haben unterschiedliche Aktivitäten gesetzt und aufgrund der neuen Medien versuchen wir 
natürlich, andere Plattformen aufzumachen. Das ist zum Beispiel, da gibt es 
Pressefahrten und die, die diese Pressefahrten machen, die bloggen und die sagen, wie 
schön es war, dass sie diese und jene Kulturveranstaltung besuchen durften.  

Da gibt es „Bühne Burgenland“, die unterschiedlichsten Pressepräsenzen. Ich habe 
angesprochen, die ITB in Berlin. Ich glaube, wenn wir da so geballt auftreten, dann 
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können wir, da sind ja -zigtausende Anbieter von der ganzen Welt da, dann können wir 
auch bestehen. 

Übrigens Haydn ist natürlich unverwechselbar und da sind wir immer stark, die 
Bewerbung des Festivalsommers auf der Onlineplattform. Es gibt auch eine ÖW-
Kampagne, selbstverständlich haben wir uns auch dort angehängt, gemeinsam zum 
Thema Kultur und Genuss.  

Es gibt auch einen Frühlingsbeileger. Ich habe den Herbstbeileger kurz 
durchgeblättert und auch gesehen, dass auch hier Kultur wieder eine wichtige Rolle spielt, 
jetzt die ganzen Adventmärkte, die stattfinden. 

Und etwas ganz Besonderes ist uns gelungen, nämlich nächstes Jahr wird jede 
Eintrittskarte eine Nächtigung wert sein. Im Konkreten geht es im Jahr 2014 darum, wenn 
die Spielsaison beginnt, soll mit der Eintrittskarte eine Nächtigung bei unterschiedlichsten 
Hotels unter einem Paket buchbar sein. Insgesamt haben sich 24 Hotels und 16 bis 18 
Kulturveranstalter dazu bereit erklärt, hier gemeinsam zu arbeiten.  

Weil die einzelnen Betriebe die Kulturveranstaltung bewerben sollen, und 
gleichzeitig die Kulturveranstalter auch die Möglichkeit haben zu erklären, wenn sie zu 
uns kommen, dann können sie auch gleich ein Angebot, nämlich mit Nächtigungen im 
Burgenland genießen. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Landesrätin. Eine weitere Zusatzfrage 
kommt vom Abgeordneten Mag. Werner Gradwohl. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mag. Werner Gradwohl (ÖVP): Sehr geehrte Frau Landesrätin! Für 
jede Region sind Kulturevents von enormer wirtschaftlicher Bedeutung. Sie sind ja auch 
Vorstand der Franz Liszt-Gesellschaft in Raiding.  

Welche Bedeutung hat Franz Liszt und das Liszt Festival im Kulturtourismus in der 
Region Mittelburgenland? 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter. Frau Landesrätin, bitte. 

Landesrätin Mag. Michaela Resetar (ÖVP): Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ja, 
das stimmt, ich bin ein Mitglied des Vorstandes der Liszt-Gesellschaft, unter anderem 
auch Landesrat Bieler und Herr Bürgermeister Landauer. Wir haben erst am Montag die 
neunte ordentliche Generalversammlung gehabt.  

Es wurde ein neuer Geschäftsführer bestellt, der Herr Mag. Thomas Mersich aus 
Eisenstadt. Und ich bin überzeugt davon, nachdem er auch schon sehr viel mitgearbeitet 
hat, dass er als Geschäftsführer, nicht nur von der Liszt-Gesellschaft, vom Liszt Festival, 
sondern auch von Kobersdorf, so eine gute Arbeit leisten wird. 

Aber, das Liszt Festival und es gibt ja jetzt auch eine große Broschüre, und es 
fangen ja jetzt wieder die Konzerte an, ist eine ganz kleine Markennische, die sich 
wunderbar etabliert hat und wo ich überzeugt bin, dass wir auch in Zukunft auf dem 
internationalen Markt bestehen können.  

Wir, seitens des Burgenland-Tourismus, wir wollen ja, dass sich das Burgenland 
auch international präsentieren kann und wir letztendlich auch internationale Gäste in das 
Land bringen, die dann hoffentlich nicht nur 2,3 Tage, wie so die durchschnittliche 
Aufenthaltsdauer ist, sondern länger, bleiben. 

So gesehen, haben wir eine wunderbare Symbiose gefunden zwischen dem Liszt 
Festival und der Kultur. Aber darüber hinaus hat sich natürlich in Raiding einiges getan. 
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Es gibt das Liszt Geburtshaus, das Lisztzentrum, den „Franz Liszt Erlebnispfad“, wo wir 
Gäste vom Lisztzentrum in den Ortskern bringen wollen, damit auch die Wertschöpfung 
dort entsteht. Im Konkreten sind das bei diesem „Liszt-Erlebnispfad“ acht Stationen.  

Und was ich noch zum Abschluss sagen möchte, das „Raiding Project“, wo kleine 
einzigartige Wohneinheiten entstehen. Zwei sind ja schon entstanden, das 
„Storchenhaus“ und das „Hara House“. Da können wir exakt international punkten. Da 
sind wir auch in internationalen Medien präsent und das wird auch weiter helfen, Gäste 
aus dem Ausland zu lukrieren. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Landesrätin. Da keine weitere Zusatzfrage 
mehr gestellt wird, kommen wir zum Aufruf der vierten Anfrage. Sie ist gerichtet von der 
Frau Abgeordneten Edith Sack an die Frau Landesrätin Verena Dunst. 

Ich bitte daher Frau Abgeordnete Sack um Verlesung Ihrer Anfrage.  

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Edith Sack (SPÖ): Sehr geehrte Frau Landesrätin! Seit 1987 steigt 
die Frauenbeschäftigung im Burgenland kontinuierlich. Im Jahr 2000 gab es 36.805 
unselbständig beschäftigte Frauen im Burgenland, im Jahr 2012 waren es 47.297 
beschäftigte Frauen. Das ist eine Steigerung um 29 Prozent. 

Welche Maßnahmen werden seitens des Landes Burgenlands gesetzt, um diesen 
Trend auch in den nächsten Jahren fortzusetzen? 

 Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Abgeordnete. Am Wort ist die Frau 
Landesrätin, bitte. 

Landesrätin Verena Dunst (SPÖ): Herr Präsident! Hoher Landtag! Ja, Sie haben 
Recht, Frau Abgeordnete, das ist natürlich eine Erfolgsbilanz. Sie müssen sich noch 
einmal vergegenwärtigen, wenn wir im Jahr 2000 über 36.000 Frauen in Beschäftigung 
gehabt haben, dann haben wir jetzt im Jahr 2012, hatten wir, über 47.000 und die 
Steigerung um 29 Prozent, diese Zahl haben Sie impliziert in Ihre Fragestellung, das ist 
natürlich eine Erfolgsstory. 

Man muss auch klar sagen, dass gerade für die Frauen es wichtig war, das hier 
von unseren Möglichkeiten durch die EU-Förderung umzusetzen. Und die 
Rahmenbedingungen, die die Politik geschaffen hat und auch natürlich die Wirtschaft die 
dem Weg gefolgt ist, bedeutet, dass die Wirtschaft mehr Frauen Beschäftigung gegeben 
hat und die Frauen das auch brauchen.  

Sie dürfen nicht vergessen, meine Damen und Herren, es geht ja nicht nur um die 
klaren Taten und Fakten, dass 29 Prozent mehr Frauen beschäftigt sind, sondern es geht 
darum, dass die Wirtschaftskraft im Burgenland bleibt. Dass die Kaufkraft damit gesteigert 
wird, weil immer mehr Menschen auch Einnahmen erzielen können und dementsprechend 
auch die Kaufkraft durch ihren Einkauf steigern können. Also eine „win-win“-Situation für 
das Burgenland.  

Und ein herzliches Danke an die Partner in der Wirtschaft, aber vor allem an die 
EU-Förderungen. Und die Eine oder Andere mag das kritisch manchmal hinterfragen, hier 
aber ist ganz klar, gerade die Frauen sind die Gewinnerinnen dieser positiven Entwicklung 
des Burgenlandes und ich bin natürlich als Frauen-Landesrätin sehr froh darüber.  

Natürlich ist auch klar, dass es ein Maßnahmenbündel braucht, damit Frauen 
wieder einsteigen können, gut sich ausbilden und so weiter, ein Maßnahmenbündel von 
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der Kinderbetreuung natürlich, über die Ausbildung, über das Selbstbewusstsein der 
Frauen und so weiter.  

Aber auch ein soziales Maßnahmenpaket, das hier mit dabei ist, nämlich die 
Frauen vor Armut zu schützen. Und auch das ist etwas, was ganz, ganz wichtig ist, wenn 
Frauen ein eigenes Einkommen haben, sind sie geschützt vor der Armut, bis zur Pension, 
wo sie dann auch eine dementsprechende Pension erreichen können. 

Ganz kurz nur zu diesem Maßnahmenbündel, die wichtig sind, Frau Abgeordnete, 
meine Damen und Herren. Erstens, Kinderbetreuung keine Frage, das wissen wir, ein 
direkter Zusammenhang zwischen der Erfolgsstory plus 29 Prozent mehr Frauen in 
Beschäftigung und zugleich gerade in diesen letzten zehn, 12, 13 Jahren ein sehr guter 
Ausbau der Kinderbetreuung. Und ich kann mich nicht oft genug bedanken bei den 
Gemeinden, die ja zu diesem Weg beigetragen haben. 

Und natürlich die zweite Sache, neben der Kinderbetreuung auch immer der 
Wunsch, dass es wichtig wäre, an dieser weiter zu arbeiten. Auch hier eine 
Erfolgsgeschichte. Erster bei der Kindergartenbetreuung, Alter drei bis sechs. Wir wissen, 
auch ein zweiter Platz für die Kinder unter drei Jahren.  

Aber, und ich sage hiergleich dazu, wir dürfen da nicht stehen bleiben. 
Ferienangebote für Kinder sind wichtig und Kinderbetreuung für die Frauen ist natürlich 
wichtig. 75 Prozent der Frauen machen noch immer die Kinderbetreuung. Kinder ab sechs 
Jahren brauchen auch Ferienangebote, Kinder ab sechs Jahren würden es auch 
verdienen, dass sie Nachmittagsbetreuung haben. 

Väter und Mütter haben nicht die Chance, das würde auch die Wirtschaft nicht 
gewährleisten können, dass sie um 12 Uhr ihre Arbeitszeit beenden und dann da zu sein, 
wenn das Volksschulkind nachhause kommt.  

Und die politische Forderung von allen Frauen natürlich, aber auch von Männern 
unterstützt hier Ganztagsschulen, Nachmittagsbetreuung, Tagesheimstätten weiter 
auszubauen. Ich denke da wird niemand in diesem Raum sein, der nicht sagt, das 
brauchen wir, sonst können wir die Frauen in Beschäftigung halten. 

Das was mir auch wichtig ist, ist die Bildungschance die auch Frauen in den letzten 
Jahren sehr gut nützen. Junge Männer, junge Frauen, Burgenländerinnen und 
Burgenländer die gut ausgebildet sind, also von Bildungsschande wie früher das vom 
Burgenland ja oft das Gespräch war, keine Rede. Die Mehrheit der Maturantinnen, also 
jener Menschen die Matura machen sind Maturantinnen, aber auch die die ein Studium 
abschließen. 

Ich möchte auch den Lehrberuf nicht vergessen, wir haben es vorher gehört, „Tag 
der Lehre“ für Mädchen auch die Chance in vielen Bereichen, auch in der Technik hier 
einen Lehrberuf zu lernen. 

Daher gute Chancen für die Frauen, gute Chancen für die Familien. Wir sind auf 
einem guten Weg den die Frauen sehr stark genutzt haben in den letzten Jahren. Ich 
freue mich über diese positiven Zahlen. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Landesrätin. Eine weitere Zusatzfrage? - 
Bitte Frau Abgeordnete Sack. 

Abgeordnete Edith Sack (SPÖ): Sehr geehrte Frau Landesrätin! Kürzlich fand die 
Bildungs- und Berufsinformationsmesse im Burgenland statt.  
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Wie hat sich diese Informationsmesse im Laufe der Zeit im Burgenland 
weiterentwickelt? 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Abgeordnete. Am Wort ist die Frau 
Landesrätin. 

Landesrätin Verena Dunst (SPÖ): Ja, meine Damen und Herren! Erinnern Sie 
sich zurück, da hat es eine gute Offensive gegeben - seinerzeit - von der ersten 
Staatssekretärin für Frauenfragen und späteren ersten Frauenministerin „Töchter können 
mehr!“  

Viele von Ihnen haben vielleicht auch Töchter und Sie wissen, dass es notwendig 
ist, dass hier Töchter genauso wie Söhne gleiche Chancen haben. Das wird für Sie 
wichtig sein nehme ich an und für uns alle und auch für die burgenländischen jungen 
Frauen, dass hier nicht entschieden oder unterschieden wird. 

Die Chancen nur für Söhne und die Chancen für Töchter. Wir brauchen also ganz 
klar Männer in Sozialberufen. Männer in pädagogischen Berufen, die brauchen wir 
dringend. Auf der anderen Seite brauchen wir dringend - die Wirtschaft will diese, braucht 
diese - Mädchen, Frauen auch im technischen Bereich und die BiBi-Messe ist eine 
Möglichkeit, nämlich junge Menschen in verschiedenen Gruppen viel Information über 
Beruf und über Bildung zu geben. 

Ich muss hier dem Frauenreferat danken, die Chefin des Frauenreferates, die Frau 
Mag. Ringhofer sitzt oben, herzlichen Dank. Das Frauenreferat hat hier gemeinsam mit 
mir 13 Jahre wirklich sehr innovative Wege gegeben. 

Ich brauche nicht sagen, dass es vorher nichts gegeben hat. Ich glaube, das weiß 
man und jetzt gibt es eine große Anzahl von mädchenfördernden Initiativen. Die BiBi war 
auch heuer erfolgreich, höchste Anzahl an Ausstellern, 68, über 2.000 Burschen und 
Mädchen denen man dort gezeigt hat, wie der Weg in die Zukunft ist, über Bildung, 
Ausbildung, lebenslanges Lernen und eine große Palette auch in den Lehrberufen, eine 
große Palette an weiteren universitären und Fachhochschulen Ausbildungen und vor 
allem auch eine Sicherheit für junge Menschen, dass sie sich dort gut informieren können.  

Auch die Eltern sind wichtig. Sie waren auch heuer sehr stark vertreten. (Beifall bei 
der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Landesrätin. Eine weitere Zusatzfrage? - 
Bitte Frau Abgeordnete Sack. 

Abgeordnete Edith Sack (SPÖ): Sehr geehrte Frau Landesrätin! Am 9.10.2013 
war im Burgenland der Equal Pay Day. Das Burgenland liegt an der guten dritten Stelle.  

Wie will man diesen positiven Trend fortsetzen? 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Abgeordnete. Am Wort ist die Frau 
Landesrätin. 

Landesrätin Verena Dunst (SPÖ): Ja, meine Damen und Herren! Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren Abgeordneten! Wir brauchen auch nichts Schönreden.  

Fakt ist, Frauen haben wirklich in den letzten Jahrzehnten sehr gut andocken 
können was jetzt Armutsbekämpfung ist, eigenes Einkommen ist, Kinderbetreuung ist, 
Ausbildung ist. Fakt ist aber auch aus verschiedenen Gründen, dass nach wie vor ein 
Einkommensunterschied da ist und der ist unerheblich. 

Die Initiative Equal Pay Day darf ich ganz einfach so schildern, dass es darum 
geht, dass man in den letzten Jahren immer wieder diesen Tag, nämlich den Tag wo man 
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schaut, wie lange arbeiten Männer für dieses Einkommen und wie lange müssen Frauen, 
wenn sie das gleiche Einkommen wie Männer erzielen wollen, dafür arbeiten.  

Equal Pay Day gibt also genau Auskunft, dass wir noch lange brauchen in vielen 
Berufen, vor allem natürlich in frauenrelevanten Berufen, Frisörin, Verkäuferin ist vorher 
schon genannt worden, wo sie ganz einfach weniger verdienen. 

Die gute Botschaft zuerst. Wir brauchen auch das Burgenland im Einkommen nicht 
schlecht reden und ich möchte das auch gar nicht, denn im Gegenteil zu anderen 
Bundesländern, meine Damen und Herren, liegen wir an vierter Stelle der Einkommen im 
österreichischen Durchschnitt. 

Damit heißt das auch, dass Frauen im Burgenland weit vor anderen Bundesländern 
verdienen. Der Equal Pay Day sagt, dass wir Gott sei Dank auch im Burgenland den 
Frauen garantieren können, dass die Einkommensschere kleiner wird, aber noch groß 
genug ist. 

2005: 28 Prozent Unterschied im Einkommen, 2012: 23 Prozent. Gute Nachricht, 
dass wir auch hier bei der Einkommensschere – und damit schließe ich - gut unterwegs 
sind, nur manche Dinge werden wir nicht verändern. 

Ab dem Moment wo der Kinderwunsch da ist, fallen die Frauen ganz einfach 
zurück, fallen heraus für einige Zeit und damit können sie nicht immer gleich mit den 
Männern halten, auch wenn sie eine gute Qualifikation haben. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Landesrätin. Eine weitere Zusatzfrage 
kommt von der Abgeordneten Klaudia Friedl.  

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Klaudia Friedl (SPÖ): Sehr geehrte Frau Landesrätin! Das Referat 
für Frauenangelegenheit hat jedes Jahr ein sehr interessantes Programm anlässlich des 
Girls Day.  

Wie wird dieser Tag von den Mädchen angenommen? 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Abgeordnete. Frau Landesrätin, bitte. 

Landesrätin Verena Dunst (SPÖ): Ja, eigentlich eine logische Fortsetzung dessen 
was ich gerade bei Equal Pay Day gesagt habe.  

Mädchen starten durch ihre Berufswahl, wenn sie einen frauentypischen Beruf 
nehmen, sofort eigentlich zum Unterschied mit ihren gleichaltrigen 14-15jährigen 
Kolleginnen und Kollegen schon mit einem Einkommensverlust, weil es so ist. 

Auch wie der „Tag der Lehre“ Lehrlingsausbildung zeigt, wenn ich 
Einzelhandelskauffrau lerne und Frisörin, ich will die Berufe nicht schlecht reden, Gott sei 
Dank gibt es Frauen die diese Berufe lernen, aber sie haben eine Lehrlingsentschädigung 
von 365 Euro, als Mechaniker, Mechatroniker, Elektroinstallateur 600, 700 Euro.  

Dieses Einkommen als Lehrling geht natürlich auch in den Berufen weiter, das 
heißt manche eher von Männern nominierte Berufe haben ganz einfach eine höhere 
Bezahlung und eines ist auch klar, Mädchen sind noch immer viel zu wenig in der Technik 
vertreten. 

Obwohl nachgewiesen ist, dass Mädchen das alles können und das Mädchen gut 
sind wie Burschen im Pflegeberuf. Wir suchen dringend Krankenpfleger, wir suchen 
dringend Pädagogen für den Kindergarten, für die Volksschulen, weil viele Kinder von 
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Alleinerziehenden erst im Alter von 14, 15, 16 Jahren im Lehrberuf oder in der höheren 
Schule das erste Mal männliche Autoritäten erleben, männliche Vorbilder brauchen.  

Der Girls Day ist jene Möglichkeit, den gibt es ja und deswegen hat er so eine 
amerikanische Bezeichnung, der Mädchentag ist nichts anderes als ein Angebot von uns. 
Über 5.000 Mädchen haben das in den letzten 12 Jahren schon aufgegriffen an diesem 
Tag, Mädchen in die Technik, einen Tag zu verbringen in Betrieben damit sie sehen, ich 
kann genauso löten, schweißen, ich kann genauso eine computergesteuerte Maschine in 
Bewegung setzen, und, und, und. 

Also ein guter Tag für Mädchen im Burgenland. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Landesrätin. Eine weitere Zusatzfrage 
kommt von der Abgeordneten Gottweis.  

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Andrea Gottweis (ÖVP): Sehr geehrte Frau Landesrätin! Ein 
Großteil des Unterschieds beim Einkommen ergibt sich auch durch Teilzeit und, obwohl 
das von der SPÖ immer wieder verteufelt wird, ist im ersten Quartal 2013 die Teilzeitquote 
bei Frauen von 44,9 Prozent auf 45,6 Prozent gestiegen und das AMS zählte gleich 
zehnmal so viele Arbeitslose mit Teilzeitwunsch wie offene Teilzeitstellen. 

Für welche Maßnahmen, sehr geehrte Frau Landesrätin, werden Sie sich 
einsetzen, damit Nachteile, die Frauen durch Erziehungszeiten haben, besser 
ausgeglichen werden? 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Abgeordnete. Am Wort ist die Frau 
Landesrätin. 

Landesrätin Verena Dunst (SPÖ): Ja, werte Frau Abgeordnete, herzlichen Dank, 
auch damit wir das Thema Teilzeit besprechen können. Ich habe ja allen Landtagsklubs, 
wenn Sie wollen, manche haben das getan, diese Teilzeitstudie gerne zur Verfügung 
gestellt, damit wir, Frau Abgeordnete, von Daten und Fakten reden. 

Ich muss meine Frauenarbeit auf Daten und Fakten aufbauen, daher muss ich 
genau wissen, wie viele teilzeitbeschäftigte Frauen es im Burgenland gibt. Wenn Sie an 
dieser Studie interessiert sind und Sie sich diese noch nicht abgeholt haben, gerne.  

Ich stelle Ihnen immer alle meine wissenschaftlichen Arbeiten zur Verfügung, die 
aber immer Burgenlandcharakter haben, weil ich immer wieder wissen will, wo liegen 
Frauen vom Einkommen bis zur Teilzeit. 

Ich gebe Ihnen absolut Recht, dass das Thema Teilzeit ein riesen Problem ist. 
Schauen wir uns die Teilzeitgeschichten an, wir haben, Gott sei Dank, auch hier ein Minus 
an Teilzeitbeschäftigten. 

Warum? Weil Teilzeit Einkommenseinbußen bedeutet, weil Teilzeit weniger soziale 
Absicherung bedeutet, weil Teilzeit auch eher in die Armut abgleiten bedeutet und weil 
Teilzeit auch weniger Pension bedeutet.  

Ich sehe ja überhaupt nicht ein, meine Damen und Herren, und das tut mir weh und 
es wird Ihnen genauso gehen, wenn ältere Damen, die ein Leben lang genug gearbeitet 
haben, dann kommen und wenig Pension haben und klagen darüber wie sie ihre Miete 
zahlen sollen.  

Daher ist mir wichtig, dass Frauen die Chancen nützen sollen nicht Teilzeit, 
sondern Vollzeit arbeiten zu gehen, weil sie genau alle diese Maßnahmen dann nicht 
spüren. 
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Wir haben im Moment, Frau Abgeordnete, im Burgenland einen Frauenanteil, wir 
haben es vorher schon gehört, von 47.000 unselbständig Erwerbstätigen und davon, Frau 
Abgeordnete, werter Hoher Landtag, arbeiten 55,1 Prozent in Vollzeit, aber auch 27.900 
in Teilzeit. 

Manchmal gewollt, manchmal nicht, aber über das müssen wir reden. (Beifall bei 
der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Landesrätin. Da keine weitere Zusatzfrage 
mehr gestellt wird, kommen wir zum Aufruf der fünften Anfrage. Sie ist gerichtet vom 
Herrn Abgeordneten Erich Trummer an Frau Landesrätin Mag. Resetar.  

Ich darf daher Herrn Abgeordneten Trummer um Verlesung seiner Anfrage 
ersuchen. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Erich Trummer (SPÖ): Sehr geehrte Frau Landesrätin! Der positive 
Trend im burgenländischen Tourismus hielt auch im Jahr 2012 an. Das Ziel von drei 
Millionen Nächtigungen rückt immer näher, aber die Auslastung fällt regional sehr 
unterschiedlich aus.  

Was wollen Sie als Tourismuslandesrätin tun, um diese Disparitäten abzubauen? 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter. Am Wort ist die Frau 
Landesrätin.  

Bitte Frau Landesrätin. 

Landesrätin Mag. Michaela Resetar (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Zunächst möchte ich festhalten, weil Sie die Disparitäten und die Auslastung 
angesprochen haben, wie die Situation letztendlich auch ausschaut. 

Ich möchte auf eine Studie eingehen von der ÖHV - Österreichischen Hotel 
Vereinigung, die ist herausgekommen am 19. März 2013, da wurden unter insgesamt 88 
analysierten Destinationen dem Burgenland ein sehr, sehr gutes Zeugnis ausgesprochen. 

Die Auslastung aller Betriebe im Bezirk Neusiedler See, rund um den Neusiedler 
See, ist 19,51 Prozent bei Vollbelegstage von 116 Prozent, Veränderung ein Plus von vier 
Prozent. Für das Mittelburgenland gesehen, ist die Auslastung bei 30,98 Prozent und das 
ergibt Vollbelegstage von 249 und ein Plus von 2,3 Prozent. Das Südburgenland hat eine 
Auslastung von 33, 7 Prozent und Vollbelegstage von 180, hat ein kleines Minus von 0,7 
Prozent. 

Das Burgenland liegt damit im Schnitt um bis zehn Prozentpunkte über dem 
Durchschnitt und hat im Vergleich, und da hat man sich verglichen mit Salzburg, mit Zell 
am See, mit Serfaus, mit dem Zillertal, ein hervorragendes Ergebnis. Die meisten 
Vollbelegstage gibt es in Mittelburgenland und mit 180 Vollbelegstagen für das 
Südburgenland, da wurden wir verglichen mit Montafon, mit dem Arlberg, mit Schladming 
und mit Hinterglemm. 

So gesehen sind wir nicht schlecht unterwegs. Aber wir wollen natürlich besser 
werden und ich bin überzeugt, dass wir mit den unterschiedlichsten Maßnahmen vor allem 
was den ausländischen Gast betrifft, noch besser werden und letztendlich weit über drei 
Millionen Nächtigungen erzielen können. 

Ich möchte auch eine Zahl erwähnen, nämlich die Zahl der Beschäftigten, die hat 
sich rund um den Neusiedler See entwickelt mit einem Plus von 5,9 Prozent, 
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Mittelburgenland plus 10,5 Prozent und das Südburgenland mit einem Plus von 4,4 
Prozent.  

Zu konkreten Maßnahmen, die wir versuchen zu setzen. Ich habe es auch schon 
im Vorfeld bei meiner vorigen Frage beantwortet, dass wir in Zukunft nicht mehr in 
Regionen denken sollen, sondern in Angeboten. Wellnessangebote gibt es im 
Südburgenland genauso wie im Mittelburgenland und im Nordburgenland. 

So gesehen gibt es Angebotsnetze, wie zum Beispiel Familienurlaub, Kur- und 
Gesundheitsangebot, Naturerlebnisse, Tagungs- und Seminartourismus, ganz etwas 
Neues, wo auch das Convention Burgenland ein ganz, ganz tolles Projekt, wo wir auch 
die Möglichkeit haben, die Kulturzentren besser miteinzubeziehen, wo es hoffentlich auch 
die Möglichkeit gibt, dass wir Seminargäste in das Land bringen, die außerhalb der 
Saison, nämlich weit über November, Dezember, kommen; im Jänner vielleicht schon, 
und wo wir letztendlich auch ein Ziel gemeinsam erreichen können, damit wir in Zukunft 
als Ganzjahresdestination bestehen können.  

Ja, Internationalisierung ist verstärkter Werbeeinsatz in Deutschland, im Raum 
München, in Hamburg, in Ungarn, in Tschechien, in der Slowakei, und in der Schweiz. Die 
Schweizer Gäste sind uns leider Gottes zum Teil in Bad Tatzmannsdorf, wie in der letzten 
Aufsichtsratssitzung gehört, etwas weggebrochen, da müssen wir alles daran setzen, 
dass wir zusätzliche Schweizer Gäste in das Land bringen, weil die bekanntlich eine Kur 
machen und dann drei Wochen da sind.  

Aber letztendlich gibt es unterschiedlichste Maßnahmen wie zum Beispiel 
Einkaufstourismus. Man bedenke, dass in Parndorf ein irrsinniges Potential ist, von vier 
Millionen Besucher und wenn alleine von denen ein Teil davon übernächtigt, können wir 
zusätzlich viele Gäste in das Land bringen, und zusätzliche Nächtigungen machen. 
(Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Landesrätin. Eine Zusatzfrage? - Bitte Herr 
Abgeordneter Trummer.  

Abgeordneter Erich Trummer (SPÖ): Frau Landesrätin, Sie haben mit Ihrer 
Studie belegt, dass es Disparitäten gibt. Die Antwort zu den speziellen Maßnahmen für 
diese speziellen Regionen, die hat mir noch gefehlt. Aber vielleicht schicken Sie das 
nochmals nach.  

Eine weitere Frage: Seit dem Umbau der Sonnentherme Lutzmannsburg-
Frankenau gibt es von den umliegenden privaten Hoteliers immer wieder Beschwerden, 
wie Sie auch wissen, über diverse Benachteiligungen. Auch der geplante Umbau des 
neuen WiBAG-Drei-Sterne-Hotels erzeugt bei den privaten Unterkunftsgebern Unmut und 
auch durchaus Existenzsorgen.  

Was haben Sie als Tourismuslandesrätin für konkrete Lösungsmaßnahmen 
umgesetzt dazu? 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter. Frau Landesrätin, bitte.  

Landesrätin Mag. Michaela Resetar (ÖVP): Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich 
reiche Ihnen gar nichts nach, weil ich versucht habe, es zu erklären. Aber offensichtlich 
dürften Sie es nicht verstanden haben. Ich habe versucht, ich habe Ihnen versucht zu 
erklären, dass wir nicht mehr in Regionen sondern in Angeboten denken.  

Dass es unterschiedliche Maßnahmen gibt, wo wir natürlich auch in den einzelnen 
Regionen, wo es jetzt eventuell Disparitäten und weniger Nächtigungsauslastung gibt, wir 
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zusätzliche Gäste in das Land bringen. Das sind die Maßnahmen, mit dem Convention 
Büros, das sind die Maßnahmen im Tagungs- und Seminartourismus.  

Da geht es auch darum, dass wir zum Thema Familienurlaub unterschiedliche 
Aktivitäten setzen, zum Thema Naturerlebnis. Das finden Sie, wenn Sie wollen, von Kalch 
bis Kittsee, genauso.  

Dann gibt es die unterschiedlichen Kooperationen im Kulturbereich, die ich vorhin 
schon erwähnt habe. Also da wird sich sehr viel tun und da bin ich überzeugt, dass wir in 
Zukunft auch dort, wo vielleicht die Auslastung nicht so voll ist und die Disparität, wie Sie 
das empfinden, zulegen können. Letztendlich wird ja immer am Ende des Jahres 
abgerechnet, und ich weiß schon, wenn ich jetzt auch eine Zahl nenne, nämlich Ankünfte 
und Nächtigungen von Jänner bis Juli, dann haben wir bei den Ankünften eine 
Nullprozentsteigerung und bei den Übernächtigungen ein leichtes Minus von 1,3 Prozent.  

Wobei im Mittelburgenland ein Plus von 26 Prozent ist, so schlecht kann das 
Mittelburgenland und die Betriebe nicht liegen. Deshalb glaube ich sehr wohl, dass am 
Ende des Tages abgerechnet wird. 

Auf Ihre konkrete Frage, ich hoffe, ich habe mich sehr gut auch auf das vorbereitet. 
(Abg. Erich Trummer: Offensichtlich nicht!) Fragen Sie mich nochmal, dann werde ich jetzt 
das beantworten. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Landesrätin. Ich darf nur hinzufügen, der 
Herr Abgeordnete hat Sie nicht um eine Bewertung gebeten, sondern nur um 
Nachreichung Ihrer Ausführungen in schriftlicher Form, bezogen auf den Inhalt.  

Herr Abgeordneter Trummer, eine weitere Zusatzfrage? - Bitte.  

Abgeordneter Erich Trummer (SPÖ): Geschätzte Frau Landesrätin! Sie haben 
natürlich jetzt die Möglichkeit mehrere Fragen gleich zu beantworten. Selbstverständlich. 
Nicht nur ich verstehe Sie nicht, sondern immer mehr private Unterkunftsgeber im Übrigen 
auch nicht. Das darf ich Ihnen auch sagen.  

Zur nächsten Frage, die Sonnenland Draisinentour. Ein wichtiger Tourismusmagnet 
bei uns im Bezirk Oberpullendorf ist durch die Einstellung des Betriebes der ÖBB-
Nebenbahn gefährdet, wie Sie wahrscheinlich wissen.  

Welchen Beitrag leisten Sie als Tourismuslandesrätin zur Fortführung dieser 
Touristenattraktion? 

Präsident Gerhard Steier: Frau Landesrätin, bitte.  

Landesrätin Mag. Michaela Resetar (ÖVP): Die Sonnenland Railtour GmbH plant 
die Eisenbahnstrecke zum Zwecke des Weiterbetriebes der Infrastruktur zur Fortführung 
vom Güterverkehr, was mir besonders als Verkehrsreferentin sehr wichtig ist, und den 
Draisinentourbetrieb zu einem Kaufpreis von 900.000 Euro von der ÖBB-Infrastruktur AG 
zu kaufen.  

Die Finanzierung soll zwischen der Sonnenland Railtour GmbH, zwischen den 
Gemeinden, die sind ja, glaube ich, auch involviert, und dem Land Burgenland gemäß 
Aufstellung erfolgen, Kaufpreis 900.000 Euro. Erste Rate 600.000 Euro, (Abg. Erich 
Trummer: Das wissen wir alles!) 200.000 das Land, 100.000 die Gemeinden, 300.000 
Sonnenland Railtour GmbH.  

Die zweite Rate mit den 300.000 Euro (Abg. Erich Trummer: Das ist das 
Landeshauptmann-Konzept, aber was ist Ihr Beitrag?) in zehn Jahren 150.000 Euro, 
wenn ich das Budget bekomme, zahle ich das selbstverständlich auch noch, na klar. 
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Wenn ich zusätzliches Budget kriege, werde ich dazu auch etwas beitragen. Darüber 
hinaus freue ich mich natürlich, dass sich in diesem Bereich, vor allem was die 
Draisinentour betrifft, sehr viel getan hat.  

Wir haben 40.000 Gäste gehabt und ich war auch vor kurzem dort, wo es ein 
zusätzliches Angebot gibt, nämlich das mit der Segwaytour, beziehungsweise „Tafeln im 
Weinberg“, da sind zusätzliche Gäste in das Land gekommen, zum Teil Betriebe, die 
Betriebsausflüge machen mit ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Also die sind sehr 
gut unterwegs.  

Aber letztendlich geht es uns allen darum, dass sich das Burgenland gut entwickelt 
und mit dieser Aktivität haben wir vieles erreicht. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Eine weitere Zusatzfrage kommt vom Abgeordneten 
Loos.  

Bitte Herr Abgeordneter.  

Abgeordneter Josef Loos (SPÖ): Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sie sprechen 
von einer positiven Bilanz im Tourismus. Die Tourismusbilanz 2012 sieht aber gerade in 
Eisenstadt sehr traurig aus. 12,8 Prozent Rückgang gegenüber dem Jahr 2011. Das ist 
ein Alarmsignal.  

Meine Frage daher: Was ist aus Ihrer Sicht hier falsch gelaufen? 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter. Frau Landesrätin, bitte.  

Landesrätin Mag. Michaela Resetar (ÖVP): In Illmitz gibt es auch ein leichtes 
Minus, da würde ich Sie gerne fragen, was bei Ihnen falsch gelaufen ist? (Abg. Josef 
Loos: Dann müssen wir Platz tauschen! – Allgemeine Heiterkeit - Beifall bei der SPÖ) 
Spaß beiseite. Es gibt halt ein paar Ortschaften, ich habe es leider Gottes jetzt nicht 
verstanden, was Sie gesagt haben, aber ich kann es im Protokoll nachlesen. Tatsache ist, 
dass natürlich manche Ortschaften ein Nächtigungsminus haben.  

Das ist auch zum Teil zurückzuführen, zum Beispiel in Lutzmannsburg wissen wir 
genau, dass es eine Schließung gegeben hat, es wird auch dort Gründe geben, jede 
einzelne Ortschaft, weiß ich jetzt nicht im Detail, warum das so ist, (Abg. Josef Loos: Über 
12 Prozent ist nicht irgendetwas!) aber ich kann das natürlich recherchieren lassen vom 
Burgenland Tourismus und bei der nächsten Vorstandssitzung können wir das 
selbstverständlich auch besprechen. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Landesrätin. Eine weitere Zusatzfrage 
kommt vom Abgeordneten Klubobmann Rudolf Strommer.  

Bitte Herr Abgeordneter.  

Abgeordneter Ing. Rudolf Strommer (ÖVP): Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sie 
haben mit Bundesminister Dr. Reinhold Mitterlehner den Aktionsplan Tourismus 2013 
ausgearbeitet.  

Wie ist der aktuelle Stand? 

Präsident Gerhard Steier: Frau Landesrätin, bitte.  

Landesrätin Mag. Michaela Resetar (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Ich 
freue mich zunächst einmal, dass zum dritten Mal diese Tourismuskonferenz 
stattgefunden hat. Sie sehen auch, dass der Stellenwert des Wirtschaftsministers auch im 
Bereich des Tourismus sehr hoch ist, und es ist auch schön, dass wir uns als 
Tourismuslandesräte von ganz Österreich austauschen können.  



4944 Burgenländischer Landtag, XX. Gesetzgebungsperiode - 43. Sitzung - Mittwoch, 16. Oktober und Donnerstag, 17. Oktober 2013 

 

Natürlich bin ich schon etwas bescheiden geworden, wenn ich mich mit Tirol 
vergleiche, und auch einmal gesagt habe, wie viele Nächtigungen macht denn ihr und die 
mir dann gesagt haben, 42 Millionen. Also dort macht das Zillertal doppelt so viel als das 
ganze Burgenland. Aber nichtsdestotrotz können wir mit Stolz als Burgenländer, und ich 
als Tourismuslandesrätin sagen, dass sich das Burgenland enorm entwickelt hat.  

Wenn ich die Studie, und zwar diese RELAX Guide-Studie hernehmen kann und 
namhafte Betriebe Österreichs dort nicht mehr genannt werden und das Burgenland sehr 
wohl seine Pole Position dort behaupten kann, nämlich mit Reiters Supreme, mit dem 
Sonnenpark, mit dem Kur- und Thermenhotel, dann können wir schon mit vollem Stolz 
sagen, wir haben tolle Betriebe und dafür möchte ich auch einmal ein ganz herzliches 
Danke sagen. (Beifall bei der ÖVP) 

Es gibt einen Aktionsplan, Herr Abgeordneter. In diesem Aktionsplan sind wichtige 
Punkte, die wir gemeinsam mit der Österreichwerbung vermarkten wollen. Da geht es im 
konkreten um den Radtourismus, um den Kulturtourismus und auch um den Zugang zu 
EU-Fördermittel für Tourismus- und Freizeitbetriebe, da sind wir gut unterwegs.  

Auch der Unternehmerfonds, der innerösterreichische Innovationspreis, wo auch, 
Gott sei Dank, burgenländische Betriebe eingereicht wurden, und mit dieser 
Zusammenarbeit mit dem Aktionsplan, mit der guten Zusammenarbeit im Ministerium aber 
auch mit meinen Regierungskollegen der anderen Bundesländer und der ÖEW werden 
wir das Burgenland und letztendlich auch Österreich international positionieren und viele 
Gäste nach Österreich, aber selbstverständlich auch ins Burgenland bringen. (Beifall bei 
der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Landesrätin. Da keine weitere Zusatzfrage 
mehr gestellt wird, kommen wir zum Aufruf der sechsten Anfrage. Sie ist gerichtet vom 
Herrn Abgeordneten Günter Kovacs an Herrn Landesrat Helmut Bieler.  

Ich bitte den Herrn Abgeordneten um Verlesung seiner Anfrage.  

Abgeordneter Günter Kovacs (SPÖ): Sehr geehrter Herr Landesrat! An der 
Fachhochschule Burgenland gab es wichtige Weichenstellungen.  

Wie sehen diese Neuerungen aus? 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter. Herr Landesrat, Sie sind am 
Wort.  

Landesrat Helmut Bieler (SPÖ): Meine Damen und Herren! Gemäß dem neuen 
Motto der FH-Burgenland, die FH-Burgenland bringt besonderes zusammen, steht nach 
einem Jahr neuer Geschäftsführung die Fachhochschule Burgenland auf soliden Beinen 
und ist startklar für Besonderes. Die Basis dafür waren die personellen 
Neustrukturierungen.  

An erster Stelle das neue Geschäftsführerduo Mag. Georg Pehm und Mag. Pepo 
Wiesler, die hervorragend zusammenarbeiten und die viele neue Ideen und Energien 
entwickelt haben. So einige Beispiele.  

Wir haben seit einigen Monaten einen neuen Rektor. Professor DI Dr. Gernot 
Hanreich, vier neue Departmentleiter. Das heißt, die Struktur der FH-Burgenland ist jetzt 
in Departments eingeteilt: Gesundheit, Wirtschaft, Energie und Umweltmanagement und 
IT-Bereich.  

Wir haben von 16 Studiengängen 13 neue Studiengangsleiter, vier neue 
Geschäftsführer von Tochtergesellschaften der FH, das eine ist die AIM - Austrian Institut 
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of Managemet, das ist der Kooperationspartner der FH-Burgenland bei Fernstudien mit 
FH-Abschluss. Standort Wels und Eisenstadt. Das heißt, hier kann man weltweit 
studieren.  

Dann, die Akademie Burgenland, auf Initiative des Herrn Landeshauptmannes hat 
die FH übernommen eine Neustrukturierung für die Aus- und Weiterbildung der Landes- 
und Gemeindebediensteten vorzunehmen, diese Ausbildung zu verbessern, auch für 
landesnahe Betriebe anzubieten, um hier beste Qualität zu ermöglichen.  

Ab Herbst 2014 wird es ein neues Department Soziales geben. Das heißt Soziale 
Arbeit mit zwei Masterstudiengängen, im Vollausbau 240 neue Studienplätze. Bund und 
Land werden bis dahin 5,7 Millionen Euro investieren.  

Im Department Gesundheit wird ebenfalls ab Herbst 2014 eine Neuausbildung der 
Pflegedienste, was vorher Diplomierte Gesundheits- und Krankenpflege war, wird jetzt auf 
FH-Niveau neu ausgebildet.  

Zu den aktuellen Zahlen. Das Land Burgenland hat als Erhalter zwei Standorte in 
Eisenstadt und in Pinkafeld, fünf Bachelor und elf Masterstudiengänge, 1.600 
Studierende, davon 760 Neuanfänger. Noch nie haben so viele Personen im Burgenland 
neu zu studieren begonnen wie heuer, 70 Prozent davon berufsbegleitend, was für das 
ländliche Burgenland ein wesentlicher Vorteil im Angebotsspektrum für die arbeitenden 
Studierenden ist.  

Wir haben 120 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 300 Lektorinnen und Lektoren, die 
vier bis sechs Stunden unterrichten. Und was ganz, ganz wichtig ist, wir haben 400 
Wirtschaftspartner und eine Symbiose, eine gelungene Symbiose zwischen Lehre und 
Praxis, sodass 99 Prozent der Absolventinnen und Absolventen auch gleich einen Job 
gefunden haben.  

Das heißt, viele Neuerungen, eine starke Dynamik bei der Weiterentwicklung und 
dadurch auch die Möglichkeit, hier eine Zukunftsdiskussion zu beginnen, heißt, was für 
eine Rolle soll die FH Burgenland bis 2025 spielen? Welche Studenten sollen 
angesprochen werden? Was ist für die regionale Wirtschaft, für die Gesellschaft 
insgesamt, wichtig? Welche Besonderheiten sollen angeboten werden? Welche Nischen, 
oder spezielle Ausbildungen?  

Und um das zu unterstützen, um die Dynamik weiter zu führen, wird der FH-Beirat 
mit allen Sozialpartnern - natürlich mit dem Land an der Spitze - und den Standorten 
Eisenstadt und Pinkafeld neu aktiviert, um hier eine stärkere Verbindung zwischen 
akademischer Ausbildung und Praxisnähe zu verstärken. 

Was vorher eigentlich undenkbar in einigen Bereichen war, ist jetzt zur Normalität 
geworden. Und das ist eben wegen der guten Kooperation und Zusammenarbeit der 
neuen Geschäftsführer Pehm und Wiesler sehr gut gelungen. Das heißt, die FH 
Burgenland ist sehr, sehr gut aufgestellt. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Landesrat. Eine weitere Zusatzfrage? - 
Bitte Herr Abgeordneter Kovacs. 

Abgeordneter Günter Kovacs (SPÖ): Sehr geehrter Herr Landesrat!  

Was bedeutet das für die FH und das Land Burgenland? 

Präsident Gerhard Steier: Bitte Herr Landesrat. 

Landesrat Helmut Bieler (SPÖ): Das bedeutet für das Burgenland, dass die 
Regierung auf diese Entwicklung natürlich reagiert hat. Das heißt, wir haben alle Verträge, 
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die notwendig waren, neu geregelt, neu aufgestellt, den Fördervertrag beschlossen und 
am 23.7.2013, also des heurigen Jahres, gemeinsam, was die Finanzierung und die 
Organisation betrifft, einstimmig in der Regierung beschlossen. 

Ein weiterer Punkt dazu als Beispiel ist eine neue Mietvereinbarung. Rückwirkend 
ab 1.1.2013 wird es nun laufend diese Mietvereinbarung unbefristet geben.  

Zweiter neuer Punkt. Die FH Burgenland wird direkt mit dem Eigentümer, mit der 
BELIG, diese Miete abwickeln, direkt verhandeln beziehungsweise die Notwendigkeiten 
direkt dabei ansprechen und auch regeln. 

Die allgemeine Finanzierung ist ebenfalls genau geregelt. Das Land zahlt für Miete, 
Betriebskosten und Teile der Instandhaltung jährlich 2,8 Millionen Euro rund und 
zusätzlich noch 300.000 Euro für projektbezogene Forschung. Der Bund zahlt weiterhin 
Studienplatzfinanzierung - im Durchschnitt 7.000 Euro.  

Das heißt, von 6.500 für Studienplätze, die zum Beispiel im Wirtschaftsbereich sind 
und im technischen Bereich 7.900 Euro. Also im Durchschnitt 7.000 Euro.  

Zusammenfassend, das Budget, die Mietvereinbarungen, der Fördervertrag ist neu 
geregelt und daher auch hier eine sehr solide Basis. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Landesrat. Eine weitere Zusatzfrage? - 
Bitte Herr Abgeordneter Kovacs. 

Abgeordneter Günter Kovacs (SPÖ): Sehr geehrter Herr Landesrat! Was 
bedeutet das nun für das Budget der Fachhochschulen? 

Präsident Gerhard Steier: Herr Landesrat, Sie sind am Wort. 

Landesrat Helmut Bieler (SPÖ): Das bedeutet in erster Linie, dass klare 
Verhältnisse herrschen, wie es der Rechnungshof auch gefordert hat. Wir hatten in den 
letzten Jahren eine Rücklagenentwicklung von zirka 24 Millionen Euro. Acht Millionen 
Euro wurden und werden davon bereits budgetiert und für Sonderprojekte, Abfertigungen, 
Urlaubsgelder, neue EDV-Einrichtung und so weiter, verwendet. Zusätzlich noch eine 
Million für Aufstockung des Eigenkapitals, damit die FH flexibler wird.  

Für das Jahr 2013 sind aus diesen Geldern bereits 2,2 Millionen Euro an 
Fördergeldern seitens des Landes der FH verblieben. Der Rest dieser Rücklagen, rund 16 
Millionen Euro, werden heuer, 2013, an das Land zurückfließen. Davon 600.000 Euro für 
2013 als Nachtrag - quasi mit Gegenverrechnung dieser rund 16 Millionen Euro wieder 
abgedeckt.  

Für die Jahre 2014 und 2015 werden ebenfalls rund einmal 2,7 und einmal 2,8 
Millionen Euro im Landesbudget als Nachtrag beschlossen werden.  

Warum das als Nachtrag? Weil diese Verhandlungen mit der FH, diese 
Regelungen, Verträge, Förderverträge erst nach der Erstellung des Doppelbudgets 
verhandelt wurden, das Geld aber ins Budget fließt. Das heißt, dass keine zusätzlichen 
Belastungen des Budgets da sind, sondern gegenverrechnet werden mit den 16 Millionen 
Euro, die von der FH ans Land fließen. 

Das wurde ebenfalls am 23.7 einstimmig in der Regierung beschlossen, weil das 
Budget ja nicht zusätzlich belastet wird, sondern gegenverrechnet wird mit den 
Rückflüssen, wie es der Rechnungshof gefordert hat, der FH an das Land. (Beifall bei der 
SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Landesrat. Eine weitere Zusatzfrage 
kommt vom Abgeordneten Sagartz. 



4947 Burgenländischer Landtag, XX. Gesetzgebungsperiode - 43. Sitzung - Mittwoch, 16. Oktober und Donnerstag, 17. Oktober 2013 

 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mag. Christian Sagartz, BA (ÖVP): Herr Landesrat! Es gibt von 
der Universität Graz ein sehr innovatives Projekt, das heißt die Montagsuniversität. 
(Landesrat Helmut Bieler: Wie heißt es?) Montagsuniversität. Ich darf das kurz erklären. 
Es gibt da die Möglichkeit, dass Professoren über Livestream und Online-Videothek an 
eine breite Bevölkerungsschicht mit ihren Vorträgen herantreten. Auch über ein Leader-
Projekt nimmt die Region Oberpullendorf teil, neben vielen anderen Regionen 
Österreichs. 

Können Sie sich vorstellen, dass derartige Projekte auch über die FH-Burgenland 
initiiert werden, damit die Forschungsvorträge, die inhaltliche Arbeit einer breiteren 
Bevölkerungsgruppe als bisher zur Verfügung steht? 

Präsident Gerhard Steier: Bitte Herr Landesrat. 

Landesrat Helmut Bieler (SPÖ): Ich kenne das Projekt nicht. Ich hoffe, dass es 
nichts mit Montagsauto oder so zu tun hat, (Abg. Christian Sagartz, BA: Nein! HAK 
Oberpullendorf.) sondern dass es ein seriöses Projekt ist.  

Wir haben die Forschung Burgenland ebenfalls auf neue Beine gestellt. Wenn es 
ein interessantes Projekt ist, das sich für das Burgenland auszahlt und die Forschung 
weiterbringt, kann ich mir sehr viele Projekte vorstellen.  

Ich kenne es nicht, daher kann ich Ihnen nicht sagen, ob es für uns passend ist 
oder nicht. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Landesrat. Eine weitere Zusatzfrage 
kommt vom Abgeordneten Klubobmann Christian Illedits. 

Bitte Herr Abgeordneter, Sie sind am Wort. 

Abgeordneter Christian Illedits (SPÖ): Sehr geehrter Herr Landesrat! Im Landtag 
sind zwei Prüfberichte Follow-üp Prüfungen des Burgenländischen Landes-
Rechnungshofes eingelaufen, die Fachhochschulen Burgenland betreffend.  

Wie beurteilen Sie diese Berichte? 

Präsident Gerhard Steier: Danke.  

Bitte Herr Landesrat. 

Landesrat Helmut Bieler (SPÖ): Ich habe die zwei Follow-up Berichte bezüglich 
finanzieller Förderung des Landes und Gebarung der Fachhochschule ebenfalls 
bekommen.  

Ich habe mir die Ergebnisse angeschaut und ich bewerte diesen sehr positiv für die 
FH Burgenland, weil wir von den 21 Anregungen, was den ersten Prüfbericht betrifft ,19 
bereits voll umgesetzt haben.  

Den einen nach Veranlagung der Rücklagen können wir nicht umsetzen, weil die 
Rücklagen, wie es vorher der Rechnungshof gefordert hat, bereits zurückgeführt haben. 

Das heißt, wir haben, oder das Geschäftsführerduo Pehm-Wiesler haben bereits 95 
Prozent der Anregungen und Empfehlungen des Rechnungshofes in dem Bereich 
umgesetzt. Daher kann ich sagen, ein sehr, sehr positiver erster Bericht. 

Der zweite, was die Förderung des Landes betrifft, hat es elf Empfehlungen 
gegeben, davon sind zehn bereits erfüllt, beziehungsweise teilweise erfüllt. Der neue 
Fördervertrag ist da. Der neue Mietvertrag ist da. Es wird festgehalten, teilweise erledigt, 
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weil bei Abschluss der Prüfung des Rechnungshofes die Verträge nicht in vollständiger 
Form vorgelegen sind, sondern erst als Entwurf, ist inzwischen schon mit Juli erledigt und 
in der Regierung beschlossen. 

Daher hat auch hier die FH 91 Prozent der Empfehlungen des Rechnungshofes 
bereits erfüllt und mit diesem Rechnungshofbericht nachweisen können, dass die FH auf 
sehr soliden Beinen steht und innovativ und erfolgreich in die Zukunft gehen kann. (Beifall 
bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Landesrat. Da keine weitere Zusatzfrage 
mehr gestellt wird, beschließe ich mit Zeitablauf den Tagesordnungspunkt Fragestunde. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mir ist der Vorschlag zugegangen, zu den 
Tagesordnungspunkten 3 bis 30 keine Redner zu nominieren, jedoch in der General- 
beziehungsweise Spezialdebatte über den Landesvoranschlag für das Jahr 2014, das ist 
der 2. Punkt der Tagesordnung, zu diesen Themen Stellung zu nehmen.  

Erhebt sich gegen diese Vorgangsweise ein Einwand? - Das ist nicht der Fall. Mein 
Vorschlag gilt daher als angenommen.  

Außerdem schlage ich vor, gemäß § 67 GeOLT die Redezeit der Redner in der 
Generaldebatte zum Tagesordnungspunkt 2 auf 45 Minuten und die Redezeit in der 
Spezialdebatte auf 15 Minuten zu beschränken.  

Ich lasse über diesen Vorschlag abstimmen und ersuche jene Damen und Herren 
Landtagsabgeordneten, die diesem Vorschlag zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu 
erheben. - 

Mein Vorschlag ist somit einstimmig angenommen. 

2. Punkt: Bericht des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses betreffend den 
Beschlussantrag (Beilage 750) über den Landesvoranschlag für das Jahr 2014 (Zahl 
20 - 456) (Beilage 797) 

Präsident Gerhard Steier: Der 2. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht des 
Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses betreffend den Beschlussantrag, Beilage 
750, über den Landesvoranschlag für das Jahr 2014, Zahl 20 - 456, Beilage 797.  

Generalberichterstatter ist Herr Landtagsabgeordneter Robert Hergovich. 

Bitte Herr Generalberichterstatter, Sie sind am Wort. 

Generalberichterstatter Robert Hergovich: Herr Präsident! Hohes Haus! Die zur 
Beschlussfassung vorliegende Regierungsvorlage über den Landesvoranschlag 2014 
sieht einen ordentlichen Vorschlag und einen außerordentlichen Voranschlag vor.  

Die Regierungsvorlage sieht im ordentlichen Landesvoranschlag 2014 Einnahmen 
in der Höhe von 1.062.620.800 Euro und Ausgaben in der Höhe von 1.068.620.800 Euro 
vor. Es ergibt sich demnach ein Abgang im ordentlichen Haushalt in der Höhe von sechs 
Millionen Euro.  

Im außerordentlichen Voranschlag sieht die Regierungsvorlage für das Jahr 2014 
Einnahmen in der Höhe von 20 Millionen Euro und Ausgaben in der Höhe von 20 
Millionen Euro vor. Es ergibt sich somit ein ausgeglichener außerordentlicher Haushalt. 

Der Landesvoranschlag der Fonds sieht Einnahmen und Ausgaben in der Höhe 
von 3.911.000 Euro vor und ist ausgeglichen.  

Der Gesamtabgang des Landesvoranschlages für das Jahr 2014 beträgt demnach 
sechs Millionen Euro. 
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Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 9. Oktober 2013 die Vorlage der 
Landesregierung über den Landesvoranschlag für das Jahr 2014 beraten und 
beschlossen, dem Hohen Haus die unveränderte Annahme der Regierungsvorlage zu 
empfehlen. 

Ich bitte nun die Damen und Herren des Hohen Hauses, die Generaldebatte zu 
eröffnen. (Die Abgeordneten der FPÖ stellen drei Schilder mit den Aufschriften „Weg mit 
dem Proporz“, „Kontrolle statt Misswirtschaft“ und „Der Wähler will ANDERES“ auf. - Abg. 
Manfred Kölly stellt ein Schild mit der Aufschrift „Uns reichts“ auf.) 

Generaldebatte 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter. Bevor ich dem ersten 
Redner der Generaldebatte das Wort erteile, darf ich dem Freiheitlichen Klub mitteilen, 
dass wir alle diese markanten Merkmalständer gesehen haben.  

Ich darf Sie ersuchen, sie deswegen auch wieder wegzuräumen.  

Es steht Ihnen frei, als Redner das Taferl mit ans Rednerpult zu nehmen. Damit 
würde ich bitten, das weg zu tun. (Abg. Johann Tschürtz: Nach meiner Wortmeldung.) 

Nein, Sie haben die Wortmeldungsmöglichkeit beim Rednerpult. Im 
Sitzungsbereich brauchen Sie nicht stehen. Das ist dort nicht zulässig.  

Sie haben die Möglichkeit gehabt, es aufzustellen. Die Medien haben es gesehen. 
Wir sind durchaus bereit, das zur Kenntnis zu nehmen. Es ist als solches zur Kenntnis 
genommen. (Abg. Johann Tschürtz: Nach meiner Wortmeldung!) 

Ich würde Sie ersuchen, das wegzuräumen. (Abg. Johann Tschürtz: Nein!) 

Gut. Dann unterbreche ich die Sitzung zu einer Stehpräsidiale. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Die Sitzung wird um 11 Uhr 43 Minuten unterbrochen und um 11 Uhr 47 Minuten 
wieder fortgesetzt.) 

Präsident Gerhard Steier: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich nehme 
die unterbrochene Sitzung wieder auf.  

Nach der Diskussion in der Stehpräsidiale darf ich zu folgender Wortmeldung 
ansetzen: Die Dokumentation des FPÖ-Klubs ist einwandfrei gegeben gewesen, es ist als 
solches auch von den Medien wahrgenommen worden und von uns allen als solches 
auch gesehen worden.  

Es steht dem Redner des FPÖ-Klubs vollkommen frei, dass er in der 
Generaldebatte bei der Wortmeldung das Taferl auch mit nach vorne nimmt. Im Raum 
selbst ist mit dieser Dokumentation die Sache abgeschlossen und ich bitte nochmals den 
FPÖ-Klub, das Taferl wegzugeben. - (Abg. Johann Tschürtz: Nein!) 

Das ist nicht der Fall. 

Dann bitte ich den Ordner, die Taferl wegzuräumen. Die Ordner!  

Herr Abgeordneter Weghofer, bitte räumen Sie das weg. Herr Abgeordneter 
Weghofer, bitte nehmen Sie das Taferl weg, Herr Abgeordneter Schnecker! 
(Zwiegespräche in den Reihen - Abg. Matthias Weghofer räumt die Schilder weg.) 

Ich darf als erstem Redner zur Generaldebatte den Abgeordneten Kölly, der, wie 
ich annehme, das Taferl nach vorne nehmen wird, das Wort erteilen. 
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Herr Abgeordneter, Sie sind am Wort. 

Sie können die Tafel ruhig mitnehmen. (Abg. Manfred Kölly: Brauche ich nicht 
mehr.) Wenn Sie meinen, gut, okay.  

Abgeordneter Manfred Kölly (LBL): Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich wünsche der heutigen Veranstaltung beziehungsweise 
dem Budget-Landtag einen ruhigen Tag.  

Danke schön für Ihre Aufmerksamkeit. 

Präsident Gerhard Steier: Als nächstem Redner erteile ich Herrn Abgeordneten 
Reimon das Wort.  

Bitte Herr Abgeordneter, Sie sind am Wort. 

Abgeordneter Michel Reimon, MBA (GRÜNE): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Hohes Haus! Die Finanzprobleme in Kärnten und in Salzburg sind nicht in den 
geschönten Budgets passiert, sondern in den Landesunternehmen und Gesellschaften.  

Das Budget, das Sie hier beschließen, verdeckt genau diese Probleme, die diese 
Länder dort hatten.  

Wir machen nicht mit! 

Präsident Gerhard Steier: Als nächstem Redner erteile ich Herrn Abgeordneten 
Tschürtz das Wort. Nehmen Sie das Taferl mit. Nicht? (Abg. Johann Tschürtz stellt wieder 
eine Tafel bei seinem Sitzplatz auf.) 

Herr Abgeordneter Weghofer, wenn Sie so nett wären, räumen Sie das Taferl am 
Sitzplatz weg. (Abg. Matthias Weghofer räumt das Schild weg.) 

Am Wort ist der Herr Klubobmann Tschürtz. 

Abgeordneter Johann Tschürtz (FPÖ): Herr Präsident! Meine Damen und Herren 
Abgeordneten! Also, wenn das was mit Demokratie zu tun hat, da versteht ja wirklich kein 
Mensch mehr die Welt. (Zwiegespräche in den Reihen) 

Wir haben heute Budgetverhandlungen, niemand von den Abgeordneten weiß, wie 
die Beteiligungen aussehen. Niemand weiß, welche Haftungen wir haben, wie die 
Haftungen aufgeteilt sind und wir wollen heute über das Budget sprechen.  

Deshalb werden wir uns natürlich hier heraushalten, denn wir können gar nicht über 
Beteiligungen sprechen, weil wir es gar nicht wissen. 

Ich wünsche Euch einen wunderschönen Tag und unterhaltet Euch locker!  

Präsident Gerhard Steier: Als nächstem Redner erteile ich Herrn 
Landtagsabgeordneten Klubobmann Ing. Strommer das Wort.  

Bitte Herr Klubobmann, Sie sind am Wort. 

Abgeordneter Ing. Rudolf Strommer (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aktionismus ist ein Recht der Mandatare. 
Und ich sage klar, sehr geehrter Herr Präsident, dass diese Vorgangsweise bisher eine 
war, die im Haus durchaus üblich war, und wenn Mandatare mit ihrem gesprochenem 
Wort, in erster Linie, aber auch mit Transparenten auf ihre Anliegen aufmerksam machen, 
war das immer eine Art und Weise, wie wir hier im Hause diese politische Kultur gepflegt 
haben. 
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Das Hausrecht steht dem Präsidenten zu. Wenn der Präsident es anders hält als 
bisher, ist das die Verantwortung und das Recht des Präsidenten. Ich weiß nicht, ob alle 
Präsidenten, alle Vorsitz führenden Präsidenten, das so handhaben. Grundsätzlich, wenn 
der Präsident läutet und wenn der Präsident das so sieht, dann ist das zu tun, ob ich das 
einsehe oder nicht, das ist meine klare Position zu der Aktion, die vorhin geschehen ist, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das Budget 2014, das in vielen Vorberatungen für diesen heutigen Tag vorbereitet 
wurde, heute und morgen diskutiert werden soll, schlussendlich auch beschlossen werden 
wird, damit politische Aktivitäten in diesem Land Platz greifen können, weil ohne 
Budgetdeckung zu finden, keine wie immer gearteten politischen und sachlichen Aktionen 
gesetzt werden können, war auch gestern schon Thema der politischen Berichterstattung, 
weil alle im Landtag vertretenen Parteien im Vorfeld in Vorbereitung dieser heutigen 
Landtagssitzung in Pressekonferenzen dazu Stellung genommen haben. 

Es haben dies der Herr Finanzlandesrat Bieler in seiner Verantwortung für dieses 
Budget gemeinsam mit dem Klubobmann Illedits gemacht und es haben der Kurt Lentsch, 
als unser Budget- und Finanzsprecher, und ich dies für die ÖVP getan. Und ich habe mich 
ehrlich gefreut, als ich diese Einladung gesehen habe, dass die Opposition gemeinsam 
hier zu diesem Budget in der Öffentlichkeit Stellung nimmt und ich habe mich gefreut, 
dass wir eine aktive Opposition haben. 

Jeder, der Regierungsverantwortung trägt und jeder, der im Landtag ist, freut sich, 
wenn es ein Mehr an Kontrolle gibt. Ich habe mich gestern gewundert, als die vereinte 
Opposition erklärt hat, dass sie heute nicht dazu Stellung nehmen wird. 

Ich sehe das nicht unbedingt als das, was der Wähler mit seinem Votum den 
Mandataren als Auftrag erteilt hat. Sich überhaupt nicht an der politischen Diskussion zu 
beteiligen und zu sagen, ich spiele hier nicht mit, das hat der Wähler nicht gemeint, meine 
Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP) 

Der Wähler hat jedem einzelnen dieser 36 Mandatare, die hier im Hohen Haus 
Verantwortung tragen, jedem einzelnen den Auftrag erteilt, Budgets im Interesse des 
Landes zu beschließen, weil ohne im Budget Deckung zu finden, keine Aktionen auf 
politischer Ebene gesetzt werden.  

Und da kann man schon unterschiedlicher Meinung sein. Ob das eine gut ist oder 
nicht gut ist, aber zu sagen, ich spiele nicht mit, ich mache die Augen zu, dann sieht man 
mich nicht, das ist aber auch keine Art und Weise, wie der Wähler sich politische 
Verantwortung, die wahrgenommen werden soll, hier im Hohen Haus vorstellt, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Und eines muss ich auch sagen, er ist jetzt nicht da, aber es ist ja auch nichts 
Neues, wenn der Kollege von den Grünen nicht da ist, sehr oft hat er sich ja in letzter Zeit 
nicht zu Wort gemeldet. Aber das ist nicht meine Verantwortung. Jeder nimmt sein Mandat 
so wahr, wie er glaubt, dass es richtig ist. 

Wenn gestern die vereinte Opposition hier in Notwehrgemeinschaft-Manier spricht, 
so ist das im Burgenland keine Sache, die man auf die leichte Schulter nehmen soll. 

Wissen Sie, wenn Sie in China, von mir aus, oder irgendwo in Afrika die Finger zu 
drei Fingern heranführen, wir kennen das, zu einem Kühnengruß, dann wird man das dort 
möglicherweise nicht so wissen wie in Europa, wenn ich drei Bier so bestelle, dass ich die 
Finger in besonderer Art und Weise in die Höhe halte. Wir kennen alle diese Dinge. Diese 
kleinen feinen Ansätze. In Europa weiß man das, was das bedeutet.  
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Und im Burgenland weiß man auch, was die Notwehrgemeinschaft bedeutet hat, 
dass dem damaligen zuständigen Landesrat Paul Rittsteuer ein Strick vor das Haustor 
gehängt wurde, dass mit Straßenblockaden hier Aktionen gesetzt wurden, dass die 
damals Verantwortlichen, an der Spitze ein Robert Dürr, ein Gruber Michael, dass die dort 
in rechtsextremen Zeitschriften, „Sieg“ hat diese Zeitung geheißen, geschrieben haben. 

Möglicherweise weiß er das nicht, der Herr Kollege, er ist ja noch nicht alt an 
Lebensjahren und auch an politischen Erfahrungen, sodass er das alles weiß, aber wenn 
man hier lebt in der Region und weiß, was damals geschehen ist, dass hier in einer Art 
Reichskristallnacht dem damaligen Präsidenten der Landwirtschaftskammer, noch immer 
Präsidenten der Landwirtschaftskammer Franz Stefan Hautzinger die Fensterscheiben 
eingeschlagen wurden. 

Da kann man nicht leichtfertig von Notwehrgemeinschaft reden, meine sehr 
geehrten Damen und Herren. Das muss ich hier als Mandatar dieses Hohen Hauses in 
aller Deutlichkeit von diesem Rednerpult hier und heute sagen. (Beifall bei der ÖVP) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese Budgetdebatte findet statt, wenige 
Wochen, wenige Tage nach einer Nationalratswahl. Einer Nationalratswahl, die ein 
Ergebnis gebracht hat, und gestern haben die ersten Gespräche, 
Koalitionsverhandlungen begonnen, die im Interesse des Landes zu führen sind. Wie 
immer Koalitionen aussehen werden. 

Jene, die mathematisch begeistert sind, werden wahrscheinlich schon gerechnet 
haben. Es gibt 18 Koalitionsmöglichkeiten und Mehrheitsmöglichkeiten, wo die SPÖ dabei 
ist. Es gibt 14 verschiedene Koalitionsvarianten, wo die ÖVP dabei ist und es Mehrheiten 
gibt. Es gibt keine einzige Variante, wo keine der beiden Parteien dabei ist, weil es keine 
Mehrheit gibt, ohne dass eine SPÖ oder ÖVP dabei wäre. 

Auf der anderen Seite, meine sehr geehrten Damen und Herren, sehen wir klar, 
dass sich das politische Bild in Österreich kaum verändert hat, außer dass die beiden 
Regierungsparteien, die Verantwortung getragen haben, weil sie Verantwortung getragen 
haben, vom Wähler in einem niedrigeren Ausmaß weiter mit Stimmen ausgestattet 
wurden.  

Das ist aber auch in einer Demokratie nichts Neues. Ich will das Wahlergebnis 
überhaupt nicht schönreden, gar nicht. Wir müssen uns mehr bemühen, wir müssen den 
Wählerinnen und Wählern mehr an Information geben, damit wir diese Arbeit, die hier 
gemacht wird, auch in der Öffentlichkeit besser darstellen, aber insgesamt hat es vor 
dieser Nationalratswahl keine linke Mehrheit mit SPÖ und Grün gegeben und auch nach 
der Nationalratswahl keine Mehrheit von links mit SPÖ und Grün. 

Das heißt, allfällige Koalitionsverhandlungen werden zu führen sein, und 
Koalitionsverträge können daher nicht ein Mehr an linken Positionen drinnen haben, als 
das bisher war. Das ist eine ganz klare Sache. 

Und jene in der SPÖ, das sage ich auch klar, die glauben, dass solche 
Koalitionsverhandlungen dann einer Urabstimmung zu unterziehen sind, werden schon 
wissen, was sie tun, wenn in Salzburg ein SPÖ-Landesparteitag der SPÖ beschließt, egal 
was herauskommt, wir müssen eine Urabstimmung machen, innerhalb der ÖVP gibt es 
auch nicht alle, die immer damit einverstanden sind. Schlussendlich ist die gestrige 
Entscheidung einstimmig gefallen. Der Vorarlberger in der SPÖ hat eine andere Meinung. 

Ich möchte damit nur sagen, zwei und zwei wird immer vier sein. Schlussendlich ist 
es ein Kompromiss und es muss ein Konsens erzielt werden, im Interesse Österreichs.  
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Und ich bin guter Dinge, dass mit Michael Spindelegger an der Spitze unsere 
Verhandler sehr verantwortungsbewusst und sehr bedacht auf das, was in den nächsten 
fünf Jahren in Österreich positiv passieren soll, in diese Verhandlungen gehen und 
Pühringer hat gesagt, zu Weihnachten wünschen wir uns eine neue Regierung. Das 
wären ungefähr zwei Monate, die man sich nach einer Abkühlungsphase, nach einem 
Neubeginn, nach einem Start durchaus vornehmen kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das wird die Arbeit auf Bundesebene 
sein. Und in diesem Umfeld, wo eine Nationalratswahl geschlagen wurde, wo 
Wirtschaftsforscher uns Erweiterungen, Wirtschaftsentwicklungen vorgezeichnet haben. In 
diesem Umfeld diskutieren wir heute hier im Burgenländischen Landtag die 
Rahmenbedingungen, die finanziellen Rahmenbedingungen für das nächste Jahr.  

Wir tun das nicht abgeschottet. 285 000 Einwohner hat das Burgenland, 4.000 
Quadratkilometer. Wir sind umgeben von Ländern der Europäischen Union. Wir leben in 
dieser Europäischen Union. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Ohne Budgets gibt es kein wirtschaftliches Vorwärtskommen. Wir sehen das 
gerade an der Wirtschaft in Amerika. Es droht ein Staatsbankrott, wenn nicht morgen, so 
man den Medien Glauben schenken kann, nicht auf politischer Ebene entweder die 
Verschuldungsrate gehoben, oder ein Budget beschlossen wird. 

Die Aktienmärkte reagieren interessant auf diese Entwicklungen, wenn man sich 
die gestrigen Meldungen anschaut. So sind eigentlich alle Aktienkurse im Plus - trotz 
dieser Situation in Amerika. Entweder glaubt man nicht daran, dass etwas passiert, oder 
es rechnet jemand, dass irgendetwas passiert. 

Es zeigt aber auch auf der anderen Seite, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
dass die Entscheidung, eine starke Leitwährung in Europa zu installieren, die einzig 
richtige war. Wenn sie die Medien der letzten Tage ganz einfach betrachten, wie 
beispielsweise gestern im Standard: „Deutschland steht weiter hinter dem Projekt 
Europa.“ 

In Deutschland gab es eine starke Diskussion, ob die Finanzmittel für die Rettung 
Griechenlands zur Verfügung gestellt werden sollen. Eine Mehrheit in Deutschland ist der 
Meinung, dass es notwendig war, im Interesse der Stabilität des Euro auch diese Mittel 
zur Verfügung zu stellen, um Griechenland politisch so zu befrieden, dass sie irgendwann 
aus eigener Kraft diese wirtschaftliche Stärke wieder haben, um selbst ihren notwendigen 
Beitrag für die Wirtschaft leisten zu können. 

Oder, wenn Sie im Kurier - am Sonntag war dieses Interview - lesen. Mariano 
Rajoy über die Wege aus der Krise. Er sagt, dass es keine Alternative zur Europäischen 
Union gibt.  

Das sind die Rahmenbedingungen, meine sehr geehrten Damen und Herren, in 
denen wir uns hier in Österreich mit den Internationalen ganz einfach zu messen haben. 
Das sind die Rahmenbedingungen innerhalb dieser wir im Burgenländischen Landtag 
dieses Budget diskutieren, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Der ehemalige Landeshauptmann von Salzburg, Franz Schausberger, war bei 
einer Konferenz des IRE (Institut der Regionen Europas), das er leitet, hier im 
Burgenland. Der Herr Landeshauptmann, der Landeshauptmann-Stellvertreter und auch 
ich, waren eingeladen. Diese Veranstaltung hat in der Vila Vita in Pamhagen 
stattgefunden.  
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Das Burgenland war wieder Begegnungsstätte für 20 Länder. Im Interesse des 
Friedens wurden Ausgleiche gesucht, dass künftig hin Länder, die diesen Standard noch 
nicht erreicht haben, auch Standards erreichen sollen, um innerhalb ihres Landes soziale 
Spannungen befrieden zu können, dann haben wir einen großen Beitrag für den Frieden 
in dieser Region geleistet. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Die Europäische Union ist die größte Friedenssichernde Idee, die je auf der Welt 
gestartet wurde, mit all den Problemen, die uns tagtäglich aus Brüssel erreichen. 
Schlussendlich hat die Europäische Union unserem Heimatland Burgenland doch ein 
großes Startkapital mitgegeben, als wir dieser Europäischen Union beigetreten sind. 

Das Burgenland, Sie wissen es, hat in den letzten Jahren, seit wir bei dieser 
Europäischen Union sind, einen besonderen Förderstatus. Wir waren in den ersten 
Jahren Ziel 1-Gebiet. Dann waren wir im Phasing Out etwas bessergestellt als die übrigen 
österreichischen Bundesländer.  

Jetzt, als Übergangsregion, haben sich um diesen Status alle bemüht. Guido Hahn 
hat vor allem die Rahmenbedingungen auf EU-Ebene als Kommissar gestellt, damit das 
Burgenland auch in der nächsten Periode 2013 bis 2020 ein etwas größeres Stück von 
diesem Förderkuchen bekommt und wir somit unsere Wirtschaft mehr unterstützen und 
somit vor Ort Arbeitsplätze schaffen können. 

Das ist das tiefere Geheimnis dieser Europäischen Union und ich bin sicher, dass 
das auch funktionieren wird.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir mit diesem Budget finanzielle 
Mittel für den Sozial- und Gesundheitsbereich sicherstellen, so wissen wir, dass diese 
Bereiche doch stark die Budgets belasten. Dies nicht nur im Burgenland, sondern 
eigentlich alle Budgets in der westlichen Welt. 

Natürlich freut es die Gemeinden nicht und jene, die Budgets und 
Nachtragsbudgets verantworten, diese dann ganz einfach weitergeben an die Gemeinden 
im Burgenland. Der Präsident des Gemeindebundes und der Präsident des 
Gemeindevertreterverbandes sind in den letzten Jahren nicht immer glücklich darüber 
gewesen, wenn durch Nachtragsvoranschläge, die in den Sozialbereichen ganz einfach 
Platz gegriffen haben, 50 Prozent dann auf die nächsten Gebietskörperschaften, auf die 
Gemeinden, umgelegt wurden. 

In diesem Lichte bin ich überzeugt, dass jene, die diese Budgets verhandeln, 
exekutieren, dann auch nachverhandeln müssen und in den nächsten Budgetexekutionen 
und vorbereiteten Gesprächen, diese Situation so berücksichtigen, dass 
Nachtragsvoranschläge hoffentlich möglichst nicht notwendig sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Als Vertreter des Bezirkes Neusiedl am 
See muss ich zu einer Sache schon noch etwas sagen: Natürlich machen die 
Krankenhäuser viel an finanziellen Herausforderungen, aber, in meinem Heimatbezirk, im 
Bezirk Neusiedl am See, gibt es schon etwas Unmut, wenn die Unfallambulanz in 
Frauenkirchen, die vorher 24 Stunden besetzt war, jetzt nur mehr von 7.00 bis 17.00 Uhr 
oder bis 19.00 Uhr besetzt ist. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Es macht schon Unmut, wenn das Krankenhaus Kittsee mit einer Internen Station 
mit einem Primar bisher, jetzt das Primariat nicht mehr weiter besetzt werden soll. Wenn 
es dadurch Einsparungen gäbe, könnte man das noch verstehen, wenn dafür aber in 
einem anderen Krankenhaus ein zweites Primariat geschaffen wird, dann ist auch das 
Argument des Einsparens nicht gegeben. 
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Deshalb sollten wir hier gut überlegen, ob diese Wege auch immer die richtigen 
sind. In der Diskussion, die wir schon geführt haben, wurde mir gesagt, Landesrat Rezar, 
das es im Bezirk Neusiedl am See 99 Ärzte gäbe und die größte Ärztedichte im Bezirk 
Neusiedl am See gegeben sei. 

Auf der Homepage der Ärztekammer Burgenland sind sogar 106 Ärzte im Bezirk 
Neusiedl am See ausgewiesen. Ich habe mir das sehr genau angesehen. Ob allerdings 
die Kurärztin von Marienkron auch so für die Gesundheitsversorgung im Bezirk Neusiedl 
am See herangezogen werden soll, lasse ich einmal dahingestellt. Die Wahrheit liegt 
wahrscheinlich irgendwo - wie immer - in der Mitte. 

Das müssen wir uns sehr genau ansehen. Aber, die entsprechenden Mittel im 
Budget sind vorgesehen, um Soziales und Gesundheit auch künftighin für die 
Bevölkerung in einem Maß zu gewährleisten, wie es in einer westlichen Welt im 21. 
Jahrhundert ganz einfach Standard ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Diskussion der letzten Wochen und 
Monate über die Verfassung und über Rechnungshof - Täfelchen sind heute auch schon 
dazu aufgestellt worden - haben diese Thematik insgesamt, ich nenne es einen großen 
Brocken der Verfassung, in der öffentlichen Wahrnehmung in der Diskussion dargestellt. 

Wir haben uns in den letzten Jahren sehr bemüht. Das ist kein Ergebnis von einer 
oder von zwei Wochen Arbeit, sondern zu Beginn einer jeden Landtagsperiode, und das 
ist gute Übung, werden alle Wünsche von allen im Landtag vertretenen Parteien über 
allfällige Änderungen von Verfassungen gesammelt. Dann gibt es viele Gespräche, dann 
gibt es Parteienverhandlungen. Schlussendlich haben wir uns darauf verständigt - und ich 
lege Wert darauf zu sagen - in fünf Parteien-Verhandlungen. 

Natürlich ist nicht alles, was sich jeder wünscht, vorerst in diesen vorliegenden 
Gesetzen, die bereits dem Landtag zugeleitet wurden, enthalten. Schlussendlich haben 
fünf Parteien an diesen Verhandlungen teilgenommen. Eines dieser Gesetze, das im 
Landtag liegt und wir werden in der nächsten Landtagssitzung - ich gehe davon aus - 
dieses neue Landes-Rechnungshofgesetz beschließen können. 

Ich möchte auch die Gelegenheit nützen, mich beim Landes-Rechnungshofdirektor 
zu bedanken, der seit kurzem im Amt ist. Seine Bestellung - der Bestellungsvorgang - war 
auch nicht politisch unumstritten, wenngleich die Regierungsparteien der Meinung waren, 
dass dieser Vorgang, dieser Weg, ein korrekter war. Er war es auch. 

Nicht alle handelnden Personen haben immer dazu beigetragen, in der 
Öffentlichkeit das so darzustellen, dass es auch förderlich ist. Nichts desto trotz haben wir 
mit Andreas Mihalits einen Rechnungshofdirektor, der in den letzten Berichten gezeigt hat, 
dass er mit seinem Team dem Auftrag des Landtages als Organ des Landtages in der 
Kontrolle der Landesregierung, in der Kontrolle der ausgelagerten Gesellschaften, hier 
hervorragende Arbeit leistet. 

Vielen herzlichen Dank für diese Arbeit. Mir ist es besonders wichtig, dass hier und 
heute auch zu sagen, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP und 
SPÖ) 

So, wie bei jedem Gesetz, ist auch dieses Gesetz, bevor es dem Landtag zugeleitet 
wurde, einem Begutachtungsverfahren unterzogen worden. Alle 
Begutachtungserinnerungen, die hier hereingekommen sind, wurden berücksichtigt, 
wurden diskutiert. Vieles wurde in dieses Gesetz aufgenommen. Ich habe mit dem Herrn 
Landes-Rechnungshofdirektor gesprochen - er kann damit schon leben. 
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Natürlich wünscht er sich immer mehr. Einige Dinge gilt es möglicherweise noch im 
Rahmen einer Parteienverhandlung zu erläutern. Wir haben fünf 
Parteienverhandlungsrunden zu diesem gesamten Themenkomplex vereinbart, damit wir 
all das noch einmal diskutieren, um es im Landtag so zu beschließen, dass es zu einem 
mehr an Kontrolle und zu einem unabhängigen - so wie bisher - Rechnungshof führt, der 
im Interesse des Landtages seine Arbeit auch entsprechend weiter führt. 

Die anderen Dinge sind in der Verfassung, wo wir die Bereiche, die Anliegen der 
Daseinsvorsorge, wie Wasser, Energie ganz einfach auf den heutigen Stand bringen. Es 
steht die BEWAG, nunmehr haben wir ja keine BEWAG mehr, sondern die Energie 
Burgenland und das Wasser in der Verfassung. Das ist unser politisches Anliegen aller im 
Landtag vertretenen Parteien, das entsprechend in der Verfassung festzuschreiben. 

Das eine neue Geschäftsordnung des Landtages ganz einfach notwendig ist, wenn 
mehr als zwei Parteien in diesem Hohen Haus vertreten sind, nämlich erstmals fünf 
Parteien, da braucht man ganz einfach neue Regeln. Das soll mit einer neuen 
Geschäftsordnung auch so fixiert werden. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten) 

Ich bin überzeugt, dass wir das in einer Art und Weise tun werden, dass die Arbeit 
der Mandatarinnen und Mandatare hier nicht behindert, sondern dass es diese 
Geschäftsordnung, diese Arbeit der Mandatare fördert, meine sehr geehrten Damen und 
Herren. 

In dieser Budgetdebatte wird es auch um Energie gehen. Die 
Spezialdebattenbeiträge werden das zeigen. Die Herausforderungen der kommenden 
Jahre in diesem Bereich sind da. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir wissen, dass je 25 Prozent des 
gesamten Energiebedarfs Strom  und Wärme sowie 50 Prozent des gesamten 
Energiebedarfs Treibstoff ist, dann wissen wir, wo die größten Herausforderungen liegen. 
Das Zentrum für erneuerbare Energie in Güssing hat hier ausgezeichnete Arbeit geleistet 
und wird auch künftig - bin ich überzeugt - gute Arbeit in diesem Bereich leisten. 

Es ist in diesem Bereich, und das haben die Untersuchungen und die Berichte, die 
uns mittlerweile im Rohbericht auch vorliegen, was in Recherchen manche Mandatare 
ganz einfach erfahren haben, Einiges passiert. Es wurden vielleicht nicht immer der 
Forschungsauftrag und der kommerzielle Bereich richtig getrennt. 

Wenn das gemacht wird, bin ich überzeugt, dass die entsprechenden Geldflüsse 
und auch die Wirtschaftlichkeit klar nachvollziehbar darstellbar sind und dieses 
Vorzeigeprojekt „Europäisches Zentrum für erneuerbare Energie“" in Güssing auch künftig 
im Interesse des Landes, im Interesse der erneuerbaren Energie auch seinen Beitrag 
leisten kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich freue mich auf eine angeregte 
Spezialdebatte. Wenn sich auch nicht alle im Landtag vertretenen Parteien an dieser 
Debatte beteiligen werden.  

Ich freue mich darauf, wenn wir die Sicherheit diskutieren. Eine Abstimmung im 
heurigen Jahr hat gezeigt, dass das Österreichische Bundesheer einen hohen Stellenwert 
in der Bevölkerung hat, dass die Bereitschaft der jungen Burschen und Mädchen beim 
Österreichischen Bundesheer Dienst zu verrichten, dass dieser Zulauf ungebrochen ist. 

Auch bei den Freiwilligen Feuerwehren ist der Zulauf, das Ehrenamt über die 
Feuerjugend ungebrochen. Das hat auch das Zusammenwirken all dieser Organisationen, 
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dann wenn es wirklich notwendig ist, wenn Katastrophen da sind, die es zu bewältigen 
gilt, gezeigt. 

Bei den Hochwasserkatastrophen im heurigen Jahr hat diese Zusammenschau, 
diese Zusammenarbeit all dieser Organisationen im Interesse der Bürgerinnen und 
Bürger, die Hilfe gebraucht haben, wunderbar funktioniert. 

Wenn im Burgenland ein neuer Landespolizeidirektor bestellt ist, dann fällt schon 
auf, dass plötzlich die Sicherheit in Ordnung ist. 

Früher haben die Dinge nicht so gepasst und die Forderungen an den 
Landespolizeidirektor mancher im Landtag vertretenen Parteien waren möglicherweise 
andere, als an den jetzigen Landespolizeidirektor, wenngleich die Sicherheit sich nicht 
dramatisch verändert hat, weder mehr noch weniger geworden ist. Die Aufklärungsquoten 
sind dieselben, aber der Standort bestimmt den Standpunkt. (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten) 

Mir soll das recht sein. Ich freue mich, dass wir eine Führung in der Polizei haben, 
die hier in der Region lebt, die hier in der Region weiß, was passiert und wo auch 
Schwerpunkte und Akzente gesetzt werden sollen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Budgetzahlen sind das eine - und ich 
darf sie kurz nennen - 1.062.000 Einnahmen, 1.068.000 Ausgaben - eine geplante 
Neuverschuldung von sechs Millionen Euro - somit ein Rückgang der Neuverschuldung. 
Das haben die Budgetsprecher oder der zuständige Landesrat auch in der gestrigen 
Pressewelt der Öffentlichkeit so mitgeteilt. 

Ein Budgetpfad, den wir uns vorgenommen haben, den die Regierungsparteien, 
den also die Landesregierung in langen Verhandlungen vorgegeben und dem Landtag ein 
Budget vorgelegt hat. 

Unsere Mitglieder der Burgenländischen Landesregierung haben uns in vielen 
Diskussionen, in vielen Klubsitzungen, Klubklausuren die Mitteilung gemacht, dass die 
politisch notwendigen Vorhaben mit den vorhandenen Budgetmitteln erfolgreich 
umgesetzt werden können. 

In diesem Sinne wird die Österreichische Volkspartei hier im Hohen Haus nach 
einer engagierten Spezialdebatte gerne diesem Budget zustimmen.  

Die Oppositionsparteien bitte ich doch nachzudenken, ob der eingeschlagene Weg 
wirklich im Interesse des Landes ist, den sie heute hier an den Tag legen. 

Ich danke Ihnen. (Beifall bei der ÖVP) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch (der den Vorsitz übernommen hat): Als nächstem 
Redner erteile ich nun dem Herrn Landtagsabgeordneten Christian Illedits das Wort. 

Bitte Herr Kollege. 

Abgeordneter Christian Illedits (SPÖ): Danke Herr Präsident. Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 19,4 Prozent an 
Investitionsquote sind im Landesvoranschlag enthalten - in Euro sind das rund 200 
Millionen.  

Das heißt 200 Millionen Euro, die das Land alleine in die Zukunftsbereiche - in 
Bildung, in Straßen, in Schiene, in Förderungen, in Ko-Finanzierungen für EU-
Förderungen, in das Wachstum unserer Wirtschaft, in die Schaffung von Arbeitsplätzen, in 
die Investitionen von Forschung und Innovation, investiert. 
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Das heißt, umgerechnet jeder fünfte Euro ist zukunftsorientiert, zukunftsgerichtet in 
nachhaltiges Wachstum. 

Deshalb sind wir - und wir haben es 2013 attestiert bekommen - der 
Wachstumsmotor schlechthin in Österreich, das Bundesland mit der größten, höchsten 
messbaren Innovation. Deshalb sind wir auch Innovationskaiser wenn es darum geht, in 
seinem eigenen Landesbudget 200 Millionen Euro hier für diese Investitionen bereit zu 
stellen. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Das ist eine ehrliche, eine immer wieder kehrende Kraftanstrengung, dieses Geld 
bereit zu stellen, um eben freie Finanzspitzen zu haben. Gemeinsam mit den 
Sparpotentialen, die sehr gut genützt werden und gleichzeitig aber dieses Geld für 
innovative Maßnahmen bereit zu halten. 

Das heißt, wir haben in der Vergangenheit den richtigen Weg eingeschlagen, denn 
wir haben in Zeiten der Finanz- und Wirtschaftskrise antizyklisch investiert. Wir haben 
bewusst Schulden in Kauf genommen und die haben wir jetzt noch in geringem Ausmaß - 
bis 2015, 2020 sollen diese komplett auf null gestellt werden, um eben Wachstum und 
Wirtschaft zu forcieren, anzukurbeln. 

Sparpotentiale werden im Bereich der Verwaltung, im Bereich von Strukturreformen 
ausgelotet. Unsere Devise ist eindeutig und klar. Man sieht es ja auch an gewissen 
Benchmarks, die nicht wir erstellen, sondern die wir attestiert bekommen, auch 
festgemacht, dass das „Hinausinvestieren“ aus der Krise das einzige richtige Mittel war, 
anstatt sich in diese Krise, wie sie uns europaweit von sehr vielen Neoliberalen 
konservativ geführten Regierungen vorexerziert wurden, gemacht waren. 

Hinausinvestieren statt hineinsparen, das ist eigentlich das Leitmotto, das 
Finanzlandesrat Helmut Bieler gemeinsam mit Landeshauptmann Hans Niessl vor Jahren 
schon festgelegt hat. Wir sehen heute, dass das die einzig richtige Entscheidung für die 
zukünftige Entwicklung war und ist. 

Deshalb wird auch das Burgenland als ein Land der Konjunktursonne genannt, als 
ein Musterbundesland, wenn es um diese strukturellen Maßnahmen geht, wenn es um 
diese freien finanziellen Spitzen geht. Deshalb positionieren wir uns auch so gut in 
Benchmarks in Österreich, aber auch im internationalen Vergleich, im regionalen 
Vergleich in Europa. 

Das zweite wichtige Festzustellende ist, dass wir die Zusammenarbeit in den 
Vordergrund stellen. Wir arbeiten nicht nur bei der Erstellung des Landeshaushaltes 
zusammen. Da sei mein Dank natürlich an die gesamte Landesregierung gerichtet, wenn 
es um diesen Landeshaushalt geht, aber wenn es auch um den Zusammenhalt bei den 
Gemeinden geht. 

Wenn es uns um das gesamte Burgenland geht, dann sehen wir eigentlich, dass 
auch dieser gemeinsame Weg in den Vordergrund gestellt wird. Ein Weg, der zielführende 
ist, um das Beste aus unserem Land herauszuholen, für die Menschen diese Maßnahmen 
gemeinsam zu erarbeiten, um dann schlussendlich auch eine breite gemeinsame 
Akzeptanz zu erreichen. 

Das heißt, wir sind gewählt, um für die Menschen im Burgenland, für die 
Burgenländerinnen und Burgenländer, egal ob es hier um den Landeshaushalt geht, ob es 
um EU-Förderungen geht oder ob es um wichtige Fragen die Zukunft betreffend, von der 
Bildung bis zur älteren Generation geht, zu arbeiten, liebe Kolleginnen und Kollegen. 
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In Europa haben wir eben dieses festzustellende schlechte Ergebnis dieses 
Diktates „Sparen um des Sparen Willens“. Ohne Rücksicht auf Verluste wurde gespart. 
Die Ergebnisse in Europa liegen uns vor. Wer sind die Leitragenden? Alle sind die 
Leidtragenden - quer durch alle Generationen in diesen Ländern in Europa. Aber, wir 
haben eine Schicht der Menschen, die besonders betroffen sind, weil es um deren 
Zukunft geht - es geht um die jungen Menschen. 

Wir sprechen nicht umsonst bei Jugendlichen, die sich auf der Straße befinden, gut 
ausgebildete junge Menschen, von einer „Lost-Generation“. Deshalb müssen wir - und 
das tun wir im Burgenland - alles unternehmen, um eben diese verlorene Generation nicht 
zu produzieren. 

Das heißt, im Ansatz schon Maßnahmen zu setzen, dort zu investieren, damit jeder 
eine Chance bekommt, eine Ausbildung, eine Qualifikation oder eine gute Bildung in einer 
Schule. Das ist eben das Mittel, wo wir sagen, es ist das einzig richtig in diese Maßnahme 
zu investieren.  

Sparen als Selbstzweck hat ausgedient. Wir müssen gemeinsam darauf setzen, um 
eben dieser Jugend, nicht nur im Burgenland, in Österreich, sondern auch in Europa eine 
Chance zu geben, in Verantwortung unseren Kindern, unseren Enkelkindern gegenüber. 
Ich denke, wir gehen im Burgenland den richtigen Weg. Das attestieren uns auch viele in 
vielen Verhandlungen.  

Wenn wir uns diesen Landesvoranschlag, die Zahlen wurden schon genannt, 
genau ansehen, und ich meine jetzt diejenigen, die sich auch diesen nicht nur angeschaut 
haben, sondern sich auch mit diesem auseinandersetzen, dann erkennen wir, dass es 
ganz klar ist - es ist ein Budget, das in Zeiten einer Wirtschaftskrise seinesgleichen 
wirklich suchen muss. 

Deshalb auch nochmals ein Dankeschön an die vielen Mitarbeiter, speziell die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Finanzabteilung mit Hofrat Dr. Rauchbauer an der 
Spitze, die wirklich engagiert unter der Führung von Landeshauptmann Hans Niessl und 
Landesrat Helmut Bieler hier ein Budget erstellt haben, gemeinsam mit den Mitgliedern 
der Landesregierung, das zweifelsohne auch eine gute Basis, ein festes Fundament für 
die Zukunft unseres Heimatlandes Burgenland sein wird. Dankeschön der 
Landesregierung an der Spitze um den Landeshauptmann. (Beifall bei der SPÖ) 

Kollege Strommer hat es ja schon gesagt: Was sehen wir auf uns zukommen? 
Viele attestieren eine Entlastung, bessere wirtschaftliche Entwicklungen, von Amerika 
drohen aber sehr starke schwarze finanzielle Gewitterwolken. 

Es ist schon einmal etwas von Amerika gekommen, was dann in Europa fatale 
Auswirkungen mit sich gebracht hat. Deshalb sehen wir ganz gespannt den nächsten 
Tagen entgegen. 

Wir sind aber trotzdem zuversichtlich und optimistisch, dass es doch zu einer 
positiven Stimmung und zu einem positiven Beschluss dort in Amerika kommen wird und 
auch die konservativen Parlamentarier dort schlussendlich auch „ja“ sagen zu diesem 
Weiterbeschluss dieses Budgets und somit zum Auslösen finanzieller Mittel, die 
notwendig sind, um eben nicht auch diese Krise in Amerika wieder vom Zaun zu brechen, 
die dann auf Europa überschwappt und die Leidtragenden wieder die Menschen hier in 
unseren Ländern sein werden. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Was in Amerika beginnt, macht vor Europa keinen Halt. Deshalb sehen wir 
gespannt, aber doch optimistisch in Richtung Amerika. Was wir aber wollen ist eindeutig. 
Deshalb nehmen wir auch dieses Ergebnis der Nationalratswahlen sehr ernst. Ich denke, 
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da ist ein unmittelbarer Zusammenhang zu sehen. Natürlich mit dem, was passiert in 
Verhandlungen, die jetzt begonnen haben, mit den Verhandlern von SPÖ und ÖVP, weil 
wir auch unser Budget unter denselben Titel gestellt haben. 

Schlussendlich muss in der Zukunft eines garantiert sein: es muss den hart 
arbeitenden Menschen mehr Geld im Geldbörsel bleiben. Es muss mehr Geld da sein für 
die Menschen. Mehr Entlastungen für die Menschen und weniger für die Banken. Dafür 
steht die Sozialdemokratie, liebe Kolleginnen und Kollegen. (Beifall bei der SPÖ) 

Ich darf dem Herrn Landeshauptmann mit einem Augenzwinkern, weil es natürlich 
viel Arbeit bedeutet, gratulieren, dass er in das Verhandlungsteam des Bundeskanzlers 
nominiert wurde. Weil es natürlich ein großer Vertrauensbeweis ist, wenn eine hohe 
Akzeptanz an seine geleistete Arbeit hier im Burgenland, aber auch über die 
Landesgrenzen hinaus - dass er in sehr vielen Bereichen Arbeitsgruppen wird leiten 
dürfen und müssen jetzt, weil er es angenommen hat und hier auch sehr vieles in die 
richtige Richtung lenken wird. 

Ich stimme ihm ganz zu, wenn er sagt: Das ist die letzte Chance für diese große 
Koalition. Es muss ganz klar ein Zeichen gesetzt werden. Und, Kollege Strommer, da bin 
ich nicht bei Ihnen, wenn Sie behaupten, dass es hier in diesen Verhandlungen linke 
Ansätze geben wird. Es hat niemals eine Mehrheit irgendwo links gegeben, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. (Abg. Ing. Rudolf Strommer: Zwei und zwei ist vier.) 

Lieber Kollege Strommer! Es geht um die Menschen in diesem Heimatland 
Österreich. Es geht um die Entlastung des Faktors Arbeit. Es geht um die Entlastung der 
Menschen in unserer Republik. Es muss der Eingangssteuersatz gesenkt werden. 

Die Menschen müssen mehr Netto vom Brutto haben, dann wird auch die 
Wirtschaft angekurbelt werden, dann wird dieser Kreislauf in Bewegung kommen, dann 
werden Arbeitsplätze geschaffen werden und dann wird dieser Wirtschaftsstandort, nicht 
wie es einer von Euren Kollegen gesagt hat, abgesandelt sein. Das war nämlich noch nie 
da! 

Im Gegenteil! Dieser Standort wird als Nummer eins in Europa dastehen und wird 
sich so präsentieren, wie er jetzt in der Aufwärtsentwicklung sich präsentiert hat, nämlich, 
als guter Standort für die Menschen in unserem Heimatland Österreich. (Beifall bei der 
SPÖ) 

Wir wissen, wenn wir davon reden, wenn wir sagen, wir kümmern uns um die 
kleinen Leute. Manchmal glaube ich, verwechseln da manche, wen sie unter kleine Leute 
verstehen. Wir müssen uns nicht um die Banken kümmern, wir müssen uns nicht um die 
Großkonzerne kümmern. Wenn ich denke, dass sich manche nur in den 
Wirtschaftsbereichen bewegen und sagen, die Wirtschaft muss entlastet werden. 

Die Menschen müssen entlastet werden, weil dieser Slogan „Geht es den 
Menschen, dann geht es der Wirtschaft gut“, das ist der einzige richtige und wahre 
Slogan, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

So wird es auch - und davon bin ich überzeugt - in der Zukunft sein, wenn wir gute 
Verhandlungsergebnisse erzielen. Wenn wir gute Verhandlungsergebnisse erzielen im 
Bereich der Bildung - viele Landeshauptleute sind hier mit den Sozialdemokraten einer 
Meinung, die Bremserblockierer sind auf der anderen Seite gesessen. Ich hoffe, dass die 
nirgends aufscheinen, in keinem Verhandlungsteam und schon gar nicht in irgendwelchen 
Untergruppen. 
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Dann wird das passieren, was viele in der Bevölkerung auch wollen: Dann wird es 
eben Bildungsreformen geben, die höchst notwendig sind und dann wird man auch nicht 
mehr darüber diskutieren, was den Großparteien garantiert Stimmen und Wählerinnen 
gekostet hat, nämlich, über ein Lehrerdienstrecht stundenlang und weiß nicht wie viele 
Monate die diskutieren.  

Wenn die Metaller so lange diskutieren über den Kollektivvertrag, dann gehen die 
auf die Straße und dann möchte ich sehen, was los ist in Österreich. Das kann es doch 
nicht sein, das ein einziger Mensch diese Blockadepolitik vorantreibt und hier nichts 
zulässt, was an Bildungsreformen in Österreich notwendig wäre. 

Denn, dann werden wir wieder das erreichen, was in ganz Europa notwendig ist, an 
der Spitze zu sein im Bereich Forschung, im Bereich Bildung. Dann werden wir auch nicht 
mehr von einer „Lost-Generation“ sprechen müssen.  

Dann haben wir die Basis dafür geschaffen, dass unsere Menschen 
bestausgebildet auch für den Wirtschaftsstandort und für die Wirtschaft zur Verfügung 
stehen werden, liebe Kolleginnen und Kollegen. (Beifall bei der SPÖ) 

Und wenn Sie, Kollege Strommer, ein Satz noch zu dem, was Sie gesagt haben, es 
offen lassen, jetzt gibt es halt die Verhandlungen mit SPÖ und ÖVP und dann sagen Sie, 
es ist aber alles offen, und gleichzeitig sagen Sie, wir leben hier in einem vereinten 
Europa, was ganz wichtig ist, dass wir hier zusammen arbeiten mit allen Ländern, da bin 
ich ganz bei Ihnen.  

Gleichzeitig verhandeln Sie aber mit den Anti-EU-Parteien anscheinend, oder 
wollen das vielleicht tun. Ich kann doch nicht ernsthaft hier sagen, wir sind große 
Europäer und gleichzeitig verhandle ich mit den Anti-EU-Partei FPÖ und vielleicht dem 
Team Stronach. Weil andere Optionen haben auch Sie nicht, wenn Sie nicht eine 
Koalition mit der SPÖ eingehen wollen. (Abg. Ing. Rudolf Strommer: Was ist das?)  

Deshalb, (Abg. Ing. Rudolf Strommer: Was ist das jetzt? – Abg. Andrea Gottweis: 
Ihr wollt in Opposition gehen. - Abg. Ing. Rudolf Strommer: Was ist das jetzt, wenn Ihr in 
Opposition gehen wollt?) ganz klar, noch einmal.  

Ganz klar, wenn es wieder zu taktischen Spielchen kommen sollte, dann, jetzt 
natürlich, die SPÖ und der Landeshauptmann hat das auch gesagt, für diese sind wir 
dieses Mal nicht zu haben.  

Das heißt, entweder man meint es ernst, nicht nur mit Gesprächen, sondern auch 
mit Reformen, dann (Abg. Andrea Gottweis: Zusammenarbeit heißt aufeinander zugehen 
und nicht den eigenen Willen durchsetzen.) könnte das sein.  

Frau Kollegin, es darf nicht vom Start weg zu Blockaden kommen und zu 
Scheinverhandlungen und taktischen Gesprächen. (Abg. Andrea Gottweis: Das kann aber 
nur bei Euch liegen.)  

Das haben wir aus der Vergangenheit gelernt, das haben wir in der Vergangenheit 
gesehen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP. Das können Sie nicht in Abrede 
stellen, dass das schon einige Male (Abg. Reinhard Jany: Das ist die neue 
Zusammenarbeit.) von Ihnen so durchgeführt wurde. (Abg. Reinhard Jany: Das ist die 
neue Zusammenarbeit.)  

Deshalb, für das wie man Verhandlungen führt, die Qualität ist entscheidend, dann 
wird es sicher eine Koalition geben. (Abg. Mag. Werner Gradwohl: Das kann nur an Euch 
liegen.) Eine Koalition Neu mit neuer Qualität, die zweifelsohne jetzt von allen 
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angesprochen wird. Ich will es ja nur gesagt haben, der Ordnung und der Erinnerung 
halber.  

Ich sehe mit Optimismus in die Zukunft und ich denke auch Landeshauptmann 
Hans Niessl wird seinen Beitrag dazu leisten, dass wir hier gute Verhandlungen führen 
können und hier auch die Basis für eine gute Arbeit in einer SPÖ geführten Koalition für 
die Zukunft Österreich garantieren können. (Beifall bei der SPÖ) 

Wenn die Kollegen jetzt manchmal da sind und manchmal nicht, wir haben es 
natürlich zur Kenntnis genommen. Und ich stelle an die Kollegen nur die Fragen:  

Glauben die Vertreter der Oppositionsparteien, dass sich das Burgenland im 
Bereich der unselbständigen Erwerbstätigen mit einer Rekordzahl von heuer 102.000 
Beschäftigten so gut entwickelt hätte, glauben die Kollegen von der Opposition, dass sich 
das Burgenland im Bereich der Maturantinnen- und Maturantenquote so gut entwickelt 
hätte, glauben die Kollegen von der Opposition, dass sich das Burgenland im Bereich des 
Wirtschaftsstandortes so gut entwickelt hätte, wenn die Menschen nicht so hart gearbeitet 
hätten in diesem Land? 

Die Menschen haben hart gearbeitet in diesem Land und haben die Ärmel 
aufgekrempelt um das zu erreichen was jetzt zweifelsohne vorzeigbar und herzeigbar ist 
und die Kollegen von der Opposition gehen her und verweigern die Arbeit.  

Wir Sozialdemokraten krempeln die Ärmel auf, weil, es ist ganz klar, dieses Budget 
ist die Basis für jede zukünftige Arbeit. Ohne Budget, das weiß auch jeder und jeder ist da 
ein Bürgermeister, kann keine Arbeit gemacht und umgesetzt werden. Ohne Budget geht 
gar nichts. Und dann haben Sie den Vorschlag wir reden nichts dazu, wir verweigern die 
Arbeit. Es geht um die Zukunft. Es geht um zukünftige Investitionen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind gewählt um zu arbeiten, so wie alle hart 
arbeitenden Menschen in unserem Heimatland Burgenland. Dann können wir genauso 
wie Sie Vorbild sein für viele andere und gemeinsam können wir da sehr, sehr viel noch 
für unser Heimatland, wie in der Vergangenheit, erreichen.  

Das erwarte ich von allen! Nicht nur von den hart arbeitenden Menschen im 
gesamten Burgenland, sondern auch von allen Abgeordneten hier im Hohen Hause. 
(Beifall bei der SPÖ) 

Der Herr Kölly redet manchmal davon: „Ihr habt es ja leicht, ich bin in der 
Privatwirtschaft. Ja so geht es in der Privatwirtschaft zu.“ Ich würde ihn gerne fragen, wäre 
er hier, was macht man mit jemandem der die Arbeit verweigert in der Privatwirtschaft? 
Das muss er seinen Wählerinnen und Wählern beantworten.  

Wir sind gewählt um zu arbeiten, liebe Kolleginnen und Kollegen! Und 
normalerweise in der Privatwirtschaft, glaube ich, den schmeißt man hinaus, der nicht 
arbeitet und der irgendwo nicht da ist.  

Also anwesend sein allein ist eine Notwendigkeit, damit du überhaupt arbeiten 
kannst. Wenn du schon gar nicht da bist, dann kannst du überhaupt nicht arbeiten. Wenn 
du schon da bist, dann solltest du zumindest so tun, als ob du arbeiten wolltest. Das ist 
das Mindeste, das wissen manche noch von der Schule. Also ein bisschen sollte man 
zumindest so tun als ob man fleißig sein wollte.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie sind Ihren Wählern genauso wie wir 
verpflichtet hier 100-prozentige Arbeit zu leisten. Ansonsten wäre es wirklich anständig, 
wenn Sie diesen Monatslohn dem Land zurückgeben oder irgendwo hin deponieren. Weil 
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ich frage Sie, wo war Ihre Leistung? Die ist nicht da. Und wenn man keine Leistung 
erbringt sollte man auch kein Geld bekommen. (Beifall bei der SPÖ) 

Und wenn man als Demokrat in einem demokratischen Parlament sitzt, dann sollte 
das auch so sein. Heute ist ja manchmal - ich habe es ein bisschen als nicht notwendig 
empfunden, dass man von „haben sie mich nicht verstanden und so“- aber wenn es um 
das Thema Demokratie geht, da denke ich das schon.  

Jetzt kann man mit dem Präsidenten nicht einer Meinung sein, wenn er sagt, ich 
will dass diese Taferl wegkommen oder nicht. Wir haben das in der Vergangenheit schon 
voll gepflastert gehabt, aber nur, es geht mir um die Akzeptanz von demokratischen 
Rechten und Rechtsnormen.  

Und wenn der Präsident sagt, und diese Norm hat er, dass er diese festlegt, das ist 
so, dann muss man das als Demokrat auch akzeptieren. Und da gibt es überhaupt nichts 
mehr dazu zu sagen. Punkt. Und das erwarte ich mir in allen Bereichen.  

Wenn, und ich will nicht Nachhilfe im Bereich Oppositionspolitik verstehen oder 
nicht verstehen, geben, oder Minderheitenrechte, wo ich stolz darauf bin, dass wir immer 
wieder im Burgenland die Minderheitenrechte weiter ausbauen und wir liegen auch 
österreichweit hier hervorragend.  

Es wird schon welche geben, die dort besser sind oder da besser sind, das ist ja in 
vielen Bereichen so. Aber wir sind im Bereich der Minderheitenrechte sehr gut 
ausgestattet und bei jeder Runde und in jeder Legislaturperiode bauen wir diese weiter 
aus.  

Angst vor Demokratie, das muss einen jeden klar sein, es gibt eine Regierung und 
es gibt einen Landtag und es gibt Regierungsparteien und Oppositionsparteien. Das ist ja 
die Grundlage der parlamentarischen Demokratie, es kann ja sonst anders nicht sein.  

Und dass man das nicht versteht und dann sagt, ich mache jetzt irgendwo, ich will 
es ja nicht sagen, irgendwer hat gesagt eine Vogel-Strauß-Politik oder so, den Schädel im 
Sand, ich sehe nichts, ich bin nicht da, da bin ich nicht dabei, so kann ja auch nicht das 
Verständnis von Oppositionspolitik sein. Das heißt, es gibt auch, und jeder weiß das, 
Regierungskoalitionen.  

Und wenn jemand glaubt, dass, wenn es keinen Proporz gibt und ich bin ein 
Verfechter dessen, dass der Proporz abgeschafft wird, das weiß auch jeder und nicht erst 
seit gestern, dann irrt man sich, dass in einem Nichtproporz geführten Land, wo der 
Proporz abgeschafft ist, es keine Regierungskoalitionen gibt.  

Das ist ein großer Irrtum, das gibt es natürlich. Und es gibt überall auch 
Regierungsübereinkommen. Also irgendwo fehlt mir da das starke Verständnis für diese 
Vorgangsweise.  

Kollege Strommer hat schon gesagt bei den Verfassungsverhandlungen, es war 
einmal jemand da und jemand auch nicht, oder es war jemand halt anwesend. Stark 
mitdiskutiert ist ja nicht wirklich geworden. Aber vielleicht, das ist auch eine Taktik dessen, 
dass man sagt, lieber nicht mitarbeiten, weil dann kannst du nie schuldig gemacht 
werden, dass du etwas getan hast. Ist auch eine Überlegung, die man sich überlegt haben 
kann.  

Aber die Proporzdiskussion zu verknüpfen mit einer Budgetdiskussion, das ist ein 
Novum, als auch etwas Neues was man so in den Jahren erfahren darf.  
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Der Tschürtz Hans ist ja einer, der immer wieder eine Proporzdiskussion anfängt, 
jährlich. Heuer hat er es zufällig angefangen wie ihm in Mattersburg die FPÖ-Funktionäre 
davon gerannt sind. Gleichzeitig hat er die Proporzdiskussion und damit die mediale 
Aufmerksamkeit ein bisschen in eine andere Richtung gelenkt.  

Nachdem ich in meinem Leben nicht mehr an Zufälle glaube, denke ich, war es so 
gewollt, dass man diese Diskussion anzieht. Man kann ja dieses Thema immer wieder 
anziehen. Aber eines ist auch klar, wir haben es und das ist fix, so vereinbart.  

Wir haben gesagt, wir arbeiten vier Jahre ausnahmslos nur für die Menschen in 
diesem Heimatland und dann können wir, ein Jahr vor der Wahl, können wir über 
Zusammensetzungen, Verkleinerungen von Landtagen, von Landesregierungen, über 
Proporz und solche Angelegenheiten diskutieren.  

Das war immer so vereinbart und das war in der Vergangenheit so und wird 
wahrscheinlich auch so in der Zukunft sein. Und deshalb kann man sich doch nicht mit 
diesen Themen die ganze Legislaturperiode beschäftigen. Sondern man muss schauen, 
was sind die wichtigen Themen, wie Arbeitsplatzschaffung, Wirtschaftsstandort stärken, 
Bildung, Betreuung von Kindern bis hin zur älteren Generation.  

Das sind die Themen die uns tangieren, die uns interessieren. Für das müssen wir 
arbeiten, dauernd, und nicht alle Jahr einmal die Verfassungs- oder Proporzdiskussion 
vom Zaun brechen, um vielleicht von anderen Themen abzulenken. Also ich denke auch 
das muss einmal gesagt werden.  

Nur ein paar Dinge zum Minderheitenrecht. Wenn ich das eine nur tue - damit es 
viele auch verstehen, es gibt das Fragerecht, das einzige was ich anziehe. 166 Fragen 
sind bis heute gestellt worden und insgesamt vom Kollegen Kölly drei und vom Kollegen 
Reimon null. Jetzt habt Ihr ein Recht und dann nützt Ihr es nicht. Weshalb beschwere ich 
mich dann, dass ich ein Minderheitenrecht vielleicht nicht bekomme?  

Das muss auch einmal gesagt werden, aber das Minderheitenrecht des 
Schweigens, das habe ich noch nie gehört. Das habt Ihr noch nie eingefordert. Bis jetzt 
habt Ihr immer Rederechte eingefordert. Heute habt Ihr das Schweigerecht eingefordert. 
Ob wir über das Reden, Kollege Strommer, werden wir sehen. Ich weiß nicht, ob es da 
einen Antrag gibt diesbezüglich. Das ist ein Novum das man uns heute hier so irgendwo 
mitgeteilt hat.  

Ich wiederhole es, Kollege Strommer hat es gesagt, ich bin verwundert, es ist eh 
schon gepostet worden vom Michel Reimon, dass er sich eigenartig betroffen fühlt, weil er 
da mit „Notwehrgemeinschaften“ in Zusammenhang gebracht wird.  

Anscheinend hat er es wirklich nicht gewusst, dass (Abg. Michel Reimon, MBA: 
Anscheinend kannst Du nicht lesen.) das eigentlich ein ganz, ganz starker, Rudi 
Strommer hat es erklärt, ich brauche es nicht mehr wiederholen, rechtsextremer Ansatz 
ist.  

Wo Du da normalerweise, wenn der… (Abg. Michel Reimon, MBA: Der SPÖ-
Bürgermeister ist der rechtsextrem?) Das ist ein wichtiger großer Unterschied. (Abg. 
Michel Reimon, MBA: Der SPÖ-Bürgermeister ist rechtsextrem.) 

Wenn der Kollege Tschürtz sagt „Notwehrgemeinschaft“ oder irgendjemand 
anderer in einem anderen Zusammenhang, ein Sozialdemokrat... (Abg. Michel Reimon, 
MBA: Okay passt.)  

Michel, ich lasse mich da nicht von Dir auf irgendeine andere Fährte lenken, ich 
habe eh alles gelesen, was Du postest. Wenn Du dort kein Problem hast, dann ist das 
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Dein Problem, ganz einfach gesagt. Mir ist es nur eigenartig vorgekommen und wir 
nehmen es zur Kenntnis. Du hast anscheinend nichts davon gewusst, was die 
Notwehrgemeinschaft im Burgenland, Rudi Strommer hat es an Beispielen dingfest 
gemacht, hier ausgelöst hat und wie wir hier alle dazu stehen.  

Wir sagen ganz klar, Hände weg von solchen Menschen, die irgendetwas mit 
solchen Notwehrgemeinschaften zu tun haben. Und das ist eigentlich die Enttäuschung 
und für einen Grundmandatar eigentlich sehr bemerkenswert, dass Du hier dort sitzen 
geblieben bist. (Abg. Michel Reimon, MBA: Okay, ich nehme es zur Kenntnis.)  

Aber die Grüne Partei ist anscheinend auch schon eine sehr große Partei, die sehr 
viel akzeptiert oder auch nicht. (Zwiegespräch des Abg. Günter Kovacs mit dem Abg. 
Michel Reimon, MBA. - Abg. Michel Reimon, MBA zu Abg. Günter Kovacs: Das geht mit 
am „Oarsch“.) Das wird die Zukunft weisen.  

Einige Schwerpunkte die wir natürlich auch in den Spezialdebatten zu beleuchten 
haben. (Abg. Michel Reimon, MBA zu Abg. Günter Kovacs: Ihr seid ein paar rechte 
„Oarschlöcher“. – Unruhe bei der SPÖ. – Abg. Werner Friedl: He, he, hallo. Also bitte, Sei 
nicht so aggressiv! – Der Präsident gibt das Glockenzeichen)  

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Herr Abgeordneter Reimon, ich erteile Ihnen 
einen Ordnungsruf. Ich fordere Sie auf sich geziemend zu benehmen. (Abg. Michel 
Reimon, MBA: Nehme ich zur Kenntnis.) 

Abgeordneter Christian Illedits (SPÖ)(fortsetzend): Gut, wenn der einzige 
Debattenbeitrag das ist, das Du wem „rechtes Arschloch“ sagst, super. (Abg. Werner 
Friedl: Das ist Unglaublich. – Unruhe bei der SPÖ – Abg. Erich Trummer: Wo ist Deine 
Kinderstube?) Ja, an und für sich, wenn Du halbwegs einen Anstand hättest, dann 
würdest Du Dein Mandat zurücklegen, weil gearbeitet hast Du fast nichts in diesem Hohen 
Hause. (Beifall bei der SPÖ)  

Und das zu einem Mandatar von mir zu sagen, das weise ich wirklich aufs Höchste 
und aufs Schärfste zurück. Also das ist eigentlich eine Frechheit sich so hier im Hohen 
Hause zu gebärden und zu benehmen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wichtig wird es sein und in diesem Budget sind die 
Zahlen dafür verankert, dass wir weiterhin in den Wirtschaftsstandort Burgenland 
investieren können. Die Basis dafür ist gelegt. Wir sind aber sehr wachsam. Wir wissen, 
dass unsere Entwicklung gut ist, wir haben den Wirtschaftsstandort gut positioniert, gut 
ausgebaut.  

Die EU-Förderungen werden dazu beitragen und dafür bin ich sehr dankbar, dass 
es wieder gelungen ist, entgegen dem Finanzplan noch mehr Geld für Kofinanzierungen 
bereitzustellen, für die Wirtschaftsförderung, um diese EU-Förderung auch tatsächlich 
auslösen zu können.  

Viele Länder in Europa können auch EU-Förderung lukrieren, können diese aber 
mangels Kofinanzierungsmöglichkeiten nicht auslösen. Heute beschließen wir die Basis 
dafür, dass wir das können.  

Wir haben aber eine Situation in Österreich und die wollen wir nicht vom Tisch 
wischen, wir schaffen viele Arbeitsplätze. Es passiert aber etwas, was wir in Zukunft nicht 
hinnehmen, nicht zulassen wollen. Es passiert ein Arbeitskräftetransfer. Ein Austausch 
von Jüngeren gegen Ältere, 50plus.  
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Ein Austausch von neuen ausländischen Arbeitnehmern gegen schon integrierte, 
schon am Arbeitsmarkt integrierte österreichische, aber auch ausländische 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.  

Das heißt, viele neue Arbeitsplätze gehen an neue Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Somit haben wir natürlich eine Situation, wo die Arbeitslosigkeit gleichzeitig 
mit der Zunahme der Arbeitsplätze im Bereich der älteren Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer steigt.  

Und deshalb muss man sich überlegen, und wir haben das als Sozialdemokratie 
schon getan, wie man gegensteuert, welche Instrumente haben wir?  

Und auch hier darf ich, weil es so ist, für die Sozialdemokratie in Anspruch nehmen, 
dass wir die einzige Partei sind, die sich darüber Gedanken macht, die auch Maßnahmen 
in diese Richtung überlegt. Sei es im Bereich der Förderungen vom Land, das ist ein 
prozentueller Abschlag, der dann schlagend wird, wenn man keine älteren 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigt.  

Der zweite Ansatz, wenn man keine Lehrlinge ausbildet, wenn man die Möglichkeit 
hat diese auszubilden, auch da wird es ein Minus an Förderungen geben.  

Ganz wichtig ist aber, dass wir einen Arbeitsmarktschutzschirm, von dem viele hier, 
manchmal lächelnd, auch die Wirtschaftskammer, gesprochen haben, dass wir den weiter 
intensivieren, weiter ausbauen und auch umsetzen.  

Und ich bin sehr dankbar, dass es gelungen ist, hier einen Schulterschluss 
ausgehend vom SPÖ-Landtagsklub bis hin zum Gemeindevertreterverband, zu unseren 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister zu erreichen, weil wir hier natürlich im Bereich der 
direkten Auftragsvergaben bis 100.000 Euro und bis zu einer Million sehr starke 
Maßnahmen einsetzen werden.  

Und die Sozialdemokraten haben sich hier in einer sehr breiten Allianz verpflichtet 
das umzusetzen, um eben den heimischen Arbeitsmarkt zu stärken, den heimischen 
Firmen hier auch eine gleiche Chance zu geben wie anderen. Nämlich wenn wir das 
kontrollieren, was momentan auftritt, das unlauterer Wettbewerb passiert, das es hier 
schwarze Schafe gibt in der Wirtschaft. 

Und das, Frau Kollegin Gottweis, wäre der Auftrag an die Wirtschaft. Mitzuhelfen, 
dass diese schwarzen Schafe eliminiert werden. Das ist nämlich unlauterer Wettbewerb, 
wenn die anbieten, die mit Arbeitskräften hier arbeiten, die unter Kollektiv bezahlt werden. 
Arbeitskräfte, die vielleicht überhaupt nicht angemeldet sind, die nach Kollektivverträgen, 
die nicht den österreichischen Rechten entsprechen, hier angestellt sind. Das muss ein 
gemeinsamer Schulterschluss werden. Dann können wir das machen, was wir wollen.  

Geld und Arbeit muss im Land bleiben, liebe Kolleginnen und Kollegen, hier sind 
wir unseren Menschen im Burgenland verpflichtet und das wird die Sozialdemokratie mit 
aller Immens und Intensität auch in Zukunft umsetzen zu versuchen. 

Wichtig ist aber auch, dass wir den Bau im Burgenland weiter ausbauen, das heißt 
die Auftragsvergaben an burgenländische Betriebe zu stärken beginnen mit der 
Ausbildungsorientierung. Ich bin so froh, dass der Landeshauptmann ein Projekt 
"Berufsorientierung" ins Leben gerufen hat, wo wir Studien übernommen haben, dass 
diese zu spät begonnen haben in der Vergangenheit.  

Wir müssen früher versuchen den jungen Menschen Orientierungshilfen zu geben. 
Auch diese BiBi-Messe ist hier ein guter Ansatz, wo man auch mithelfen kann 
Informationen weiterzugeben, an die jungen Menschen, die natürlich in diesem Alter es 
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sehr schwer haben, sich dorthin schon zu orientieren, wo sie in Zukunft dann einen 
Arbeitsplatz, eine Lehrstelle, eine richtige Schulauswahl treffen müssen.  

Deshalb ganz wichtig, dass Thema Jugend, Jugendbeschäftigung. Wir haben es in 
der Fragestunde schon gehört, die Ausbildungsgarantie umzusetzen. Das ist uns gut 
gelungen, aber es gibt natürlich noch etliches zu tun. Jeder arbeitslose Jugendliche ist 
eben einer zu viel und das wollen wir nicht nur als Lippenbekenntnis nehmen, sondern 
auch umsetzen und auch hier ist wieder die Wirtschaft gefordert.  

Wir haben eine eindeutige Schieflage. Immer weniger Betriebe bilden junge 
Menschen aus und immer mehr muss die öffentliche Hand mit Lehrwerkstätten hier 
eingreifen. Mittlerweile nehmen wir beinahe neun Millionen Euro in die Hand, um diese 
Werkstätten hier zu betreiben. Das wäre natürlich, und da bin ich klar bei der Wirtschaft, 
billiger, wenn sie das machen würden. Aber sie tun es nicht.  

Damit würden wir ja wieder arbeitslose Jugendliche hier produzieren, oder wieder 
dem Ruf dann nach Arbeitskräften so Folge leisten müssen, dass man wieder Grenzen 
öffnen muss und sagen, jetzt kommen dann immer mehr Arbeitnehmer aus den 
Nachbarländern herein.  

Nein, wir müssen in diesem Bereich der Jugendförderung, der Humanressourcen, 
noch mehr, noch intensiver investieren, um eben genau den jungen Menschen eine 
Chance zu geben und so auch die Zukunft unseres Wirtschaftsstandortes abzusichern.  

Wir sind gewählt um zu arbeiten, nicht nur im Burgenland, auch in Brüssel. Und 
wenn wir mit dem Landeshauptmann an der Spitze viele Gespräche in Brüssel geführt 
haben, ich durfte als sein Vertreter einige Male dabei sein, dann ist es gelungen, diesen 
Status „Übergangsregion“ zu erlangen.  

Das ist gut, weil wir damit zu den Regionen zählen, die mehr Geld als andere zur 
Verfügung haben und weil wir somit klarerweise, wieder die beste Förderkulisse aller 
österreichischen Bundesländer zur Verfügung haben, für die nächsten Jahre.  

Aber was wir noch brauchen, weil es natürlich auch durch dieses weniger an 
Förderungen natürlich zu Disparitäten kommen kann, mit den Nachbarn, weil die Ziel-1 
sind, aber weil auch manche Gebiete nicht mehr förderwürdig sind, manche Bereiche wie 
zum Beispiel der Tourismus, da ist jetzt die neue Bundesregierung gefordert.  

Wir brauchen das Zusatzprogramm, das Additionalitätsprogramm. Im Vorfeld hat es 
ja schon Gespräche dazu gegeben, Kanzler Faymann, Staatssekretär Ostermayer haben 
ja gesagt, sie werden uns unterstützen, haben uns das auch in der Vergangenheit so 
gesagt.  

Ich hoffe, dass das auch jetzt dann von der ÖVP-Seite, wenn es zu dieser Koalition 
kommt, so passiert. Weil es ist ganz wichtig, dass wir auch im Bereich des Tourismus und 
da haben wir heute schon etliches an Aussagen gehört in der Fragestunde, weiter 
investieren können, damit dieser erfolgreich eingeschlagene Weg eine Fortsetzung finden 
kann.  

Wir kümmern uns um viele Menschen, um die Arbeiter, wir kümmern uns auch um 
die Pendler und deshalb nehme ich dieses Thema als eines der letzten, weil es auch 
eigenartig diskutiert wird. 

Es gibt Bereiche, die kann man hier abfertigen und da können wir alle stolz sein. 
Erst der Antrag nach Wien, Pendlereuro. Wir haben es mit Unterstützung von Wien und 
Niederösterreich geschafft, der Pendlereuro ist da. 150 Millionen Euro mehr für die 
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Pendler in Österreich, acht Millionen für die Pendler im Burgenland. Das steigert die 
Wirtschaftskraft, die sparen das nicht, die geben das aus.  

Jemand kann sagen zu Billig-Tanken im Burgenland was er will. Fakt ist, das es 
auch hier sehr viel Geld an Erspartem gibt für die Menschen im Burgenland.  

Und was wichtig ist, diese Maßnahmen kosten dem Land nichts. Es gibt 
Maßnahmen, die dem Land etliches an Geld kosten, die sind natürlich zu finden, hier in 
dem Budget.  

Und deshalb ist es wichtig, dass man Park & Ride-Anlagen, beinahe 27 Millionen 
Euro kosten die, errichten kann, damit man auch dieses Pendeln leichter gestalten kann 
und diesen Umstieg. Und das ist ja immer unser mittransportiertes hohes Ziel, den 
Umstieg auf den öffentlichen Personennahverkehr.  

Die Forcierung dessen, dass wir den im Fokus unserer Überlegungen haben, dass 
wir die Menschen weg vom Individualverkehr bringen und deshalb investieren wir so viel 
Geld, 16 Millionen Euro, auch dieser Budgetansatz wurde gleich hoch gehalten.  

Was wir aber auch extra tun können und das ist jedem freigestellt in diesem Hohen 
Haus, man kann auch mehr tun, als das Notwendige. Wir haben uns zum Beispiel 
gekümmert um Parkgaragen. Und dann verstehe ich es nicht, wenn der Kollege Strommer 
- und uns schreibt ja dann ein netter Herr – der das dem Kurier mitteilt und der schreibt es 
dann, dass das eigentlich ein „Schmarrn“ ist, was wir da gemacht haben.  

Ich bin sehr froh, dass wir mit einem Partner, der Stadt Wien heißt, es geschafft 
haben, 55 Euro oder 46,50 Euro mit dem Jahresticket zu erreichen. 60 Personen haben 
es in Anspruch genommen, die haben eine super günstige Garage, die ihnen hilft in Wien.  

Es gibt die eine Variante, ich kann mich in Wien hinstellen am Viktor Adler-Platz 
und kann Zettel verteilen und auf Wien schimpfen und nichts für die Pendler erreichen, 
oder ich schaue, dass ich mit Wien verhandle, bekomme günstige Parkgaragen und damit 
haben Menschen etwas davon, direkte Hilfe in der Umsetzung.  

Zettel verteilen ist die eine Geschichte, die andere Sache ist eine wirkliche Hilfe für 
die Menschen im Burgenland, die auf Grund des Parkpickerls in diese Situation 
gekommen sind.  

Nur Ihr werdet 100.000 Zettel verteilen können, Ihr werdet das Parkpickerl trotzdem 
nicht verhindern. Im Gegenteil, es wird noch weiter ausgebaut werden, das wissen wir von 
anderen Städten. Aber Ihr habt mit dem Zettelverteilen keinem einzigen Pendler in Wien 
geholfen. (Beifall bei der SPÖ) 

Dass das so ist, im Kurier ist zu lesen, da schreibt ein Herr Dr. Mitterhuber, der 
schickt ein Mail dem Landeshauptmann, er bedankt sich. „Seit vielen Jahren pendle ich 
nach Wien und habe immer Glück mit den Parkplätzen. Diesen Monat habe ich eine 
Anstellung im neunten Bezirk bekommen, gleich hinter der Volksoper.  

Für mich ist der Stellplatz am Franz-Josephs-Bahnhof einfach ideal und ich habe 
sofort ein ganzes Jahr gemietet. Vielen Dank für diese Initiative.“ Das sagen die 
Menschen aus dem Burgenland. (Abg. Ing. Rudolf Strommer: Von wem ist das Mail?) Der 
Herr ist aus Weiden am See. (Beifall bei der SPÖ) 

Kurz noch zur roten Umweltpolitik, die schwarze Zahlen bringt. Wir haben den Tag 
der Energiewende gefeiert, mit den Menschen im Burgenland. So wie in den letzten 
Jahren immer, hat sich nicht die Politik gefeiert, sondern die Menschen haben dieses 
Ereignis zum Anlass genommen, um gemeinsam zu feiern.  
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Wir sind sehr stolz, auch wenn die ÖVP nicht dort war, dass dort sehr viele 
Menschen waren, 1.000 Menschen am Volksfestgelände und sehr viele Vertreter aus 
ganz Europa, die dieses Ereignis, erste Region in Europa stromautark, mit uns begangen 
haben.  

Und viele haben etwas mitgenommen und wir haben auch von dort, sehr, sehr viele 
aus ganz Europa, Mails bekommen, von Menschen die sich bedanken und die gratulieren. 
Jetzt waren wieder Europäer im Seewinkel und auch die gratulieren uns. Die kommen ja 
nicht nur her, um hier eine Veranstaltung zu machen, einmal waren es eben Konservative, 
bei uns waren es Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten.  

Ich denke, der Ausbau der erneuerbaren Energie, ist eine Erfolgsgeschichte für 
ganz Europa und beispielhaft für ganz Europa. Wie kommen wir weg von dieser 
Atomstromlobby? Wie kommen wir weg von den fossilen Energieträgern hin zur 
erneuerbaren Energie? Wir sind hier auf dem richtigen Weg.  

Zukunft ist auch wichtig, weil es mit Wohnen verbunden ist. Und wir sind 
angehalten zu arbeiten, wir sind gewählt um zu arbeiten, weil die Menschen auch Arbeit 
brauchen. Mit der Wohnbauförderung, mit der besten aber auch mit der höchsten in ganz 
Österreich, schaffen wir das.  

Nämlich, leistbares Wohnen, gleichzeitig aber sehr viele Arbeitsplätze im Bau- und 
Baunebengewerbe. Ich denke auch hier ist es wichtig, dass wir auch Ansätze gefunden 
haben. Und ich bin sehr froh, dass der Landeshauptmann diesen sozialen Wohnbau so 
forciert, weil, es geht schlussendlich in allen Bereichen um soziale Gerechtigkeit.  

Und auch hier wird ein guter Ansatz gewählt, weil eben nicht Grundstückspreise für 
Spekulanten in die eigene Kasse Geld spülen sollen, sondern leistbares Wohnen sollen 
moderate Preise, zu leistbaren Preisen, dieses Wohnen in Zukunft garantieren.  

Auch da denke ich, Junges Wohnen im Burgenland, ist ganz wichtig um die 
Menschen hier nicht nur mit Arbeitsplätzen zu versorgen, sondern auch mit Wohnungen 
oder mit Häusern.  

Grundstock für alles ist Bildung. Wir sind mit 41 NMS flächendeckend für Neue 
Mittelschulen geworden, das ganze Bundesland. Und deshalb denke ich, hat es sich 
sicher auch ausgezahlt. Und ich habe auch noch diese Unkenrufe im Ohr, was wir hier mit 
diesem Projekt Neue Mittelschule denn wollen? Auch das ist uns gelungen.  

Jetzt hört man das nicht mehr, jetzt sind anscheinend alle glücklich und zufrieden, 
also auf der Siegerseite, auf der Sonnenseite ist es eh ganz angenehm, weil es einfach 
wärmer ist.  

Und diese soziale Wärme kommt von der Sozialdemokratie auch wenn es um das 
Thema Bildung geht, liebe Kolleginnen und Kollegen. Deshalb schlagen wir auch eine 
Brücke, vom Sozialbereich mit den kurzen Wegen zu den Altenwohn- und Pflegeheimen, 
die alle auch viel Geld kosten. Wir haben uns verpflichtet, dass wir diese uns leisten 
wollen.  

Mit den Spitälern kurze Wege für ein langes Leben. Dieses standortnahe 
Altenwohn- und Pflegeheim und dieses standortnahe Spital. Gemeinsam mit der 
standortnahen Schule.  

Alles Bereiche, die uns wichtig sind, bis hin zu einer der besten 
Familienförderungen, wo eben Bildung im Kindergarten, Bildungsgarten, beginnt. Auch 
wenn jemand sagt der Kölly heißt, es gibt keinen Gratiskindergarten.  
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Für die Grundversorgung 40 Stunden, ist der Kindergarten gratis im Burgenland, für 
Zusatzangebote danke ich allen Gemeinden, ich war ja auch Bürgermeister bis vor 
kurzem, und das ist aber auch eine Aufgabe, die wir sehr gerne wahrnehmen. Weil ich 
glaube, dass es auch eine Basis dafür ist, die Menschen im Dorf zu halten, die Menschen 
ins Dorf zu bekommen. Die gehen ja nur dorthin, wo es gute 
Kinderbetreuungseinrichtungen gibt, damit sind auch die Gemeinden in ihrer Existenz 
abgesichert. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein Budget, nicht nur mit sehr viel Augenmaß, 
sondern auch mit sehr viel Zukunftsorientierung. Ich darf nochmals recht herzlich 
gratulieren, Herr Landesrat, Herr Landeshauptmann, Mitglieder der Landesregierung, wir 
Sozialdemokraten werden diesem Budget sehr gerne zustimmen. (Beifall bei der SPÖ) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser (der den Vorsitz übernommen hat): Als 
nächster Redner zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Hergovich. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Robert Hergovich (SPÖ): Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Was wir heute hier im Hohen Haus erlebt haben, das hat es 
noch nicht gegeben. Herr Landtagsabgeordneter Reimon, die Kolleginnen und Kollegen 
hier im Hohen Haus als „Arschlöcher“ zu bezeichnen, (Abg. Michel Reimon, MBA: Das 
hab ich nicht gemacht!) das geht nicht!  

Ich fordere Sie auf, treten Sie noch heute zurück! Legen Sie endlich Ihr Mandat 
zurück, dass hier Leute der Grünen Möglichkeit haben zu arbeiten, was Sie wollen. Treten 
Sie zurück! Gehen Sie endlich aus diesem Hohen Landtag! (Beifall bei der SPÖ) 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was wir heute hier erleben, 
ist ein einzigartiges Verhalten der Oppositionsparteien, ja ich möchte sagen, es ist der 
Tiefpunkt der demokratiepolitischen Geschichte des Burgenlandes. Denn was wir heute 
hier erleben, hat es noch nicht gegeben.  

Statt inhaltlicher Auseinandersetzung mit dem Budget 2014, gibt es ein schlechtes 
Theaterstück. In den Hauptrollen die Oppositionsparteien, und die kommen sich noch gut 
vor, indem sie hier Taferl herstellen und dann das Weite suchen. Da frage ich mich, für 
was werden die bezahlt, die Kolleginnen und Kollegen der Oppositionsparteien? Im ersten 
Akt, das muss man sich einmal vorstellen!  

Die wichtigste Landtagssitzung im heurigen Jahr und die stärkste Oppositionspartei 
FPÖ verweigert die inhaltliche Auseinandersetzung mit dem Budget. Das Fundament 
jeder Aktivität im kommenden Jahr, jede Ausgabe, jede Unterstützung, und die 
Oppositionsparteien haben dazu nichts zu sagen? Vor allem die größte Oppositionspartei, 
die FPÖ, sie redet von Regierungsverantwortung, haben wir letzte Woche gehört.  

Ja, da muss ich dem Kollegen Tschürtz schon ausrichten, wenn er nicht einmal die 
Aufgaben einer Oppositionspartei wahrnimmt, was will er dann in der Regierung sitzen? 
Da werden die Burgenländerinnen und Burgenländer sich schon ihr Bild malen. Also ich 
glaube, wer nichts arbeitet, sollte auch auf die Gage verzichten. Geld folgt Leistung - ohne 
Leistung kein Geld. Das wäre unmoralisch. Da wäre die FPÖ gut beraten, auf die Gage zu 
verzichten. (Beifall bei der SPÖ) 

Im zweiten Akt, der durchaus schon bekannte Schauspieler, Michel Reimon. Der 
hat schon öfters die Bühne hier benutzt, um seine Laiendarstellungen zu präsentieren. Er 
tritt der Notwehrgemeinschaft bei – unglaublich! Da haben Viele im Burgenland gestaunt. 
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Die Notwehrgemeinschaft hat im Burgenland ein Gesicht, sas wissen alle Mitglieder hier 
im Hohen Haus. Alle Mitglieder!  

Es ist das Gesicht des damaligen FPÖ Landtagskandidaten und FPÖ 
Gemeinderates Dürr. Da twittert der Kollege Reimon, ja das ist ja gar nicht alles so, und 
macht sich lustig, wenn man in Google das eingibt. Nur wenn man in Google das eingibt, 
kommt völlig etwas anderes - nämlich das österreichische Dokumentationsarchiv, und er 
bezeichnet die Notwehrgemeinschaft nicht als Lappalie, sondern bezeichnet das als 
rechtsextreme Kleingruppe.  

Kleingruppe ist schon in Ordnung, Herr Kollege Reimon, aber rechtsextrem? Ich 
muss schon sagen, Herr Kollege Reimon, Sie verkaufen sich sogar an eine zwielichtige 
Notwehrgemeinschaft, nur um aufzufallen. Das ist Populismus der übelsten Art, das ist 
abzulehnen, unglaublich, was Sie hier an den Tag legen! (Beifall bei der SPÖ) 

Sie sind den Mitgliedern des Hohen Hauses nicht unbedingt als Arbeiter bekannt. 
Aber gänzliche Arbeitsverweigerung zu betreiben, das hätte ich nicht einmal Ihnen 
zugetraut, Herr Kollege Reimon.  

Im dritten Akt, meine sehr geehrten Damen und Herren, der sonst nicht so stille 
Abgeordnete Kölly. Er hat offensichtlich seine Stimme verloren und hat nichts mehr zu 
sagen. Unter dem Motto: „Ich sage nichts, und das ganz leise“. Ich glaube, das hat sich 
unser Heimatland Burgenland nicht verdient. Ich bin überzeugt, die Wähler, Herr 
Landtagsabgeordneter Kölly, werden sich schon ein Bild malen, von Ihrer Arbeit.  

Die Kritiker werden diesem Theaterstück kein Lob aussprechen, sondern als 
schlechte Inszenierung absehen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir allen wurden gewählt unserem 
Heimatland zu dienen, für unser Heimatland hart zu arbeiten. Darum werden wir bezahlt, 
darum sind wir gewählt worden. Arbeitsverweigerung hilft keinem Burgenländer, keiner 
Burgenländerin weiter.  

Ich sage, die Landesregierung, die Abgeordneten der Sozialdemokratie und die 
Abgeordneten der Volkspartei nehmen diese Verantwortung sehr gerne wahr und arbeiten 
für unser Heimatland. Die Opposition sollte nachdenken, wie sie künftig hier im Hohen 
Haus vorgeht. Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Als nächster Redner ist Herr Landesrat 
Bieler zu Wort gemeldet.  

Bitte Herr Landesrat. 

Landesrat Helmut Bieler (SPÖ): Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Dieses Budget, das die Basis jeglichen Handels des 
öffentlichen Lebens des Landes ist, ist nach genauen gesetzlichen Vorgaben erstellt 
worden, wie es für alle Bundesländer in ganz Österreich gilt.  

Wenn sich die Opposition herstellt und sagt, sie haben keine Information zu den 
und den Punkten, und gleichzeitig, und das muss man auch der Öffentlichkeit sagen, im 
Budgetausschuss, der Grüne Abgeordnete nicht einmal anwesend war, (Abg. Robert 
Hergovich: Nicht anwesend!) keine einzige Frage gestellt wurde, keine einzige Information 
verlangt wurde zu diesem Budget, und sich dann herzustellen und sagen, wir können 
dazu nicht reden, weil wir nichts wissen, das ist reine Arbeitsverweigerung.  

Sie werden dafür bezahlt, dass sie sich informieren! Sie werden dafür bezahlt, dass 
sie hier an dieser Debatte teilnehmen! Natürlich ist es einfacher sich zu verweigern, als 
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sich mit einer schwierigen Materie auseinander zu setzen. Klar ist es einfacher für die 
Opposition sich zu verweigern als nach einer Beschäftigung mit diesem Budget, es als 
positiv darzustellen.  

Aber was übrig bleibt ist, dass sie sich heute als arbeitsunwillige Opposition 
demaskiert haben. Dass sie die Demokratie mit Füssen treten und dass sie hier 
Steuergelder verschwenden, weil sie nicht arbeiten und trotzdem ihre Gage kassieren! 
Das ist nicht in Ordnung, und das muss man der Öffentlichkeit sagen!  

Sie verweigern sich in den Ausschüssen, sie verweigern im Landtag sich 
irgendwelche Informationen zu holen, obwohl das ihre Pflicht wäre und wollen sie hier 
reine populistische Politik betreiben.  

Das geht nicht, das ist nicht in Ordnung und da gehören sie abgestraft! Ich bin der 
Meinung, dass solche Abgeordneten, die nicht arbeiten wollen, auch weniger bezahlt oder 
gar nichts bezahlt bekommen. (Beifall bei der SPÖ) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Zur Generaldebatte ist niemand mehr zu 
Wort gemeldet. Ich lasse nun darüber abstimmen, ob das Hohe Haus in die 
Spezialdebatte eingehen will und ersuche jene Damen und Herren 
Landtagsabgeordneten, die sich dafür aussprechen, sich von den Sitzen zu erheben.- 

Ich stelle die mehrheitliche Annahme fest.  

Aus Gründen der Zweckmäßigkeit schlage ich vor, die Beratung des 
Voranschlages in neun Teilen vorzunehmen und zwar: 

Im ersten Teil die Voranschlagsgruppen 0 und 1,  

im II. Teil die Voranschlagsgruppen 2 und 3,  

im III. Teil die Voranschlagsgruppen 4 und 5,  

im IV. Teil die Voranschlagsgruppe 6,  

im V. Teil die Voranschlagsgruppen 7, 8 und 9,  

im VI. Teil den außerordentlichen Voranschlag,  

im VII. Teil den Stellenplan des Landes,  

im VIII. Teil die Sondervoranschläge der Fonds und  

im IX. Teil den Stellenplan der Landeslehrer. 

Gleichzeitig schlage ich aus zeitökonomischen Gründen vor, in die Diskussion über 
die einzelnen Voranschlagsgruppen des ordentlichen Landesvoranschlages auch den 
außerordentlichen Landesvoranschlag, den Stellenplan des Landes, die 
Sondervoranschläge der Fonds und den Stellenplan der Landeslehrer miteinzubeziehen.  

Die Abstimmung erfolgt gesondert für jede einzelne Voranschlagsgruppe.- 

Nachdem es offensichtlich keine gegenteilige Meinung gibt, ist das Hohe Haus mit 
diesem Vorschlag einverstanden. Wir werden daher in dieser Weise vorgehen.  

I. Teil 

Gruppe 0: Vertretungskörper und allgemeine Verwaltung, und 

Gruppe 1: Öffentliche Ordnung und Sicherheit 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Wir kommen nun zur Beratung des I. Teiles 
des Voranschlages.  
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Er umfasst die Gruppen 0, Vertretungskörper und allgemeine Verwaltung, und 1, 
Öffentliche Ordnung und Sicherheit.  

Das Wort hat der Generalberichterstatter, Herr Landtagsabgeordneter Robert 
Hergovich. 

Bitte Herr Berichterstatter. 

Generalberichterstatter Robert Hergovich: Danke. Herr Präsident! Hohes Haus! 
Meine Damen! Meine Herren! Die Regierungsvorlage über den Landesvoranschlag des 
ordentlichen Haushaltes für das Jahr 2014 sieht in der Gruppe 0, Vertretungskörper und 
allgemeine Verwaltung, Einnahmen in der Höhe von 12.371.200 Euro und Ausgaben in 
der Höhe von 173.696.300 Euro vor. 

In der Gruppe 1, Öffentliche Ordnung und Sicherheit, sind Ausgaben von 9.452.400 
Euro und Einnahmen in der Höhe von 1.000.400 Euro veranschlagt.  

Im Auftrag des Finanzausschusses beantrage ich die unveränderte Annahme der 
Gruppen 0 und 1.  

Ich stelle daher den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, die Gruppen 0 und 1 
unverändert anzunehmen.  

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Als erster Redner gemeldet ist Herr 
Abgeordnete Lentsch.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Kurt Lentsch (ÖVP): Sehr geschätzter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Ich möchte für mich feststellen, ich als Präsident habe das nicht zu kommentieren, 
aber ich bin schon erschüttert über die Wortmeldung des Kollegen.  

Es war ja keine Wortmeldung, der Zwischenruf des Kollegen Reimon, aber es hat 
mich irgendwie betroffen gemacht, dass ich jemanden mit so einem Schimpfwort bedenke. 
Ich weiß nicht, ob er alle gemeint hat oder nur einen gemeint hat, aber es ist auf jeden Fall 
wirklich betrüblich und ich habe ihn als Präsident nicht aufgefordert, weil ich es ja nicht 
beeinflussen kann ob er es tut, aber als Kollege im Landtag würde ich auch sagen, es ist 
schon angebracht, dass Du dich bei den oder beim Kollegen entschuldigst, den Du so 
beschimpft hast. (Beifall bei der ÖVP) 

Zum Thema selbst. Ich rede nur zu einem ganz kleinen Teilbereich im ersten Teil, 
und zwar ist das der Rechnungshof. Beim Rechnungshof gibt es eine, muss ich sagen, 
beachtliche Geschichte. 1982 wurde vom damaligen Landeshauptmann Kery der 
Kontrollausschuss in der Verfassung konstituiert, erstmalig.  

Der erste Obmann dieses Kontrollausschusses war der Landtagsabgeordnete Dr. 
Wolfgang Dax, späterer Präsident dieses Hauses. Sie haben eine Geschäftsordnung 
erlassen, es gab das Landeskontrollamt mit dem ersten Hofrat Dr. Erich Landl, Ab 1. Ab 
September 1983 wurde gearbeitet.  

Man hat relativ bald gesehen, dass es einige Verbesserungsmöglichkeiten gibt, 
weil es gab vor allem eines nicht, es gab nicht die Möglichkeit des Rechnungshofes von 
sich auch tätig zu werden, sondern er hat nur Aufgaben des Landtages erfüllt, die er im 
Auftrag auch erhalten hat. 

Wir haben dann doch einige Zeit Prüfungen über das Landeskontrollamt gehabt 
und schlussendlich dann nach einer langen Diskussion, bei der ich dabei sein durfte, das 
Burgenländische Landes-Rechnungshof-Gesetz im Februar 2007 beschlossen. Ein 
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Verfassungsgesetz, in dem wir dem Landes-Rechnungshof doch viele Aufgaben gegeben 
haben.  

Die Prüfung der Gebarung des Landes, die Prüfung der Gebarung der 
Landesregierung und der Landesregierung unterstellten Ämter, sowie Anstalten, 
Stiftungen und Fonds. Die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, die das Land 
alleine betreibt, und Unternehmungen, bei dem das Land mit mehr als 25 Prozent der 
finanziellen Anteile betraut ist. Die Prüfung der Gebarung von Unternehmen, an denen 
eine zusammengerechnete Beteiligung zwischen Land und Gemeinden und 
Gemeindeverbänden von mehr als 25 Prozent vorliegt.  

Die Erstellung von Gutachten, die Mitwirkung bei der Beurteilung der finanziellen 
Auswirkung von Gesetzesvorhaben des Landtages und die Mitwirkung an der 
gemeinschaftlichen gemeinschaftsrechtlichen Finanzkontrolle über den Rechtsträger 
Finanzmittel der Europäischen Union direkt, und aus dem Bereich kofinanzierter 
Maßnahmen in Anspruch nehmen.  

Sie ist, meines Erachtens, so wie wir auch, als Anwalt der Steuerzahler zu sehen. 
Der Landes-Rechnungshof hat eine gesetzmäßige, sparsame und wirtschaftliche, 
zweckmäßige Verwendung der öffentlichen Mittel zu kontrollieren und darauf hinzuwirken, 
dass, sollten Missstände daliegen, zukünftig mit einer Verbesserung dieser Missstände 
und ein Abschaffen der Missstände möglich ist und damit eine Qualitätsverbesserung in 
der Verwaltung darstellen soll.  

Wir haben mit diesem Gesetz dem Landes-Rechnungshof auch die Möglichkeit 
gegeben für Initiativprüfungen. Es wird auch häufig angenommen.  

Wir haben auch definiert die Antragsprüfungen, die dem Landtag nach der Stärke 
der Mitglieder zustehen - wird auch häufig beansprucht.  

Wir haben dann im vergangenen Jahr nach einer doch umfangreichen Diskussion 
eine Neubestellung des Landes-Rechnungshofdirektors gehabt. Wir haben mit dem neuen 
Direktor Dr. Andreas Mihalits - glaube ich - einen sehr qualifizierten und kompetenten 
Direktor bestellt, der mit seinen sieben Mitarbeitern sehr gute Arbeit leistet. 

Wir haben im heurigen Jahr schon einige Berichte erhalten, zuletzt, ich glaube in 
den letzten Tagen eingegangen die zwei Follow-up Prüfungen, die schon genannt 
wurden. Ich erinnere nur an die letzte Sitzung, wo wir die Prüfung der Marktadäquanz des 
Anlagevermögens der BELIG und die Jubiläumsabgabe 90 Jahre Burgenland, diese zwei 
Berichte, diskutiert haben. 

Wir hatten auch schon den Prüfbericht über die Wohnbau Burgenland GmbH und 
die Vollziehung des Burgenländischen Mindestsicherungsgesetzes, wo durchwegs sehr 
interessante Details für unsere Abgeordneten drinnen gestanden sind, die wir bei der 
laufenden Geschäftsgebarung und Verwaltung natürlich nicht erkennen können, weil wir in 
Verwaltungsakte des Hauses nicht eingreifen können, aber dann insbesondere bei 
solchen Prüfungen sehr gute Informationen bekommen und uns auch daraus Schlüsse 
machen dürfen. 

Was bedeutsam ist für mich ist, dass die Qualität der Prüfung in keiner Weise 
leiden darf. Wir diskutieren - wurde auch heute schon gesagt - eine Novelle des 
Rechnungshofes. Da gibt es unterschiedliche Auffassungen dazu. Es gibt jetzt einen 
bereits eingelaufenen Entwurf und es wird darüber hinaus noch Gespräche mit den 
Parteien geben. 
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Auch der Herr Direktor selbst hat Anregungen dazu gemacht. Das ist auch in 
Ordnung. Das freut mich, dass er sich eben entsprechend mit dieser Materie beschäftigt 
und befasst hat und uns zum Teil auch auf Kleinigkeiten aufmerksam gemacht hat, die wir 
so nicht gesehen haben. 

Was mich insbesondere freut ist, dass diese Arbeit auch entsprechend 
wertgeschätzt wird, weil wir die finanziellen Mittel, die wir dafür zur Verfügung stellen, 
doch deutlich gesteigert haben. Die sind von einem Stand von 598.000 Euro mit einem 
Budget für 2014 von 848.000 Euro deutlich gestiegen. 

Ich hoffe, dass die Arbeit damit ordentlich ermöglicht wird, dass es auch eine gute 
Prüfungstätigkeit gibt und dem Landtag auch in der Zukunft durch diese Tätigkeit wichtige 
Unterlagen, Informationen und Nachrichten dargebracht werden. 

Wir werden daher diesem Budgetteil natürlich unsere Zustimmung erteilen. (Beifall 
bei der ÖVP) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich 
Herr Abgeordneter Friedl. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Werner Friedl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich denke, wir alle wissen, dass sich die 
Rahmenbedingungen, die Aufgaben und die Schwerpunkte für Politik und Verwaltung 
aufgrund des gesellschaftlichen Wandels der öffentlichen Märkte und der neuen 
Technologien permanent verändern. 

Das heißt, die öffentliche Hand muss sich auf die neuen Herausforderungen 
einstellen. Wir hier im Burgenland haben die Zeichen der Zeit richtig gedeutet und früher 
als andere Länder mit einem sinnvollen Sparkurs den nötigen Spielraum für Stabilisieren 
der Investitionen geschaffen. 

Deshalb können wir die großen Herausforderungen angesichts instabiler 
Wirtschafts- und Finanzstrukturen meistern. Ausgewogene Konsolidierung und offensive 
Investitionen müssen ja auch in Zukunft Hand in Hand gehen. 

Es ist wichtig zu konsolidieren, ohne die Wirtschaft abzuwürgen oder Arbeitsplätze 
zu gefährden, verträgliche Strukturmaßnahmen zu setzen, ohne einzelne Gruppen in den 
Ruin zu treiben. 

Dass die gesetzlichen Maßnahmen Wirkung zeigen, das bestätigt das 
Wirtschaftswachstum 2012. Das Burgenland ist Wachstumssieger im 
Bundesländervergleich. Erstmals in der Geschichte des Burgenlandes konnten über 
100.000 Beschäftigte verzeichnet werden. 

Coca Cola, ENERCON, Bertrams, Villaggio und viele mehr haben den 
Wirtschaftsstandort Burgenland gewählt. Über 1.000 Arbeitsplätze wurden geschaffen im 
letzten Jahr, wobei Gemeinden, Bezirkshauptmannschaften und das Land hierbei 
hervorragende Arbeit geleistet haben und wichtige Schritte für die Ansiedlung gesetzt 
haben. 

Ich habe selbst mit Vertretern von Coco Cola oder ENERCON gesprochen: Sie 
sagen, die Gemeinden und die Bezirkshauptmannschaften haben weltmeisterliche Arbeit 
geleistet. 

Ich komme zurück zu der Bezirkshauptmannschaft. Ich war selbst öfters in der 
Bezirkshauptmannschaft und weiß, was die Leute dort für Top-Arbeit leisten. Auch die 
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Sprechtage vom Herrn Landeshauptmann werden gut besucht oder auch die 
Schuldnerberatung, die Volksanwaltschaft - da habe ich letztes Mal gesagt, sind 200 
Anfragen gewesen. 

Ich möchte mich in diesem Sinne auch bei der Bezirkshauptmannschaft, bei allen 
Gemeindebediensteten und auch beim Land recht herzlich für die hervorragende Arbeit 
bedanken. (Beifall bei der SPÖ) 

Es werden gezielte Investitionen gesetzt, um die Wirtschaft zu stärken, 
Arbeitsplätze zu sichern, soziale Sicherheit und Ruhe zu gewährleisten und die 
Lebensqualität im Burgenland für jeden einzelnen von uns so hoch wie möglich zu halten. 

Die Auslotung von Sparpotential und die Umsetzung von kostenminimierenden 
Maßnahmen haben sich zu kontinuierlichen Prozessen entwickelt, immer mit der nötigen 
Balance, da die Einsparungsvorhaben nicht auf Kosten wichtiger Investitionen für das 
Wirtschaftswachstum, beziehungsweise die Absicherung des Arbeitsmarktes erfolgen 
dürfen. 

Ich möchte hier im Speziellen Einsparungen im Bereich des Landesschulrates 
erwähnen. Seit dem Jahr 2010 wurden von den, dem Landesschulrat für Burgenland 
insgesamt 82 zugewiesenen Verwaltungsplanstellen, 15 volle Planstellen eingespart. Das 
betrifft einen Prozentsatz von zirka 19 Prozent. 

Weiters wurde auch die Anzahl der Bezirksschulinspektoren von sieben auf fünf 
gesenkt. Auch wurden drei Fachinspektor-Planstellen nicht mehr nachbesetzt. Im Bereich 
der Sonderpädagogik konnten aufgrund der im Landtag beschlossenen 
Gesetzesänderung betreffend der Schülerzahl und aufgrund der veränderten Zuteilung 
von Planstellen an den einzelnen Standorten mehr als zehn Dienstposten eingespart 
werden. 

Wir können stolz sein auf das erreichte Ergebnis, denn seit der Beschreitung des 
Konsolidierungskurses ist eine ausgabenseitige Einsparung von 120 Millionen Euro 
gelungen. Somit wurden notwendige Spielräume mit nachhaltigen Investitionen 
geschaffen: Die Aufrechterhaltung der Wohnbauförderung, wo ich dem Landeshauptmann 
recht herzlich danken möchte, es ist die Beste von Österreich. 

Dann die Sicherstellung der wohnortnahen Versorgung und Ausrichtung auf 
moderne Bildungsstandards, die finanzielle Abdeckung im Gesundheits- und 
Wirtschaftsbereich. Da ist es ein bisschen schwierig, weil die Leute werden immer älter 
und man muss im Sozial- oder im Pflegebereich dann immer wieder schauen, dass man 
die nachbesetzt, oder wie wir voriges Jahr beschlossen haben, die Ärztegehälter zu 
erhöhen, damit sie nicht in andere Bundesländer auswandern. Das hat auch ungefähr drei 
Millionen Euro gekostet. 

Dann die Effizienzsteigerung der landesnahen Unternehmen. Da nehme ich heraus 
die BEWAG oder die BEGAS, die zusammengeführt worden sind zur Energie Burgenland. 
Denn nach einem Jahr sieht man schon, dass das eigentlich eine Erfolgsgeschichte 
geworden ist. 

Aber nicht nur im Land, auch 100 Millionen Euro wurden an die Gemeinden 
ausgeschüttet, um hier Investitionen zu tätigen. Zum Beispiel bei mir, ich habe zu Hause 
einen Kindergarten gemacht und habe die Schule saniert. Die Einführung der 
wirkungsorientierten Haushalte durch Einführung der Doppik, also die wird mit 1.1.2014 
erfolgen, wo ich auf Knopfdruck dann sehe, wie die Vermögensverhältnisse der Gemeinde 
sind. Die Umsetzung eines nachhaltigen und den regionalen Gegebenheiten angepassten 
Verkehrskonzeptes, Vorbereitung auf die nächste Förderperiode als Übergangsregion. 
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Das Land hat seine soziale Verantwortung wahrgenommen und das zeigt sich 
dahingehend: Der Heizkostenzuschuss für einkommensschwache Burgenländerinnen und 
Burgenländer wurde beschlossen. Die Gemeinden können dann je nach Budget einen 
Zuschuss geben. Das steht jedem Gemeinderat dann frei. Dann der Gratiskindergarten, 
der schon erwähnt wurde. 

Dann möchte ich mich beim Herrn Landeshauptmann, beim Herrn Landesrat Bieler, 
beim Klubobmann bedanken, und zwar für die Pendler. Da haben wir die 
Landestankstellen, wo sich die Pendlerinnen und Pendler 1,5 Millionen Euro eingespart 
haben. 

Wir haben einen Fahrkostenzuschuss, Semesterticket, dann Park & Ride Anlagen - 
ist auch schon erwähnt worden - und dann die Parkgaragen, wo Du Dich ganz besonders 
mit dem Herrn Landeshauptmann ins Zeug gelegt hast, Herr Klubobmann. 700 wurden 
geschaffen zum Preis von 55 Euro. 

Was auch wichtig ist, und das liegt mir besonders am Herzen, dass nun endlich die 
A4 soweit abgeschlossen ist, dass man sagt, bis zur Spange A6 und nicht weiter, weil das 
ist für die B10, für die angrenzenden Gemeinden verheerend wenn man das aufmacht, 
weil dann wird diese A4 zwei bis zweieinhalb Jahre gesperrt, und ich will nicht, dass dann 
durch diese Gemeinden wieder 60.000 bis 70.000 Fahrzeuge laufen. 

Also da muss man sehr genau schauen, wo man die (Abg. Ing. Rudolf Strommer: 
Sag das der Bures!) Bitte? (Abg. Ing. Rudolf Strommer: Sagst Du das der Bures?) Nein, 
das ist von Euch gefordert worden, wo Ihr gesagt habt, durchgehend bis zur 
Landesgrenze sofort. Das geht nicht! (Abg. Ing. Rudolf Strommer: Warum nicht?)  

Weil es einfach nicht möglich ist. Wo leitet man es um? Über die B10? (Abg. Ing. 
Rudolf Strommer: Was? Warum?) Weil es nicht geht. Weil man die A4 sperren muss, weil 
dort unten sechs oder sieben Grünbrücken sind, und das ist nicht möglich, dass man die 
saniert. Gut. 

Dass in Zukunft ein Hauptaugenmerk auf die Lage am Arbeitsmarkt zu legen ist, 
das zeigt uns die Arbeitslosenquote von 7,8 Prozent im Jahresdurchschnitt. Vor allem 
ältere Arbeitnehmer über 55 Jahre werden vom Arbeitsmarkt gedrängt. Der Bund hat für 
das Burgenland zusätzlich eine Million Euro für Qualifizierungs- und 
Ausbildungsmaßnahmen zur Verfügung gestellt, damit Projekte im Bereich des Tourismus 
für ältere Arbeitnehmer und Jugendliche umgesetzt werden.  

Auch die burgenländische Wirtschaft muss sich ihrer Verantwortung und für die 
Ausbildung junger Menschen und Beschäftigung älterer Arbeitnehmer stellen. 

Ein Lichtblick ist mit Freude zu bemerken: Bei den Jugendlichen haben wir im 
Burgenland eine geringere Arbeitslosigkeit als im Bundesdurchschnitt. Die 
Ausbildungsgarantie - das wurde auch schon vom Klubobmann angesprochen - für junge 
Menschen trägt Früchte. Arbeit durch Qualifizierung und Ausbildung für jeden einzelnen 
Jugendlichen, das ist der burgenländische Weg. 

Alle Jugendlichen haben im Burgenland die gleiche Chance. Land und AMS 
investierten in den letzten zehn Jahren rund 40 Millionen Euro in die Berufsausbildung 
junger Menschen. 2009 wurde gemeinsam mit den Sozialpartnern ein Paket von neun 
Millionen Euro geschnürt mit 1.000 Ausbildungs- und Beschäftigungsplätzen für junge 
Menschen bis 25 Jahre. 

Wir müssen für unsere jungen Burgenländerinnen und Burgenländer da sein und 
wir übernehmen gerne die Vorreiterrolle bundesweit. Wir haben den richtigen Weg früher 
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als viele andere eingeschlagen und erkannt, dass wir aus der Krise hinaus investieren 
müssen und nicht noch tiefer hineinsparen. 

Deshalb steht der Jahresvoranschlag 2014 nicht unter dem Motto „Sparen um 
jeden Preis“, sondern er ist vom Bemühen geprägt, durch die effiziente Verwaltung der 
uns anvertrauten Gelder Möglichkeiten zu schaffen, um nachhaltige Investitionen für 
Burgenländerinnen und Burgenländer zu tätigen. 

Es ist unsere Aufgabe und unsere Verantwortung, bürgerfreundliche Arbeit zu 
verrichten und vorbildhaft im Sinne der Bevölkerung zu agieren. 

Ich möchte mich beim Herrn Landeshauptmann, beim Herrn Landesrat, beim Herrn 
Rauchbauer und dem ganzen Team recht herzlich für das Budget bedanken. Das ist ein 
Budget mit Herz und Hirn.  

Ich schließe mit dem Satz: Der Staat und die Länder müssen die Probleme der 
Bevölkerung erkennen und lösen und nicht umgekehrt. Meine Fraktion wird diesem Part 
zustimmen. (Beifall bei der SPÖ) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Mag. Steiner.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mag. Thomas Steiner (ÖVP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ja, öffentliche Verwaltung ist jetzt das Thema. Das ist ein Dauerbrenner natürlich 
in der Diskussion. Gestern wurden ja die Gespräche zur Bildung einer neuen Regierung 
aufgenommen. Ich bin mir ziemlich sicher, dass - Koalition neuen Stils hin oder her - dort 
im Regierungsprogramm drinnen stehen wird, dass die öffentliche Verwaltung wieder 
einen wichtigen Beitrag leisten wird beim Sparen, hunderte Millionen, vielleicht Milliarden 
sogar.  

So oder so ähnlich wird es drinnen stehen, so wie in allen Regierungsprogrammen 
aller Vorgängerregierungen. Allerdings muss ich sagen, mir ist jetzt nicht erinnerlich oder 
bekannt, dass wirklich substanziell eingespart hätte werden können. 

Ich glaube, dass ist auch deshalb so, weil der Ansatz, Verwaltungsreformen 
durchführen zu wollen aus monetären und finanziellen Gründen, eigentlich der falsche 
Ansatz ist. Der Ansatz muss ja sein, Verwaltungsreform zu machen und 
Verwaltungsveränderungen zu machen, um den Bürgerinnen und Bürgern zu dienen und 
eine effiziente und gute Verwaltung zu haben. 

Der Staat wird auch in Zukunft einen großen Teil der öffentlichen Interessen der 
Gesellschaft, also das Gemeinwohl, sozusagen wahrnehmen müssen. Das betrifft 
staatliche Hoheitsaufgaben, Sicherheitsaufgaben, klassische Ordnungsverwaltung, aber 
viele andere Bereiche wie Soziales, Bildung, Umweltschutz und so weiter. 

Welche Aufgaben in die Zuständigkeit des Staates fallen, das ist letztendlich die 
Verantwortung und die Entscheidung der demokratischen Gesetzgeber auf Bundesebene, 
in den Länderparlamenten. Aber auch die Gemeinderäte sind natürlich Repräsentanten, 
die Mitverantwortung tragen, und allen gemeinsam stellt sich die Aufgabe, einen Konsens 
über einen Art staatlichen Leistungskatalog zu finden. 

Und deshalb ist Verwaltungsreform im Sinne von Veränderung und Verbesserung 
auch im Sinne da und dort der Kosten nur dann möglich oder überwiegend nur dann 
möglich, wenn auch die Aufgaben verändert werden, Stichwort Aufgabenreform. 
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Ich glaube, das liegt auch in der politischen Verantwortung, durch geeignete 
rechtliche Maßnahmen die Voraussetzung für einen sparsamen und wirtschaftlichen und 
auch wirkungsorientierten Vollzug zu schaffen.  

Das setzt voraus, dass eine konsequente Aufgabenkritik erfolgt, dass gesetzliche 
Bestimmungen, Verordnungen auch aufgehoben werden, wenn sie nicht sinnvoll sind, 
damit auch der Vollzug erleichtert wird und nicht der andere Weg beschritten werde sollte, 
durch praxisferne Gesetze verschiedener Verwaltungsebenen noch mehr aufzubürden. 

Das betrifft insbesondere die Gemeinden. Es hat ja keinen Sinn, wenn man Dinge 
vorschreibt, wo dann vielleicht hunderte Verwaltungsverfahren neu aufgerollt werden 
müssen, dann ein paar Einnahmen dem gegenüberstehen und in Wahrheit der 
Verwaltungsaufwand alles wegfrisst. Das kann ja nicht der Sinn sein. 

Das passiert natürlich nicht im Burgenland, meistens nicht im Burgenland, aber 
manchmal passiert es halt bei uns auch. 

Auch das Dienstrecht ist natürlich in der Frage der Verwaltungsreform immer ein 
wichtiges Thema. Ich glaube, dass wirkungsvolle Reformen nur mit einem modernen 
Dienstrecht möglich sind. Ein Dienstrecht das natürlich gemeinsam mit den Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen im öffentlichen Dienst verändert werden sollte. 

Und Stichwort „Dienstrechtbedienstete“, ich glaube, dass auch eine moderne 
Personalentwicklung notwendig ist auf allen Ebenen der Verwaltung. Das beginnt bei 
entsprechenden Qualifikations- und Weiterbildungsmaßnahmen. 
Personalentwicklungsinstrumente sollten zum Einsatz kommen, damit die Mitarbeiter eben 
motiviert werden. 

Ich möchte nur anmerken, die Stadt Eisenstadt hat jetzt durch einen einstimmigen 
Gemeinderatsbeschluss beschlossen, ein derartiges Personalentwicklungskonzept, einen 
Plan zu entwickeln, wo wir ordentliche Strukturen schaffen werden. Das, glaube ich, ist vor 
allem für größere Gemeinden sicherlich empfehlenswert. 

Und natürlich im Bereich der Verwaltung, der öffentlichen Verwaltung, spielen die 
Finanzen eine ganz große Rolle. Auch öffentliche Aufgaben können nur dann dauerhaft 
und gut erfüllt werden, wenn die Finanzierbarkeit gesichert ist. Daher sind nachhaltig 
geordnete Staatsfinanzen auch die Grundlage eines ordentlichen Vollzugs. 

Ich denke, dass hier natürlich der Finanzausgleich eine ganz große Rolle spielt. Wir 
haben hier schon gehört, es sind ja der Herr Landeshauptmann und noch andere 
Persönlichkeiten im Regierungsverhandlungsteam. Ich gehe davon aus, dass er für das 
Burgenland und die burgenländischen Gemeinden sehr viel herausholen wird, was das 
betrifft. Wir werden ihn natürlich auch daran messen. 

Ich möchte noch einen kleinen Seitenschritt machen, weil mein Vorredner ist auf 
die Fragen der Doppik eingegangen, das ist sicherlich auch ein wichtiges Thema, weil ich 
glaube, dass wirkungsorientierte Entscheidungen einfach Grunddaten benötigen und 
brauchen, die auch Transparenz gewährleisten.  

Ich bin persönlich der Meinung, dass weder die Kameralistik noch die doppelte 
Buchführung, die Doppik, für sich genommen jetzt hinreichend Transparenz und 
Information schaffen können. 

Ich glaube, das Kosten- und Leistungsrechnung in Bezug auf einzelne 
Dienstleistungen notwendig sind und wahrscheinlich, ist eine Verknüpfung verschiedener 
Systeme das Beste. 
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Wenn man glaubt, dass die Doppik oder eine Bilanz das Allheilmittel ist, dann 
glaube ich, befindet man sich auf einem Irrweg. Die Sinnhaftigkeit einer Bilanz für 
öffentliche Verwaltungen und Haushalte wird auch von Experten durchaus nicht einhellig 
vertreten. 

Es gibt ja bestimmt Zielsetzungen, warum in der Privatwirtschaft Bilanzen 
notwendig sind. Der Schutz der Gläubiger, der Schutz der Gesellschafter, der Schutz der 
gewinnbeteiligten Arbeitnehmer, der Schutz der Finanzbehörden vor unkorrekten 
Angaben, was die Steuern betrifft und so weiter, all das ist für die öffentlichen Haushalte 
nicht relevant. 

Ich glaube, dass es gut ist, wenn man Dinge ausprobiert, aber nichts übers Knie 
bricht. Deutschland ist ein Beispiel für mich, wo seit vielen Jahren eigentlich schon der 
Weg von der Kameralistik in die Doppik gesucht wird, teilweise auch gefunden wurde und 
inzwischen schon sehr viele große Schritte und öffentliche Haushalte den Weg zurück in 
die Kameralistik gefunden haben, weil es ganz einfach nicht so ist, dass das das 
Allerheilmittel ist. 

Ich denke, bei Reformen sollte man sich auch einen Satz immer wieder vor Augen 
führen, die besten Reformer der Welt sind nämlich die, die bei sich selbst anfangen. 
Daher sollten die, die das wollen, das auch selber einmal vorleben und vorzeigen. Das 
wäre, glaube ich, angebracht. 

Die Verwaltung, meine Damen und Herren, die öffentliche Verwaltung und die 
Mitarbeiter vor allem in der Verwaltung haben es nicht leicht. Sie stehen natürlich immer 
im Blickfeld der Bevölkerung. 

Ich glaube, dass aber trotzdem die Menschen großes Vertrauen in die Verwaltung 
grundsätzlich haben. Im internationalen Vergleich ist österreichische Verwaltung auch auf 
einem sehr hohen Niveau mit großer Tradition und ich glaube, dass die Mitarbeiter im 
öffentlichen Dienst sich eben auch neuen Herausforderungen stellen müssen. 

Die Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger an den öffentlichen Dienst verändern 
sich ständig. Kundenorientierung, Bürgernähe, Bürgerfreundlichkeit, auch 
Onlineverfügbarkeit, das sind alles Beispiele, die heute notwendig sind. 

Ich glaube aber auch, dass der moderne Staat des 21. Jahrhunderts ein starker 
Staat sein muss, der ganz einfach öffentliche Leistungen anbieten kann. 

Der frühere Hoheitsstaat, wo der Bürger als Bittsteller gekommen ist, der ist Gott 
sei Dank vorbei. Ich glaube, dass wir uns alle miteinander ordentlich anstrengen müssen, 
das gilt aber nicht nur für die Verwaltung selbst, sondern vor allem auch für den 
Gesetzgeber, der ja die Grundlagen für die Vollziehung schafft. 

Wir haben heute bei dieser Budgetdebatte auch eine ganze Reihe von Vorlagen, 
die zu beschließen sind, und ich möchte heute mit meinem Debattenbeitrag einige kurz 
streifen. 

Zunächst der Rechnungshofbericht zur Systematik der Steuerung ausgegliederter 
Einheiten und Beteiligungen. Das ist ein Bericht, eine Querschnittsprüfung, wo das Land 
Burgenland, das Land Salzburg, zwei Gemeinden und der Bund überprüft wurden. 

Es sind da einige Empfehlungen vom Rechnungshof bezogen auf das Burgenland 
abgegeben worden, die ich auch teile.  

Im Prinzip sagt der Rechnungshof, man sollte sich an den 
Bundeshaushaltsbestimmungen 2013 orientieren, was zum Beispiel einen Bericht an den 
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Landtag betrifft. Auch die periodische Prüfung, ob die Ausgliederung aus öffentlichem 
Interesse noch notwendig ist, sollte durchgeführt werden. 

In Bezug auf das Stellenbesetzungsgesetz, ich glaube, da gibt es keine Diskussion, 
dass das einzuhalten ist, was die öffentliche Ausschreibungen betrifft und was auch die 
Höhe der Gehälter betrifft.  

Auch Finanzcontrolling und Risikocontrolling, auch hier sagt der Rechnungshof, 
sollten wir uns an den Bundesvorschriften orientieren. Ist sicherlich auch nicht das 
schlechteste. Schlussendlich sagt er, man möge überall darauf achten, dass auch in den 
Aufsichtsgremien der ausgegliederten Betriebe eine entsprechende Frauenquote gegeben 
ist. 

Das ist sicherlich auch richtig. Ich möchte sagen, dass ist in der Praxis natürlich 
immer durchführbar, auch als öffentlicher Arbeitgeber. Eisenstadt zum Beispiel ist ein 
Paradebeispiel wo Frauen wirklich eine Chance bekommen haben und bekommen, wo 
von neun Top-Jobs in der Verwaltung vier von sehr gut qualifizierten Frauen ausgeübt 
werden. Da kann sich natürlich auch das Land ein Beispiel nehmen.  

Die zweite Vorlage ist das Burgenländische Landesverwaltungsgerichtsbarkeits-
Begleitgesetz. Ein sehr sperriger Titel. Wir haben über die Landesverwaltungsgerichte 
hier im Haus schon öfter debattiert, deswegen glaube ich, ist es nicht notwendig, jetzt 
inhaltlich noch einmal einzugehen auf diese Fragen.  

Es geht hier im Wesentlichen um die Aufhebung des Instanzenzuges mit 
Ausnahme des innergemeindlichen, was ich auch für positiv halte, und für Beseitigung 
verschiedener Sonderbehörden. Die ÖVP wird übrigens den Rechnungshofbericht 
natürlich zur Kenntnis nehmen und auch dieser Vorlage zustimmen.  

Was die Anträge betrifft zur Einberufung des Burgenland Konvents zur 
Neuregelung der Unterstützung der Landtagsarbeit und zur Abschaffung des Proporzes 
sowie Verkleinerung der Landesregierung, möchte ich feststellen, dass es hier seit einigen 
Monaten schon sehr intensive Gespräche zwischen allen Parteien gibt, die hier kurz vor 
einer Einigung stehen in vielen Bereichen und wir daher diesen Vorlagen inhaltlich 
natürlich nicht folgen werden.  

Das gleiche gilt für den Antrag auf Vorlage eines Spekulationsberichtes.  

Eine Vorlage, die vielleicht noch wesentlich ist, das ist der Bericht nach dem 
Objektivierungsgesetz für 2012. Da möchte ich auch nicht sehr viel dazu sagen, ich habe 
nur im vorigen Jahr, weil ich ja immer die Ehre habe, dazu zu sprechen, gemeint, dass 
das Verhältnis zwischen jenen Aufnahmen, wo ein richtiges Verfahren nach dem 
Objektivierungsgesetz durchgeführt wird, und jenen, die sozusagen durch Übernahme aus 
anderen Gebietskörperschaften oder ohne Ausschreibung auf Grund eines dringenden 
Personalbedarfs getätigt werden, dass dieses Verhältnis sich immer mehr verändert.  

In diesem Bericht ist jetzt zu lesen, dass mittlerweile 53 Prozent nicht nach dem 
üblichen Verfahren aufgenommen worden sind. Ich denke, dass man da schon 
irgendwann einmal wieder auf die Bremse steigen sollte und das Gesetz so, wie es ist 
auch gelebt werden sollte, dass hier ein objektives Verfahren durchgeführt wird.  

Wenn wir das Budget 2014 ansehen und was die Zahlen betrifft, natürlich die 
Personalkosten sind so wie in allen öffentlichen Haushalten ein großes Thema. 

Fast 150 Millionen Euro Nettopersonalkosten, allerdings möchte ich anmerken, ist 
schon bemerkenswert, dass jetzt das zweite Jahr hintereinander diese Kosten nicht 
steigen zumindest, was sicherlich auch darauf zurückzuführen ist, dass die 
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Landesregierung, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter mit seinem Team auch, vor allem 
darauf achtet, dass das, was im Regierungsprogramm und in der Vereinbarung festgelegt 
wurde, nämlich bei den Pensionierungen nicht übermäßig nachzubesetzen und auf 
Effizienz zu schauen, was auch gelingt, indem die Dienstpostenzahl sinkt, um 50 weniger 
als im Vorjahr, das ist ein gutes Zeichen. 

Es ist einiges, was im Regierungsprogramm - und da komme ich vielleicht beim 
Verkehrsthema noch zu reden - von den beiden Regierungsparteien vereinbart wurde, 
noch zu tun, aber in diesem Bereich ist einiges gelungen. 

Zum Budget selbst möchte ich so wie jedes Jahr anregen, wieder einen 
Personalbewirtschaftungsplan als Beilage zu beschließen, wo eben die Personen, die 
Dienstposten, auch auf die Abteilungen konkret zugeteilt werden. Das, glaube ich, dient 
der Transparenz und auch der Arbeit in den Abteilungen.  

Auch meinen Vorschlag zum Thema Verwaltungsreform, einen Landesausschuss 
einzusetzen, auch von dem möchte ich nicht abrücken, auch wenn es nicht gelingt. 

Ich glaube, dass es gut wäre, weil dieser Ausschuss könnte sich auch mit der 
Frage der Rechtsbereinigung beschäftigen, das haben wir 1996 - nicht wir, nicht ich, aber 
die damaligen Mitglieder des Landtages und der Landesregierung - gemeinsam in einem 
solchen Ausschuss, wenn ich mich richtig erinnere, auch gemacht, wo viele Gesetze 
abgeschafft wurden, die man nicht gebraucht hat. Eine Art Entrümpelungsaktion, ich 
glaube, das wäre jetzt wieder gut. 

Abschließend möchte ich mich herzlich bedanken bei allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern im öffentlichen Dienst im Land Burgenland und möchte sagen, die ÖVP 
stimmt diesem Kapitel natürlich zu. (Beifall bei der ÖVP) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Trummer.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Erich Trummer (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Eingangs möchte ich meiner Enttäuschung Ausdruck verleihen über das von Herrn 
Kollegen Reimon zuvor Gesagte. 

Diese Schimpfwörter gehören, glaube ich, nicht hierher und ich dachte, dass diese 
Enttäuschung eigentlich nicht mehr steigerbar ist, aber es ist offensichtlich doch so, weil 
zunächst einmal leugnet er das Gesagte unter den Kollegen, ist nicht Manns genug, um 
sich hierher zu stellen, zu entschuldigen, und daraufhin postet er durchaus mit etwas Stolz 
offensichtlich in diesen neuen Medien, dass er den ersten Ordnungsruf bekommen und 
dass er eben das gesagt hat.  

Er ist nicht Manns genug, sich hierher zu stellen, um sich zu entschuldigen und ich 
denke, als Abgeordneter hat man hier doch auch eine Vorbildfunktion für die Jugend, hat 
eine Vorbildfunktion für die ganze Gesellschaft und da sollte man zumindest den 
Charakter aufbringen, sich herzustellen und sich zu entschuldigen.  

Und deswegen meine ich, das ist nicht nur eine Beleidigung für alle Abgeordneten 
in diesem Haus, sondern auch eine Beleidigung für alle Burgenländerinnen und 
Burgenländer und deswegen bringen Sie den Mut auf, Herr Abgeordneter Reimon, und 
entschuldigen Sie sich, oder treten Sie zurück. (Beifall bei der SPÖ) 

Meine Damen und Herren, zum durchaus etwas Positiven und Erfreulichen! Ich 
glaube, wir können durchaus sehr stolz auf unser Burgenland sein. Unser Burgenland ist 
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ein Land der Dörfer. Unser Burgenland ist ein Land der Wohlfühlgemeinden und deshalb 
brauchen wir aber auch ein ganz klares Bekenntnis zum ländlichen Raum und vor allem 
auch die dazu erforderlichen Rahmenbedingungen.  

Und ich sage auch ganz offen, ich bin sehr froh darüber, dass die Landesregierung 
den burgenländischen Weg der Zusammenarbeit und der Kooperation zwischen den 
Gemeinden und dem Land geht. Und nicht, so, wie beispielsweise wir in Steiermark 
erfahren dürfen, mit Zwangszusammenlegungen drüberfahren.  

Ich denke, das vorhandene Budget, das aufgelegte Budget, ist ein gutes Budget für 
Land und für Gemeinden. Die 19,4 Prozent Investitionsquote beweisen dies auch und 
dieses Budget ist auch damit ein starkes Zeichen der Zusammenarbeit zwischen dem 
Land und den Gemeinden.  

Klar ist aber auch, die Anforderungen, die Herausforderungen für die Gemeinden in 
den letzten Jahren, sind enorm gestiegen. Es verdienen sich die Gemeinden deswegen 
auch einen entsprechenden Stellenwert und vor allem auch die entsprechenden 
finanziellen Mittel und die entsprechende Berücksichtigung im Budget.  

Ich sage auch ganz klar, auch als Gemeindevertreter und natürlich auch als 
Bürgermeister: Ja, die Gemeinden brauchen verbesserte Bedingungen. Wir brauchen 
schnellstens, vor allem für die strukturschwachen Regionen und für die strukturschwachen 
Gemeinden einen gerechteren Finanzausgleich und auch mehr Bundesmittel. Und das 
betrifft insbesondere die burgenländischen Gemeinden.  

Meine Damen und Herren! Es kann nicht sein, dass beispielsweise ein Einwohner 
in den burgenländischen Gemeinden im Durchschnitt um 130 Euro weniger wert ist als ein 
Einwohner in Vorarlberg. Da frage ich, wer kann das wirklich noch nachvollziehen und 
verstehen? Und man darf sich durchaus auch die Frage stellen, warum beispielsweise ein 
Einwohner in Eisenstadt um 140 Euro mehr bekommt als ein durchschnittlicher Einwohner 
in den anderen 170 Gemeinden im Burgenland.  

Deshalb bin ich auch vor sieben Monaten als Präsident des 
Gemeindevertreterverbandes angetreten, auch im österreichischen Gemeindebund für 
eine gerechtere Länderverteilung zu kämpfen. Und wir haben dazu auch ganz klar eine 
Studie beauftragt, eine Studie von einem Topexperten, dem Professor Pilz, den ich hier 
nennen darf. Mit einem ganz klaren Ergebnis. Hier gibt es ein deutliches West-Ost-Gefälle 
im Finanzausgleich bis 10.000 Einwohner.  

Das Burgenland wird durch diese Finanzausgleichberechnung mit der Aufteilung 
durch einen veralteten fixen Schlüssel ganz besonders benachteiligt. Das kommt ganz 
klar zum Tage. Und dies bewirkt, dass die Ertragsanteilverteilung nicht den tatsächlichen 
Verhältnissen in den Gemeinden entspricht, weil unsere erfolgreiche Entwicklung in den 
letzten Jahren, in den letzten 15, 20 Jahren nicht mitberechnet wird.  

Würde man diesen fixen Schlüssel mit aktuellen Wirtschaftsdaten der Länder 
berechnen und somit der erfolgreichen Entwicklung unseres Heimatlandes Rechnung 
tragen, würden wir jährlich 31 Millionen Euro mehr, 31 Millionen Euro mehr, und das 
jährlich an Ertragsanteilen bekommen.  

Es muss daher, glaube ich, einen Schulterschluss aller politischen Kräfte im Land 
geben, damit wir uns mehr Gerechtigkeit erkämpfen. Ich lade auch hier an dieser Stelle, 
alle dazu sehr herzlich ein, mitzutun. Die Landesregierung genauso wie natürlich auch alle 
Gemeindeverbände.  
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Ein besonderes Problem für viele Gemeinden ist die Bevölkerungsentwicklung, wir 
haben vor allem im mittleren und südlichen Burgenland viele Abwanderungsgemeinden. 
Auch künftig wird es so sein, vielleicht noch verstärkt dahingehen, dass mit dem 
bestehenden Finanzausgleichssystem diese Ballungsräume natürlich gewinnen, aber es 
natürlich doppelte Verlierer in den strukturschwachen Gemeinden und Regionen gibt.  

Denn das bestehende System bildet einen Österreichdurchschnitt und somit 
werden Gemeinden, die gemäßigtere Einwohnerzuwächse haben, aber unter dem 
österreichischen Durchschnitt liegen, insgesamt auch verlieren.  

Das heißt, die Abgangsgemeinden verlieren sogar doppelt, nämlich auf der einen 
Seite einmal mit den Einwohnern, und dann natürlich noch einmal bei den Ertragsanteilen, 
was einer doppelten Bestrafung gleichkommt.  

Also diese Studie zeigt ganz klar, wenn wir nichts tun, liebe Freundinnen und 
Freunde, wenn wir nichts tun, liebe Kolleginnen und Kollegen, fahren viele Gemeinden 
und viele strukturschwache Regionen, vor allem in den östlichen Bundesländern, gegen 
die Wand. Und da sage ich auch ganz klar, wer strukturschwache Regionen zusperren 
will, der muss das dann auch klar sagen.  

Ich kämpfe jedenfalls für einen Ausgleich um mehr Gerechtigkeit zwischen den 
2.357 österreichischen Gemeinden. Und wir brauchen diese Identität und wir brauchen 
Investitionen in unseren Gemeinden und wir brauchen aber auch, davon bin ich fest 
davon überzeugt, eine fachmännische Unterstützung und Begleitung.  

Bei dieser Gelegenheit darf ich mich natürlich auch sehr herzlich bei der 
kooperativen Zusammenarbeit bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der 
Gemeindeabteilung des Landes bedanken.  

Ich sage aber auch ganz offen, ich kann mir sehr gut vorstellen, dass ergänzend 
zur Gemeindeabteilung eine fachmännische Begleitung und Beratung durch den 
Rechnungshof, durch den Landes-Rechnungshof, auch für kleinere Gemeinden letztlich 
Vorteile für uns alle bringen würde.  

Denn wir wollen maximale Sicherheit für die Gemeinden und für unsere 
Bürgerinnen und Bürger und ich glaube, da sind wir uns ja einig, also sollte die Frage des 
Landes-Rechnungshofes eigentlich auch machbar sein.  

Mit den heutigen komplexen Anforderungen an die Gemeinden müssen wir uns 
einfach auf ein verlässliches Prüfnetz stützen können, und es kann sicher mit 
Initiativprüfungen durch den Rechnungshof gestärkt werden, denn die 
Verschuldungsquote - und ich glaube, diese Zahlen sollten wir uns auch auf der Zunge 
zergehen lassen - die Verschuldungsquote von zehn Gemeinden zwischen 4.000 und 
7.000 Euro pro Einwohner spricht eine klare Sprache.  

Das heißt, zehn Gemeinden im Burgenland von den 171 haben eine 
Verschuldungsquote zwischen 4.000 und 7.000 Euro pro Einwohner. Und wenn gleich 
zehn Gemeinden im Durchschnitt der letzten fünf Jahre eine negative freie Finanzspitze 
pro Einwohner aufweisen, dann ist sicher Handlungsbedarf und die 
Rechnungshofkompetenz zusätzlich zur Gemeindeabteilung sinnvoll, wie ich meine.  

Wir sind eines der letzten Bundesländer, das diese Möglichkeit als Unterstützung 
für die Gemeinden noch nicht ausgeschöpft hat.  

Hohes Haus! Ganz wichtig für eine Zukunftsgemeinde ist eine verstärkte 
Kompetenzschulung. Wir müssen uns selber, aber auch unsere Bediensteten einer 
permanenten und hochwertigen Aus- und Weiterbildung zur Verfügung stellen und den 
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enormen wachsenden Anforderungen im wirtschaftlichen, ja im juristischen, aber auch im 
Managementbereich Rechnung tragen.  

Ich sehe hier wirklich eine sehr große Chance in der interkommunalen 
Zusammenarbeit, wie sich Kooperationsgemeinden gegenseitig auch sinnvoll helfen 
können und gemeinsam stark sein können.  

Aber ganz wichtig - und die Initiative von Landeshauptmann Hans Niessl ist hier im 
Gange, ist hier im Werden - dass in der Zusammenarbeit mit burgenländischen 
Gemeinden die Verwaltungsschule auf völlig neue Beine gestellt wird.  

Wir haben erst vorige Woche gemeinsam mit Kollegen Radakovits die Gründung 
der Akademie Burgenland in Kooperation mit der Fachhochschule Burgenland 
besprochen und auch festgelegt. Auch das lässt sich im Budget mit einer neuen, mit einer 
erhöhten Budgetpost sichtbar machen. Und ich darf das auch wirklich sehr begrüßen.  

Es bringt uns ein umfassendes Aus- und Weiterbildungsangebot für die 
Gemeindebediensteten auf höchstem Niveau. Dazu durchaus auch anzudenken, so, wie 
das auch beispielsweise in anderen Bundesländern schon längst üblich ist, verpflichtende 
Schulungstage für alle Verwaltungsbedienstete in den Gemeinden. So, wie erfolgreiche 
Firmen in der Privatwirtschaft müssen wir es als unsere Pflicht, denke ich, sehen, unseren 
Gemeindebediensteten eine permanente Top Aus- und Weiterbildung zur Verfügung zu 
stellen.  

Meine Damen und Herren! Es geht also darum, gemeinsam stärker zu werden. Es 
geht darum, mit Kooperationen effizienter zu werden, und nicht durch 
Zusammenlegungen zusammenzustreichen. Wir müssen deshalb den Weg der 
Zusammenarbeit und der Kooperation verstärken.  

Ich begrüße allerdings natürlich auch alle Anstrengungen der 
Gemeindekooperationen in den Verbänden, beispielsweise egal ob das Wasser-, 
Abwasser- oder Müllverband sind, hier wird großartige Arbeit geleistet.  

Meine Damen und Herren! Bürgerservice und Sparsamkeit und Effizienzsteigerung 
ist im Verwaltungsbereich das Gebot der Stunde. Einiges wurde bereits auf die Ebene der 
Bezirksverwaltungsbehörden erledigt. Einiges Potential durch Kooperation und 
Zusammenarbeit ist aber hier sicher noch zu heben. Dass hier viele Anstrengungen 
unternommen werden, ist auch mit den sinkenden Budgetzahlen für die 
Bezirkshauptmannschaften im Budget festzustellen. Rund 20,3 Millionen Euro sind hier 
veranschlagt, um 350.000 Euro weniger als eben im heurigen Jahr.  

Da sind wir im absoluten Spitzenfeld im Bundesländervergleich punkto 
Verwaltungseffizienz. Ich denke, da verdienen sich auch die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, ein großes Danke, für ihr Engagement, ihren Einsatz, aber auch für ihre 
Bereitschaft, hier neue Wege zu gehen.  

Ich bin überzeugt und dankbar, dass das wohnortnahe Bürgerservice ganz wichtig 
ist und somit die Bezirkshauptmannschaften in unseren sieben Bezirken auch allesamt 
gerechtfertigt sind. Wichtig ist nur, durch Kooperationen zwischen den 
Bezirkshauptmannschaften Schwerpunkte zu bilden und durch Zusammenarbeit weiter 
Effizienz und Qualität zu steigern. 

 Auch hier gilt das gleiche wie für die Gemeinden: Zusammenstreichen bedeutet 
nicht automatisch, billiger zu sein. Landesmittel wirksam einsetzen, das Motto des 
Landesbudgets 2014 soll uns in allen Bereichen Motivation und Leitbild für eine verstärkte 
Zusammenarbeit sein.  
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Deshalb ersuche ich auch alle Mitwirkenden und politischen Entscheidungsträger: 
Haben wir den Mut und die Weitsicht neue Wege zu gehen, Bewehrtes abzusichern und 
gemeinsam die Zukunft zu gestalten!  

Die SPÖ will jedenfalls diesen Weg gehen und wird die Gruppe 0 und 1 des 
Landesvoranschlages 2014 ihre Zustimmung erteilen. Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Leo Radakovits.  

Bitte Herr Abgeordneter.  

Abgeordneter Leo Radakovits (ÖVP): Herr Präsident! Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Zum Thema Gemeinden und Finanzausgleich. Die neuesten 
Umfragen des heurigen Jahres, getätigt vom Österreichischen Gemeindebund, haben es 
wiederrum bestätigt. Den Gemeinden wird von den Bürgern das höchste Vertrauen, die 
höchste Effizienz und die größte Kompetenz in der Zukunftsbewältigung zugesprochen. 
Und zwar je kleiner und überschaubarer die Kommune ist, desto mehr.  

Die Menschen wollen, dass die Gemeinden in Zukunft mehr Einfluss haben, dass 
nicht anonyme und entfernte Apparate über sie entscheiden, sondern Bürger, die man 
kennt, die man demokratisch wählen kann, und die das Ohr bei der Bevölkerung haben 
und die, deren Anliegen auch ernst nehmen.  

Die Gemeinden garantieren mit der gelebten Selbstverwaltung in ihrem eigenen 
Wirkungsbereich Lebensqualität, sie fungieren als Wirtschaftsmotoren, verpflichten sich zu 
Stabilitätszielen und setzen nationale und europäische Politiken um. 

Im Burgenland sind die Gemeinden Arbeitgeber für 3.000 Beschäftigte und 
Investoren für die regionale Wirtschaft von rund 100 Millionen jährlich und sind damit 
größter öffentlicher Investor und Arbeitsplatzsicherer.  

Das Finanzausgleichsgesetz 2008 regelt nicht nur die Aufteilung der Finanzmittel, 
die aus dem Steuerverbund kommen, sondern auch die Besteuerungsrechte von Bund, 
Ländern und Gemeinden. Es ist eines der dynamischsten Gesetze. In insgesamt zwölf 
Novellen wurden in den vergangenen fünf Jahren auf aktuelle Entwicklungen Bedacht 
genommen und den Gemeinden trotz europäischer nationaler Vorgaben und 
Einschränkungen die Einnahmen abgesichert.  

Ich darf nur darauf hinweisen, dass die Gültigkeit um ein Jahr bis 2014 verlängert 
wurde und damit auch sichergestellt wurde, dass der erhöhte Vervielfacher den 
Kleinstgemeinden bis 10.000 Einwohner ab dem Jahr 2011 zugestanden wurde, um ein 
Jahr länger gilt, dass der Pflegefonds, der eingeführt wurde, und zusätzliche Mittel für die 
Pflege bereitstellt, einerseits und andererseits die Gemeinden und die Länder entlastet. 

Dass der Pflegegeldbeitrag, der vom Bund übernommen wurde, sicherstellt, dass 
die Ausgaben für die Gemeinden verkleinert wurden, dass sie bis zum Jahr 2015 auf 
Höhe der Ausgaben des Jahres 2010 eingefroren sind und auch die Absicherung des 
Getränkesteuersatzes in dieser Finanzausgleichsperiode vorgenommen wurde. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Für das Burgenland muss die Forderung aufrecht bleiben, dass der abgestufte 
Bevölkerungsschlüssel weiter abgeflacht wird, denn der ist schuld, dass das Burgenland 
mit einem Bevölkerungsanteil von 3,4 Prozent nur 2,6 Prozent der Ertragsanteile von 
Österreich bekommt. Auch die sonstigen Verteilungsmechanismen, wie die Fixschlüssel - 
der Kollege Trummer hat das bereits angesprochen - benachteiligen das Burgenland 
massiv. 
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Das heißt, wenn wir die Steueranteile im Verhältnis der Einwohnerzahlen bekämen, 
stünden uns jährlich 290 Millionen Euro zu, während die burgenländischen Gemeinden 
tatsächlich jährlich 220 Millionen Euro bekommen. Im Übrigen benachteiligt die reine 
Kopfzahlverteilung der Finanzmittel das Burgenland insofern massiv, weil es vor allem 
Wien über die Wohnsitz- und Parkpickerlfrage versteht, die Hauptwohnsitze in die Stadt 
umzuleiten. 

Die Folgen sind vor allem für das Süd- und Mittelburgenland mit einem hohen 
Wochenpendleranteil fatal. Das Bevölkerungsminus bringt hohe Einnahmenverluste und 
große strukturelle Probleme mit sich. Die in der Gesamtsicht des Landes guten 
Aussichten bei der Bevölkerungsentwicklung - Burgenland soll bis zum Jahr 2013 ein Plus 
von 14 Prozent an Bevölkerung erfahren - dürfen über diese Entwicklung nicht 
hinwegtäuschen, denn sie resultieren aus den Zuwächsen von bis zu 27 Prozent im 
Norden, während der Süden ins Minus abgleitet. 

Daher sind beim nächsten Finanzausgleich sehr wohl regionale 
Ausgleichsmaßnahmen, die strukturelle Defizite aufwiegen, als auch weitere 
Verteilungskriterien notwendig. 

Eine ungute Situation hat sich in den letzten Jahren mit dem sogenannten „grauen 
Finanzausgleich“ etabliert. So konnte man feststellen, dass der Bund immer wieder 
innerhalb der Finanzausgleichsperiode Maßnahmen setzt, die den Gemeinden entweder 
finanzielle Lasten aufbürden - ich erwähne hier nur die Eisenbahnkreuzungsverordnung 
der Ministerin Bures, wo Gemeinden jetzt ohne Verhandlungen 50 Prozent für 
Bahnsicherungsanlagen zuzahlen müssten - aber auch wo Einnahmen geschmälert 
wurden. (Abg. Gerhard Pongracz: So ist es nicht!)  

Ich erwähne die Steuerreformen gegen Ausgliederungen und insofern auch wenig 
Sicherheit bei den Ausgliederungen beziehungsweise bei der Mehrwertsteuerbefreiung. 
(Abg. Gerhard Pongracz: Nein! So ist es nicht! Das weißt Du ganz genau.) 

Der Gemeindefinanzbericht 2012 stellt den burgenländischen Gemeinden in 
Summe ein sehr positives Zeugnis aus. Das Maastrichtergebnis konnte auf über 52 
Millionen Euro gesteigert werden, was einen absoluten Spitzenwert darstellt. Die 
Gemeinden haben damit bewiesen, dass sie auf wirtschaftliche Veränderungen sehr gut 
reagieren können. 

Trotzdem bleibt als Wehrmutstropfen die Erkenntnis, dass dieser Erfolg mit 
massiven Sparmaßnahmen und Investitionsreduktionen erkauft wurde. Der Grund für 
diese Vorsicht liegt vorrangig in der unsicheren Einnahmensituation bei gleichzeitig stark 
steigenden Sozial- und Betreuungsausgaben.  

Gemeinsam mit den Bemühungen von Bund und Land steigerten auch die 
Gemeinden die Ausgaben für die Betreuung, sodass das Burgenland zum 
österreichweiten Spitzenreiten bei der Kinderbetreuung aufstieg. 

Im Ergebnis kann man feststellen, dass die Ausgabenströme von der Hardware, 
von den Investitionen in Ver- und Entsorgungsleitungen, wie beispielsweise Straßen und 
Gebäude, in Richtung Software, wie die Betreuung und Sozialabsicherung umgeleitet 
wurden. 

Wir müssen aber einfordern, dass es hier nicht um ein „entweder oder“ gehen 
kann, sondern dass wir „sowohl als auch“ brauchen. Die Wirtschaft und der Arbeitsmarkt 
im Burgenland braucht auch die Investitionen der Gemeinden. Die jetzige Situation mit 
den schlechten Zahlen punkto Beschäftigung in der Baubranche ist eine Folge davon, 
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dass vor allem von den Gemeinden der öffentlichen Hand hier nicht mehr diese Mittel zur 
Verfügung stehen.  

Ich darf nur darauf verweisen, dass wir im Jahr 2008 - alle Gemeinden zusammen - 
noch 140 Millionen Euro an Direktinvestitionen getätigt haben. Im Jahr 2012 sind wir jetzt 
mit 95 Millionen auf unter 100 Millionen Euro abgestürzt.  

Das heißt, es wird hier im Landeskoordinationskomitee, wo wir gemeinsam mit dem 
Landeshauptmann-Stellvertreter und mit dem Finanzreferenten die Finanzströme 
zwischen Land und Gemeinden beraten, notwendig sein, auch diese Situation zu 
analysieren und entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. 

Denn, eines muss man auch feststellen: Finanziell ausgehungerte Gemeinden sind 
der Spielball für Diskussionen über Fusionen. Das Beispiel Steiermark ist hier ein sehr 
aktuelles dazu. Deswegen versuchen wir schon seit längerer Zeit in Kooperationen 
einzusteigen.  

Wir haben mit dem Burgenländischen Müllverband das Vorzeigemodell einer 
Kooperation, wo alle Gemeinden gemeinsam eine Lösung zustande gebracht haben, wo 
wir den Bürgerinnen und Bürgern sicherstellen können, dass überall die gleichen 
Entsorgungskosten zu leisten sind. 

Wir haben auch über die Abwasser- und Wasserverbände die größten 
Investitionssummen weg von den reinen Gemeindebudgets hin zu größeren Einheiten 
verlagert und damit auch Signale gesetzt, dass es gemeinsam sehr gut geht, dass wir 
über Parteigrenzen hinweg auch in den Verbänden in der Lage sind, viel gemeinsam zu 
bewegen und Synergien zu schaffen. 

Als Forderungen sind natürlich in diesem Zusammenhang jetzt anzumerken, so, 
wie wir es auch im Österreichischen Gemeindebund formuliert haben, dass es im 
künftigen Finanzausgleich ein klares finanzielles Bekenntnis zum ländlichen Raum geben 
muss, um einen spürbaren Gegentrend gegen Abwanderung und Ausdünnung in diesen 
Regionen zu setzen, dass wir eine Breitbandstrategie für den ländlichen Raum brauchen, 
damit wir entsprechende Finanzierungsinstrumente für langfristige Investitionen schaffen.  

Ein verstärkter Mitteleinsatz des Bundes muss auch zur Finanzierung des 
öffentlichen Personen- und Nahverkehrs eingefordert werden. 

Die faire Verteilung der Finanzmittel, die einen tatsächlichen Ausgleich zwischen 
finanzstarken und finanzschwachen Gemeinden schafft, ist bereits ausführlich begründet 
worden. Der Abbau des unzeitgemäßen abgestuften Bevölkerungsschlüssels muss 
vorrangiges Ziel sein. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Bei künftigen Gemeindekooperationen soll es auch keine steuerliche 
Schlechterstellung geben. Das heißt, dass eine Gemeinde, wenn sie Aufgaben für andere 
übernimmt, diese nicht versteuern muss. Zusätzlich sind auch bei den eigenen Steuern 
der Gemeinden, wie auch bei der Grundsteuer, bei der Kommunalsteuer, entsprechende 
Absicherungsmaßnahmen beziehungsweise Aktualisierungen sicherzustellen.  

Ich denke das Burgenland ist insofern ein Paradebeispiel dafür, um auch dem 
Städtebund den größeren Einheiten, die ja oft ihre überregionale Zuständigkeit, 
überregionale Kompetenz hervorstreichen, um ihre erhöhten Aufwendungen zu 
rechtfertigen, dass die Kleingemeinden mindestens eben so viel auch an überregionalen 
Tätigkeiten für die Ballungsräume bieten. 

Mit der gesunden Umwelt, mit den Erholungsfaktoren, die alle hier sichergestellt 
und zur Verfügung gestellt werden in den Regionen draußen. Wir haben es bereits erlebt, 
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dass die ganzen Investitionen, die in den Gemeinden von den Freiwilligen über die 
Vereine gemacht werden, ob das Kultur ist, über die Musik, Theatervereine, ob es im 
Sport ist, ob auch in der Grünraumpflege, alle Positionen scheinen nicht in den Budgets 
der Gemeinden auf. 

Sie werden aber in den Gemeinden draußen besorgt. Wir werden deshalb seitens 
des Österreichischen Gemeindebundes auch dafür eintreten, dass dementsprechend 
auch diese Summen beziffert werden und wir diese auch in die Waagschale werfen 
können, wenn es darum geht, die richtigen Mittel, die in den Gemeinden draußen 
notwendig sind, dann auflisten zu können. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten) 

Wir haben als Gemeinden auch natürlich im Jahr 2014 weitere Herausforderungen, 
die auf uns zukommen. Ich darf nur erwähnen, dass rechtlich wieder die Implementierung 
der EU-Vorgaben über Stabilitätspakte und so weiter vorzunehmen ist. Der Staat der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit ist mit 1.1.2014 mit dem Wegfall der Vorstellung vorgesehen, 
denn die Einführung des zentralen Personenstandsregisters wurde jetzt um ein Jahr, 
nämlich von 1. November 2013 auf 1. November 2014 aufgeschoben. 

Auch die Reform des Haushaltsrechts, auch das haben wir bereits gehört, ist in 
Diskussion. 

Ich darf in diesem Zusammenhang dem Landeshauptmann-Stellvertreter und 
Gemeindereferenten Magister Franz Steindl ein herzliches Danke für die Begleitung der 
Gemeinden sagen, die überhaupt das Wichtigste ist wenn es darum geht, Fehler zu 
vermeiden, dass wir nicht über die Kontrolle an sich reden müssen, sondern dass die 
Gemeinden ständig prosperieren, dass sie die aktuellen Informationen haben und dass 
sie vor allem die Handlungsanleitungen bekommen.  

Ebenso auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Gemeindeabteilung, die 
jetzt in der Kapazität angelangt sind, dass sie diese Aufgaben so mit den Gemeinden 
gemeinsam auch erfüllen können.  

Abschließend noch kurz zu den Gesetzen, wie dem Kanalabgabegesetz. Ein 
wichtiger Punkt für die Gemeinden ist auch, dass das gesetzliche Pfandrecht verankert 
wurde.  

Viele Gemeinden sind oft auch umgefallen, wenn es darum gegangen ist, dass 
wenn das Schuldner, das keine Bevorrechtung da war und eben die Gemeinden hier auf 
den Gebühren mehr oder weniger sitzen geblieben sind. Die dingliche Bescheidwirkung 
ist auch wichtig, dass bei Schuldnerwechsel, Eigentümerwechsel auch automatisch die 
Bescheide, die vorab ergangen sind, auch nachher gelten.  

Die neue Berechnung des Anschlussbeitrages auf aktualisierte Dinge, all das ist 
ebenso wichtig zu erwähnen. Dass die Landesumlage um ein Jahr wieder verlängert wird, 
ist auch Ausfluss des Landeskoordinationskomitees. Ist eigentlich ein Relikt, die 
Landesumlage, ist aber im Kontext der gemeinsamen Verflechtungen zwischen Land und 
Gemeinde zu sehen.  

Natürlich wäre es von den Gemeinden wünschenswert, wenn die 16 Millionen Euro, 
die die Gemeinden hier aufbringen, auch für die Gemeinden direkt wiederum verwendet 
werden könnten. 

In diesem Sinne werden wir diesen Gesetzen unsere Zustimmung erteilen, weil wir 
sie gemeinsam erarbeitet haben und weil wir ebenso, wie bei diesem Punkt, wo es um 
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den Gemeindefinanzausgleich geht, unserem Budget die Zustimmung erteilen werden. 
(Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier (der den Vorsitz übernommen hat): Danke Herr 
Abgeordneter Radakovits. Als nächstem Redner von der Regierungsbank erteile ich 
Landeshauptmann-Stellvertreter Magister Franz Steindl das Wort. 

Bitte Herr Landeshauptmann-Stellvertreter. 

Landeshauptmann-Stellvertreter Mag. Franz Steindl (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen, meine Herren! Ich möchte allgemein zur 
Budgetdebatte einige Sätze verlieren. Ich möchte gar nicht auf die Rolle der Opposition 
jetzt eingehen. Das ist Ihr Recht, wie sie eine Landtagssitzung gestalten, ob sie da jetzt 
mitreden, mitmachen, oder Aktionismus setzen. Da möchte ich mich nicht einmischen. 

Es ist nur eines interessant: Ich erlebe jetzt die 13. Budgetdebatte als 
Landeshauptmann-Stellvertreter. Es gab da ein Wechselbad der Gefühle bei einigen 
Debatten. Ich kann mich erinnern, die Jahre 2007, 2008, 2009 waren doch ganz andere 
Jahre, als die jetzigen und die Jahre zuvor.  

2007 gab es in der Regierung doch einen gewaltigen Bruch, einen 
Vertrauensbruch, und es gab hier einen eigenständigen Weg. (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten) Es gab auch bis 2010 eine absolute Mehrheit. In Ordnung.. 
Das kann eine Partei mit einer absoluten Mehrheit auch machen.  

Aber wenn ich mir die Wortmeldungen von damals hernehme dann darf ich zitieren. 
2008 sagte, zum Beispiel, der Herr Abgeordnete Tschürtz. Ich zitiere: „Ich sage euch, 
dass der Dauerstreit der SPÖ mit der ÖVP mit ungebrochener Härte auch im Burgenland 
weitergeführt wird. Der geht weiter, der wird kein Ende finden.“  

2009 sagt er: „Das heißt Rot und Schwarz haben die Hauptaufgabe zu streiten. Es 
vergeht kein Tag wo nicht gestritten wird.“  

So, jetzt gehen wir einen anderen Weg, weil wir wissen, dass das die Menschen im 
Burgenland wollen, nämlich, dass wir versuchen in erster Linie das Gemeinsame in den 
Vordergrund zu stellen und versuchen natürlich, Vieles gemeinsam umzusetzen. (Abg. 
Ing. Rudolf Strommer: Jetzt ist es auch nicht recht!) 

Ich verstehe natürlich, dass jetzt ein Abgeordneter einer Partei herausgeht und 
dann nur sein Regierungsmitglied lobt, dann kommt der nächste Abgeordnete oder die 
Abgeordnete und lobt wieder den anderen. Das verstehe ich. Gehört wahrscheinlich zum 
Ritual. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Ich möchte aber noch feststellen, dass in diesem Lande es keine absolute Mehrheit 
gibt und eine Politik nur möglich ist, wenn hier gemeinsam gearbeitet wird, nämlich, 
gemeinsam zwischen den beiden Regierungsparteien. Dazu bekennt sich die ÖVP 
Burgenland. (Beifall bei der ÖVP) 

Ich halte auch nichts davon, wenn der Abgeordnete Illedits, und ich habe ihm am 
Beginn genau zugehört, wieder wortgewaltig meint, man müsste einen neuen Stil in der 
Regierung auf Bundesebene finden, aber dann im gleichen Atemzug die ÖVP auf 
Bundesebene kritisiert, dass sie Gespräche mit anderen Parteien führt. 

No na, das gehört zum Wesen einer Demokratie, dass man ständig Gespräche mit 
allen Parteien führt, denn Politik neuen Stils kann doch nicht sein, dass man mit anderen 
Parteien in diesem Hause nicht reden darf. 
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Ich werde mir das sicherlich von niemandem aufzwingen lassen und ich kann Ihnen 
garantieren, ich werde auch in Zukunft mit allen hier im Landtag vertretenen Parteien das 
Gespräch führen. Ich glaube, das gehört genauso zum guten Stil und für eine zukünftige 
Politik, die man im Burgenland ausrichten möchte. (Beifall bei der ÖVP) 

Zur Verfassung: Wir haben ausgemacht, dass wir diese Diskussion um große 
Verfassungsreformen, und da geht es nicht nur um den Proporz, sondern da sind sehr 
viele Überlegungen, die wir auch einbringen wollen, nämlich, da geht es auch darum: 
Wollen wir etwas verkleinern? Brauchen wir all diese Funktionen? Wie schauen die 
Minderheitsrechte aus? Auch das gehört dazu. 

Schade, dass jetzt nur zwei, eigentlich, ja drei, von der Opposition da sind. Das 
gehört auch dazu und da bekenne ich mich auch dazu. Sind alle da? (Zwiegespräche in 
den Reihen der Abgeordneten) Ja, ich bekenne ich mich auch dazu, dass wir eine neue 
Regelung finden müssen.  

Wie können wir in diesen ausgelagerten Stellen, die wir haben, auch eine 
Berichtspflicht einführen? Ich glaube, das ist ganz notwendig. Da gebe ich schon der 
Opposition ein bisschen Recht. Nur auszulagern und dementsprechend dann einiges aus 
dem Landtag wegzubringen, das kann nicht der neue Stil sein. 

Sondern, da geht es um Transparenz, um Durchsichtigkeit. Da bin ich dafür, wenn 
wir eine Verfassung ändern, dass wir nicht nur über den Proporz reden, sondern auch die 
Möglichkeit, wie kann man den Burgenländischen Landtag, wie kann man alle 
Abgeordneten über all diese Aktivitäten in den ausgegliederten Stellen permanent 
informieren? Dafür bin ich! (Beifall bei der ÖVP) 

Zum Abgeordneten Tschürtz fällt mir noch eines ein, denn da kenne ich mich nicht 
mehr aus. Auf der einen Seite, ich weiß es aus seinen Wortmeldungen, ist er für die 
Abschaffung des Proporzes, auf der anderen Seite lese ich dann in den Medien, dass es 
sein Ziel ist, aufgrund des Proporzes Landesrat zu werden. (Abg. Norbert Sulyok: 
Soziallandesrat!) 

Also, das passt nicht zusammen. Denn, wenn man den Proporz abschafft, ja, dann 
muss man sich neue Regierungsmöglichkeiten suchen und erarbeiten. Also, da ist, Herr 
Abgeordneter, bei aller Liebe, ein Denkfehler. Wenn ich den Proporz abschaffe, dann 
kann ich nicht auf der anderen Seite sagen, aber mein Ziel ist es, (Abg. Johann Tschürtz: 
Wieso nicht?) aufgrund des Proporzes des Verhältniswahlrechtes Landesrat zu werden. 
(Abg. Johann Tschürtz: Wieso nicht?) 

Ich möchte vielleicht auf wesentliche Teile eingehen, nämlich, auf den 
Finanzausgleich. Herr Abgeordneter Trummer! Klar, da haben Sie mich sofort an Ihrer 
Seite, wenn es darum geht, zu kämpfen, dass wir einen besseren Finanzausgleich im 
Burgenland bekommen. 

Da gebe ich Ihnen Recht. Warum ist der Burgenländer nur 600 Euro wert und der 
Vorarlberger, wie Sie gesagt haben, um 130 Euro mehr? Ich frage Sie, warum ist der 
Burgenländer 600 Euro wert und der Wiener 1.300 Euro wert? (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten) 

Das kann es nicht sein. (Abg. Johann Tschürtz: Genau!) Daher erwarte ich mir 
schon von der neuen Regierung, dass hier auch neben der Steuerreform, neben der 
Budgetdisziplin ebenfalls die Punkte, die Eckpunkte festgelegt werden: Wie kann ein 
zukünftiger neuer Finanzausgleich ausschauen? Mit einem noch besseren abgestuften 
Bevölkerungsschlüssel, wo der ländliche Raum berücksichtigt wird.  
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Wo zum Beispiel, die Aufgaben der Gemeinden viel mehr berücksichtigt werden, 
als jetzt, und wo man endlich von der geschichtlichen Darstellung weggeht, dass, zum 
Beispiel, Wien als Bundeshauptstadt, weil sie Infrastrukturen nach dem zweiten Weltkrieg 
aufgebaut hat, dass sie da mehr Geld bekommt. Das kann es nicht mehr sein. (Abg. 
Johann Tschürtz: Genau! - Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Also, wenn Sie wollen, finden Sie mich sofort an Ihrer Seite, wenn es darum geht, 
dem Burgenland mehr Geld zu beschaffen, den Gemeinden. Die Gemeinden mehr mit 
Infrastruktur, mit finanziellen Mitteln und Möglichkeiten auszustatten. Jawohl, das ist der 
richtige Weg, da können wir gemeinsam kämpfen. (Beifall bei der ÖVP) 

Nun zur Parkpickerl-Geschichte, liebe Freunde. Na ja, entschuldige, Herr 
Abgeordneter Friedl, ich habe das mitgehört, was Sie gesagt haben. Es ist schön, dass 
jetzt Burgenländer die Möglichkeit hat, einen Abstellplatz in einer Parkgarage zu 
bekommen. Wie viele nehmen das von den 25.000 Pendlern in Anspruch? (Zwischenruf 
des Abg. Werner Friedl.) 

Na, wie viele nehmen es in Anspruch? (Abg. Werner Friedl: Derzeit 60) Wie viele 
haben Sie gesagt? 60, also 60. Gut. Damit wir wissen, in welcher Relation man das zu 
den burgenländischen Pendlern stellt. (Allgemeine Unruhe) 

Wissen Sie was das Richtige ist? Wissen Sie, nein, wissen Sie was das Richtige 
ist, Frau Landesrätin Dunst? Da lade ich Sie ein. Wir müssen diese Regelung 
wegbekommen, dass man nur ein Parkpickerl bekommt, wenn man den Hauptwohnsitz in 
Wien meldet. (Abg. Ing. Rudolf Strommer: Genau! Genau! - Beifall bei der ÖVP) 

Das ist nämlich der Grund, warum sich so viele Burgenländer in Wien 
Hauptwohnsitz melden. Also, daher nicht nur kosmetische Korrekturen, (Abg. Wolfgang 
Sodl: Wann habt Ihr das letzte Mal in Wien einen Parkplatz gesucht?) sondern wenn, 
dann muss man sich nicht für eine Partei, sondern für das Burgenland, für den Menschen 
im Burgenland, für alle 290.000 Burgenländerinnen und Burgenländer einsetzen. 

Das ist Politik neuen Stils, wie ich sie von allen erwarte, liebe Freunde. (Beifall bei 
der ÖVP) 

Nun zum Rechnungshof: Land und Bund, Herr Abgeordneter, machen wir uns da 
nichts vor, entschuldige. Der Landtag hat, zum Beispiel, zweimal die Möglichkeit, den 
Bundes-Rechnungshof anzurufen. Die Regierung auch. Wenn das wirklich so ein 
ernsthaftes Problem für Sie ist, warum tun Sie das nicht, frage ich Sie? Warum nutzen wir 
nicht die Möglichkeiten mit dem Landes-Rechnungshof? Auch der Landes-Rechnungshof 
kann, wenn wir wollen, Gutachten einholen. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten) 

Ich sage Ihnen, die Abteilung 2, die Gemeindeabteilung arbeitet hervorragend. 
Alleine im Jahr 2013 sind bis jetzt 24 Gemeinden vor Ort überprüft worden. Es sind von 
jetzt bis Ende Dezember noch weitere 17 Gemeinden im Prüfplan. 

Wir werden eines erreichen, nämlich, dass wir mit Ende dieser Periode dann 
letztendlich keinen Rückstand mehr haben, sondern dass innerhalb einer 
Gesetzesperiode alle Gemeinden vor Ort überprüft werden können. 

Wissen Sie, warum ich das so möchte? Weil es besser ist, wenn die Menschen, die 
Leute vor Ort prüfen und den Bürgermeistern, den Gemeindeverantwortlichen zur Hand 
gehen und ihnen sagen, was nicht korrekt ist, was man ändern muss! 

Ich kenne alle Prüfungsergebnisse. Glauben Sie mir, es gibt kein Prüfungsergebnis 
in irgendeiner Gemeinde, wo nicht irgendetwas verbesserungswürdig wäre. Ich möchte 
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nicht haben, wie dass jetzt immer der Fall ist, dass derartige Dinge im Rohbericht dann 
über die Medien den Bürgermeistern ausgerichtet werden. 

Das erreichen Sie, wenn Sie, zum Beispiel, den Bundes-Rechnungshof, den 
Landes-Rechnungshof einschalten, weil dann bekommen diese Prüfberichte andere auch. 
Damit wird über die Medien Politik betrieben. Das kann nicht die Politik des neuen Stils, 
wie Sie sie immer propagieren, sein. Das möchte ich daher im Burgenland nicht. 

Die Abteilung 2, die Gemeindeabteilung, ist personell gut ausgerüstet, arbeitet 
hervorragend. Dafür sage ich als Referent ein recht herzliches Dankeschön. (Beifall bei 
der ÖVP) 

Nun zu den Kanalgesetzen, weil hier unendlich diskutiert wird. Ich bin einer, der die 
kleinen Schritte setzt, mir ist es wichtiger, ich setze als Politiker einen Schritt, den ich dann 
abhaken kann, als ich versuche das große Ganze zu erreichen und kriege nichts 
zusammen. 

Denn in der Politik bedeutet ganz einfach „arbeiten“, dass man auch Kompromisse 
eingeht. Wir haben mit dem Kanalanschlussgesetz und -abgabegesetz auch ein gutes 
Gesetz, eine gute Novelle vorbereitet, seit 2008. Es gibt Wünsche, das weiß ich. Es gibt 
Wünsche von der Landwirtschaft, es gibt Wünsche von der Wirtschaft, und so weiter und 
so fort. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Wir haben diese Wünsche zum Großteil auch berücksichtigt. Man kann nicht alles 
umsetzen. Sonst wäre ich zum Beispiel der Politiker oder der Landeshauptmann-
Stellvertreter nicht des Burgenlandes sondern einer Interessensvertretung. Das geht nicht. 

Sondern, mir ist es wichtiger, wir haben, zum Beispiel, für die Gastronomie, für die 
Fleischerei jetzt einmal diesen Schritt gesetzt. Dann wird der nächste folgen. 

Aber, ich finde es nicht gut, wenn man derartige Dinge macht, und dann wird man 
von außen hin kritisiert. Ich glaube, das ist nicht der richtige Weg. Das kann auch nicht der 
neue Stil der Politik sein, sondern mir geht es darum, dass wir diese kleinen Schritte 
setzen. 

Die haben wir dankeswerter Weise erreicht. Wir haben sie, und das sage ich auch, 
deswegen erreicht, weil die beiden Klubs, ÖVP und SPÖ, die beiden 
Gemeindevertreterverbände, und da sage ich dem Erich Trummer und dem Leo 
Radakovits ein Dankeschön, weil die aufeinander zugegangen sind, sonst wäre das nicht 
möglich gewesen. 

Weil ich merke, dass hier ein Konsens möglich ist. Dafür sage ich ebenfalls ein 
Dankeschön. Es waren auch alle anderen Parteien eingebunden, der Abgeordnete 
Tschürtz, der Herr Klubobmann, war dabei bei der Besprechung, der Grüne, Michel 
Reimon, hat sich entschuldigen lassen, und der Abgeordnete Kölly war nicht anwesend. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) Aber, jetzt ist er da. 

Also, glauben Sie mir, wenn es nach mir geht als Gemeindereferent, versuche ich 
immer den bestmöglichsten Kompromiss aller zu erreichen. Ich glaube, nur das kann der 
burgenländische Weg sein und von diesem Weg dürfen wir uns absolut nicht abbringen 
lassen, wenn wir für die Menschen des Landes etwas erreichen wollen. Danke. (Beifall bei 
der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Landeshauptmann-Stellvertreter. Als 
nächstem Redner erteile ich Landtagsabgeordneten Gerhard Pongracz das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter, Sie sind am Wort. 
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Abgeordneter Gerhard Pongracz (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Präsident! 
Geschätzte Damen und Herren! Kolleginnen und Kollegen! Hohes Haus! Ich bin seit 1996 
hier im Burgenländischen Landtag und das mit Freude und mit Ehrfurcht. Ich denke, dass 
ich hier doch schon einiges miterlebt habe, aber diese Situation, die sich heute hier 
darstellt, habe ich eigentlich noch nicht miterlebt. 

Nun noch einen kurzen Side-step zu den Ausführungen von Herrn 
Landeshauptmann-Stellvertreter. Das ist mir selbstverständlich. Ich glaube, ich kann 
Ihnen auch Recht geben, wenn Sie die Abteilung 2, Gemeindewesen, verteidigen. Es ist 
Ihre Abteilung. Es ist in dieser Abteilung in den letzten Jahren sehr viel an Umstellung und 
neuen Strukturierungen passiert. Das ist auch gut so. (Landeshauptmann-Stellvertreter 
Mag. Franz Steindl: Genau! So ist es!) 

Aber, im Gegensatz können Sie, meiner Meinung nach, dem Landes-
Rechnungshof und dem Bundes-Rechnungshof nicht unterstellen, über Medien Politik zu 
machen. (Abg. Johann Tschürtz: Korrekt!) Ich denke mir, dass die beiden Rechnungshöfe, 
ob Landes- oder Bundes-Rechnungshof, sehr gute Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben 
und sie auch bis zu einem gewissen Ausmaß der Verschwiegenheit verpflichtet sind. 

Und ich denke mir, dass, wenn etwas an die Öffentlichkeit kommt, dann doch nur 
von Politikern oder Auswärtigen geschehen kann, und nicht direkt von diesen 
Rechnungshöfen. (Beifall bei der SPÖ) 

Daher bitte ich, wenn nur ich es missverstanden habe, dann wäre jetzt vielleicht 
Zeit für eine Richtigstellung. (Abg. Leo Radakovits: Ein Missverständnis. - Zwiegespräche 
in den Reihen der Abgeordneten) 

Nun zum anderen, zu den Kolleginnen und Kollegen der sogenannten Opposition 
oder des Oppositionsverbandes. Ich denke mir, dass man gerade am heutigen und am 
morgigen Tag, in diesen beiden Tagen die Chance hat, dass man seine Meinung äußert. 
(Landeshauptmann-Stellvertreter Mag. Franz Steindl: Genau!)  

Ja, man hat im Vorfeld die Chance in den Ausschüssen mitzuarbeiten, zu 
hinterfragen und dann eben heute hier seine Meinung kundzutun. (Abg. Johann Tschürtz: 
Wir können über die Beteiligungen nicht reden, weil wir sie nicht kennen! Kennt Ihr die 
einzelnen Beteiligungen?) 

Zu den einzelnen - Sie können, Sie waren im Ausschuss beziehungsweise der 
Grüne Reimon war weder im Ausschuss und hat da zugehört, noch hat er irgendwelche 
Fragen gestellt. Damit sieht man doch, wie weit Sie die politische Arbeit hier im Landtag 
ernst nehmen. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Wenn ich dem Kollegen Kölly heute zuschaue, dann braucht der jetzt noch einen 
Rucksack, weil der für heute einen Wandertag angesagt hat. Der kommt bei der einen Tür 
hinein und geht bei der anderen wieder hinaus. Jetzt sitzt er dort, wo er endlich hingehört, 
weil mit einer Stimme, er hat ja Pech gehabt, mit einer Stimme sitzt er gerade hier und hat 
ein bisschen eine Arbeit. Oder, er hätte eine Arbeit zu tun und den anderen fehlt die eine 
Stimme wieder, damit sie ein viertes Mandat haben. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten – Abg. Ilse Benkö: Euch fehlen aber mehrere!) 

Die Bevölkerung wird schon irgendwie wissen, was sie beim nächsten Mal tun. Ich 
muss Euch sagen, ich war in der Vorwoche bei einer interessanten Diskussion im OHO - 
im Offenen Haus Oberwart, wo es um die Rituale bei Begräbnissen gegangen ist. Aber 
auf Euer Ritual wäre ich nicht gekommen, weil ihr Euch selbst Euer Grab schaufelt. 
(Heiterkeit bei einigen Abgeordneten) 
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Eine Arbeitsverweigerung dieser Klasse, dieser Größenordnung, die habe ich in 
diesem Haus noch nicht miterlebt. Das müsst Ihr Euch leider gefallen lassen, dass wir 
Euch das heute zehn- und zwanzigmal sagen müssen, weil ich glaube, dass es auch 
wichtig ist, dass die Bevölkerung dies so zur Kenntnis nimmt, wie Ihr Euch da benehmt. 
(Abg. Johann Tschürtz: Jetzt könnt Ihr in Ruhe packeln.)  

Auf die verbalen Ausrutscher des Kollegen Reimon möchte ich gar nicht eingehen, 
weil (Abg. Johann Tschürtz: Jetzt könnt Ihr in Ruhe packeln.) man kann auch 
Redeübungen machen und Rhetorikkurse, Herr Kollege, aber das kommt in beiden 
Kursen nicht vor, so eine Artikulation. Das ist eine Ausartung sondergleichen. Aber Sie 
werden schon wissen, was Sie damit bezwecken.  

Soweit zum Rückblick und ich denke mir, dass es auch wichtig ist, dass wir heute in 
dieser Diskussion über ganz wichtige Dinge unter anderem auch die Raumplanung 
diskutieren. 

Denn in der Raumplanung oder -ordnung das ist ein ganz wichtiges Instrument, um 
den Ausgleich zwischen der Wirtschaft und der Umwelt, aber auch den Wünschen unserer 
Burgenländerinnen und Burgenländer nachkommen zu können und dass wir auch diesen 
Ausgleich schaffen und umsetzen können.  

Das Land Burgenland und die Burgenländische Landesregierung ist zu einer 
wirklichen tatsächlichen Serviceeinrichtung geworden für viele Menschen, für viele, die 
interessiert sind. Alle 171 Gemeinden haben ihren Flächenwidmungsplan digitalisieren 
lassen. Das war natürlich auch eine finanzielle Herausforderung.  

Es war nicht ganz einfach, aber es ist gelungen 171 Gemeinden in digitaler Form 
über das Internet abzurufen und zwar auf einen ganz einfachen Weg. Mit dabei auch die 
Katastermappe beziehungsweise die Orthofotos, die sich da im Internet wiederfinden. 

Das heißt, für den Benutzer oder für den Interessierten, ob das jetzt Teile aus der 
Wirtschaft sind oder ob das Private sind, ob es die Kommunen selbst sind, ist es eine 
wunderbare Einrichtung. Aber nicht nur diese moderne Serviceeinrichtung prägt die 
Leistung der Abteilung, sondern auch viele Errungenschaften mehr.  

Ich glaube, auch ein wichtiges Instrument für alle Beteiligten, ist diese 
Rahmenrichtlinien für die Zulässigkeit der Errichtung von Photovoltaik-Anlagen  ob die auf 
der Freifläche, im Ortsgebiet oder auch außerhalb des Ortsgebietes sind. Diese 
Richtlinien dienen nicht nur den Gemeinden, sondern sind auch für Betreiber wichtig. 

Es wurde auch hier in diesen Richtlinien das richtige Augenmaß gefunden mit dem 
Naturschutz übereinzugehen. Diese Richtlinien regeln die Errichtung und Einrichtungen 
und Anlagen auf der Freifläche, wie schon erwähnt und legen damit eine grundlegende 
und transparente Strategie für die Standortwahl in Rücksichtnahme auf die Raumordnung 
fest. Wir können daher mit Fug und Recht behaupten, dass Photovoltaik als erneuerbare 
Energietechnologie im Einklang mit der Natur ist und dabei ist diese die oberste Prämisse. 

Genauso wurde eine Regelung im Ortsgebiet gefunden, wo man im Wohnbauland 
oder im Grünflächen, die maximal 50 m2 und im Betriebsgebiet maximal 100 m2 
verwerten darf und die Abstände von dem eigenen Gebäude 50 Meter ist. Also das ist 
schon eine genaue Regelung, die auch wichtig ist, um es nicht ausarten zu lassen oder 
wo man eben ganz einfach den Behörden ein Instrument in die Hand gibt, wo man 
handeln kann. 

Es ist natürlich nur dort erlaubt, in Gebieten, wo es technische Vorbelastungen gibt, 
das heißt, dort gibt es ohnehin schon eine Starkstromleitung oder da gibt es eine 
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Hauptverkehrsstraße, eine hochrangige Straße und dergleichen mehr. Also das war mir 
sehr wichtig, dass das auch in den letzten Jahren erarbeitet wurde.  

Genauso, die Richtlinien zeigen damit, dass wir wirklich ein modernes Burgenland 
sind. Man beschäftigt sich mit neuen Technologien und reagiert sofort zum Wohle der 
Behörden und auch der Gemeinden und der interessierten Bürger und Bürgerinnen. 

Die Widmungskategorie wurde heute schon kurz vom Landesrat Bieler 
angesprochen oder ich glaube vom Klubobmann Illedits, nämlich dieser geförderte 
Wohnbau, der wurde auf einmal Thema.  

Nachdem dieses Sieben-Punkte-Programm des leistbaren Wohnens vom 
Bundeskanzler Werner Faymann genauso wie Landeshauptmann Hans Niessl und vier 
weiteren Landeshauptleuten unterschrieben wurde, hat dann sofort zu einer Reaktion 
geführt und es haben sich die Abteilungen, nämlich die Landesamtsdirektion, Stabsstelle 
Raumordnung und Wohnbauförderung, zusammengesetzt und haben gesagt gut, es ist 
so, wir müssen uns Gedanken machen. 

Das haben sie auch gemacht und eine Widmungskategorie Bauland „Sozialer 
Wohnbau“ wurde in das Leben gerufen oder wurde erarbeitet. Hat natürlich auch seine 
Auflagen. Was wollte man? Man wollte schauen, dass Wohnen leistbar wird, das es 
Wohnungen gibt, wo der Quadratmeterpreis leistbar ist. Das fängt vom untersten schon 
an, nämlich beim Ankauf vom Grundstück, damit der Ankauf der Grundstücke nicht über 
Spekulation geht oder sonst irgendwo, sondern so günstig wie möglich ist.  

Zugriff auf diesen „Sozialen Wohnbau“ oder auf diese Widmung haben 
Gemeinnützige Wohnbaugenossenschaften. Es gibt natürlich nur den Blockbau und keine 
Reihenhäuser. Die Begrenzung des Liegenschaftspreises im Einkauf wurde schon 
erwähnt. 

Es muss an zentralen Standorten sein, die im Landesentwicklungsplan 2011 
festgelegt sind und die Bebauungsdichte ist auch festgelegt, genauso wie dass man sagt 
nur im Ortsgebiet, beziehungsweise ist die Widmung auf fünf Jahre befristet und es ist 
wichtig, das sind Spielregeln, die man ganz einfach erarbeitet hat.  

Danke an die drei Abteilungen, dass sie sich da Gedanken gemacht haben, um es 
uns Politikern wieder leichter zu machen, ob es die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
sind oder andere Behörden draußen eben zu reagieren. Ich hoffe, dass die Ergebnisse 
dieses Vorschlages, es kommen noch weitere Studien hinzu, aber es soll dann zu einer 
Novelle des Burgenländischen Raumplanungsgesetzes führen und dort einfließen. Das 
finde ich wichtig und ist in Ordnung. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Es gibt auch Entwicklungen über den 
örtlichen und sektoralen Raum, über die überörtliche und sektorale Raumordnung. Hier 
werden die Themen wie das regionale Rahmenkonzept für die Windkraftanlagen 
behandelt. Federführend war wiederum unser Landeshauptmann Hans Niessl, der die 
Vorreiterrolle in Österreich gespielt hat, beziehungsweise in ganz Mitteleuropa und unser 
Burgenland zu einer stromautarken Region gemacht hat. 

Eben wieder in geordneten Systemen, in geordneten Bahnen wurden eben diese 
Windräder erstellt und diese Parks eingerichtet. Die sind umweltfreundlich, die dienen 
dem Klimaschutz, sie sind dem Klimaschutz entgegengekommen und haben uns zur 
stromautarken Region gemacht.  
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Da gibt es noch einige Dinge mehr, die zu erklären wären, wenn jemand Interesse 
hat, ich stehe noch weiterhin zur Verfügung, aber ich halte mich an die Redezeit von zehn 
Minuten. 

Ich freue mich, hier mit Ihnen diskutieren zu dürfen und bedanke mich bei den 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Abteilung, genauso wie bei unserem Herrn 
Landeshauptmann, weil es in seinem Ressort ist. 

Wir werden diesem Kapital selbstverständlich unsere Zustimmung erteilen. (Beifall 
bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter Pongracz. Als nächstem 
Redner erteile ich Herrn Landtagsabgeordneten Ing. Rudolf Strommer das Wort. 

Bitte Herr Klubobmann, Sie sind am Wort. 

Abgeordneter Ing. Rudolf Strommer (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Sicherheit, Feuerwehr, Europa 
erlaube ich mir in diesem Redebeitrag in aller Kürze zu streifen und die budgetären 
Ansätze dazu auch zu nennen. 

Die Aussagen vom Kollegen Illedits in der Generaldebatte haben mich etwas 
verwundert, über die Art und Weise wie sich die ÖVP Burgenland für die Pendlerinnen 
und Pendler in Wien einsetzt. Na ja wir werden auch weiterhin und wenn es sein muss 
wieder am Viktor Adler-Markt oder dort wo die Burgenländer und Burgenländerinnen bei 
der Sezession in die Busse einsteigen, diese unsere Botschaften an die Pendlerinnen und 
Pendler und auch an die Wienerinnen und Wiener herantragen. 

Die Forderung muss schon sein, nicht nur für Hauptwohnsitzer Parkpickerl in Wien, 
sondern auch für jene, die ihren Beitrag zum wirtschaftlichen Fortkommen der Stadt Wien 
in Wien leisten, im Burgenland nach wie vor ihren Hauptwohnsitz haben, Gott sei Dank, 
dass auch die entsprechend dort Parkmöglichkeiten finden. 

Ihre Bemühungen (Abg. Wolfgang Sodl: Haben wir super gemacht.) seitens Wiens 
mit den Parkgaragen in Ehren, dass 60 Personen, habe ich heute gehört, dieses Angebot 
angenommen haben, das sind immerhin 60, aber (Abg. Wolfgang Sodl: Was ist daran 
schlecht, dass 60 Leute das in Anspruch nehmen?) die Forderung müsste dann eine ganz 
andere sein.  

Ich parke relativ oft in Wien, ich bin oft in Wien und schau mir diese 
Parkgaragenpreise auch an. Und wenn die ausverhandelten Parkgaragenpreise mit der 
WIPARK so günstig sind, wie die privaten sowieso, na dann ist also der große Output für 
mich nicht ganz sichtbar, meine sehr geschätzten Damen und Herren. (Beifall bei der 
ÖVP) 

Das also nur zu dem einen. Die zweite Sache, das muss ich schon klar in das 
rechte Licht rücken, was der Landeshauptmann-Stellvertreter gesagt hat. Der 
Landeshauptmann-Stellvertreter hat nicht gesagt, und Sie können das nachlesen, dass 
der Rechnungshof, der Bundes-Rechnungshof oder der Landes-Rechnungshof über die 
Medien Politik macht.  

Er hat gesagt, dass jene, die Rohberichte bekommen, diese in einer Art und Weise 
an öffentliche Medien weitergeben und dadurch Politik machen. Nicht der Rechnungshof, 
sondern jene, die Rohberichte zum Kommentieren bekommen. Das wissen wir, dass oft 
jene Stellen, die geprüft werden in der Zeitung lesen, was in einem Rohbericht  steht und 
sie wissen das eigentlich noch gar nicht und das kann also nicht der Sinn und Zweck sein.  
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Zu dem was die Abteilung 2 leistet kann ich nur gratulieren und ich glaube, dass die 
Gemeinden dort in der Bewältigung der Herausforderungen gute Partner haben. Kollege 
Friedl, mit der Ostautobahn, da sind wir nicht einer Meinung. Wenn Sie sagen, dass der 
dreispurige Ausbau bis zur Staatsgrenze nicht machbar ist, da sind wir nicht einer 
Meinung. (Abg. Werner Friedl: Das habe ich nicht gesagt.)  

Das ist unsere Forderung und das muss auch klar durchgesetzt werden. 

Da bitte ich Sie, nicht nur Lippenbekenntnisse vor Wahlen, sondern (Abg. Werner 
Friedl: Das ist falsch.) auch hier klar und deutlich zu sagen, dass wir diesen dreispurigen 
Ausbau im Interesse der Sicherheit, im Interesse unserer Pendlerinnen und Pendler und 
im Interesse des wirtschaftlichen Fortkommens des Bezirkes Neusiedl am See und des 
gesamten Nordburgenlandes brauchen.  

Dazu lade ich Sie herzlich ein. Denn es kann nicht sein, dass das was die Frau 
Bures über die Medien uns ausrichten lässt, bis 2022 werden wir schon in Neusiedl am 
See mit dem dreispurigen Ausbau sein, das geht nicht. 

Wir fordern diesen Ausbau bis zur Staatsgrenze mit all den Schwierigkeiten, die da 
dabei sind. Ich gebe schon zu, dass hier Grünbrücken sind, die es zu bewältigen gibt. Da 
kann man eben mit Tempo 100 agieren. Aber die dreispurige Geschichte, die muss also 
über die Bühne gehen, ansonsten glaube ich, können wir uns hier nicht treffen. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich habe noch wenige Minuten, um 
die Budgetkapitel, die ich angekündigt habe, zu streifen. Ich habe mir von der Polizei 
diesen Bericht besorgt, wo die Delikte im laufenden Monat und in der laufenden Woche 
dokumentiert werden.  

Und dieses Lagebild Burgenland sagt, dass von den 533 Delikten zwischen 
16.9.2013 und 14.10.2013 178 im Bezirk Neusiedl am See erfolgt sind, ein Drittel! In der 
laufenden Woche, also in der vorigen Woche, waren es von 128 angezeigten Delikten 48, 
also dieses Drittel zieht sich durch. Das heißt, hier passieren Dinge im Nordburgenland, 
wo wir nicht alleine die Verursacher sind. 

Das wissen wir schon, in großen Ballungsräumen ist viel kriminelle Energie 
geparkt. Die räumliche Nähe zu Wien, die räumliche Nähe zu Bratislava, die Ostautobahn, 
das Einkaufszentrum Parndorf, Kittsee, die nahen Grenzen zur Slowakei, zu Ungarn, all 
diese Dinge stimulieren hier diese kriminelle Energie im Nordburgenland auch 
auszuleben. Hier muss auch die Korrektur durch die Landespolizeidirektion erfolgen, die 
entsprechende Schwerpunkte setzt. Ich bin überzeugt, dass das nicht nur ich so sehe, 
sondern auch jene, die hier Verantwortung tragen. 

Zum Feuerschutzwesen sind im Budget wieder entsprechend vorgesehen an die 
2,2 Millionen Euro. Diese wichtige Gruppe der Feuerwehrleute ist nicht wegzudenken. 
Eine Wertegemeinschaft, eine Gesinnungsgemeinschaft, 16.000 - 17.000 Männer und 
Frauen im Burgenland, die 365 Tage, 24 Stunden am Tag bereit stehen, wenn es gilt Leib 
und Leben oder Hab und Gut zu schützen. 

Was mich besonders freut ist, dass dieser ungebrochene Zulauf zur 
Jugendfeuerwehr da ist, dieser Geist der Hilfsbereitschaft auf die nächste Generation, 
Gott sei Dank, überspringt und diese Hilfsbereitschaft auch gelebt wird. Dass junge Leute 
bereit sind, in ihrer Freizeit Fortbildungsveranstaltungen zu besuchen.  

Wenn die Leistungsbilanz der Feuerwehr hier aufweist, dass knapp 4.700 
Teilnehmer bei 188 Lehrveranstaltungen im Vorjahr dabei waren, dann ist das eine 
großartige Sache. Menschen, die bereit sind, sich für diese Hilfeleistung schulen zu 
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lassen, verdienen unsere uneingeschränkte Zustimmung, unser uneingeschränktes 
Vertrauen und sie müssen auch bestens geschult werden, mit bestem Material 
ausgestattet sein, damit sie von ihren oft sehr gefährlichen Einsätzen wieder gut zurück 
kommen. 

Sie wissen, dass wir diese Feuerwehren, die in 319 Freiwilligen Feuerwehren, in 
sieben Betriebsfeuerwehren in die Bezirke, zwei Freistädte, 44 Feuerwehrabschnitte 
gegliedert haben, gut organisiert sind. Ich gratuliere dem Landesfeuerwehrkommandanten 
Ing. Alois Kögl, ich gratuliere dem Landesfeuerwehrreferenten der Burgenländischen 
Landesregierung Herrn Landeshauptmann-Stellvertreter Mag. Franz Steindl. 

Jeder, der ihn kennt weiß, dass er das Feuerwehrwesen im Burgenland de facto 
lebt, wenn er seit 40 Jahren Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr seiner Heimatgemeinde 
Purbach ist. Ich gratuliere, Herr Landeshauptmannstellvertreter, zu diesen Erfolgen. 
(Beifall bei der ÖVP) 

Wir waren dabei, als im heurigen Jahr 90 Jahre Feuerwehrverband Burgenland hier 
diese großartige Veranstaltung in Oberwart, in der Messehalle, über die Bühne gegangen 
ist. Dort galt es auch diese Leistungen entsprechend zu würdigen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gestatten Sie, dass ich in wenigen 
Sätzen den EU-Umsetzungsbericht streife und zwar deshalb, weil er ebenfalls nach Ende 
der Rednerliste auf der Tagesordnung steht, wenn sie abgearbeitet wird, und beschlossen 
werden soll. 

Dieser Umsetzungsbericht 2007 - 2013 ist eine Leistungsschau derjenigen, die im 
Stande sind, nahezu jeden Euro, jeden Cent aus Brüssel abzuholen, so burgenländische 
Unternehmen in Stande zu setzen, Arbeitsplätze vor Ort zu sichern und neue zu schaffen. 

Wenn im Jahr 2012 13.000 Vorhaben bewilligt wurden - fast 20 Prozent mehr als in 
den Jahren davor - 69.000 Projekte, 690 Millionen Euro sind bereitgestellt worden, 
insgesamt ist das großartig. 

Im Phasing Out insgesamt 296 Millionen Euro, im Bereich ELER - Ländliche 
Entwicklung - waren es 392 Millionen Euro, 65.000 Projekte insgesamt, Projektkosten von 
590 Millionen Euro, dann sind das Summen, die hier umgesetzt werden, die Investitionen 
hervorrufen, die ohne diese Mittel aus Brüssel, beziehungsweise die Mittel aus nationalen 
Förderungen nicht möglich wären. 

Die grenzüberschreitenden Programme waren 230 Projekte mit einer Förderhöhe 
von insgesamt 252 Millionen Euro. Das sind die Projekte - wir kennen sie alle - wenn wir 
mit unseren Nachbarländern diese Kooperationen eingehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Insgesamt werden wir diesem 
Umsetzungsbericht gerne unsere Zustimmung erteilen. Er zeigt genau auf, dass die 
eingesetzten Mittel gut investiert sind, das entsprechende Budgetkapitel, so wurde mit 
versichert, setzt den zuständigen Regierungsverantwortlichen in die Lage, seine 
politischen Ziele die Notwendigkeiten zu bedecken.  

Wir werden dem gerne zustimmen. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter Strommer. Zu einer 
tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abgeordneter Werner Friedl gemeldet. 

Ich darf Ihnen auf dem Weg zum Rednerpult erklären, dass Sie zuerst den zur 
Berichtigung anstehenden Punkt erwähnen und anschließend die Berichtigung 
durchführen. 
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Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Werner Friedl (SPÖ): Herr Präsident! Hohes Haus! Ich möchte den 
Punkt, den Sie mir vorgeworfen haben, dass wir die A4 bis zur Staatsgrenze nicht wollen, 
berichtigen. 

Fakt ist, dass unser Herr Landeshauptmann mit dem Niederösterreichischen 
Landeshauptmann und mit der Ministerin ausgehandelt hat, bis 2018 A6-Spange und 
nicht runter bis zur Staatsgrenze anschließen. Dann habe ich gesagt, muss man 
aufpassen und genaue Pläne vorlegen, weil dort sind sieben Grünbrücken und da müsste 
die Autobahn zwei bis zweieinhalb Jahre gesperrt werden und es kann nicht sein, dass 
dies auf der B10 erfolgt. Da muss man sich Gedanken machen und das war mein 
Wortlaut. 

Natürlich sind wir seitens der SPÖ und alle Anrainer da unten dafür, dass die A4 
dreispurig ausgebaut werden muss. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter Friedl. Zu Wort gemeldet von 
der Regierungsbank hat sich Herr Landeshauptmann Hans Niessl. Ich erteile Ihnen das 
Wort. 

Bitte Herr Landeshauptmann. 

Landeshauptmann Hans Niessl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Vielleicht auch gleich anknüpfend an die Aussagen des Abgeordneten Friedl. Ganz 
klar, wir wollen den Ausbau der A4 und wir haben auch etwas erreicht, nämlich so viel 
erreicht, wie wir uns das wahrscheinlich gar nicht erwartet hätten. Das sind 430 Millionen 
Euro, die in den nächsten Jahren in den Ausbau, in mehr Sicherheit der A4, in die 
Reparatur der Belege investiert werden. Das ist mit der Infrastrukturministerin und mit dem 
Niederösterreichischen Landeshauptmann Erwin Pröll ausverhandelt. 

Eines werden wir nicht zulassen, dass populistische unerfüllbare Forderungen 
gemacht werden und die Menschen in den Gemeinden belastet werden. Das wollen Sie, 
das (Abg. Ing. Rudolf Strommer: Was ist da populistisch?) wird es nicht geben und das ist 
ein Unsinn. (Beifall bei der SPÖ) 

Noch einmal: Das ist ausverhandelt (Abg. Ing. Rudolf Strommer: Das was Ihr da 
ausverhandelt habt, das war vorverhandelt.) mit 430, das meiste passiert in 
Niederösterreich. Also warum stellen Sie sich hier her und erzählen schon wieder etwas, 
was nicht richtig und wahr ist und sagen das noch der Bevölkerung vor den Wahlen - 
falsche Informationen. 

Nächster Punkt ist die Opposition. Wenn man auf der einen Seite sagt, wir werden 
eigentlich ausgegrenzt und dann verweigert man im Landtag die Diskussion, dann glaube 
ich, ist das der falsche Weg. Denn wir sind im Burgenland, und auch die 
Sozialdemokratie, immer den Weg gegangen, dass wir mit allen Parteien im Landtag 
kommunizieren. Und das machen wir jetzt und auch in Zukunft.  

Gerade diese großen Probleme und ich gehe auch auf das Thema 
Verfassungsreform ein, genau das wollen wir mit allen im Landtag vertretenen Parteien 
diskutieren und da wird es die entsprechenden Einladungen geben. Da wird es die 
entsprechenden Veranstaltungen geben, um dieses Thema zu diskutieren. 

Wir haben auch mit der ÖVP - und das sage ich auch in Richtung Opposition - ganz 
klar vereinbart, dass wir die Arbeit in den Vordergrund stellen, dass wir für das Land etwas 
bewegen wollen und wir im kommenden Jahr mit dieser Diskussion beginnen werden. Das 
sage ich seit dem Jahr 2010 und das werde ich jetzt sagen und auch in Zukunft sagen. 
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Also ein klarer Weg, den wir bis jetzt gegangen sind, mit klaren Aussagen und auch 
eine klare Meinung dazu haben. Nämlich Abschaffung des Proporzes, Verkleinerung des 
Landtages, Verkleinerung der Regierung, Stärkung der Minderheitenrechte und natürlich 
auch Überprüfung der Gemeinden durch den Landes-Rechnungshof. 

Das ist ein Gebot der Stunde von Transparenz zu reden und auf der anderen Seite 
zu sagen, der Landes-Rechnungshof soll die Gemeinden nicht überprüfen. Das gibt es 
nur mehr in Niederösterreich und im Burgenland und in sonst keinem anderen 
Bundesland, das ist transparent, das ist Hilfe und wir sind ja gewohnt, dass wir die 
Anregungen des Rechnungshofes umsetzen. 

Wer fürchtet sich vorm Landes-Rechnungshof? Das sollten wir machen, Kontrolle 
ist wirklich sehr wichtig und Transparenz ist uns sehr wichtig. (Beifall bei der SPÖ) 

Es ist auch schade, dass sich die Opposition nicht bereit erklärt bei einem sehr 
guten Budget mitzumachen. Warum ist es ein sehr gutes Budget? Denn, das ist aus 
meiner Sicht ein Wendebudget. Denn es sinkt schon in diesem Jahr die 
Verschuldungsquote des Landes.  

Wir machen zwar sechs Millionen Euro mehr Schulden, aber in Relation zum 
Budget sinkt die Verschuldungsquote und soll auch im nächsten Jahr auf null gestellt 
werden. Also die Wende zu einem ausgeglichenen Budget ist daran erkennbar, dass die 
Verschuldungsquote des Landes auch weiter sinkt. 

Das heißt, jetzt erstmalig nach einigen Jahren sinkt und nächstes Jahr soll es ein 
ausgeglichenes Budget geben. Wenn man gegen das Budget ist, dann vielleicht auch an 
die Grünen: Der öffentliche Verkehr, hier wird das Budget von 15 Millionen Euro auf über 
17 Millionen aufgestockt.  

Also gerade - wir haben schon seit dem Jahr 2000 eine Verdreifachung des 
Budgets im öffentlichen Verkehr - da würde ich mir schon auch erwarten, wünschen kann 
man sich ja alles, dass man sagt, das sind wieder deutliche Anstrengungen, den 
öffentlichen Verkehr zu attraktivieren, hier zu investieren und für die Burgenländerinnen 
und Burgenländer gute Verkehrsverbindungen für die Pendlerinnen und Pendler in die 
Ballungsgebiete nach Wien zu schaffen. 

Ich würde mir wünschen, dass auch mehr sagen, die tolle Wohnbauförderung mit 
120 Millionen Euro, das ist wirklich einzigartig in Österreich, das muss man eigentlich 
unterstützen, weil Familien unterstützt werden, weil junge Menschen unterstützt werden. 
Das gibt es kein zweites Mal, auch hier würde ich mir nicht die Gesprächsverweigerung 
erwarten, sondern den Dialog.  

Denn, Sie müssen schon sagen, was kann man anders machen in der 
Wohnbauförderung? Was kann man anders machen im öffentlichen Verkehr? Die 
konstruktiven Vorschläge sind es, die eigentlich auch kommen sollten und eine 
konstruktive Opposition macht konstruktive Vorschläge, die wir dann, wenn es möglich ist 
und realistisch ist und finanzierbar ist, auch umsetzen. 

Es ist natürlich auch zu einfach zu sagen, liebe KindergartenpädagogInnen - ihnen 
einen Brief zu schreiben, das Land soll die gesamten Kosten übernehmen, das ist sehr 
einfach das zu tun. Wir können jedem einen Brief schreiben und sagen, eigentlich sollte 
das Land viel mehr zahlen, die gesamten Kosten übernehmen und dann muss man aber 
auch sagen, wie man es finanziert. 

Also wenn man konstruktiv ist, dann muss man eigentlich auch einen 
Bedeckungsvorschlag für diese Ausgaben haben und natürlich sagt vielleicht der eine, 
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wenn wir nicht so viel Geld - die 340 Millionen Euro - in den Ausbau der Ostautobahn 
investieren würden, dann könnten wir mit dem Geld viele andere Dinge tun. 

Ist natürlich auch eine Meinung, wo man darüber diskutieren kann. Wo ich gerne 
darüber diskutiere und dazu stehe, dass in Kooperation mit Niederösterreich, weil es wird 
ja vieles in Niederösterreich stattfinden, der Großteil der gesamten Ausbaumaßnahmen ist 
ja in Niederösterreich, was den burgenländischen Pendlerinnen und Pendlern, von der 
Summe her natürlich, man braucht sich nur die einzelnen Abschnitte des Bauprogrammes 
anschauen, wird in Niederösterreich investiert.  

Das ist natürlich eine Maßnahme wo wir jetzt schon das Problem haben, dass bei 
kleinen Baumaßnamen stundenlanger Stau heuer im Sommer war und das zu händeln, 
abzuwickeln, dass der Verkehr weiter über die A4 rollen kann, da kann man natürlich den 
Leuten irgendetwas erzählen. 

Aber Faktum ist, dass das abgestimmt ist mit Niederösterreich. Wir werden uns 
gerne noch einmal zusammensetzen mit dem Erwin Pröll, mit der neuen oder alten 
Infrastrukturministerin – weiß ich nicht - ich bin da zu allen Gesprächen bereit. 

Nur jedes Ergebnis, das man dann hat, wo man jahrelang verhandelt, mit 340 
Millionen Euro, das ist eine Riesensumme, dort zu investieren, was unseren Menschen zu 
Gute kommt, da würde ich mir auch wünschen, dass jene, die für Autobahn sind, Ja 
sagen, da ist eigentlich schon vieles erreicht worden. 

Da sind wir auf einem sehr guten Weg unterwegs, das stärkt den 
Wirtschaftsstandort Nordburgenland, das entlastet unsere Pendlerinnen  und Pendler, das 
sorgt für mehr Sicherheit - genau das ist das Thema.  

Wir wollen ja keine Verschlechterung mit 340 Millionen Euro, sondern eine 
Verbesserung. Und das haben wir für die Burgenländerinnen und Burgenländer für den 
Wirtschaftsstandort und für die Pendlerinnen und Pendler erreicht - und das ist mir ganz 
wichtig. (Beifall bei der SPÖ) 

Zur Sicherheit: Zuerst das Positive und dann das Negative. Was ist positiv? Positiv 
ist, dass die neue Innenministerin Mikl-Leitner auf die Forderungen des Burgenlandes 
eingegangen ist, was die Vorgängerin nicht gemacht hat. Und da sind wir froh darüber. 
Nämlich unsere Forderung, Erstens, Polizisten aus dem Burgenland für das Burgenland 
auszubilden. Eine jahrelange Forderung ist heuer erfüllt worden. Das ist in Ordnung und 
das ist positiv. 

Die zweite Forderung war, dass wir auch aus Wien weiterhin Versetzungen in das 
Burgenland bekommen. Auch das ist zumindest teilweise erfüllt. Natürlich wünschen wir 
uns dort auch mehr, dass möglichst alle Burgenländer ins Burgenland kommen. Aber es 
ist ein Schritt in die richtige Richtung, es kann immer mehr sein, das ist schon klar. 

Es könnte beim Kindergarten mehr sein, es könnte bei der A4 mehr sein, bei der 
Sicherheit mehr sein - gar keine Frage. Wir haben das Pilotprojekt „Dorfpolizisten“, das 
anfangs belächelt wurde, umgesetzt im Burgenland als erstes Bundesland, das jetzt fast 
alle anderen Bundesländer umsetzen, weil es ein intelligentes Projekt ist.  

Die Frau Innenministerin hat das unterstützt und hat es weitergetragen auf alle 
anderen Bundesländer. Das führt auch dazu, dass wir die Aufklärungsquote im 
Burgenland steigern konnten. 

Wir haben schon viele, viele Jahre keine so hohe Aufklärungsquote gehabt, als das 
jetzt der Fall war. Eine Aufklärungsquote von 53,9 Prozent gibt es noch in Vorarlberg, die 
eine ganz andere Umgebung haben als das Burgenland. Da sieht man, dass von den 
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Polizistinnen und Polizisten eine sehr, sehr gute Arbeit geleistet wird. Diese hohe 
Aufklärungsquote verdanken wir dem Engagement der Polizistinnen und Polizisten. 

Das verdanken wir den neuen Konzepten. Da sage ich danke an die Polizistinnen 
und Polizisten, die sehen, dass sich die Sicherheit in die richtige Richtung bewegt, dass 
sie mit Motivation bei der Sache sind und immerhin eine Aufklärungsquote von 54 Prozent 
haben und das ist eine tolle Quote. (Beifall bei der SPÖ) 

Es ist uns auch gelungen, diese integrierte Landessicherheitszentrale, übrigens 
schon lange eine Forderung der FPÖ, die aber heute dazu nichts mehr zu sagen hat, 
ebenfalls auf Schiene zu bringen. Ich sage das ganz offen, das war uns auch ein 
Anliegen. Es war zur damaligen Zeit nicht möglich diese integrierte Sicherheitszentral 
sofort auf die Beine zu stellen. 

Wenn ich es nicht umsetzen kann, weil ich einen Partner im Bund brauche, na 
dann geht es nicht, was mir persönlich leid tut, aber ich muss es zur Kenntnis nehmen. 
Politik ist die Kunst des Möglichen. Wenn man Partner hat die das nicht wollen, dann kann 
man es nicht machen. Jetzt haben wir Partner die das wollen und damit haben wir das auf 
gute Schiene gebracht. Auch eine wichtige Einrichtung. Das Budget für Sicherheit ist 
deutlich ausgeweitet. 

Auch da würde ich mir vielleicht von der Opposition von der einen oder anderen 
Seite erwarten, toll ihr habt im öffentlichen Verkehr um über zwei Millionen mehr drinnen. 
Ihr habt über eine Million mehr im Bereich der Sicherheit drinnen, weil wir diese Themen 
ganz, ganz ernst nehmen. Weil Sicherheit ein wichtiges Thema für das Burgenland ist und 
diese integrierte Sicherheitszentrale die wir machen wollen, zu mehr Sicherheit im 
Burgenland beiträgt.  

Dazu bekennen wir uns, alle Kraftanstrengung zu unternehmen, um dort zu 
investieren wo es wichtig ist. Sicherheit ist so ein Thema, öffentlicher Verkehr ist so ein 
Thema und dort geben wir mehr Geld aus, und das, glaube ich, ist der richtige Weg. 
(Beifall bei der SPÖ) 

Vielleicht auch noch eine Anmerkung, weil es die Freiwilligen Feuerwehren und die 
Freiwilligkeit im Allgemeinen und speziell die Freiwilligen Feuerwehren betrifft. Für mich ist 
eine der ganz großen Motivationsfragen die Tatsache, dass wir im Burgenland sehr kleine 
Einheiten haben. 

Wir bekennen uns in der Regierung dazu, das ist auch die Form der 
Zusammenarbeit, dass es diese kleinen Einheiten weiter gibt. Wir wollen keine 
Gemeinden zusammenlegen wie in anderen Bundesländern. Wir wollen keine 
Krankenhäuser schließen wie in anderen Bundesländern. Wir wollen keine 
Bezirkshauptmannschaften schließen wie in anderen Bundesländern, sondern wir wollen 
durch die Erhaltung den ländlichen Raum, die kleinen Einheiten auch stärken. 

Genau die kleinen Einheiten beweisen uns, dass sie durch ihre Arbeit, durch ihre 
Freiwilligkeit, durch ihren Einsatz, durch ihr freiwilliges Engagement das 
Einsparungspotential, das eine Zusammenlegung hätte, deutlich übertreffen. Das ist der 
Sinn.  

Deswegen glaube ich, dass wir hier auf einem richtigen Weg sind. Da gehen wir 
einen anderen Weg als vielleicht das eine oder andere Bundesland. 

Aber wenn man sich zur Subsidiarität bekennt, wenn man sich zur Stärkung des 
ländlichen Raumes bekennt, dann muss man sich auch zu den kleinen Einheiten 
bekennen. Wohnortnahe Verwaltung, wohnortnahes Krankenhaus, wohnortnahes 
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Pflegeheim, das ist uns aus burgenländischer Sicht sehr, sehr wichtig. Das können wir 
aber nur dann erhalten, um das auch einmal auf eine seriöse Basis zu bringen, wenn wir 
in vielen anderen Bereichen auch sparen. 

Denn es ist kein Bauchladen zu sagen, wir geben in allen Bereichen mehr Geld 
aus, wir fordern in allen Bereichen mehr Geld. Den Rucksack, den möchte ich der 
nächsten Generation nicht umhängen. Ich sehe Politik als eine verantwortungsvolle 
Tätigkeit, das zu tun, was man verantworten kann. Eine Verschuldung, die nicht im Griff 
ist, das geht mit mir nicht. Wir haben ein Rating mit Standard & Poor‘s, das sagt, wir 
stehen auf einem festen finanziellen Fundament. 

Wir senken die Verschuldungsquote und da würde ich bitten, dass hier ein breiter 
Konsens besteht, denn das ist ein guter Weg der Budgetwende, des ausgeglichen 
Budgets und einer guten Zukunft für unser Heimatland Burgenland. (Beifall bei der SPÖ) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch (der den Vorsitz übernommen hat): Als nächster 
Redner hat sich Herr Landtagsabgeordneter Ewald Schnecker zu Wort gemeldet. 

Bitte Herr Kollege. 

Abgeordneter Ewald Schnecker (SPÖ): Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen! Das Burgenland hält allen Vergleichen stand. Wir befinden uns 
im Spitzenfeld in vielen Bereichen, das haben wir heute schon gehört. In der Gesundheit, 
in der Kinderbetreuung, in der Bildung, in der Kultur. Sogar in der Fragestunde wurde 
aufgezählt was Helmut Bieler, Landesrat Helmut Bieler, im Kulturbereich alles auf die 
Beine stellen konnte. 

Bei den Arbeitsmarktdaten, beim Wachstum, auch bei der Sicherheit, der Herr 
Landeshauptmann hat es bereits angesprochen. Sicherheit ist eine Querschnittsmaterie, 
berührt viele, viele Bereiche des Budgets. Sicherheit hat einen zentralen Stellenwert in 
unserem Heimatland Burgenland. 

Dass sich die Bezirke Güssing, Jennersdorf, Oberwart unter den fünf sichersten 
Bezirken Österreichs befinden, sagt uns die Kriminalstatistik, das ist sehr erfreulich. Was 
sagt uns die Kriminalstatistik noch? In der Langzeitbetrachtung liegen wir relativ stabil. Wir 
haben den geringsten Anfall von strafbaren Handlungen.  

Herr Klubobmann, das stimmt, dass Neusiedl am See, der Bezirk Neusiedl am See 
am höchsten belastet ist, aber dagegen werden auch Maßnahmen gesetzt. Alle 
Polizistinnen und Polizisten die derzeit von Wien ins Burgenland kommen, werden 
überwiegend dem Bezirk Neusiedl am See zugeteilt und… (Abg. Ing. Rudolf Strommer: 
Die Südlichen werden dem Süden zugeteilt!)  

Wenn Sie dann wollen, (Abg. Ing. Rudolf Strommer: Nein, ist schon gut so!) dass 
die südlichen auf Zuteilung in den Norden gehen, können wir das den Kollegen gerne 
sagen. 

Wir haben die höchste Aufklärungsquote mit 53,9 Prozent. Man muss dazu sagen, 
dass die bundesweite Aufklärungsquote im Gegensatz dazu um 1,4 Prozent gesunken ist 
und diese liegt bei 41,9. Also 42 Prozent gegenübergestellt mit 54 Prozent im Burgenland. 
Das ist angesichts der exponierten Grenzlage die wir haben, eine sensationelle Leistung.  

Ein großes Dankeschön an alle Kolleginnen und Kollegen der Exekutive. 
Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ) 

Dass das alles so ist, hat viele Gründe. Jedenfalls ist es kein Zufall und auch nicht 
vom Himmel gefallen. Man kann im Gegenzug dazu auch nicht alles an der 
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Kriminalstatistik festmachen. Es ist ein Bündel von Maßnahmen in der Vergangenheit 
passiert. Wir haben den Dorfpolizisten eingeführt.  

Der Herr Landeshauptmann hat es bereits gesagt, eine Erfolgsgeschichte. Es hat 
eine Sicherheitsvereinbarung mit dem Bundesministerium für Inneres gegeben, mit der 
Innenministerin, mit der jetzigen. 

Es gibt seit einem Jahr einen Polizeiausbildungslehrgang, aber wir sagen auch 
dazu, dass wir den zweiten, den wir auch immer gefordert haben wollen, wenn dieser 
eine, der jetzt ein Jahr läuft und noch ein Jahr laufen wird, im September 2014 zu Ende 
ist, dass dann gleich wieder ein neuer startet. Wieder mit mindestens 25 jungen 
Burgenländerinnen und Burgenländern, die dann im Burgenland zum Einsatz kommen 
sollen.  

Mittlerweile, das habe ich angesprochen, sind über 20 Polizisten aus anderen 
Bundesländern zurückgekehrt. Bis 1.1.2014 werden es die verhandelten oder 
vereinbarten 30 nicht ganz, aber doch in etwa sein. Die Soko-Schlepperei-Süd wurde in 
Eisenstadt eingerichtet, macht hervorragende Arbeit.  

Auch der Kriminalprävention wurde ein besonderer Stellenwert beigemessen. 
Dabei geht es vor allem auch neben den harten Zahlen und Fakten um die Hebung des 
subjektiven Sicherheitsgefühls der Burgenländerinnen und Burgenländer. 

Ein ganz wesentlicher Bestandteil, ob man sich in seinem Heimatort, in seinem 
Heimatland, sicher fühlt oder nicht. Eine besondere Erfolgsgeschichte ist die Initiative 
Nachbarschaftshilfe Sicherheit. Da geht es vor allem auch um Lösungsansätze und 
Präventionstipps für die Vertreter der Gemeinden, um hier eine entsprechende 
Information für die Gemeindebürger und für die Gemeindeeinwohner zu ermöglichen. 

Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren! Für die Sicherheit in unserem 
Heimatland Burgenland sorgen natürlich nicht nur die Kolleginnen und Kollegen der 
Polizei, das ist ganz klar, es sind auch die Helfer des Roten Kreuzes, des 
Arbeitersamariterbundes, der Wasserrettung, der Rettungshundebrigade. Ich hoffe, ich 
habe jetzt allzu viele nicht genannt, aber auch die rund 16.000 Mitglieder der Freiwilligen 
Feuerwehren. 

Der Herr Klubobmann hat es angesprochen, die sind organisiert in 319 Freiwillige 
Feuerwehren und eben in sieben Betriebsfeuerwehren. Die Feuerwehren sind eine 
wesentliche Säule für die Sicherheit in unserem Heimatland Burgenland. Unser ganz 
großer Dank, unsere Wertschätzung und unsere Anerkennung gelten all jenen, die diese 
Arbeit leisten, also jedem einzelnen Feuerwehrmitglied. Die Feuerwehr verfügt über eine 
perfekte Struktur und auch hier eine perfekte Gliederung. 

Auch hier wird nicht gespart. Die 2,2 Millionen Euro für das Feuerschutzwesen 
wurden auch angesprochen. Aber es geschehen auch Verbesserungen, jetzt und in der 
Zukunft. Zum einen erfolgt die Modernisierung der Sirenensteuerendgeräte. Das heißt, 
damit eben die Feuerwehren vor Ort alarmiert werden können. Im Burgenland haben wir 
326 solcher Anlagen, zusätzlich gibt es sechs Relaisstationen, alles ein bisschen in die 
Jahre gekommen, wird derzeit erneuert. 

Der digitale Katastrophenschutzplan für die Gemeinden ist umgesetzt. Ich denke 
auch hier werden sich für die Feuerwehren Vorteile ergeben. Die Feuerwehren selbst 
verwenden seit kurzem ein neues Verwaltungsprogramm, wo die Anmeldungen für 
Lehrgänge über diese Online Plattform durchgeführt werden können. Bei 4.000 
Anmeldungen jährlich für die Landesfeuerwehrschule ist das auch eine Erleichterung für 
die in der Feuerwehr tätigen Verwaltungsorgane. 
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Hohes Haus! Meine geschätzten Damen und Herren! Ich komme zu einem 
wichtigen Teil, auch natürlich wichtigen Teil des Budgets. Der gemeinsame Digitalfunk 
BOS Austria Kommunikation ist wesentlich und wichtig für den Einsatzerfolg. Wenn es 
dann wirklich darum geht einen Einsatz abzuwickeln, müssen die Einsatzkräfte ordentlich 
miteinander kommunizieren können, da sind wir uns einig. Es ist eine Gesamtlösung jetzt 
ausgearbeitet mit dem Bundministerium für Inneres, weil es auch zu einem 
österreichweiten Ausbau kommen soll. 

Zur Gewährleistung dieser flächendeckenden Versorgung werden im Burgenland 
die derzeit 26 Standorte, also diese Masten, auf zirka 60 erweitert werden. Die Kosten für 
diesen zukunftsweisenden Schritt werden in etwa 5,5 Millionen Euro für das Burgenland 
betragen. (Zwischenruf des Abg. Gerhard Pongracz) 

Ich habe Dich jetzt nicht verstanden. Werden 5,5 Millionen Euro für das Burgenland 
betragen und im vorliegenden Budget sind 2,7 Millionen Euro vorgesehen. Das ist wirklich 
neu. Diesen Budgetposten hat es in den vergangen Jahren klarerweise nicht gegeben, 
weil das ein neues Projekt ist. Die Einsatzkräfte, denke ich, werden diese Bemühungen 
auch wohlwollend aufnehme und zur Kenntnis nehmen.  

Deshalb, geschätzte Damen und Herren von der Opposition, ist es wirklich 
unverständlich, dass Sie heute hier nicht mitspielen wollen. Denn wo ich gerade von den 
Ehrenamtlichen gesprochen habe, die zu jeder Tages- und Nachtzeit, 24 Stunden pro 
Tag, 365 Tage pro Jahr diese Arbeit verrichten, ehrenamtlich, unentgeltlich, nichts dafür 
bekommen.  

Die einen arbeiten etwas und bekommen nichts, Sie arbeiten nichts und bekommen 
dafür etwas hier herinnen, also das ist nicht in Ordnung. Es wurde heute schon einige 
Male gesagt, jetzt haben Sie es von mir auch gehört. 

Hohes Haus! Die vor einigen Jahren eingerichtete Landessicherheitszentrale ist 
unumstritten. Auch ein Bereich wo wir Sicherheit anbieten wollen oder anbieten. Der Herr 
Landeshauptmann hat es jetzt auch gesagt, es wird zu einer integrierten Leitstelle 
kommen. Alle Einsatzorganisationen werden sich dann in diesem Raum quasi befinden 
und die Einsätze gemeinsam abwickeln. 

Dadurch ergibt sich dann eine noch bessere Qualität in der Einsatzabwicklung was 
auch heißt, dass die Menschen draußen, die Hilfe benötigen und die unsere Hilfe 
brauchen, noch besser betreut und versorgt werden können, also Politik, die den 
Menschen nützt, eine ganz wichtige Sache. 

Abschließend noch zum österreichischen Bundesheer. Große Bedeutung. 
Natürlich, vor allem im Bereich der Infrastruktur. Güssing wurde ausgebaut um etwa 40 
Millionen Euro. Der Ausbau steht vor dem Abschluss. Die Übergabe wird Mitte Dezember 
erfolgen, dann wird umgesiedelt und in einem ersten Schritt werden ab 1.1.2014 260 
Kadersoldaten und zirka 220 Grundwehrdiener in der Kaserne Güssing ihren Dienst 
versehen. Im Laufe des Jahres wird dann die Anzahl der Bediensteten inklusive der 
Grundwehrdiener auf zirka 700 anwachsen.  

Wir haben damit, und das ist natürlich auch erfreulich, im Südburgenland eine 
Verfügbarkeit von professionellen Einsatzkräften in großer Anzahl. 

Wir haben damit im Südburgenland einen verlässlichen Partner, einen 
Beschäftigungsgaranten und einen Wirtschaftsfaktor, der nicht wegzudenken ist und auch 
im Norden wird es in Bruckneudorf mit der Errichtung eines Institutsgebäudes eine 
wichtige Investition geben. Also haben wir auch im Landesnorden einen verlässlichen 
Partner. Herzlichen Dank allen Einsatzkräften des Österreichischen Bundesheeres. 
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Hohes Haus! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Zusammenfassend ist zu 
sagen, es ist viel passiert. Wichtige und richtige Entscheidungen wurden getroffen. Das ist 
die Aufgabe von uns, das ist die Aufgabe der Politik. Eine Sicherheitsstrategie als 
Grundlage wurde mit den Einsatzorganisationen gemeinsam ausgearbeitet und erarbeitet. 
Die notwendigen Mittel werden mit dem vorliegenden Budget wirksam eingesetzt. 

Darüber hinaus wurde auch und das, denke ich, ist genauso wichtig, nicht auf die 
Anerkennung der Arbeit der Einsatzkräfte vergessen. Heuer wurden erstmals die 
freiwilligen Helfer im Rahmen der Sicherheitsgala in der ersten Jahreshälfte vor den 
Vorhang geholt und für ihre Leistungen ausgezeichnet. 

Wir wollen arbeiten für die Menschen in unserem Heimatland Burgenland und auch 
für die Sicherheit des Wirtschaftsstandortes Burgenland. Wir werden diesem Budgetteil 
und auch dem Gesamtbudget unsere Zustimmung erteilen. Danke sehr. (Beifall bei der 
SPÖ) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächster Redner hat sich Herr 
Landeshauptmann-Stellvertreter Mag. Franz Steindl zu Wort gemeldet. 

Bitte Herr Landeshauptmann-Stellvertreter. 

Landeshauptmann-Stellvertreter Mag. Franz Steindl (ÖVP): Ja, sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen, meine Herren! Bevor ich zum Thema 
Katastrophenschutz und Sicherheit komme, möchte ich eines nur, Herr Abgeordneter 
Pongracz, klarstellen. In meiner ersten Wortmeldung war damit nicht der Rechnungshof 
direkt gemeint, ob Bundes- oder Landes-Rechnungshof, der Rohberichte in die 
Öffentlichkeit bringt, sondern das sind andere, dritte Personen, die diesen Rohbericht 
bekommen und eine Freude haben, wenn sie ihn in die Öffentlichkeit stellen können. 
Bevor noch ein Gesamtbericht da ist! 

Das, finde ich, ist kein guter Stil. Daher meine ich, man sollte da sehr mit Sorgfalt 
umgehen und daher bin ich sehr skeptisch, was diese zusätzlichen Überprüfungen durch 
Bundes- oder Landes-Rechnungshof anbelangt. 

Aber zur Feuerwehr und zum Katastrophenschutz. Ich war am Samstag bei einer 
Veranstaltung im Landesfeuerwehrkommando als Feuerwehrreferent, nämlich 53 
Jugendliche im Alter von 15 und 16 Jahren haben erstmals, erstmals im Burgenland das 
Feuerwehrleistungsabzeichen, Jugendleistungsabzeichen in Gold absolviert. Es ist die 
weiße Fahne gehisst worden. Alle 53 Jugendlichen haben diesen Test oder diese Tests 
bestanden. 

Es sind mehrere Stationen, die man bestehen muss, aufgestellt gewesen. Das 
Interessante bei dieser Veranstaltung war, dass hier ein sehr hoher Wissensgrad 
innerhalb der Feuerwehrjugend besteht, erstens.  

Zweitens, dass wirklich mit Engagement und mit Leistungswillen hier versucht 
wurde, dieses Leistungsabzeichen in Gold zu erringen. Das zeigt mir natürlich, dort, wo in 
der Jugendarbeit Leistung gefordert wird, dort ist auch die Jugend bereit sich 
einzubringen, sich zu engagieren, Freizeit zu opfern. 

Es war großartig, dass neben den Jugendlichen viele Bewerter natürlich auch dabei 
waren, aber auch Angehörige, Familienangehörige, Feuerwehrjugendbetreuerinnen und -
betreuer aus einzelnen Ortschaften. Das Bild war wirklich deswegen großartig, weil es 
diese Leistungsbereitschaft des freiwilligen Dienstes gezeigt hat und aufgezeigt hat. 
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Daher müssen wir alles unternehmen, um diese Leistungsbereitschaft zu stärken. 
Es gibt immer wieder Diskussionen, wir erleben sie tagtäglich, wo man überlegt, wie 
könnte man kleine Einheiten zusammenführen.  

Ich gehe mit den Feuerwehren einen anderen Weg. Wir haben eine Arbeitsgruppe 
eingerichtet, aber das muss auf Freiwilligkeit basieren. Das muss auf Freiwilligkeit, sowohl 
seitens der Feuerwehren, aber auch der Gemeinden basieren. 

Ich bin dafür, dass wir das Förderwesen im Feuerwehrbereich umkrempeln. Dass 
wir das Förderwesen neu ausrichten. Nämlich dort, wo Feuerwehren in kleinen Einheiten 
bestehen und bereit sind sich zusammenzulegen, dass es hier einen höheren Fördersatz 
gibt, als den Normalfördersatz. Im Übrigen haben wir in der Burgenländischen 
Landesregierung auch beschlossen, die Förderungen für die Einsatzgeräte und 
Fahrzeuge mit 1. Jänner 2014 zu adaptieren. 

Das bedeutet, das Land wird ab 1. Jänner wirklich das notwendige Drittel, das 
aufgebracht werden muss, auch finanzieren. Wenn man sich das Budget des 
Feuerwehrverbandes und der Feuerwehren anschaut, dann muss man ganz ehrlich 
gestehen, das Land Burgenland wendet letztendlich direkt für den 
Landesfeuerwehrverband nicht 1,2 Millionen Euro oder 2,2 Millionen Euro auf, sondern 
400.000 Euro. 400.000 Euro warum?  

Weil zum Beispiel 2,2 Millionen Euro dem Landesfeuerwehrverband überwiesen 
werden, aber wir über die Feuerschutzsteuer 1,8 Millionen Euro wieder zurückbekommen. 
Also in Summe sind es 400.000 Euro, nicht mehr. Wenn man sich die Kosten für die 
Einsatzfahrzeuge, für den Bau der Feuerwehrhäuser anschaut, dann ist das ein 
Vorwegabzug der Bedarfszuweisungen der Gemeinden, also das sind Gemeindegelder, 
nicht Landesgelder.  

Letztendlich die Gelder, die verwendet werden um moderne Einsatzfahrzeuge über 
den Katastrophenfonds anzuschaffen, sind gebundene Mittel seitens der 
Bundesregierung. Wir sind hier dankbar, dass es immer wieder gelingt, auf Grund eines 
Beschaffungsplanes, mit diesen Mitteln auszukommen. 

Meine sehr geehrten Damen, meine Herren! Wir sind dabei, dass wir im 
Digitalbereich umrüsten. Wir warten nur noch, dass die Basisstationen vermehrt werden 
im Lande. Dazu werden Millionenbeträge in die Hand genommen. Wir bekommen selbst 
vom Bund eine Million Euro zusätzlich und werden in den nächsten Jahren das digitale 
Funknetz ausbauen und dann wird es möglich sein, dass wir auch die Feuerwehren 
dementsprechend mit Digitalfunk ausrüsten. 

Was die Sirenenendsteuergeräte anbelangt, da hat der Herr Abgeordnete Recht, 
wenn er sagt, 326 Geräte brauchen wir, derzeit sind zirka 50 Prozent mit 
Digitalendsteuergeräten ausgerüstet. Uns fehlen aber die restlichen 50 Prozent und hier 
möchte ich auch eines sagen. Das Land bekommt für das Warn- und Alarmsystem im 
Jahr 120.000 Euro zusätzlich. 

Also es muss gelingen, über die Landessicherheitszentrale alle Feuerwehren 
innerhalb der nächsten zwei Jahre mit diesen Endsteuergeräten auszurüsten. Dafür 
möchte ich mich als Feuerwehrreferent einsetzen, weil ich glaube, das ist wichtig, dass 
wenn die Männer und Frauen zum Einsatz gerufen werden, dass sie sehr professionell 
agieren können und sehr schlagkräftig agieren können. Daher ist diese Investition 
notwendig. (Beifall bei der ÖVP) 

Ein letztes, ich glaube wir sind mit dem Feuerwehrwesen, mit dem 
Katastrophenschutzwesen sehr zufrieden. Es wird ja auch das Katastrophenhilfegesetz 
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geändert. Die Durchführungsverordnung wird von mir jetzt vorbereitet und die wird in 
Bälde umgesetzt.  

Eines möchte ich noch loswerden. Ein wichtiger Feuerwehrkamerad scheidet mit 
Ende des Jahres aus einer besonderen Funktion aus, nämlich mein Freund Ferscha Rudi, 
der fast 25 Jahre Bezirksfeuerwehrkommandant im Oberpullendorfer Bezirk war, 
vorbildlich das Feuerwehrwesen im Bezirk geführt hat, sich engagiert eingebracht hat im 
Landesverband, sehr hilfreich war bei vielen Themen, die umgesetzt wurden. 

Ich möchte auch an dieser Stelle als Feuerwehrreferent dem Ferscha Rudi für 
diese Arbeit, fast 25 Jahre Bezirksfeuerwehrkommandant im Bezirk Oberpullendorf, ein 
recht herzliches Dankeschön aussprechen und dem neuen Bezirksfeuerwehrkommandant 
alles Gute wünschen. (Beifall bei der ÖVP) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Da niemand mehr zu Wort gemeldet ist, 
kommen wir zur Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordnete, (Allgemeine Unruhe) 
darf ich um Ruhe ersuchen, wir kommen zur Abstimmung. Ich ersuche jene Damen und 
Herren Landtagsabgeordneten, die der Gruppe 0 in der vorliegenden Fassung ihre 
Zustimmung erteilen, sich von ihren Plätzen zu erheben. - 

Die Gruppe 0 ist somit in der vorliegenden Fassung mehrheitlich angenommen. 

Es erfolgt nun die Abstimmung über die Gruppe 1. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die der Gruppe 1 in 
der vorliegenden Fassung ihre Zustimmung erteilen, sich von ihren Plätzen zu erheben. - 

Die Gruppe 1 ist somit in der vorliegenden Fassung mehrheitlich angenommen. 

II. Teil 

Gruppe 2: Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft 

Gruppe 3: Kunst, Kultur und Kultus 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Wir kommen zur Beratung des II. Teiles des 
Voranschlages. 

Er umfasst die Gruppe 

2, Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft, und 

3, Kunst, Kultur und Kultus.  

Das Wort hat der Herr Generalberichterstatter Landtagsabgeordneter Robert 
Hergovich. 

Bitte Herr Generalberichterstatter. 

Generalberichterstatter Robert Hergovich: Danke. Herr Präsident! Hohes Haus! 
Meine Damen, meine Herren!  

Im Entwurf der Landesregierung zum ordentlichen Haushalt sind in der Gruppe 2, 
Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft, Einnahmen in der Höhe von 203.127.300 
Euro und Ausgaben in der Höhe von 243.070.500 Euro vorgesehen. 

In der Gruppe 3, Kunst, Kultur und Kultus, sind Einnahmen in der Höhe von 
1.878.900 Euro und Ausgaben in der Höhe von 22.373.200 Euro vorgesehen. 

Im Namen des Finanzausschusses empfehle ich die Gruppen 2 und 3 unverändert 
anzunehmen. 
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Ich stelle daher den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, die Gruppe 2 und 3 
unverändert anzunehmen. 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Danke Herr Generalberichterstatter. Wir 
kommen in die Beratung und als erster Redner hat sich Herr Landtagsabgeordneter Mag. 
Christian Sagartz, BA zu Wort gemeldet.  

Bitte Herr Kollege. 

Abgeordneter Mag. Christian Sagartz, BA (ÖVP): Sehr geehrter Präsident! 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Ich darf auf mehrere Themen im Bereich der 
Bildung eingehen. Insbesondere auf drei Schwerpunkte. Einerseits geht es mir um die 
Landesschülervertretung, andererseits um die Fachhochschulen und natürlich um die 
Erwachsenenbildung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich beginne bei etwas sehr Erfreulichem. 
Herr Landesrat Bieler hat heute bereits in der Fragebeantwortung in Sachen 
Neuausrichtung der FH Burgenland, in der mittlerweile vollwertigen FH und nicht mehr der 
FH-Studiengänge, Stellung bezogen.  

Ja, man kann das natürlich jetzt politisch darstellen und man kann vielleicht anderer 
Meinung sein, aber Tatsache ist, dass es wirklich eine positive Entwicklung gibt, eine gute 
Zusammenarbeit und vor allem hat das Arbeitsklima an den Standorten Eisenstadt und 
Pinkafeld wieder ein Normalmaß erreicht. 

Wenn man sich die letzten Jahre von 2008 bis 2011 ansieht, dann war das ein 
äußerst gespanntes Verhältnis vor Ort. Oft hat mehr der Rechtsanwalt mit einem anderen 
Rechtsanwalt kommuniziert, als die betroffenen Lehrenden und Studierenden und 
insbesondere die Geschäftsführung. Ich möchte hier nicht Öl ins Feuer gießen, aber 
Tatsache ist, es gab eine Geschäftsführerin mit Dirimierungsrecht und einen zweiten 
Geschäftsführer ohne dieses Dirimierungsrecht. 

Ich möchte hier ganz klar festhalten, dass durch die Abberufung vor allem der 
Geschäftsführerin der Weg für einen anständigen und für einen ordnungsgemäßen 
Umgangston, ein Arbeitsklima an der FH Burgenland, das dieses Wort auch verdient, 
freigemacht wurde. Insbesondere der Ostschwerpunkt, der von Anfang an gesetzt wurde, 
wo es hier darum gegangen ist, die Ostsprachen an den FH-Studiengängen besonderen 
Stellenwert einnehmen zu lassen, der muss hier weiter forciert werden. 

Ich habe heute auch ein Beispiel gebracht, leider, ich habe dem Herrn Landesrat 
jetzt die Informationen per E-Mail geschickt, er hat damit nichts angefangen. Es geht 
darum, dass es eine sogenannte Montagsuniversität gibt. Das bedeutet nichts anderes, 
als dass die Universität Graz versucht, auf möglichst allgemein verständlicher Basis 
Vorträge zu halten und diese auch über das Internet, über einen sogenannten Livestream 
und dann später über eine Online-Mediathek zur Verfügung zu stellen. Ein positives 
Beispiel, wie man zum Beispiel wissenschaftliche Arbeiten, wissenschaftliches Denken 
und Forschen einer breiteren Öffentlichkeit zur Verfügung stellt. 

Ich freue mich, dass das für die Mittelburgenländer bereits zum Erfolg gereicht hat, 
dass hier viele Interessierte sich in der Region Oberpullendorf an dieser Montagsuni der 
Universität Graz beteiligen. Ich denke mir, das ist ein tolles Paradebeispiel, wie man 
wissenschaftliches Forschen und wissenschaftliches Arbeiten in der breiten Bevölkerung 
verankern könnte. (Beifall bei der ÖVP) 

Zur Erwachsenenbildung, ich werde nicht müde das zu betonen, dass es im 
Burgenland eine äußerst gute Zusammenarbeit gibt. Nicht zuletzt durch den 
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Zusammenschluss in der BuKEB, der Burgenländischen Konferenz der 
Erwachsenenbildung. Hier ziehen alle an einem Strang. Was mir besonders gefällt ist, es 
machen nicht alle alles, sondern es versuchen sich die 
Erwachsenenbildungseinrichtungen egal welcher Konfession oder welcher Ausrichtung 
auch immer, sich Themenbereiche abzustecken und dann dort Expertisen zu erarbeiten.  

Das ist eine tolle Vorbildwirkung. Ich glaube, das sollte auch in anderen Bereichen 
Mustergültigkeit haben. Hier könnte man sich vielleicht vieles von der 
Erwachsenenbildung im Burgenland abschauen. 

In einem bin ich vollkommen auf der Seite des Herrn Klubobmann Christian Illedits, 
der hat heute in der Generaldebatte gemeint, dass eine Person so viel verhindern kann im 
Lehrerdienstrecht ist ihm schleierhaft. Ich bin seiner Meinung. Er kann ja nur die Frau 
Bildungsministerin Schmied gemeint haben, weil die hat ja die Konsequenzen daraus 
gezogen und hat schon am Tag nach der Wahl ihren Rücktritt verkündet und angekündigt, 
einer nächsten Bundesregierung nicht anzugehören.  

Ich glaube, dass gerade hier dieses Lehrerdienstrecht ein Paradebeispiel dafür ist, 
wie man blockieren kann, wenn man nicht die Kommunikation und die Zusammenarbeit 
mit allen Betroffenen sucht, dass es hier einfach zu keiner Lösung kommt. 

Die Frau Bundesminister hat es geschafft, hier Fronten aufzubauen und ich kann 
nur ihr den Vorwurf machen, denn es einem Gewerkschafter zum Vorwurf zu reichen, für 
seine Zielgruppe zu arbeiten, das kann ja wohl nur ein Treppenwitz sein, weil wer sonst 
sollte für seine Zielgruppe eintreten, außer der dafür von seiner Interessensvertretung 
Gewählte. (Beifall bei der ÖVP) 

Wenn wir schon bei Interessensvertretungen sind. Es ist eine große Freude, wenn 
man von 100 Prozent-Ergebnissen sprechen kann und dann - vor allem im Bereich der 
Landesschülervertretung -, wenn das jetzt schon von Jahr für Jahr für die burgenländische 
Schülerunion zu einen 100 Prozent-Ergebnis führt.  

Ich freue mich, dass wieder alle drei Landesschulsprecher von der Schülerunion 
gestellt werden. Das ist auch eine Garantie, dass diese intensive und vor allem auch 
kontinuierliche Weiterentwicklung des Vertretungsrechtes bei der 
Landesschülervertretung, aber auch natürlich die Möglichkeiten, die sich ihnen bieten in 
Form von Weiterbildungsmaßnahmen, Seminaren oder Aktionstagen hier weiter 
fortgeführt werden kann.  

Das ist eine tolle Einrichtung. Ich möchte allen Gewählten herzlichst gratulieren. 
(Beifall bei der ÖVP) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Forschung und Wissenschaft im 
Burgenland haben unterschiedliche Ansätze, haben ganz unterschiedliche Ausrichtungen. 
Ich freue mich, dass immer wieder - auch im Bereich der Leader-Förderungen - hier 
Akzente gesetzt werden.  

Ich glaube, es ist eine wichtige Zusammenarbeit, dass wir - wie ich mit diesem 
Beispiel der Montagsuni bringen wollte - erreichen müssen, dass wir im Burgenland, da 
wir keinen Universitätsstandort haben, einfach versuchen müssen, die Bevölkerung 
einzubinden. 

Ich glaube es wird immer wichtiger werden für uns als jene, die eben auch 
verantwortlich sind durch unseren Budgetbeschluss für die Geldmittel im Bereich 
Forschung und Wissenschaft, dass wir nicht nur dort ansetzen, wo es diese sogenannten 
professionalisierten und professionellen wissenschaftlichen Arbeiten gibt, sondern eben 
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auch im Rahmen der Erwachsenenbildung. Ich glaube, hier wäre auch ein erhöhtes 
Budget auf lange Sicht ein wichtiger Ansatz. 

Ein positives Beispiel - und ich glaube, das ist ein wichtiges Signal an alle 
studierenden Burgenländer, die in Wien studieren müssen - ist der Ausbau der 
burgenländischen Heime dort, oder um genau zu sein, der Burgenlandheime in Wien der 
österreichischen Jungarbeiterbewegung.  

Ich darf recht herzlich gratulieren, Frau Landesrätin Michaela Resetar als 
zuständiges Regierungsmitglied. Es ist ihr gelungen - in drei Tranchen wird das zur 
Abwicklung kommen - eine Summe über 600.000 in diese Heimplätze zu investieren. 

Das ist ein gut angelegtes Geld, da die Burgenländerinnen und Burgenländer, die 
in Wien studieren, genügend Hürden nehmen müssen, aber zumindest die Wohnqualität 
in diesen Heimen könnte ein toller Ansatz sein und ein richtiges Signal der Landespolitik 
an diese Studierenden. Danke Michaela Resetar! (Beifall bei der ÖVP) 

Meine geschätzten Damen und Herren! Ich möchte abschließend, nachdem ich 
gestern Diskussionsteilnehmer war bei einer Besprechung von Pädagoginnen und 
Pädagogen. Ich glaube, eines ist unumstritten. Wir gehen in eine Richtung, wo der 
Stellenwert der Lehrerinnen und Lehrer in der öffentlichen Darstellung, aber auch in der 
politischen Diskussion sehr angekratzt ist durch die Diskussion rund um ein neues 
Lehrerdienstrecht. 

Es ist ganz, ganz wichtig zu betonen, dass es um Einsatz, um Engagement und um 
Leidenschaft geht, wenn man als Pädagoge - in welcher Art auch immer - daran beteiligt 
ist, Wissen zu vermitteln. Wir sollten weniger über Strukturen nachdenken, sondern über 
Ziele. Und das möchte ich ausdrücklich betonen. Wenn wir Ziele immer in Form von 
Umfragen und von Wissenstest versuchen zu evaluieren und aus dann von Piaac- oder 
Pisa-Studien leiten lassen, dann wird die Politik schlecht beraten sein. 

Ich glaube, dass es auch zu einem gesellschaftlichen Imagewandel kommen muss. 
Man muss den Lehrberuf, den Lehrenden - ob das jetzt nun an einer Universität ist, an der 
Volksschule, am Gymnasium oder an der neuen Mittelschule, das möchte ich hier völlig 
auf dieselbe Stufe stellen, ist für mich nicht so wichtig -, aber eine Imagekorrektur haben 
wir bitter notwendig.  

Ich glaube, wir sollten allen Lehrerinnen und Lehrern - auch als Politiker, als 
Verantwortliche für Budget und für Gestaltung und Kontrolle in diesem Land - den Rücken 
stärken und ein aufrichtiges Dankeschön für ihren Einsatz sagen. (Beifall bei der ÖVP) 

Die Österreichische Volkspartei, meine Fraktion wird den Budgetkapiteln ihre 
Zustimmung erteilen. (Beifall bei der ÖVP) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächste Rednerin zu Wort gemeldet hat sich 
Frau Landtagsabgeordnete Doris Prohaska. 

Bitte Frau Kollegin. 

Abgeordnete Doris Prohaska (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 
Kurze Replik zum Kollegen Sagartz in Sachen Lehrerdienstrecht. Wenn Sie hier vorwerfen 
der Bremser und der Blockierer war die Frau Minister Schmied und wenn es keine 
Kommunikation gegeben hat, dann frage ich mich, wenn 34 Verhandlungsrunden keine 
Kommunikation bedeuten, 34 Verhandlungsrunden kein Gespräch bedeuten.  

Wir haben es heute schon gehört, was wäre, wenn die Metaller so lange 
verhandeln würde, ganz Österreich würde Kopf stehen. Ich sage Ihnen noch etwas, 



5013 Burgenländischer Landtag, XX. Gesetzgebungsperiode - 43. Sitzung - Mittwoch, 16. Oktober und Donnerstag, 17. Oktober 2013 

 

fragen Sie die Lehrer. Ich weiß, wie es den Kollegen in der Schule geht. Ich weiß, das 
Image ist angekratzt. Ich weiß, mit welchem Engagement die Lehrer in der Schule stehen. 
Die Lehrer wollen Hilfe und die Lehrer wollen nicht diese Vertretung (Zwiegespräche in 
den Reihen), die ein Herr Neugebauer ihnen zukommen lässt.  

Denn das ist absolut weit weg von der Realität. Das möchte ich Ihnen nur von 
dieser Stelle ausgerichtet haben. (Beifall bei der SPÖ – Abg. Christian Sagartz, BA: Das 
bedeutet demokratische Wahlen, das ist demokratiepolitisch sehr bedenklich. Sehr 
bedenklich!) 

Herr Landesrat Bieler hat in seiner Budgetrede gemeint, Politik wird aus Ideen 
gemacht und aus Erfahrungen. Wenn ich heute sehe, dass die Liste Burgenland, die 
Grünen und die Freiheitlichen nicht da sind, dann denke ich mir, da fehlt wahrscheinlich 
sehr, sehr viel an Ideen und Erfahrungen, indem sie hier einfach nicht dabei sind, 
Arbeitsverweigerung betreiben.  

Aber ich bin ein positiver Mensch. Ich sehe auch das Gute daran, dass sich Liste 
Burgenland, die Freiheitlichen und die Grünen heute nicht beteiligen. Ich hätte es nicht für 
wahr gehalten, dass es in dieser Periode möglich ist, endlich sachlich, vernünftig und 
konstruktiv zu diskutieren. Ich muss ja - ehrlich gesagt - danke sagen, dass sie heute nicht 
mitreden. Es ist endlich möglich, in einer normalen Art und Weise miteinander zu reden. 

Ich war auch sehr von der Ehrlichkeit der „Taferl“ überrascht, dass die 
Freiheitlichen da geschrieben haben zum einen, dass sie den Weg mit dem Proporz 
gehen wollen, oder dass die Wähler es anders wollen. Stimmt - vollkommen richtig. Sie 
haben sich damit geoutet.  

Auch wenn der Herr Kollege Kölly gesagt hat, es reicht. Das ist eine gute 
Wortmeldung zum Budget. Das heißt, er ist damit einverstanden. Für ihn reicht es, was im 
Budget drinnen steht und er wird dem wahrscheinlich zustimmen. 

Die Wertigkeit des Themas Bildung im Budget ist ganz offensichtlich durch die 
hohen Ausgaben von 243 Millionen in dieser Budgetpost. Das heißt, das sind 22,75 
Prozent des Budgets. Das ist der zweithöchste Anteil, den das Land Burgenland ausgibt. 

Wir wissen, ich stehe nichtsdestotrotz dazu da, Pisa, Uni-Rankings, wo wir in 
Österreich immer weiter abfallen, es muss ganz einfach etwas passieren. Es ist Zeit, sich 
von Scheuklappenbremsern zu verabschieden, alte Ideologien zu begraben und wir 
müssen die Augen öffnen vor der Realität.  

In Österreich passiert Bildung noch immer so, wie die Lebenssituationen vor 
einigen Jahrzehnten waren. Bildung passiert noch immer so, als ob alle Frauen jeden Tag 
den ganzen Tag zu Hause wären. Bildung passiert noch immer so, als ob die Familie im 
Sommer vollständig zusammengerufen werden muss, für den Ernteeinsatz. 

Das ist nicht mehr zeitgemäß. Wir müssen endlich etwas ändern. Unser 
Schulsystem ist total veraltet. Alle anderen Länder zeigen es uns vor und in Österreich ist 
etwas ganz Besonderes. In Österreich gehen die Eltern wieder in die Schule. Schule 
passiert nämlich zu Hause. Das Hausübungmachen, die vielen Nachhilfestunden. Schule 
ist nicht nur mehr an den Ort der Schule gebunden.  

Jedes einzelne Kind wird dafür bestraft, jedes Kind, das in eine Familie 
hineingeboren wird, aus einer bildungsfernen Schicht - und ich weiß, wovon ich spreche -, 
wo Eltern froh sind, wenn die Kinder ihren Pflichtschulabschluss fertig haben, egal wie 
tüchtig das Kind ist. 
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Wo die Eltern froh sind, wenn sich die Lehrer nicht melden. Wo die Eltern froh sind, 
wenn das Kind irgendwie durchkommt. Und wo sie sich dann entscheiden - nach dem 
neunten Schuljahr, das Kind nicht mehr weiter in die Schule gehen zu lassen, obwohl das 
Kind die Fähigkeiten und die Kompetenzen dazu hätte.  

Es ist falsch, diesen Kindern diese Chance abzunehmen. Ich denke, mit der neuen 
Mittelschule, oder besser gesagt es ist erwiesen, mit der neuen Mittelschule wäre dieses 
Problem aus der Welt gelöst. 

Auch das Argument, dass es dabei eine Nivellierung nach unten gäbe, hat uns 
Finnland und alle nordischen Staaten bewiesen. Und unter anderem hat es eine 
Bildungsdiskussion vor kurzem gegeben, von der ÖVP war leider nur der Herr 
Klubobmann dabei, wo die Landesrätin für Bildung aus Südtirol da war, die gesagt hat, 
man hat ihnen ausgewiesen, dass sie sozial gerecht sind in Südtirol. Dass das 
Bildungssystem sozial ausgewogen ist. Dass sie diese Diskussion, wie wir sie jetzt haben 
vor vierzig Jahren bereits hatten und dass es nur positive Errungenschaften damit gibt. 

Es gibt ja mittlerweile auch viele Kritiker in der ÖVP, die eine Kehrtwendung 
gemacht haben. Verschiedene ÖVP-Landeshauptleute, die Industriellenvereinigung, die 
Sozialpartner allesamt insgesamt. In der Neuen Mittelschule, wo zwei Lehrer in den 
Hauptgegenständen unterrichten, ist es mittlerweile gang und gäbe, dass die Schüler eine 
zweite lebende Fremdsprach lernen. Nur die, die absolut nicht fähig dazu sind, haben die 
Möglichkeit, den naturwissenschaftlichen Bereich zu wählen. 

Wir beklagen uns ständig darüber, dass die Arbeiter aus dem benachbarten 
Ausland zu uns kommen. Die haben aber einen riesigen Vorteil. Die beherrschen unsere 
Sprache. Die beherrschen - außer ihre eigene Muttersprache - noch zwei weitere lebende 
Fremdsprachen. Und es ist endlich Zeit, dass wir hier andocken und das nachholen. 

Es gibt die einheitlichen Bildungsstandards, wo - egal, ob das Kind in eine neue 
Mittelschule, oder in einer AHS ist - gemessen wird, wie gut ist das Kind in der vierten 
Klasse in Englisch, Mathematik und Deutsch. Und das Zweite, was eine 
Augenauswischerei ist, ist ganz einfach, dass in der vierten Volkschulklasse die Kinder in 
ihrem Zeugnis den Ausweis brauchen, dass sie die AHS-Reife besitzen.  

Die Volkschullehrer werden derartig unter Druck gesetzt, den Schülern diese Reife 
auszuweisen, damit die Kinder in die AHS gehen müssen, wo die Volkschullehrer zum Teil 
nachgeben. Wo es schon zu Nachhilfestunden in der Volkschule kommt und wo ich ganz 
einfach sage, dass ist eine Verfälschung des Bildes der Leistung der Schüler. 

Man kann natürlich auch nicht alle Schulen über einen Kamm scheren. Es ist mir 
klar, dass das Gymnasium in der Großstadt sowie in Wien ein anderes, ein viel weitaus 
niedrigeres Niveau als auf dem Land hat. Gerade dabei ist es natürlich jetzt nicht mehr 
möglich, überhaupt Vergleiche anstellen zu können.  

Die Entscheidung darüber, ob nämlich ein Kind in die AHS oder in die Neue 
Mittelschule geht, wird dementsprechend getroffen, in welcher Entfernung befindet sich 
die nächste Neue Mittelschule, in welcher Entfernung befindet sich die nächste AHS. 
Welche Muttersprache spreche ich? Was besonders in Wien auffällig ist. Und wie hoch ist 
der Bildungsabschluss der Eltern? 

Im Burgenland bezahlen wir - nach wie vor - Lehrer aus dem Landesbudget, um 
unsere kleinen Strukturen aufrecht zu erhalten und wir bezahlen nach wie vor vom Bund 
eben auch zwei verschiedene Schularten, wobei an beiden Schularten 
Gymnasiumunterstufe und Neue Mittelschule ein und derselbe Lehrplan unterrichtet wird. 
Und ich denke, das ist ein Luxus, den wir nicht notwendig haben. Zwei verschiedene 
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Schulen für ein und dieselben Schüler, für ein und denselben Bildungsinhalt. Ich denke, 
dieses Geld könnte weitaus besser verwendet werden. (Beifall bei der SPÖ) 

Ich habe es bereits erwähnt, wir leben an der Realität vorbei. Es sind zum Glück 
nicht mehr alle Mütter den ganzen Tag zu Hause. Es gibt nicht mehr die Großfamilie, die 
als Erntehelfer zwei Monate zu Hause versammelt sein muss. Es ist eine Notwendigkeit, 
die Ganztagsschulen weiter auszubauen.  

Und zwar die echte Ganztagsschule, nicht die Ganztagsschule mit einfacher 
Nachmittagsbetreuung. (Abg. Andrea Gottweis: Ganzen Sommer auch. Weil Du redest 
nur von der Ernte.) Das man nicht zwei Monate zum Beispiel durchgehend Ferien haben 
muss. Zur Ganztagsschule mit der Nachmittagsbetreuung. So, wie die 
Nachmittagsbetreuung jetzt abläuft, sind die Eltern absolut nicht damit zufrieden. 

Es kommt immer wieder zu Diskussionen. Die Eltern erwarten nämlich, dass die 
Kinder mit der fertigen und fehlerfreien Hausübung nachhause kommen, dass die Eltern 
zuhause keine Hausübung haben und nichts mehr lernen müssen. Das ist aber mit der 
Nachmittagsbetreuung, so wie sie jetzt durchgeführt wird, nicht möglich.  

Mit der echten Ganztagsschule ist das aber möglich. Damit wäre die Vereinbarkeit 
von Frau und Beruf viel einfacher zu bewältigen. Dann wäre ein normales Familienleben 
am Abend möglich und es wäre eine große Entlastung, auch die Taxifahrten zu den 
Sportvereinen, zu den Musikschulen würden für die Eltern entfallen. 

Im Budget gibt es höhere Ausgaben bei den Pensionen. Ganz einfach, der 
Lehrkörper ist überaltert, es kommt zu einem Wechsel, es gibt aber auch Erhöhungen bei 
der Förderung für schulsportliche Veranstaltungen und auch für Schülerbeihilfe, wo wieder 
bewiesen ist, dass Schulschikurse und Projektwochen Luxus für manche Schüler sind.  

Über die Fachhochschulen hat der Kollege Sagartz bereits berichtet und ich freue 
mich, dass er es ebenso positiv jetzt sieht, wie sich die Fachhochschulen auch entwickelt 
haben. 

Bildung braucht Weiterentwicklung. Bildung braucht Fortschritt. Stillstand in der 
Bildung bringt Arbeitslosigkeit, bremst die Wirtschaft, bringt soziales Gefälle, zerstört 
unseren Wohlstand und ist ungerecht.  

Wir als Politiker tragen eine hohe Verantwortung für die BurgenländerInnen. Und 
wenn wir uns weiterhin davor drücken, auch auf Bundesebene, diese Verantwortung 
wirklich ernst zu nehmen, werden wir eine unbezahlbare Rechnung dafür präsentiert 
bekommen. 

Wir brauchen Schulen wie sie Eltern brauchen, wie sie Schüler brauchen, wie sie 
das Land braucht. Ich lade alle Kollegen ein, diese Verantwortung im Bildungsbudget 
gemeinsam mit uns zu tragen. 

Wir von der SPÖ werden es tun. (Beifall bei der SPÖ) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als Nächste zu Wort gemeldet hat sich Frau 
Landesrätin Mag. Michaela Resetar. 

Bitte Frau Magister. 

Landesrätin Mag. Michaela Resetar (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Ich darf zunächst Danke sagen für die Debattenbeiträge im Bereich der Bildung. Ich 
möchte nur eines festhalten, dass zwar von Herrn Landesrat Rezar sehr viel über die 
Lehrlinge gesprochen wurde, über Lehre mit Matura, aber leider Gottes von der SPÖ-
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Bildungssprecherin kein einziges Wort über die Berufsschulen gesagt wurde, die in der 
Debatte leider Gottes immer sehr untergehen. 

Man sagt zwar, man hat die größte Maturantenquote, und das stimmt auch so, ich 
glaube, da sind wir auch sehr froh darüber, aber, wenn wir in Zukunft nicht die Fachkräfte 
ausbilden, sei es jetzt in den einzelnen Firmen, sei es auch in Lehrwerkstätten, dann 
werden uns auch in Zukunft die Fachkräfte fehlen und dann wird es auch mit dem 
Burgenland nicht so gut stehen. 

Deshalb ist es für mich ganz wichtig, dass vor allem im Bereich der Berufsschulen 
einiges getan wurde und einiges in Zukunft auch getan wird im Bereich der 
Modernisierung der Werkstätten, nämlich in der Landesberufsschule Pinkafeld sind 
382.000 Euro zur Verfügung gestellt, aber auch in der Landesberufsschule Eisenstadt 
sind 93.000, Euro, da geht es auch um eine Modernisierung für die Berufsschule 
Pinkafeld. Die Gespräche laufen. Es gab gute Gespräche mit Landeshauptmann und den 
Sozialpartnern. Und ich bin überzeugt, dass sie auch nächstes Jahr das in Angriff nehmen 
können. 

Zu diesen Berufsschulen, oder überhaupt zu den Schulen, gehört auch das Thema 
der Internate. Wir haben erst Regierungsklausur gehabt. Diese sechs Internate mit den 
rund 600 Plätzen sollen einheitliche Standards bekommen und deshalb auch eine 
einheitliche Betriebsführung. Da können wir uns Geld einsparen. Dieses Geld, das wir uns 
einsparen können, soll auch gleichzeitig auf die Schüler, nämlich indem sie weniger 
zahlen müssen, auch übertragen werden. (Beifall bei der ÖVP) 

Besonders wichtig, und weil das leider Gottes viel zu wenig gesagt wird, ist mir 
auch, dass die Lehrlinge immer wieder in den unterschiedlichsten Aktivitäten vor den 
Vorhang geholt werden. So ist es mir auch ganz wichtig, Lehrlingsaustausch zu fördern. 
Erstens einmal hebt es das Image. Die Lehrlinge haben die Möglichkeit, im Ausland 
Berufspraktiken zu machen. Und ich bin auch sehr froh darüber, dass es hier Mittel in 
Höhe von 5.500 Euro gibt. 

Leider Gottes ist die Frau Abgeordnete Prohaska Doris nicht mehr da. Ich verstehe 
eines nicht, warum die Nachmittagsbetreuung so schlechtgeredet wird, das muss auch 
einmal behandelt werden, weil ich bin nach wie vor überzeugt, dass dort, wo 
Nachmittagsbetreuung angeboten wird, von den Pädagoginnen und Pädagogen, auch von 
den Hortnerinnen und Hortnern gute Arbeit geleistet wird.  

Warum das jetzt alles plötzlich so schlechtgeredet wird, das muss man auch noch 
diskutieren, vor allem, das sollen auch die Betroffenen wissen, denn ich bin überzeugt, 
dass die Nachmittagsbetreuung der SchülerInnen super funktioniert und an dieser Stelle, 
allen, die sich mit dieser Betreuung beschäftigen, ein herzliches Dankeschön. (Beifall bei 
der ÖVP) 

Ein zweites Thema, das angesprochen wurde, ist, mich verwundert es, dass vom 
Rednerpult gesagt wird, unverantwortlich, wenn manche Gemeinden mit mehreren 
Ortsteilen zwei Volksschulen haben, könnten sie ja auch mit dem Herrn Bürgermeister von 
Mariasdorf reden, der hat einen Kindergarten, aber zwei Volksschulen, er ist in Grodnau 
zuhause, es gibt eine Volksschule in Grodnau und in Mariasdorf, ist gut organisiert.  

Da wundert es mich, dass dieser Antrag oder diese Forderung nicht gleich direkt an 
die jeweiligen Bürgermeister herangetragen wird, und dann soll der Herr Bürgermeister 
reagieren. Denn wir haben ja gesagt, freiwillige Zusammenlegung, da gibt es zusätzlich 
Geld seitens des Landeshauptmannes und wir unterstützen das selbstverständlich von 
der Regierung her, also man müsste ja dann nur mit den Bürgermeistern sprechen. 
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Aber zum Schulbauprogramm. Ich sage es immer wieder gerne. Die Kinder, die 
Jugendlichen und die Studenten sind nicht unsere Zukunft, sondern sie sind unsere 
Gegenwart. Wir müssen für jene Kinder, die in schulischer Ausbildung sind, die besten 
Voraussetzungen schaffen. 

Das machen wir in den unterschiedlichsten Bereichen. Im Schulbaubereich kann 
ich sagen, dass im kommenden Jahr finanzielle Mitteln von einer Million Euro zur 
Verfügung stehen. Ich möchte allen Bürgermeister danke sagen, die auch als Erhalter der 
jeweiligen Schulen die hohe Verantwortung tragen, viel Geld investieren, vielen Dank 
dafür, denn, es muss natürlich die Infrastruktur passen und selbstverständlich auch die 
engagierten Pädagoginnen und Pädagogen, dass sich unsere Schülerinnen und Schüler 
gut entwickeln können. 

Zur neuen Mittelschule. Für mich ist es ein Etikettenschwindel, sonst nichts. Wir 
haben früher tolle Hauptschulen gehabt, mit einem hohen Niveau, heute wurden in 
Wahrheit von der Hauptschule die Etikette getauscht, jetzt heißen sie halt Neue 
Mittelschule. (Abg. Christian Illedits: Wer hat Ihnen das gesagt? Der Neugebauer?) Von 
der Qualität hat sich nicht wirklich etwas verbessert.  

Reden Sie mit manchen HTL- oder HAK-Direktoren! (Abg. Christian Illedits: Ich 
kann auch mit Gymnasium-Direktoren reden.) Weil jetzt kommen nämlich die ersten raus, 
und die sagen, um Gottes Willen, das Niveau ist massiv heruntergegangen, also da muss 
man sich auch das eine oder andere überlegen, (Abg. Christian Illedits: Ihr kommt nicht 
rüber.) aber in meinem Verantwortungsbereich werde ich das, was die Infrastruktur betrifft, 
mit Sicherheit … (Zwiegespräche in den Reihen der SPÖ – Der Präsident gibt das 
Glockenzeichen) In Ordnung, Sie müssen nicht zuhören, hat es geheißen. Sie müssen 
nicht zuhören. Gut. 

Ich möchte weiter ausführen. In meinem Verantwortungsbereich, und der Herr 
Abgeordnete Sagartz hat es schon angesprochen, war mir ein großes Anliegen und hat 
jetzt ein bisschen gedauert, dass das Haus Burgenland 3 modernisiert wird. Exakt werden 
136.000 Euro jährlich bis 2015 eingesetzt, sodass sich auch unsere Studentinnen und 
Studenten in Wien wohlfühlen. 

Warum die Frau Abgeordnete Prohaska hinausgegangen ist, weiß ich nicht, 
vielleicht hört sie mir zu, oder Sie sagen es weiter, ich habe auch mit sehr vielen 
Pädagogen gesprochen. Viele Pädagoginnen und Pädagogen haben mir gesagt, Gott sei 
Dank, gibt es den Neugebauer, weil die Roten hätten uns ohnehin schon längst verkauft. 

In diesem Sinne sage ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP – 
Zwiegespräche in den Reihen) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächste Rednerin hat sich Frau 
Landtagsabgeordnete Andrea Gottweis zu Wort gemeldet. 

Bitte Frau Kollegin. 

Abgeordnete Andrea Gottweis (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte 
Damen und Herren Abgeordneten! Ich möchte zum Thema Kinderbetreuung Stellung 
nehmen. Im Jahr 2014 stehen für die Kinderbetreuung laut Landesbudget 22,2 Millionen 
Euro zur Verfügung. Zusätzlich gibt es Bundesförderungen in der Höhe von 7,5 Millionen, 
was ein Plus von 1,5 Millionen Euro bedeutet. 

Das ist Geld, das in die Zukunft unserer Kinder investiert wird und das es uns 
ermöglicht, den erfolgreichen Weg, den wir bei der Kinderbetreuung bestritten haben, 
weiterzuführen. (Beifall bei der ÖVP) 
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Das Burgenland ist eines der wenigen Bundesländer in Österreich, das das 
Barcelona-Ziel mit einer Betreuungsquote von 100 Prozent bei den Drei- bis 
Sechsjährigen und bei den unter Dreijährigen von über 30 Prozent erfüllt. Über diese 
Taten können wir uns mit unserer Kindergartenreferentin Mag. Michaela Resetar wirklich 
freuen und stolz sein. Herzlichen Dank dafür! (Beifall bei der ÖVP) 

Danke auch an die Gemeinden und auch an das Land und natürlich dem Bund für 
den enormen Einsatz und die enormen finanziellen Mitteln, die für die Kinderbetreuung 
aufgewendet werden. Insgesamt werden im Burgenland rund 10.600 Kinder in 289 
Betreuungseinrichtungen betreut. Derzeit sind es 62 Kinderkrippen, 139 Kindergärten, 56 
altersgemischte Betreuungseinrichtungen und 32 Horte.  

Die Betreuungsquote hat sich in den letzten Jahren enorm verbessert und wir 
können, was die Quantität anbelangt, wirklich sehr stolz sein auf unser 
Betreuungsangebot im Burgenland. (Beifall bei der ÖVP) 

Bei der Betreuungsqualität habe ich immer wieder schon darauf hingewiesen, dass 
hier Qualitätsverbesserungen notwendig wären. Es gibt einen sehr interessanten Artikel 
im heutigen „Kurier“ von dem US-Nobelpreisträger James Hagman, und der sagt, Frau 
Kollegin Prohaska, dass aus Langzeitstudien hervorgeht, dass Geld, das schon im 
Vorschulalter in die Förderung benachteiligter Kinder gesteckt wird, besser investiert ist 
als im Schulalter. Er schreibt, dass Kleinkinder noch besser formbar sind und dass als 
benachteiligt in erster Linie Kinder gemeint sind, denen der Grad und die Qualität der 
Zuwendung fehlt. 

Also hier denke ich, müssen wir auf alle Fälle ansetzen und hier haben wir im 
Burgenland auch die Möglichkeit, die Qualität unserer Betreuungseinrichtungen zu 
verbessern, und es gibt auch einen Brief heute von den Elementarpädagoginnen und -
pädagogen, wo sie auch das ansprechen, dass die Qualität in den Kindergärten und 
Kinderkrippen verbessert werden sollte, was die Gruppengröße anbelangt, was die Anzahl 
der Assistenzkindergärtnerinnen und -pädagogen anbelangt und was auch die 
Reservekräfte, also den Ersatz von qualifiziertem Betreuungspersonal anbelangt. 

Wo wir jetzt auch die Möglichkeit geschaffen haben, dass verstärkt auch 
Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen durch Helferinnen und Helfer für eine 
bestimmte Zeit ersetzt werden können. Wichtig, denke ich, ist auch, dass 
Kleinkindpädagoginnen und -pädagogen gut ausgebildet werden und auch ständig fort- 
und weitergebildet werden, wie sie auch in jenem Brief anfügen. 

Ich denke, hier haben wir auch als Burgenland die Möglichkeit zu reagieren und 
das sollten wir auch tun. Besonders erfreulich ist, dass der Bund verstärkt auch Mittel zur 
Qualitätsverbesserung für die Länder zur Verfügung stellt. Es gibt hier mehrere 15a-
Vereinbarungen. Eine zur Schaffung zusätzlicher Kinderbetreuungsplätze für unter 
Dreijährige, wo jährlich 100 Millionen Euro in Richtung Gemeinden fließen. Das bringt dem 
Burgenland 430.000 Euro.  

Und mit diesem Geld wurden in den letzten Jahren schon maßgebliche 
Maßnahmen gesetzt, um die Betreuungsquote zu steigern und diese Maßnahme wird jetzt 
auch bis 2017 fortgesetzt. 

Ich denke, diese Entwicklung erhöht die Wahlfreiheit der Eltern, denn nur, wenn es 
entsprechende Angebote auch gibt, ist es auch möglich, von der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf zu sprechen. Weiters gibt es auch eine Verlängerung der 15a-
Vereinbarung, was den halbtägigen, kostenlosen und verpflichtenden Kindergarten 
anbelangt.  
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Wir haben das in der letzten Landtagssitzung beschlossen, dass hier der Bund 
auch in Zukunft, also bis 2015, Mittel zur Verfügung stellt, für 2014 sind das 70 Millionen 
Euro, die gemäß einem Verteilungsschlüssel, der sich an der Anzahl der Fünfjährigen in 
den jeweiligen Bundesländern orientiert, aufgeteilt wird. 

Für das Burgenland sind es zirka zwei Millionen Euro pro Jahr. Dadurch wird eben 
festgelegt, dass Kinder im letzten Kindergartenjahr diesen zu besuchen haben und eine 
entsprechende Anzahl an Stunden und Tagen auch im Kindergarten verbringen müssen. 

Ich bin sehr froh darüber, dass es durch die Verlängerung dieses 
Bundeszuschusses im ganzen Bundesland möglich ist, dass der Kindergarten gratis 
angeboten wird. Wir haben im Burgenland zusätzlich die Möglichkeit der Entlastung durch 
die Familienförderung in der Kinderkrippe und in den restlichen Kindergartenjahren, was 
ich auch dann im Kapitel Familie und Förderungen etwas genauer ausführen werde. 

Ich denke aber trotz all dieser Regelung muss das oberste Gebot bei der 
Kindererziehung und -betreuung die Wahlfreiheit sein. Wahlfreiheit heißt, dass Eltern 
selbst entscheiden sollen und können, wer für die Kinderbetreuung verantwortlich ist, ob 
es sie selber sind oder ob sie das Kind in eine Einrichtung schicken. 

Nach neuesten Studien wünschen sich Familien auch bei der Wahl der 
Betreuungsform diese Wahlfreiheit. Zum Beispiel, ob sie das Kind zwei Tage 
Ganztagesbetreuen lassen und drei Tage halbtags oder Kurzformbetreuen lassen.  

Sie wünschen sich auch die Wahlfreiheit bei den Betreuungsoptionen - also gleiche 
Förderung für Betreuungseinrichtungen außer Haus und Betreuungsmöglichkeiten in der 
Familie oder sogar im eigenen Haus. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Ich denke, hier haben wir enorme Defizite im Burgenland. Wir bräuchten viel mehr 
familienähnliche Betreuungsformen, wie ein kostengünstigeres und flächendeckenderes 
Tagesmütterangebot oder alternativ Spiel- und Kindergruppen, wo eine stundenweise 
Betreuung sowohl für kranke, als auch für gesunde Kinder möglich ist. 

Eltern wünschen sich Zeit mit ihren Kindern zu verbringen. Ich denke, dass sowohl 
dieser Artikel, als auch viele andere Studien zeigen, dass das eine wichtige Zeit ist, die 
Eltern mit ihren Kindern verbringen. Da ist das gemeinsame Spielen, das gemeinsame 
Lesen irrsinnig wichtig. 

Ich denke, es wäre der falsche Ansatz, wenn Eltern die Kinder vom Kindergarten 
oder von der Schule nach Hause bekommen und dann sagen: Jetzt brauche ich mich mit 
meinem Kind nicht mehr beschäftigen, setze es vor den Fernseher, weil die Arbeit und die 
Aufgabe sind erledigt. (Abg. Ingrid Salamon: Das ist wohl eine Interpretation ihrerseits.)  

Ich denke, dass diese Beziehungsarbeit, die hier notwendig ist, die beim Spielen 
oder beim Lesen, beim Vorlesen oder beim gemeinsamen Lesen mit Kindern erfolgt, ist 
eine wichtige, wesentliche und wertvolle Zeit. Studien haben ergeben, dass 15.000 
Stunden an Spielen in den ersten sechs Lebensjahren notwendig wären, um eine 
optimale Entwicklung eines Kindes zu ermöglichen. Das ist eine wirklich lange Zeit.  

Wir müssen diesen Weg auch beschreiten und Eltern hier auch helfen, dass sie 
mehr Zeit mit ihren Kindern verbringen können. (Abg. Norbert Sulyok: Bravo! - Beifall bei 
der ÖVP) 

Dazu braucht es natürlich eine familienfreundliche Arbeitswelt, wo sich einerseits 
auch der Chef freut, wenn eine Mutter kommt und sagt, sie bekommt ein Baby, und wo 
auch Eltern und Mütter entsprechend unterstützt werden. Ich habe auch heuer wieder den 
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Landeswettbewerbn „Familienfreundlicher Betrieb“ durchgeführt. Gewinner war die Firma 
Mars.  

Das sind Betriebe, die für Eltern und für Kinder hervorragenden Angebote leisten, 
die Eltern wirklich toll unterstützen und hier danach trachten, dass sie ihre guten 
Mitarbeiter auch entsprechend unterstützen können. Aber, ich denke, es braucht auch 
einen entsprechenden finanziellen Ausgleich. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten) 

Ihr habt es heute schon angesprochen, was die Teilzeit anbelangt, das eben 
Mütter, Eltern, die in den ersten Lebensjahren ihre Kinder selbst betreuen, nicht finanziell 
ihr Leben lang benachteiligt sind, sondern dass hier ein entsprechender Ausgleich erfolgt. 

Es gibt dann noch eine weitere 15a Vereinbarung, auch für den Ausbau der 
Schülernachmittagsbetreuung. Hier wurde eben diese Vereinbarung nochmals verlängert 
und es stehen von 2014 bis 2018 nochmals 15,4 Millionen Euro, wovon 8,5 Millionen Euro 
für Investitionen in die notwendige Infrastruktur vorhanden sind, zur Verfügung.  

Somit stehen auch dem Burgenland 1,5 Millionen Euro für den Ausbau der 
Kinderbetreuungseinrichtung und 1,3 Millionen Euro aus dem Schulprogramm mit dem 
Schwerpunkt Nachmittagsbetreuung zur Verfügung, was in den letzten Jahren auch zu 
einer Verdoppelung der Nachmittagsbetreuung geführt hat. 

Auch die Vorschulische Sprachförderung fällt in diesen Bereich. Hier gibt es 
ebenfalls eine zusätzliche Vereinbarung, die uns 170 000 Euro an Bundesmittel bringt. Ich 
denke, ohne Kinder hat unsere Gesellschaft keine Zukunft. 

Wenn wir aber eine Zukunft mit Kindern wollen, so müssen wir die Lebenssituation 
von Kindern und Eltern ständig verbessern. In diesem Sinne stimmen wir diesem 
Budgetkapitel zu. (Beifall bei der ÖVP) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser (der den Vorsitz übernommen hat): Als 
Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Landesrätin Mag. Michaela Resetar. 

Bitte Frau Landesrätin. 

Landesrätin Mag. Michaela Resetar (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Man kann es nicht oft genug betonen, dass wir die Nummer eins bei der 
Kinderbetreuung sind. Was kann also noch getoppt werden, wenn es ohnehin schon 100 
Prozent sind? Deshalb möchte ich an dieser Stelle vorweg einmal ganz herzlich Danke 
sagen. 

Ich als Kindergartenreferentin könnte das nicht alleine schaffen, wenn wir nicht die 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister hätten, die Gemeinden, die mit uns und mit meiner 
Abteilung hervorragend zusammenarbeiten. An dieser Stelle herzlichen Dank. Leider 
Gottes müssen sich viele von Ihnen jetzt selbst den Applaus geben. (Abg. Ing. Rudolf 
Strommer: Bravo. - Beifall bei der ÖVP) 

Bei den unter Dreijährigen entwickeln wir uns, glaube ich, wenn wir so weiter tun, 
auch auf Nummer eins hin. Wir sind die Nummer zwei, haben aber schon 30,1 Prozent 
erreicht. Das ist auch möglich geworden, da mit dem Bund unterschiedlich, die Frau 
Abgeordnete Gottweis hat es schon gesagt, viele 15a Vereinbarungen abgeschlossen 
wurden und die Gemeinden dann hier investiert haben, um die unter Dreijährigen besser 
betreuen zu können. Das ist uns gut gelungen.  

Aber, ich glaube nicht nur, dass wir vom Bund Geld bekommen haben, sondern die 
Möglichkeit in unseren Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz, nämlich die 
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gemeindeübergreifenden Kinderkrippen so einzurichten, dass mehrere Gemeinden sich 
zusammenschließen. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Das hilft besonders im Süden jenen Gemeinden, die alleine selbst aus eigener 
Kraft keine Kinderkrippe eröffnen könnten, aber sich dann mit der Nachbargemeinde 
zusammenschließen. Das funktioniert hervorragend. Dafür möchte ich auch ganz herzlich 
für diese Flexibilität Danke sagen.  

Die Gemeinden haben in den letzten Jahren in die Kinderbetreuung sehr viel 
investiert. Es sind in Summe 50 Millionen Euro. Wir haben ein flächendeckendes und ein 
leistbares System. Das, was damals gekommen ist, nämlich den verpflichtenden 
Kindergarten einzuführen, war für mich eigentlich immer ein Problem. Das ist in Wien 
angestanden und hat sich auf alle Länder übertragen. 

Denn, de facto, wenn ohnehin, schon damals waren es, glaube ich, 98 Prozent, in 
den Kindergarten gehen, dann haben wir eine flächendeckende Versorgung. Dass das 
letzte Kindergartenjahr verpflichtend wurde, haben wir dann so hingenommen. Es hat 
dafür auch Geld gegeben, weil, wie bereits gesagt, ohnehin schon 100 Prozent bei uns 
betreut werden.  

Ich möchte aber auch an dieser Stelle ganz herzlich Danke sagen, denn das eine 
sind die Kinderbetreuungseinrichtungen, nämlich, in der Infrastruktur, aber was wäre die 
schönste Infrastruktur, wenn wir nicht die engagierten Pädagoginnen und Pädagogen 
hätten? An dieser Stelle mein ganz herzliches Dankeschön an jene Pädagoginnen und 
Pädagogen. 

Ich weiß auch von der hohen Elternzufriedenheit mit den Kindergärten, mit den 
Kindergartenpädagogen und der -pädagogin. Deshalb sage ich hier Dankeschön an dien 
PädagogInnen und an die HelferInnen. (Beifall bei der ÖVP) 

Um den Standard so zu halten, gibt es natürlich die verpflichtenden 
Weiterbildungen für die Kindergartenpädagogin. Es hat ein bisschen eine Diskussion 
gegeben, warum die Helferin keine Schulung bekommen. Das haben wir 
selbstverständlich aufgegriffen und das war auch nie der Fall, dass die nicht zu 
Weiterbildungen kommen sollten. Auch die Helferinnen und Helfer können an 
Weiterbildungen teilnehmen.  

Die Zusammenarbeit mit der Pädagogischen Hochschule funktioniert hervorragend. 
Wir bereiten dies seitens unseres Referates mit der Kindergarteninspektorin gut vor und 
sind hier auch auf die Hilfe der Pädagogischen Hochschule angewiesen. Aber, die 
Abwicklung, das organisatorische, funktioniert hervorragend. An dieser Stelle möchte ich 
mich auch ganz herzlich beim Herrn MMag. Gerald Kögl bedanken. 

Vielen Dank für deine Arbeit. Ich weiß, dass Du sehr viel leistest, vor allem, wenn 
es darum geht, wenn Bürgermeister oder eine Kindergartenpädagogin eine Auskunft 
braucht, braucht sie nur den Gerald anrufen und sie bekommen eine Auskunft. Herzlichen 
Dank dafür. (Beifall bei der ÖVP) 

Der vorliegende Budgetentwurf weist rund 22,6 Millionen Euro für das 
Kinderbetreuungswesen aus, wobei das die Personalkostenförderung ist, aber 1,4 
Millionen Euro die Investition aus dem Kindergartenbauprogramm. Dieses System, das wir 
im Burgenland haben, dass möchte ich auf keinen Fall verändern. Es gibt so Tendenzen 
von anderen Ländern, auch der Bund ist so ein bisschen der Meinung, die 
Kinderbetreuung sollte eher so Bundessache werden. 
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Ich glaube, es ist ein gutes System, denn so, wie es bei uns im Burgenland ist, 
möchte ich es auf keinen Fall ändern. Deshalb bin ich auch dafür, dass die 
Kinderbetreuung Ländersache bleiben soll, weil sie in den besten Händen der Gemeinden 
aufgehoben ist. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten)  

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich möchte auch ganz herzlich Danke 
sagen, denn in all diesen Diskussionen stellen sich oft so der Bund auch viel mehr vor, als 
die einzelnen Gemeinden wirklich leisten können. 

Natürlich, was du angesprochen hast, liebe Frau Abgeordnete, sollten die Gruppen 
etwas kleiner sein. Das wäre schön und gut, aber wer soll es dann letztendlich bezahlen, 
weil, ich glaube sehr wohl, dass die Gemeinden sehr viel leisten. Deshalb ist es für mich 
immer wichtig, auf Bundesebene, auf Landesebene auch die Gemeinden einzubeziehen.  

Daher die beiden Präsidenten sind jetzt anwesend, Radakovits und Trummer, hier 
gibt es eine hervorragende Zusammenarbeit, denn ich sage immer, man kann sich ja sehr 
viel wünschen, aber wenn es dann der andere bezahlt, das wäre wirklich fatal. 

Deshalb versuche ich auch Euch immer einzubeziehen, wenn es um Mehrkosten 
der Gemeinden geht, denn das, was die Gemeinden leisten, das ist schon so viel. Ich 
glaube, es könnte jetzt nicht wirklich mehr sein, als was sie ohnehin schon alles machen. 

Deshalb möchte ich sehr wohl sagen, dass es bei gewissen Dingen die 
Zusammenarbeit mit den anderen Ländern und auch mit dem Bund gibt. Ich möchte hier 
den einheitlichen Bildungsleitplan ansprechen, der natürlich auch auf die Wünsche des 
Burgenlands eingegangen ist. Zum Beispiel, bei den Volksgruppensprachen. Aber, 
letztendlich geht es um einen einheitlichen Bildungsleitplan, der uns gemeinsam gelungen 
ist und eventuell auch gemeinsame Qualitätsstandards. 

Ich möchte für die hervorragende Zusammenarbeit mit dem Ministerium Danke 
sagen. Der zuständige Bundesminister ist Reinhold Mitterlehner, wo 15a Vereinbarungen 
mit den Ländern beschlossen wurden und die hier sehr gut auch dazu verwendet werden, 
dass das Burgenland sich in der Kinderbetreuung weiterentwickelt hat.  

Deshalb sage ich Danke für die Aufmerksamkeit. Ich bin überzeugt, dass wir mit 
Sicherheit in einigen wenigen Jahren auch die Nummer 1 bei den unter Dreijährigen sind. 

Wir haben den Platz Nummer 1, was die Kinderbetreuung der Drei- bis 
Sechsjährigen betrifft, gut verteidigen können. Da müssen die anderen Länder noch 
schön langsam nachziehen, bis sie auf die 100 Prozent kommen.  

In diesem Sinne sage ich Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Zu Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Mag. Christoph Wolf. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mag. Christoph Wolf (ÖVP): Geschätzte Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Hohes Haus! Von den Kindern zu den Jugendlichen. Junge 
Menschen brauchen - wie wir alle wissen – Spielräume. Sie brauchen Platz, um sich 
entfalten zu können. Unser Burgenland kämpft immer massiver um junge Menschen, 
gegen die Abwanderung junger Menschen, für mehr Geburten und natürlich auch für die 
Gründung junger Familien, die schlussendlich das Burgenland als ihren Lebensmittelpunkt 
wählen. 

Da brauchen wir zum einen die nötigen Entfaltungsmöglichkeiten, aber auch zum 
anderen jene Menschen, die diese Plätze mit Leben füllen. Es liegt daher an uns allen, es 
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liegt in unserer Hand, die nötigen Rahmenbedingungen so im Burgenland zu gestalten, 
dass sich vor allem junge Menschen und Familien im Burgenland wohl fühlen und dass 
sie hier die für sie wichtigen Voraussetzungen vorfinden, um ihr weiteres Leben im 
Burgenland verbringen zu können und auch zu wollen. (Beifall bei der ÖVP) 

Da spielt das Landesjugendreferat eine ganz entscheidende Rolle, in der 
Gestaltung dieser Spielräume. Es ist maßgebend, das Landesjugendreferat ist 
Meinungsbildner, Innovator und bietet eine Menge für junge Menschen, die im Burgenland 
ihre Freizeit gestalten wollen, die im Burgenland aktiv sein möchten. Es werden somit 
Chancen und Plattformen für junge Menschen geschaffen, gestaltet und bieten Platz für 
junge Ideen und Visionäre. Das zeichnet die erfolgreiche Jugendpolitik schon in den 
letzten Jahrzehnten aus. 

Das Landesjugendreferat stellt aber auch gleichzeitig die Basis und ein Fundament 
für Jugendarbeit im Burgenland dar. Mit knapp 700 000 Euro, wie es im Landesbudget 
voranschlagt ist, ist es keine große Summe, aber umso mehr wird daraus gemacht. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) Das Landesjugendreferat bietet die 
finanzielle Basis für unzählige Vereine, die Jugendarbeit leisten. Sei es im musikalischen 
Bereich, im Sportbereich, im gesellschaftlichen Bereich. Kreative Vereine werden hier 
gefördert, aber auch künstlerische. 

All das schafft sinnvolle Freizeitgestaltung in den einzelnen Gemeinden auf 
Bezirks- und Landesebene. Das Motto ist klarerweise „Bewehrtes erhalten, aber auch 
Neues schaffen“. Das Landesjugendreferat ist aber auch gleichzeitig die Drehscheibe für 
organisierte verbandliche, für außerschulische und auch für offene Jugendarbeit. Damit ist 
das Landesjugendreferat in vielen Belangen erster Ansprechpartner für Jugendliche, aber 
auch für ihre Eltern. 

Zum Dritten bildet das Landesjugendreferat ausreichend Bühne für junge Talente 
bei den zahlreichen Wettbewerben in Form von Bandwettbewerben, Redewettbewerben 
oder Ideenwettbewerben. All diese Möglichkeiten schaffen Platz, um jungen Menschen 
Gestaltungsspielräume zu geben. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 
Damit sollen gleichzeitig auch die jungen Werte des Burgenlandes vermittelt werden.  

Gleichzeitig ist auch das Jugendreferat ein Meinungsmacher im Rahmen der 
politischen Bildung, wenn ich an die bevorstehende Veranstaltung am Freitag zum Thema 
Jugend Europa und Zukunft oder beispielsweise im Rahmen des neuen Projektes „Komm 
Schnuppern“, denke. 

Deswegen möchte ich an dieser Stelle ein Dankeschön sagen, all jenen, die im 
Bereich der Jugendpolitik im Burgenland tätig sind. Ob es bezahlt oder ehrenamtlich ist, 
im Rahmen der Jugendorganisationen, im Rahmen anderer freiwilliger Organisationen, 
aber, ich möchte mich auch persönlich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Landesjugendreferates bedanken, die doch immer wieder die innovativen Ideen ganz 
rasch und unkompliziert umsetzen, die sie auf breiter Basis aufschnappen.  

Deswegen ein großes Dankeschön. Die Jugendarbeit wird, aus meiner Sicht, 
immer attraktiv bleiben, denn wer nicht mit der Zeit geht, der geht mit der Zeit. (Beifall bei 
der ÖVP) 

Eine Neuerung in diesem Budget, und das sehe ich als ganz wichtig an, ist, dass 
im Rahmen der Schließung des Jugendheims in Altenmarkt nunmehr zum Haus 
Burgenland eine Alternative angeboten wird. Als Neuerung gilt es, Wintersportwochen 
durch das Jugendreferat zu fördern. 
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Ich unterstütze und befürworte diese Initiative sehr, da es doch ein wesentlicher 
Beitrag zur Freizeitgestaltung ist und gleichzeitig aber auch die Bewegung junger 
Menschen fördert. Dass das Haus Burgenland nicht mehr zur Verfügung steht, hat 
finanzielle Gründe, das wissen wir alle. Dass nun aber eine derartige Alternative 
bereitsteht, das haben wir unserem Landeshauptmann-Stellvertreter Mag. Franz Steindl 
zu verdanken. Ich gratuliere zu dieser Umsetzung. (Beifall bei der ÖVP) 

Zur sonstigen Jugendpolitik im Burgenland möchte ich, wie bereits bei meinem 
letzten Beitrag in der letzten Sitzung anmerken, dass doch noch einige Themen nicht 
behandelt wurden. Da steht das Land leider noch auf der Bremse. Es geht um den 
Bildungsbonus für FH-Studenten im Burgenland. Es geht um das Top-Jugend-Ticket für 
Schüler von nicht freifahrtsberechtigten Schulen oder Studenten. (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten) 

Es geht aber auch um das Verbot von Schuldiskussionen im Rahmen der 
politischen Bildung, es geht um die Alpha-Card oder auch um den Jugendlandtag, der 
vorige Woche von zwei SPÖ-Vertretern, anstatt vom Herrn Präsidenten, präsentiert 
wurde. Ich weiß nicht, ob der Präsident anwesend oder auf Urlaub war, aber 
nichtsdestotrotz ist, aus meiner Sicht, der Jugendlandtag eine Initiative des Landtages 
und nicht der SPÖ.  

Umso verwunderlich waren die medialen Berichterstattungen. Trotzdem wird das 
Landesjugendreferat seines dazu beitragen, dass junge Menschen genügend Spielraum 
und Entfaltungsmöglichkeiten im Burgenland haben. 

Das einzige Thema, das jetzt noch anzusprechen ist, ist das Jugendschutzgesetz. 
Hier liegt ein Antrag auf Harmonisierung vor, der größerer Anstrengung bedarf. Meiner 
Meinung nach ist es entscheidend, aus Sicht des Burgenlandes in erster Linie mit den 
umliegenden Bundesländern, sei es in Österreich oder außerhalb Österreichs, einen 
Konsens darüber zu schließen, dass Jugendliche ungefähr die gleichen Voraussetzungen 
haben, wenn sie ihre Freizeit nächtens gestalten möchten. 

So glaube ich, dass es somit relevant ist, hier eine Angleichung, beispielsweise mit 
der Steiermark, herbeizuführen, weil Burgenland, Wien und Niederösterreich sind schon 
so weit. Sobald unsere neue Regierung steht, bin ich aber sehr wohl auch dafür, dass 
man österreichweite Harmonisierungsgespräche fordert und diese auch führt. 

In diesem Sinne: Gratulation den Leistungen des Landesjugendreferates und an 
unseren Jugendreferent Franz Steindl. Mit diesem Jugendbudget sind wir sicher auf dem 
richtigen Weg. (Beifall bei der ÖVP) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Mario Trinkl. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mario Trinkl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren. Für mich als Jugendsprecher ist vor allem die 
ständig steigende Jugendarbeitslosigkeit bei den 15- bis 24-jährigen in Europa ein immer 
wichtigeres und vor allem besorgniserregenderes Thema. 

Wenn wir uns nur unsere Nachbarländer anschauen, Italien 40,1 Prozent, Kroatien 
52 Prozent, und Spanien und Griechenland 56 und 61 Prozent und Österreich und 
Burgenland. Hier haben wir aktuell 8,6 Prozent. Diese niedrige Prozentrate haben wir im 
Burgenland nur, weil uns die Jugend wichtig ist, und weil wir hier sehr viel Geld für 
Beschäftigungs- und Fortbildungsmaßnahmen in die Hand nehmen. 
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Die BAK-Maßnahmen starten mit September nun bereits zum 15. Mal, wobei hier 
die laufenden Kosten zirka 8,47 Millionen Euro betragen und hiervon das Land 25 Prozent 
zahlt. Insgesamt stellen wir wieder 543 Ausbildungsplätze zur Verfügung, davon alleine 
271 Plätze für Neueinsteiger.  

Ich bin mir sicher, dieses Geld ist gut investiert, nämlich in die Zukunft. Es gibt 
nämlich nichts Schlimmeres für einen Jugendlichen, aber auch für unsere Gesellschaft, 
wenn ein junger Mensch keine Chance bekommt, sich im Berufsleben beweisen zu 
können und wie in vielen anderen europäischen Staaten ohne Arbeit auf der Straße sitzt.  

Daher ein Danke an Landesrat Dr. Peter Rezar, dass auch für 2014 wieder die 
notwendigen Mittel für das Projekt „Lehre mit Matura“, für die Jugendwohlfahrt und für die 
Lehrlingsförderungszuschüsse, welche alleine 1,75 Mio. Euro betragen, zur Verfügung 
stehen. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Auch das Semesterticket wird von Seiten des Landes weiterhin mit 50 Prozent 
gefördert. Mit dem Top-Jugend-Ticket ist im Bereich des öffentlichen Verkehrs für die 
Jugend viel gemacht und auch sehr viel erreicht worden. Das Top-Jugend-Ticket sollte 
schnellstmöglich bundesweit ausgeweitet werden. Eine Erweiterung auf Studierende 
wäre, ich habe es auch schon mehrmals gefordert, natürlich sehr wünschenswert.  

Auch dem Landesjugendreferat stehen für 2014 wieder dieselben Mittel, wie, zum 
Beispiel, für den Bandwettbewerb mit 30.000 Euro oder den Redewettbewerb mit 23.300 
Euro und die bewährte Basisförderung für die burgenländischen Jugendorganisationen 
mit 100.000 Euro zur Verfügung. 

Aber auch im kulturellen Bereich stehen zur Förderung der Jugendkultur für 
Festivals, wie Wiesen, oder das OHO in Oberwart, um nur einige zu nennen, wieder 
ausreichend Mittel zur Verfügung.  

Besonders wichtig ist mir auch die Wohnbauförderung, denn hier gibt es eine tolle 
Initiative von Landeshauptmann Hans Niessl, wo man wirklich für junges leistbares 
Wohnen eine Fünf-Euro-Obergrenze, Mietobergrenze einziehen will. Hier gibt es auch 
schon tolle Bauvorhaben der OSG, wo wirklich junge Leute zukünftig günstig wohnen 
können. 

Das ist wirklich sehr wichtig für unser Land, denn wir müssen schauen, dass wir die 
Abwanderung junger Menschen in die Großstädte, wie Graz und Wien natürlich 
verhindern. 

Zusammenfassend kann man wieder über ein sehr gutes Budget für unsere 
burgenländische Jugend sprechen, welches wichtige Fördermaßnahmen beinhaltet, und 
viele Jugendbedürfnisse abdeckt. Wir werden natürlich gerne zustimmen. Dankeschön. 
(Beifall bei der SPÖ) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Zu Wort gemeldet ist Herr 
Landeshauptmann-Stellvertreter Mag. Franz Steindl. 

Bitte Herr Landeshauptmann-Stellvertreter. 

Landeshauptmann-Stellvertreter Mag. Franz Steindl (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen, meine Herren! Ich möchte nur wenige Sätze zur 
Jugendarbeit sagen, weil ich bei der letzten Landtagssitzung beim Jugendbericht die 
Möglichkeit gehabt habe, die Aktivitäten des Landesjugendreferates auszubreiten. 

Wir haben das Budget in der Regierung beschlossen und das wird hoffentlich auch 
heute oder morgen im Landtag beschlossen für 2014. Es stimmt, es stehen dem 
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Jugendreferat die Summe zur Verfügung, die wir 2013 annähernd hatten. Es gibt zwei 
kleine Unterschiede.  

Der eine Unterschied ist, dass das Landesjugendreferat bis Mai 2013 Betreiber des 
Hauses Burgenland in Altenmarkt war. Das Haus Burgenland in Altenmarkt, das möchte 
ich nochmals betonen, ist, gehört nicht dem Landesjugendreferat sondern seit Jahren der 
BELIG - einer Landesgesellschaft. Da gibt es einen Aufsichtsrat. 

Der Aufsichtsratsvorsitzende ist der Landesrat Bieler und über diese BELIG werden 
verschiedene Transaktionen abgewickelt. Wir haben vereinbart, dass wir mit Mai, Anfang 
Mai 2013, als Betreiber hier dieses Haus der BELIG übergeben, mit der Absicht, dass es 
verkauft beziehungsweise weiterverpachtet wird. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten)  

Es gibt nur einen Stolperstein dazwischen, nämlich den, dass zu 40 Prozent 
Grundeigentümer oder Hauseigentümer der Bund ist. Daher gibt es Überlegungen, von 
einem Kauf abzusehen und dieses Haus zu vermieten. Es gibt drei ernsthafte Bewerber. 
Es wurde ausgeschrieben. Drei ernsthafte Bewerber. 

Man ist mit dem Bestbieter in Kontakt und ich erhoffe mir, dass es in den nächsten 
Tagen doch eine endgültige Lösung gibt, sodass unter Umständen, und das wünsche ich 
mir, das Haus Burgenland bereits in den Wintermonaten wieder aufgesperrt ist. Wir haben 
seitens des Landesjugendreferates, gemeinsam mit dem Burgenländischen Schiverband, 
natürlich auch hier Vorsorge getroffen; es sind die Quartiere bereits bestellt, im Raum 
Altenmarkt, und wir werden gemeinsam mit dem Burgenländischen Schiverband, so, wie 
immer, all diese Kurse und Aktivitäten wie bisher durchführen. 

Wir werden versuchen natürlich zu kooperieren und viele junge Menschen zu 
bewegen, dass sie die Semesterferien nützen, um hier Schifahren zu lernen. Damit wäre 
dieser Punkt abgehakt.  

Der zweite Punkt ist, dass ich versuche, auch die Schulschikurse zu fördern. 
Nachdem wir das Haus Burgenland nicht mehr haben, habe ich im Budget zusätzlich 
200.000 Euro reservieren lassen, zusätzlich, um in Zukunft Schulschikurse fördern zu 
können. 

Ich gehe davon aus, dass wir pro Person hier doch einen Betrag von 10 Euro 
fördern können. Wenn alle Schulen diese Schulschikurse in Anspruch nehmen, dann wäre 
der maximale Betrag von 200.000 Euro gegeben. Mir ist es wichtig, dass wir die Jugend 
für den Wintersport begeistern können. Daher werden wir dieses Konzept der Förderung 
von Schulschikursen auch umsetzen. 

Ein weiterer Punkt, den ich nennen möchte, ist die Alpha-Karte. Es ist gelungen, 
die Alpha-Karte nicht nur als Jugendausweis und als Lehrlingsausweis zu etablieren, 
sondern es gibt auch hier eine Absprache mit dem Feuerwehrverband, dass die Alpha-
Karte auch als Feuerwehrjugendausweis in Zukunft ausgestellt wird.  

Ich erhoffe mir doch noch, dass betreffend dieses Top-Jugend-Tickets, das über 
den Verkehrsverbund Ostregion bezogen werden kann, hier nicht nur die Voraussetzung 
das Anmelden bei der Arbeiterkammer der Fall ist, sondern dass wir auch über die Alpha-
Karte die Möglichkeit bekommen, dass hier jemand zum Jugend-Top-Ticket kommt, denn 
wir sind eine Regierungsstelle, nicht eine Partei, sondern eine Regierungsstelle und ich 
halte nichts davon, dass man derartige Dinge einer Interessensvertretung auslagert und 
die eigene Regierungsstelle eigentlich nicht dafür verwendet. (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten) 
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Hier gibt es noch Gespräche. Ich möchte jetzt keinen Schnellschuss machen, 
sondern erhoffe mir doch, dass wir in der Regierung uns da eins werden und dass die 
Alpha-Karte hier aufgewertet wird.  

Zum Schluss möchte ich betonen: Ein Schwerpunkt war für mich immer wieder die 
Jugendbeschäftigung. Hier haben wir viele Aktivitäten gesetzt. Gestern, zum Beispiel, zum 
„Tag der Lehre“, haben wir verschiedene Betriebe besucht. Der Abgeordnete Gradwohl 
und Herr Abgeordneter Geißler waren, zum Beispiel, mit mir auch im Bezirk 
Oberpullendorf unterwegs. 

So denke ich, dass wir dieses Programm auch fortsetzen werden. Nämlich, im 
Bereich Jugendorientierung, Berufsorientierung, Berufsinformation. Hier haben wir für 
2014 sehr vieles geplant.  

Letzter Punkt: Wir haben am 25. Mai die Europawahlen. Wir verfügen über 
Umfragen, die in den Schulen gestartet wurden. Nicht nur im Burgenland, sondern 
österreichweit. Es ist hochinteressant, dass zwar die Jugendlichen, die Mehrheit der 
Jugendlichen, sich über Vorteile in der Europäischen Union artikulieren können, aber dass 
sie mit der Institution Europa kaum etwas anfangen, dass wir noch näher diese 
Förderprogramme für Jugendliche, diese Austauschprogramme noch besser in den 
Vordergrund rücken müssen, die Jugendlichen besser informieren müssen.  

Daher gibt es eine große Veranstaltung am Freitag um 18.00 Uhr in Eisenstadt im 
E-Cube, wo Sie alle herzlichst eingeladen sind, wo wir versuchen hier eine Art 
Auftaktveranstaltung zu organisieren.  

Es wird weitere Veranstaltungen geben, weil ich glaube, dass es wichtig ist, dass 
wir die Jugend über die Vorteile von Europa dementsprechend auch aufklären müssen. 
Geld gibt es genug und wir sollten schauen, dass wir im Burgenland diese Fördergelder 
auch ausnützen können. 

In diesem Sinne bedanke ich mich bei allen Jugendorganisationen, bei allen 
Parteien aber auch bei meinem Landesjugendreferat für die hervorragende 
Zusammenarbeit. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr 
Abgeordneter Mag. Christoph Wolf. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mag. Christoph Wolf (ÖVP): Geschätzte Damen und Herren! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Zum zweiten Mal: Nun geht es nicht um die Jugend, 
sondern um den Sport, auch wenn man diese beiden Themen sehr gut verbinden könnte. 
Grundsätzlich bietet unser kleines Burgenland doch eine sehr große Vielfalt an 
Sportarten, an Sportmöglichkeiten.  

Diese Breite an Bewegungs- und Sportmöglichkeiten ist auf einem soliden Gerüst 
gebaut. Zum einen besteht das solide Fundament aus genug Menschen in unserem 
Bundesland, die sich gerne und bewusst bewegen und Sport betreiben. 

Wir kennen das berühmte Sprichwort „In einem gesunden Körper wohnt ein 
gesunder Geist“. Entscheidend ist, sich bereits in jungen Jahren ausreichend zu bewegen, 
Sport zu betreiben und andere Menschen für Sport zu begeistern. Hier haben wir bereits 
im Hohen Haus eine Entschließung zur Abstimmung gebracht, wir haben uns für die 
tägliche Turnstunde ausgesprochen. Zahlreiche Aktionen der Dach- und Fachverbände 
beleben das Engagement im Sport. 
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Entscheidend ist jedenfalls auch, dass es große Initiativen gibt, wie es die 
Dachverbände in allen Bereichen durchwegs machen. Ein Beispiel möchte ich 
herausheben. Es ist das „BetriebsFitService“ der Sportunion Burgenland, die gemeinsam 
mit Unternehmen in Kooperation ihre Mitarbeiter, egal welchen Alters, dazu bewegen, 
zumindest ein paar Minuten am Tag Sport zu betreiben. Also sehr lobenswert und sehr 
hervorzuheben.  

Die zweite Säule sind natürlich unsere Sportvereine im Burgenland mit ihren 
Funktionären und mit ihren Mitgliedern. Sie sorgen dafür, dass der nötige Rahmen für 
Bewegung und Sport im Burgenland gegeben ist. 

Sie investieren sehr viel Zeit, legen sehr viel Ehrenamt an den Tag, stecken 
enormen Ehrgeiz und Selbstverwirklichung in diese Projekte. Es geht darum, dass sie 
auch Raum und Rahmen für Gemeinschaft schaffen. Sie haben gemeinsame Ziele und 
das ist ganz entscheidend, um den Fokus auf die Jugend legen zu können.  

Sie vermitteln und leben Werte wie Motivation, wie Begeisterung oder 
Teamfähigkeit. Sie lernen jungen aber auch älteren Menschen zu gewinnen, aber auch zu 
verlieren, sie lehren sie Hartnäckigkeit, aber auch Zielstrebigkeit.  

Aus meiner Sicht sind gerade Sportvereine neben unseren gesellschaftlichen 
Vereinen, die wir gottseidank in einer großen Vielzahl haben, eine Schule für das Leben. 
So bilden die Sportvereine unter den Dach- und Fachverbänden jene Infrastruktur an 
Sportvereinen, die entscheidend wichtig sind. Sie sammeln die Interessen und bilden 
effektive Aktionen heraus, um den Sport im Burgenland voranzutreiben.  

Dann, eine dritte Säule auf diesem Grundgerüst, bilden natürlich die Infrastrukturen 
und die Förderungen des Landes. So gelange ich zu unserem Budgetthema. Das Land 
Burgenland fördert Sportvereine und trägt damit dazu bei, dass ausreichend Sportstätten 
zur Verfügung stehen. 

Diese Sportstätten gibt es mittlerweile für zahlreiche Sportarten im Burgenland. 
Wenn ich beispielsweise an eine American Football-Gruppe in Müllendorf denke oder 
einen Baseballverein in Rohrbach, es gibt Showdance-Gruppen, es gibt Rope Skipping. 
Die Vielfalt und die Breite an Sportmöglichkeiten im Burgenland sind in den letzten Jahren 
sehr gewachsen und ich glaube, es gibt für alle etwas im Burgenland zu bieten.  

Manche Sportarten brauchen keinen Platz und keinen Raum, wenn ich an Laufen 
oder Walken denke. Gerade Bewegungsmöglichkeiten, die immer attraktiver werden, die 
wir aber auch im Rahmen des Tourismus gezielt bewerben. Das ist eine wichtige 
Angelegenheit. 

Das Burgenland ist natürlich auch prädestiniert für große Sportevents, wie wir sie 
alle kennen, die ich nicht hier aufzählen muss. Sehr wohl möchte ich aber betonen, dass 
gerade diese sportlichen Aktivitäten ein sehr wichtiger und großer wirtschaftlicher Faktor 
sind. Natürlich wissen wir aufgrund des Budgets, dass sehr viele Sportvereine vom Land 
Burgenland entsprechende finanzielle Unterstützung erhalten, um wirklich in jeder 
Gemeinde den Sport ausüben zu können, der gefragt ist.  

Dementsprechend führt dieses gelebte Modell zu mehr Gesundheit, mehr 
Bewegung und mehr Sport, führt vom Hobbysport zum Breitensport bis hin zum 
Spitzensport. Deswegen bin ich auf unsere Sportler und auch auf unser Burgenland sehr 
stolz. 

Ein Handlungsbedarf besteht aber sehr wohl auch noch in der Umsetzung eines 
Sportstättenplanes, eines Atlas, der seit Jahren diskutiert wird. Hier geht es darum, dass 
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man erstens analysiert, welche Sportstätten wir im Burgenland bereits haben, in welchen 
Sportarten und um in einem weiteren Schritt für die Zukunft klarzulegen, welche 
Sportstätten wir im Burgenland noch errichten müssen welche wir noch fördern müssen. 
Denn es fehlt uns nach wie vor an einer wettkampftauglichen Schwimm- oder 
Leichtathletikbahn. 

Daher glaube ich, dass dieser Atlas eine notwendige Forderung ist, um zu filtern, 
wie viele Sportplätze gibt es, wie viele Tennisplätze gibt es, welche attraktiven 
Sportstätten fehlen noch und welche sollten wir gezielt fördern und errichten. Um zu dem 
Ziel zu kommen, dass für jeden Burgenländer, für jede Sportart etwas zu bieten gibt, in 
dem Wissen, dass man es nicht in jeder Gemeinde anbieten kann, aber zumindest schon 
in einer Reichweite, die für jeden attraktiv und akzeptabel genug ist. 

In diesem Sinne ein Dankeschön an unsere Sportler! Speziell neulich 
stellvertretend für alle, die für das Burgenland in den Ring steigen, ein Danke an unseren 
Andreas Ivanschitz, der zu seinem 30er das Tor für Österreich geschossen hat und 
dementsprechend dadurch ein wenig unser Burgenland mittransportiert. 

Ein Dankeschön all jenen Helfern und Unterstützern, die in den Kantinen 
ehrenamtlich Dienst schieben und ausschenken, die Schiedsrichter spielen, die dafür 
sorgen, dass junge Menschen im Burgenland zum Training geführt werden, dort ihren 
Sport ausüben können, aber auch natürlich an die Vereinsfunktionäre, die eben den 
Rahmen dafür schaffen. 

Ein Dankeschön auch an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sportreferat, die 
immer wieder zur Seite stehen, wenn man in Sachen Förderungen eine Frage hat und 
dort immer auf offene Ohren stößt.  

Wir als ÖVP werden dieses Kapitel natürlich mir zirka zwei Millionen Euro 
befürworten. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete 
Doris Prohaska. 

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Doris Prohaska (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 
Ich war leider vorher nicht da, wie mir die Frau Landesrätin Resetar noch etwas ausrichten 
hat lassen und zwar, dass es ein Etikettenschwindel ist, dass die Neue Mittelschule ein 
Etikettenschwindel ist und dass Schüler, die die Neue Mittelschule absolviert haben, keine 
weiterbildende höhere Schule besuchen können. 

Ich behaupte jetzt, die AHS ist der Etikettenschwindel. Wenn Sie behaupten, dass 
sie nach wie vor die weitaus bessere Schule ist, dann sollte man sich einmal die 
Maturazeugnisse von AHS- und BHS-Absolventen anschauen und hinterfragen, von 
welcher Schule die Schüler  von 10 - 14 Jahren gekommen sind und da wird man keinen 
Unterschied mehr feststellen.  

Ich fordere von dieser Stelle die Frau Landesrätin Resetar auf, dass sie es 
öffentlich sagt, dass sie die Neue Mittelschule für eine schlechtere Schule hält. Denn dann 
werden die Kolleginnen von den Neuen Mittelschulen ihr (Abg. Mag. Werner Gradwohl: 
Das hat sie nicht gesagt.) sagen, was sie von… Sie hat gesagt, das ist ein 
Etikettenschwindel, die Schüler können nicht weitergehen, also hält sie die Neue 
Mittelschule für ein schlechtes Modell, für eine schlechte Schule.  

Wenn sie es nicht tut, dass sie es in der Öffentlichkeit (Abg. Mag. Werner 
Gradwohl: Schauen Sie einmal.) sagt, ich werde ihre Meinung weitertragen. (Abg. Mag. 
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Werner Gradwohl: Schauen Sie einmal, wer aller seine Kinder in ein Gymnasium schickt. 
– Beifall bei der SPÖ - Abg. Mag. Werner Gradwohl: Schauen Sie einmal, wer aller seine 
Kinder in ein Gymnasium schickt von Ihrer Partei.) 

So, dann werde ich Ihnen sagen, meine Kinder sind beide in die Hauptschule 
gegangen, ein Kind geht noch in die Hauptschule, (Abg. Mag. Werner Gradwohl: Schauen 
Sie einmal nach!) es sitzt bereits in der sechsten Klasse Oberstufe (Abg. Mag. Werner 
Gradwohl: Schauen Sie einmal!) und es gibt keine Unterschiede zu Schülern, die in der 
Unterstufe waren. Deswegen traue ich mich diese Behauptung auch aufzustellen.  

Herr Kollege Wolf, ich mag mich nicht gerne wiederholen, Dinge die ich schon im 
Vorjahr gesagt habe, aber ich muss es noch einmal tun. Sie haben dasselbe Zitat 
verwendet und es hat mir voriges Jahr schon wehgetan. „In einem gesunden Körper 
wohnt ein gesunder Geist“, denken Sie an unsere Behindertensportler, auch in kranken 
Körpern wohnen gesunde Geiste, behaupte ich jetzt, so gesagt. 

Ich denke, das ist eine Abwertung. (Abg. Leo Radakovits: Behinderte sind nicht 
krank.) Bitte verwenden Sie dieses Zitat nicht mehr. (Beifall bei der SPÖ)  

Ich nehme jetzt Bezug auf das Sportbudget. (Abg. Leo Radakovits: Behinderte sind 
nicht krank.) Das Sportbudget beläuft sich in diesem Jahr auf 2,153.200 Euro, exklusive 
der Fußballakademie. Dieser Betrag ist dadurch vermindert, weil die Bedeckung der 
Anteile des Landes an der Fußballakademie Burgenland, die bis 2013 im Rahmen des 
Sports budgetiert waren, ab 2014 durch die Beteiligungsmanagementgesellschaft erfolgen 
wird und die Mittel auch in dieser Budgetpost vorgesehen sind. 

Durch die Erhöhung in der Voranschlagsstelle „allgemeine Sportförderung“ um 
119.000 Euro und „Spitzensportförderung“ um 50.000 Euro wird ebenfalls den aktuellen 
sportpolitischen Gegebenheiten Rechnung getragen, wie in der Erhöhung der 
Förderposition für die Errichtung von Trendsportanlagen von der insbesondere die 
burgenländischen Gemeinden beziehungsweise der Breitensport sehr profitieren.  

Nachdem das Burgenland im Jahr 2012 mit 541 nationalen und internationalen 
Medaillengewinnern das erfolgreichste Jahr seiner Geschichte feiern konnte, ist es 
natürlich notwendig, dass im Bereich der Spitzensportförderung eine Anpassung getätigt 
wird. Insbesondere durch die vielen Gewinne bei den Nachwuchsmeisterschaften und das 
hat auch Auswirkungen auf die Fördermaßnahmen im Rahmen der 
Spitzensportförderung, wie oben bereits erwähnt. 

Die hervorragenden sportlichen Bilanzen sind aber nur dadurch möglich, dass die 
Trainingsförderung des Landes in den letzten Jahren kontinuierlich ausgebaut wurde und 
wir hervorragende Trainer im Nachwuchsbereich einsetzen können. Die besten Trainer für 
den Nachwuchs, das ist keine leere Phrase sondern gelebte Realität im Burgenland.  

Das Burgenland hat sich im Sportbereich als Veranstalterland hervorragend 
positioniert. Die Grasski-Juniorenweltmeisterschaft möchte ich erwähnen, die EM der 
Sportschützen, die Rallycross-EM, Austria Triathlon, die größte Europäische 
Radsportveranstaltung im Jugend- und Juniorenbereich, die internationale ASKÖ-
Radjugendtour. Solche Großveranstaltungen helfen aber auch, dass sich das Burgenland 
in sportlicher und touristischer Sicht positionieren kann und damit auch zum Sportland 
wird. 

Es gibt im Burgenland keinen Ort, der nicht über eine Sportstätteninfrastruktur 
verfügt und das ist gut so, denn die burgenländischen Vereine sind Teil einer hohen 
Lebensqualität und sie leisten einen namhaften Betrag zum Ausbau und Sanierung der 
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hiesigen Sportstätten zum Teil auch selbst. Im Sportförderungsbeirat wurden mehr als 60 
Anträge positiv behandelt im letzten Jahr und dafür wurden 500.000 Euro aufgewendet. 

Auch der Ausbau zu barrierefreien Sportanlagen wird vorangetrieben. Wir sind und 
waren das erste Bundesland, das in den Sportförderungsrichtlinien derartige Investitionen 
festgeschrieben hat und auch dementsprechend mit Fördermitteln ausgestattet hat. Und 
darauf sind wir stolz, denn es gibt fast keine Sportanlagen mehr, die nicht Rollstuhlplätze 
und Behinderten-WC-Anlagen haben.  

Auch für den Breitensport gibt es natürlich entsprechende infrastrukturelle 
Maßnahmen, für Beachvolleyball-Plätze, Beachfußball-Anlagen, multifunktionelle 
Funcourts die überwiegend von den Gemeinden errichtet werden. Denn das bietet der 
Jugend die Möglichkeit sich auch außerhalb des organisierten Sports zu bewegen. 

Durch das Projekt URFIT gibt es viele Kooperationen zwischen Schulen und 
Sportvereinen. Im Rahmen der Nachmittagsbetreuung ist dazu eine enge Kooperation mit 
Sportvereinen dieses Bewegungsangebot auch gut abgedeckt. Dadurch ist es möglich in 
den Kindern Interesse für bestimmte Sportarten zu erwecken.  

Kollege Wolf hat bereits erwähnt er wünscht sich einen Atlas über 
Sportstättenpläne. Da habe ich eine positive Nachricht. Die Erstellung eines 
Sportstättenplanes war eine langjährige Forderung, wobei natürlich auf eine koordinierte 
Vorgangsweise zwischen dem Bund und den Ländern geachtet werden muss.  

Mittlerweile gibt es diesen Plan. Zuerst in Kooperation mit den Ländern wurden die 
Spitzensportanlagen, Leistungszentren und Anlagen von besonderer überregionaler 
Bedeutung erfasst und dokumentiert, in weiterer Folge alle weiteren Sportanlagen.  

Ab dem Jahr 2014 wird dieses Projekt abgeschlossen sein und Interessierte 
können auf Knopfdruck einen entsprechenden Überblick über lokale und überregionale 
Sportanlagen einsehen. (Beifall bei den Abg. Rudolf Geißler, Abg. Mag. Christoph Wolf 
und Abg. Werner Friedl.) 

Einen großen Stellenwert in der burgenländischen Sportfamilie haben auch die 
Leistungssportmodelle im Land, wo Ausbildung und Spitzensport die Medaillengewinner 
von Morgen heranbilden. Zum Beispiel das BSSM in Oberschützen, die Golf-HAK in 
Stegersbach, das Bundesleistungszentrum für Segeln in Neusiedl am See, wo der 
Olympiakader für Rio seine Vorbereitung für die Olympischen Spiele abhalten wird.  

Die Sporttalente brauchen aber auch Förderung und Vorbilder. Deswegen sind 
diese Spitzensportler Aushängeschilder des Landes und werden dementsprechend 
gefördert.  

Zum Beispiel der SV Mattersburg, der SC/ESV Parndorf, die Redwell-Gunners, die 
Güssing Knights im Basketball, aber auch Einzelsportlerinnen, wie die Snowboard-WM-
Medaillengewinnerin Julia Dujmovits, Kickboxweltmeisterin Nicole Trimmel, die Voltigier-
Europameisterin Daniela Fritz, oder die Welt- und Europameister der Sportschützen, 
Grassskifahrer, Rallyecrosser, oder Orientierungsläufer. 

Wir sind breit aufgestellt. Wir haben viele Medaillen, eine hervorragende Bilanz. Für 
das geografisch kleinste österreichische Sportland ist das in dieser Hinsicht aber ganz 
groß. Die Erfolge sind auf die hervorragende Arbeit des Talent und den Fleiß der 
Sportlerinnen und Sportler, auf tolle Funktionäre, auf eine sehr gute, effiziente 
Landessportförderung zurückzuführen und auf einen Landessportreferenten, der wirklich 
ein offenes Herz und ein offenes Ohr für die Sportler unseres Landes hat. 

Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ) 
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Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr 
Landeshauptmann Hans Niessl. 

Bitte Herr Landeshauptmann. 

Landeshauptmann Hans Niessl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Ich möchte meine Wortmeldung mit einer Frage beginnen. Warum hat Südtirol 
deutlich bessere Pisa-Ergebnisse als die Kinder Nordtirols? Das sind die gleichen Leute, 
das sind die gleichen Menschen mit einem unterschiedlichen Bildungssystem. Das heißt 
nichts anderes, das Schulsystem Südtirols muss ein deutlich besseres sein, als das 
Nordtirols, weil die Pisa-Ergebnisse in Südtirol deutlich über denen von Nordtirol liegen. 

Und jeder verantwortungsvolle Politiker würde sagen, eine Region, die gleichen 
Menschen, der gleiche Menschenschlag, eine gleiche Tradition, eine gleiche Geschichte 
und unterschiedliche Lernleistungen der Kinder. Der Landeshauptmann von Nordtirol 
sagt, wir brauchen - so wie Südtirol - die gemeinsame Schule der 10 - 14jährigen, denn 
wir wollen ja die gleichen guten Pisa-Ergebnisse haben, als Südtirol. 

Der Landeshauptmann von Vorarlberg sagt, wir wollen die Möglichkeit haben, die 
gemeinsame Schule der 10 - 14jährigen einzuführen, weil Südtirol bessere Ergebnisse hat 
als Nordtirol und auch als Vorarlberg. Der Landeshauptmann aus Salzburg sagt, ja wir 
wollen auch die gemeinsame Schule in verschränkter Form einführen, weil wir in der Pisa-
Studie besser sein müssen.  

Dann zu sagen, eigentlich, diese Diskussion brauchen wir nicht führen, weiterhin zu 
blockieren, diesen Schritt in die Zukunft zu machen, zu besseren Pisa-Ergebnissen, ist 
meiner Meinung nach überhaupt nicht angebracht. Und ich bin das sehr optimistisch, dass 
Bewegung in diese Diskussion kommt, weil sich immer mehr Bundesländer zu einer 
neuen Schule bekennen, mit einem modernen zeitgemäßen Dienstrecht.  

Ich trete - und ich sage das hier und heute auch - für ein modernes 
Lehrerdienstrecht ein. Ich trete für eine gemeinsame Schule der 10 - 14jährigen ein. Wir 
brauchen so ein Schulsystem wie Südtirol, wo es bessere Pisa-Ergebnisse gibt, aufgrund 
dieses neuen modernen Schulsystems. Das ist bewährt, bringt bessere Ergebnisse. 
Warum machen wir das nicht? (Beifall bei der SPÖ) 

In unserem Budget sind auch die Kosten für Bildung deutlich mehr geworden. Im 
Jahr 2011 waren 172 Millionen Euro im Budget vorgesehen. Kosten, die auch vom Bund 
refundiert werden und im Jahr 2014 sind es 195 Millionen Euro, die für Bildung 
vorgesehen sind. Also auch ein Beispiel, dass im Land Burgenland bei der Bildung nicht 
gespart wird. Es gibt jetzt immer wieder Diskussionen, dass gesagt wird, Bildung beginnt 
schon im Kindergarten. Ich kann nur sagen, no na, wo sonst?  

Es wird diskutiert, ob das zweite Kindergartenjahr verpflichtend sein soll. Bei uns im 
Burgenland besuchen 99,5 Prozent der Drei- bis Fünfjährigen den Kindergarten. Diese 
Diskussion stellt sich bei uns überhaupt nicht, weil praktisch jedes Kind den Kindergarten 
besucht, weil unsere Kindergärten Bildungsgärten sind.  

Das ist - glaube ich - eine gemeinsame Leistung aller, die in der 
Gemeindevertretung tätig sind, oder ob es hier das Land Burgenland ist. Hier haben wir 
gute Rahmenbedingungen gesetzt. 

Wir haben die niedrigsten Schülerzahlen in unseren Volksschulen. Die niedrigsten 
Schülerzahlen in unseren Volksschulklassen im Schnitt von allen österreichischen 
Bundesländern und wir sind die Nummer 1 bei der Neuen Mittelschule. 41 Hauptschulen 
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des Burgenlandes sind Neue Mittelschule. Woraus ergibt sich diese neue Qualität in den 
Neuen Mittelschulen?  

Wir haben eine Teilungszahl im Burgenland mit 25. Sind 26 Schüler in einer 
Klasse, wird diese Klasse geteilt in zwei Mal 13 Schüler. Diese 13 Schüler sind in den 
Hauptgegenständen Deutsch, Englisch und Mathematik auch nochmals geteilt, weil zwei 
Lehrer in der Klasse sind, sodass auf einen Lehrer sechs beziehungsweise sieben 
Schüler kommen.  

Also das muss einem jeden klar sein, es macht ja einen Unterschied, ob in der 
Vergangenheit in der Hauptschule 30 Schüler in einer Klasse sind, wo sich ein Lehrer 30 
Schülern widmen muss, oder ob es die Neue Mittelschule ist, wo sich der Lehrer 12, 13, 
14 Schülern widmen kann. Alleine dadurch steht ja viel mehr Zeit für den Lehrer zur 
Verfügung, sich individuell um die Kinder kümmern zu können. Die Schwachen zu fördern, 
die Starken zu unterstützen, zu fordern und eine richtige, auch Leistungsschule, aus der 
Neuen Mittelschule zu machen, wo es eine individuelle Betreuung, Förderung und 
Fordern der Kinder gibt. Ein richtiger Schritt in die richtige Richtung.  

Das Burgenland ist bei den ganztägigen Schulformen ebenfalls im Spitzenfeld 
Österreichs. 50 Prozent unserer Schüler besuchen ganztägige Schulformen. Wir liegen 
hier mit Wien, aber auch mit Vorarlberg im Spitzenfeld Österreichs. Ganztägige 
Schulformen, - der Bund hat sich vorgenommen, bis zum Jahr 2018 soll es 50 Prozent in 
Österreich geben. Wir im Burgenland haben das 2013 schon erreicht. Und hier sieht man, 
dass wir, im Vergleich zu allen anderen österreichischen Bundesländern ein sehr 
modernes Bildungssystem haben. 

Wir haben die höchste Maturantenquote. Wir haben Lehre mit Matura. Und wir 
haben, umgelegt auf die Einwohner, auch die meisten Fachhochschüler. Landesrat Bieler 
hat schon gesagt, was auch in Zukunft im Bereich der Fachhochschule vorgesehen ist. 
Ich denke, dass das ein guter Weg ist, dass wir die Fachhochschulen weiter ausbauen. 
Wenn wir da nur einige Jahrzehnte zurückblenden in das Bildungssystem des 
Burgenlandes vor 20 Jahren, da waren wir in all diesen Bereichen, die ich erwähnt habe, 
Schlusslicht in Österreich. 

Da ist uns viel gemeinsam gelungen, vom Bildungsgarten über unsere 
mehrsprachigen Volkschulen, bis hin zu den maturaführenden Schulen, aber auch hin zu 
den Neuen Mittelschulen. Und ich denke, dass das ein richtiger Weg ist, dass unsere 
Schüler die gleichen Chancen haben, Chancengerechtigkeit. Herkunft darf kein Schicksal 
sein. Ganz gleich, ob ein Kind aus einer Arbeiterfamilie kommt, oder aus einer 
Unternehmerfamilie, die Bildungschancen müssen für alle gleich sein.  

Und da haben wir hier im Burgenland, vom Kindergarten beginnend, bis hin zu den 
Fachhochschulen sehr gute Voraussetzungen geschaffen. 

Der Kindergarten ist, gemeinsam mit Unterstützung der Gemeinden und des 
Landes, ein Gratiskindergarten. Das hat kaum ein anderes Bundesland. Und die 
Fachhochschulen, dort brauchen unsere Studentinnen und Studenten keine 
Studiengebühren zahlen. Das ist das Burgenland, das sozial denkend jedem Kind die 
gleichen Chancen geben will. Und da bin ich sehr, sehr froh, dass es hier einen großen 
Konsens gibt. (Beifall bei der SPÖ) 

Zum Sport: Auch hier sind wir schon vor Jahren einen neuen Weg gegangen, 
nämlich Vereine in die Schulen zu bringen. Mit unserem Projekt URFIT. URFIT feiert in 
diesen Tagen sein fünfjähriges Bestandsjubiläum. Also vor sechs Jahren sind wir schon 
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zusammengekommen und haben uns das überlegt - übrigens hat die Vorgängerregierung 
die Turnstunden gekürzt. 

Das war eigentlich der Anlass, dass wir gesagt haben, wie können wir den 
Turnunterricht attraktivieren, wie können wir mehr Sport in die Schulen bringen und haben 
URFIT ins Leben gerufen. Und ich bin sehr froh, dass ich für dieses Projekt eine der 
größten und besten Sportlerinnen des Burgenlandes gewinnen konnte, nämlich Nicole 
Trimmel - die fünffache Kickboxweltmeisterin - die dieses Projekt federführend betreut.  

Ihr ist es gelungen, in allen Landesteilen führende Sportlerinnen und Sportler zu 
motivieren, über ihren Verein in die Schulen zu gehen, um mit den Volkschulkindern Sport 
zu betreiben. Wir haben eine ganze Reihe von Sportlerinnen und Sportler des Jahres, der 
vergangenen Jahren, der vergangenen zehn, 15 Jahre, die in der Schule, in der 
Volkschule sind und mit den Kindern Sport betreiben. 

Ich habe mir einige Turnstunden angesehen. Es war beeindruckend, mit welcher 
Begeisterung die Volkschulkinder Sport betreiben, weil es auch eine andere Motivation ist. 
Wenn man immer die gleiche Lehrerin, den gleichen Lehrer hat, dann ist das Schulalltag, 
wenn eine ehemalige Spitzensportlerin, oder Spitzensportler in die Schule kommen, dann 
ist eine neue Motivation da. 

Dieses Projekt URFIT ist auch kontinuierlich gewachsen, mit Unterstützung des 
Landes. Hier gibt es einen finanziellen Zuschuss von Seiten der Sportabteilung, damit 
eben, mehr oder weniger, für ein kleines Einkommen, aber im Wesentlichen ist das ein 
großer Idealismus, wenn ehemalige Spitzensportler und Trainer eine Stunde pro Woche in 
die Volksschulen kommen.  

Wir haben auch in vielen Schulen die tägliche Turnstunde. Nämlich dort, wo die 
Schulen ganztägig organisiert sind, hier ist es ja naheliegend, dass am Nachmittag Sport 
betrieben wird - was sonst? Wenn Kinder acht, neun Stunden in der Schule sind, dann ist 
es ganz wichtig, dass es diese tägliche Turnstunde gibt und das haben wir in zahlreichen 
Schulen.  

Ich könnte die Statistik vorlegen, wo diese tägliche Turnstunde überhaupt kein 
Thema ist. Wo man jetzt auch auf Bundesebene darüber spricht, wie bringen wir mehr 
Sport in die Schule, die tägliche Turnstunde. Ich halte den Weg, und bin überzeugt davon, 
Vereine in die Schulen zu bringen, für ganz wichtig. 

Nicht nur in der Volksschule mit unserem Projekt URFIT, sondern natürlich auch in 
die Neuen Mittelschulen, in mittlere und höhere Schulen. Denn diese Verknüpfung Schule 
- Sport ist insofern wichtig, weil auch die Vereine von den Volksschülern beginnend über 
alle anderen Schultypen wieder Kinder für den Sport begeistern können und zu ihren 
Vereinen mitnehmen können. 

Wenn ein Kind das will, wenn die Eltern das wollen, kann das Kind, ob beim 
Fußballverein, beim Basketballverein, beim Laufverein, bei den Ringern und so weiter, 
natürlich dem Verein beitreten und kann dort aktiv mitmachen.  

Das ist mein Zugang für die ganztägigen Schulformen, dass man verstärkt 
versucht, Vereine zu gewinnen, gute Trainerinnen und Trainer zu gewinnen, die die 
Kinder für Sport begeistern können. Das ist wichtig für die Gesundheit. Wir wissen, dass 
manche Kinder zu wenig Bewegung machen, das ist nicht gesund. 

Das ist aber auf der anderen Seite aber auch die Voraussetzung, dass man unter 
Umständen, bis ins hohe Alter hinein Sport betreibt und damit eine große präventive 
Maßnahme für die subjektive Gesundheit auch finden kann.  



5035 Burgenländischer Landtag, XX. Gesetzgebungsperiode - 43. Sitzung - Mittwoch, 16. Oktober und Donnerstag, 17. Oktober 2013 

 

Also das ist ein wichtiges Projekt, dass ich heute hervorheben möchte, weil eben 
URFIT seit fünf Jahren gemacht wird, wir in 50 Volksschulklassen sind und dieses kleine 
Modell, das wir im Burgenland probiert haben, heute Österreich wieder ein Vorbildmodell 
ist, weil wir wissen, dass die ganztägigen Schulformen nur dann diese tägliche 
Turnstunde anbieten können, wenn man die Vereine dazu bringt, motiviert, 
Rahmenbedingungen schafft, dass sie in diesem Bereich auch aktiv werden. Das ist der 
Schulsport, der ist mir sehr, sehr wichtig. 

Das Zweite ist der Breitensport. Da sind wir im Burgenland sehr gut aufgestellt, weil 
wir tausend Sportvereine im Burgenland haben. Das ist, umgelegt auf die Einwohnerzahl 
des Burgenlandes, wahrscheinlich die größte Vereinsdichte im Sportbereich von allen 
österreichischen Bundesländern. Ich habe heute Vormittag schon gesagt, dass gerade 
diese kleinen Ortschaften ihren Fußballplatz, ihren Tennisverein selbst errichten, in 
Eigenregie bauen. Wir von der Sportabteilung werden diese baulichen Maßnahmen 
finanziell unterstützen. 

Durch diese finanzielle Unterstützung des Landes wird ein zehnfacher Wert lukriert, 
weil natürlich die Eigenleistung ganz besonders wichtig ist, sehr kostenintensiv normal ist 
und die Vereine, ja die Vereine die Kosten dadurch minimieren können, indem sie mit 
ihren Mitgliedern, mit ihren Funktionären, mit der Bevölkerung große Eigenleistungen 
erbringen.  

Das Dritte ist der Spitzensport. Und da sorgen wir aktuell schon in den letzten zwei, 
drei Jahren für große Aufmerksamkeit, nicht nur im Burgenland, nicht nur in Österreich, 
sondern auch international. Es wurde schon gesagt, fünffache Kickboxweltmeisterin, die 
beste Frau im Kickboxen in ihrer Gewichtsklasse weltweit. 

Julia Dujmovits die Vize-Weltmeisterin in Snowboarden. Ja, der österreichische 
Schiverband hat eine Sitzung im Burgenland gehabt, und die wundern sich, im Norden, 
mit der großen Ebene, wie kann die Julia Dujmovits da zum Snowboarden kommen, das 
ist maximal etwas zum Langlaufen, aber nicht zum Snowboarden. Also auch eine tolle 
Entwicklung.  

Da sind auch Gras-Schifahrer, wo wir weltweit zu den Besten gehören, die beste 
Gras-Schipiste Österreichs ist in Rettenbach. Ja, da wundern sich die Alpin-Schifahrer, 
wieso die Burgenländer österreichweit zu den größten, zu den besten Gras-Schifahrern 
zählen. Also auch eine Sportart, die nicht so typisch burgenländisch ist. 

Wir haben im Schach den Dominik Horvath, er hat sich beim Vienna Chess Open 
im Wiener Rathaus gegen 225 Teilnehmer und 30 Nationen durchsetzen können und den 
Turniersieg geschafft. Also ein junger Bursch mit zehn Jahren, war von 225 Teilnehmern 
der Beste. Ich durfte mit ihm ein kurzes Schachspiel machen, es ist dann unentschieden 
ausgegangen, weil wir abgebrochen haben, darf ich nur anmerken.  

Ich könnte jetzt eine ganze Reihe von Sportschützen, von den Inline-Skatern, zum 
Behindertensport, vom Georg Tischler, viele Sportarten auch im Spitzensport aufzählen, 
wo wir wirklich internationale Klasse sind, wo wir im Burgenland tüchtige, erfolgreiche 
Sportlerinnen und Sportler haben, das ist ihr Erfolg.  

Wir versuchen, auch über die Spitzensportförderung, über den Sportpool finanzielle 
Unterstützung zu ermöglichen, dass sie gut trainieren können, dass sie Trainingslager 
machen können, dass sie bei guten Bedingungen auch im Winter im Ausland trainieren 
können. Das, glaube ich, ist ein erfolgreicher Weg, wo wir im Sport noch niemals so 
erfolgreich waren wie jetzt. 
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Ich bedanke mich beim Landtag, dass diese Budgets zur Verfügung gestellt 
werden, dass wir auch diese Förderungen im Schul-, Breiten- und Spitzensport jetzt und 
auch im nächsten Jahr durchführen können. Herzlichen Dank dafür. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier (der den Vorsitz übernommen hat): Danke Herr 
Landeshauptmann. Zu Wort gemeldet ist nunmehr Landtagsabgeordneter Leo 
Radakovits. Ich erteile ihm das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Leo Radakovits (ÖVP): Herr Präsident! Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Zum Thema Volksgruppen. Narodne grupe u gradiscu. Das 
Volksgruppenthema wurde jahrelang nur als Folklore angesehen. Oft auch nur abgetan. In 
jüngster Zeit werden aber vermehrt wirtschaftspolitische Elemente daraus, und zwar 
positiverseits. 

Viele Firmen konnten dadurch in Südosteuropa so rasch reüssieren, weil sie auf 
Mitarbeiter zurückgreifen konnten, die die entsprechende Sprachkompetenz hatten und 
somit konnten auch die burgenländischen Firmen Arbeitsplätze im Burgenland absichern, 
indem sie zusätzlich im Ausland Märkte erschließen konnten.  

Die Zweisprachigkeit ist nicht nur eine Bereicherung für das Land, sondern auch für 
die Menschen selbst als Person, weil dadurch die Steigerung der Sprachkompetenz in der 
heutigen mobilen Welt im neuen Europa es möglich macht, sich besser auszudrücken und 
auch, wie erwähnt, beruflich zu reüssieren. 

Obwohl die Bundesverfassung das Volksgruppenwesen eigentlich als 
Bundessache festschreibt, hat auch das Land Burgenland über die Querschnittsmaterie in 
der Bildungsfrage und auch in der Kinderbetreuung Zuständigkeiten. So wurde 
dankenswerterweise das Minderheiten-Schulgesetz des Bundes in das Pflichtschulgesetz 
implementiert und auch die Bestimmungen über die Kinderbetreuung wurden sukzessive 
hinsichtlich der Betreuung in der Volksgruppensprache ausgebaut. 

Das sichtbare Zeichen der Förderung von Volksgruppen sind die topographischen 
Aufschriften. Im Burgenland wurden vor 13 Jahren 47 zweisprachige Ortstafeln für die 
burgenländischen Kroaten aufgestellt und vier Ortstafeln in ungarisch-deutschen 
Gemeinden. Auf Bundesebene wurden für drei Volksgruppen, die im Burgenland 
beheimatet sind, Volksgruppenbeiräte eingerichtet, für die burgenländischen Kroaten, die 
Ungarn und die Roma. 

Das Budget im Kulturbereich des Landes ist unverändert. Es sind für kulturelle 
Belange Mittel vorgesehen, ebenso für lebende Subventionen, für Bildungsaktivitäten, die 
Medienvielfalt und die Modernisierung der Unterrichtsmittel sowie für Übersetzungen. 
Entscheidend ist aber auch, dass die vielfältigen privaten freiwilligen Tätigkeiten der 
zweisprachig tätigen Vereine der Tamburizza, Folkloregruppen, der Chöre und der 
Laientheatervereine unterstützt werden. 

Sie sind wichtige Transporteure der Zweisprachigkeit im öffentlichen Leben. 
Ebenso die Medien, die Printmedien, sowie die Radio- und Fernsehsendungen, die 
zweisprachig editieren. Sie sind wichtige Mobilisierungen für die Wertschätzung, vor allem 
auch für die Steigerung des Bewusstseins für die Zweisprachigkeit.  

Auf Bundesebene hätte heuer eigentlich das Volksgruppengesetz Neu zum 
Beschluss erhoben werden sollen. Es ist leider nichts daraus geworden, weil die 
Volksgruppenorganisationen, meiner Meinung nach, zu Recht Nachbesserungen verlangt 
haben und es hier nicht gelungen ist, dementsprechend einen Konsens zu erzielen. 
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Es bleibt zu hoffen, dass in der neuen Legislaturperiode des Bundes dies so rasch 
als möglich auch umgesetzt wird. Tatsache ist auch, dass die Sprachkompetenz aufgrund 
verschiedenster Umstände immer mehr abnimmt, umso wichtiger sind Unterstützungen 
auf allen möglichen Ebenen, vor allem hier auch der Kollegen, Mandatare. 

Ich danke allen, die immer wieder auch positiv das Volksgruppenthema zur 
Sprache bringen und möchte mich dafür herzlichst bedanken. (Beifall bei der ÖVP) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch (der den Vorsitz übernommen hat): Als nächstem 
Redner erteile ich dem Herrn Landtagsabgeordneten Gerhard Steier, Herrn Präsidenten, 
das Wort. 

Bitte Herr Kollege. 

Abgeordneter Gerhard Steier (SPÖ): Danke vielmals. (Abg. Ing. Rudolf 
Strommer: Hat er ein Taferl?) Nein, habe ich nicht. Es freut mich aber außerordentlich in 
diesem Hohen Haus das Wort ergreifen zu dürfen. Als bekennendes Mitglied und als 
bekennender Volksgruppenbestandteil ist es mir eine Freude, für die Minderheit als 
Minderheit hier sprechen zu dürfen, im Gegensatz zu anderen die es sich verkneifen, 
beziehungsweise leise hier den Ausführungen zu den Budgetkapiteln lauschen. 

Im Grunde genommen, und das dürfen wir uns an die Fahnen heften, ist die 
Volksgruppe aller Bestandteile im Burgenland, sowohl jetzt die deutsch-sprachige, die 
kroatische, die ungarische, als auch die Roma-Volksgruppe integrierender Bestandteil 
unserer Identität.  

Wir haben es über die Jahrzehnte auch geschafft, hier nicht nur die 
burgenländische Identität entsprechend aufzuwerten, sondern auch in Gemeinschaft eine 
Lebenssituation geschaffen, die, glaube ich, von außen her für das Burgenland etwas 
ganz Positives signalisiert, auf der anderen Seite aber auch im Bewusstsein der 
Volksgruppen mittlerweile ganz stark entfaltet ist und daher auch für uns eine ganz 
besondere Würdigung erfahren muss. 

Ich schließe mich den Worten meines Vorredners an, der hier alle möglichen 
Instanzen bemüht hat, die sich innerhalb der letzten Jahrzehnte um die Volksgruppen 
Verdienste erworben haben. Tatsache ist, und hier möchte ich auf ein paar Parameter 
eingehen, die mir innerhalb des letzten Jahres wichtig erscheinen, was die Entwicklung 
der Volksgruppen im Burgenland anlangt. 

Ich möchte darauf verweisen, dass wir im April dieses Jahres im österreichischen 
Nationalrat „20 Jahre Anerkennung der Volksgruppe der Roma“ feiern durften. Dieses 
Ereignis, das im Parlament stattgefunden hat, ist nicht nur Ausdruck einer ganz 
besonderen Form in der Relevanz der Roma innerhalb unserer Gesellschaft, sondern es 
hat auch in der Bewegung etwas dargestellt, was Viele nicht glauben konnten.  

Auf der anderen Seite, jetzt, in der Integration beziehungsweise auf der anderen 
Seite mit bildungstechnischen Maßnahmen und durch das Engagement der 
Volksgruppenangehörigen der Roma ist etwas gelungen, das, glaube ich, seinesgleichen 
sucht, und wo auch von anderen Ländern immer wieder darauf reflektiert wird, wie die 
Österreicher, im Speziellen aber die Burgenländer, mit der Volksgruppe der Roma 
umgehen. 

Nicht umsonst ist das Aushängeschild dieser Volksgruppe, Professor Rudolf 
Sarközi, mit Sicherheit nicht nur Wegbereiter in der Entwicklung gewesen, sondern ich 
möchte in dem Zusammenhang auch das aus 1993 gefasste Beschlussdokument im 
österreichischen Nationalrat, nämlich zur Novelle der Volksgruppen verweisen, wo zwei 
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Burgenländer, nämlich Ernst Bieler und Kiss Paul die Initiative gestartet haben und sie 
umgesetzt haben. Das ist das eine Beispiel.  

Auf der anderen Seite, wir haben im August dieses Jahres zum 24. Mal in der 
Wiederholung den Fall des Eisernen Vorhangs in der Grenznähe bei Klingenbach, in der 
Nähe von Sopron, gefeiert. Tatsache ist, dass mit diesem Durchtrennen des Eisernen 
Vorhangs etwas passiert ist, das auch Niederschlag gefunden hat in der Bereitschaft, die 
ungarische Sprache im Burgenland zu lernen und als Möglichkeit zu nutzen, nicht nur 
Sprachkompetenz, sondern auch wirtschaftlichen Nutzen zu erwerben. 

Diese Tatsache ist, glaube ich, nicht nur dem Fall des Eisernen Vorhangs zu 
verdanken, sondern insgesamt auch der Integration in einem europäischen Umfeld, das 
für die Volksgruppen insgesamt von Bedeutung ist, und das man gar nicht genug 
bewerten kann.  

Auf der dritten Seite ein wichtiger Aspekt des heurigen Jahres war der mit 1. Juli 
dieses Jahres gegebene Beitritt der Republik Kroatien zur Europäischen Union. 

Ich bin überzeugt davon, dass im Laufe der nächsten Jahre die 24. Sprache 
innerhalb der 28 Mitgliedsstaaten in der Europäischen Union eine ganz besondere 
Herausforderung sein wird und auch in der Bedeutung einen anderen Maßstab in der 
Anlage erlangen wird. Es war immer wieder in den Diskussionen der letzten Jahrzehnte 
festzuhalten, dass in der sozialen Aufstiegskompetenz Sprache im Grunde genommen 
immer relativ betrachtet wurde. 

Mittlerweile wissen nicht nur Jungfamilien, sondern auch deren Kinder, und ich 
hoffe auch in Zukunft viele andere, welche Möglichkeiten sich jemandem eröffnen, der in 
der Sprache nicht nur die Kompetenz erwirbt, sondern der auch in seinem beruflichen 
Werdegang Mitsprache in Mitgliedsstaaten in der näheren beziehungsweise weiteren 
Umgebung reüssieren kann.  

Diese soziale Aufstiegskompetenz ist mit Sicherheit ein großer Moment in der 
Entwicklung auf die Förderung der Volksgruppensprachen, beziehungsweise auf der 
anderen Seite auch des Bewusstseins der burgenländischen Volksgruppen und ich 
glaube, es ist heute hier mehr als angebracht, ein positives Resümee über die 
Entwicklung zu ziehen, auf der anderen Seite den vielen eifrigen Verfechtern und 
engagierten Menschen zu danken, die sich um den Erhalt der Volksgruppen Sprachen in 
den autochthonen Gebieten Verdienste erworben haben. Herzlichen Dank. (Beifall bei der 
SPÖ) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe vorher darauf verwiesen, dass 
im Burgenland in diesem Schuljahr die ungarische Sprache in den allgemein bildenden 
Pflichtschulen in den allgemein bildenden Höheren Schulen, in der Bundesbildungsanstalt 
für Kindergartenpädagogik und in berufsbildenden mittleren und höheren Schulen 
insgesamt 2.869 Kinder erlernen. 

Auf der anderen Seite sind es in kroatischer Sprache in den gleichen 
Bildungseinrichtungen 2.239. Das heißt, es ist in der kroatischen Sprache ein 
Nachholbedarf da, der im Grunde genommen, glaube ich, so wie ich es vorher 
ausgedrückt habe, in den nächsten Jahren, so hoffen wir, anziehen wird. 

Insgesamt müssen wir uns Sorgen darüber machen, dass durch Eheschließungen, 
wo jetzt nicht beide Partner der gemeinsamen Sprache mächtig sind, Vieles im 
Kompetenzbereich an die Kinder nicht vermittelt wird. Wir brauchen uns nichts 
vormachen, dass über Kinderkrippe, Kindergarten und anderen schulischen Einrichtungen 
diese Sprachvermittlung nicht ausgeglichen beantwortet werden kann, dass wir hier einen 
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Nachholeffekt haben, der noch sehr viel Arbeit bedarf und wo es vom Engagement der 
Institutionen abhängen wird, ob die entsprechenden Lehrkräfte diese Sprache 
entsprechend erlernen und umsetzen helfen können, oder aber, ob in den Familien die 
entsprechende Sprachkompetenz weitervermittelt wird. 

Hier muss es einen Einklang zwischen den Einheiten geben. Nur so wird es auch 
gelingen, in Zukunft die entsprechenden Möglichkeiten zu nutzen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte einen Aspekt herausgreifen, 
den mein Vorredner nur kurz gestreift hat. Tatsache ist, dass das österreichische Gesetz, 
bezogen auf die Volksgruppen in den Pflichtschulen eine Schülerzahl von 20 Kindern 
festhält und der 21. Schüler teilt. Wir im Burgenland haben uns anfänglich gleich dafür 
entschieden, dass wir 18 als maximal Schulklassengröße annehmen und das 19. Kind als 
Teiler festhalten. 

Hier hat es im heurigen Frühjahr Bestrebungen gegeben etwas zu verändern, nur 
möchte ich und das im Einklang mit meinem Vorredner festhalten, dass es einen ganz 
gewichtigen Unterschied zum Beispiel zum Bundesland Kärnten gibt, der bei uns die 
Festhaltung auf den Teilungsschlüssel 18 beziehungsweise der 19. teilt, eigentlich obsolet 
macht. In Kärnten nämlich bezahlt den Zweitlehrer der Bund und der Zweitlehrer wird in 
der Pro Wochenzahl mindestens auf 18 Stunden in der Anstellung auch für die 
Sprachvermittlung eingesetzt. 

Das heißt, dieses Team-Teaching ist ein gravierender Unterschied und daher ist es 
mehr als gerechtfertigt, wenn wir als Volksgruppenvertretungen beziehungsweise hier als 
Mandatare die Festlegung auf diesen 19-er Teilungsschlüssel auch gefordert haben 
beziehungsweise ihn auch dann in der Entsprechung umsetzen konnten, denn das ist für 
die Entwicklung der Volksgruppensprache in unseren Schulen von ungeheurer 
Bedeutung.  

Hier möchte ich auch nicht anstehen und mich bei den Regierungsparteien dafür 
bedanken, dass sie schlussendlich die Einsicht dann walten haben lassen und dieses 
Kapitel in der Gleichstellung beibehalten wurde und damit unseren Kindern auch in 
Zukunft mit dem Teilungsschlüssel 19 erst etwas in der größeren Klassenverbandsituation 
beschert wird. 

Tatsache ist: wir unterrichten auch weiterhin mit 18 als maximale Schülergröße. Ein 
herzliches Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ)  

Die Situation, die die Volksgruppen insgesamt betreffen, sollte eigentlich von dem 
Anspruch getragen werden, wir wollen laufend besser werden. 

Diese Einsicht ist, glaube ich, hier mehr als angebracht und es gibt im 
gesamteuropäischen Kontext keine Insel der Seligen, die jetzt sagen kann, wir kommen 
mit unseren Volksgruppen beziehungsweise mit der Sprachvermittlung besser drüber als 
jetzt die burgenländischen Kroaten, die burgenländischen Magyaren oder jetzt die Roma. 

Tatsache ist auch, wir müssen uns vermehrt gemeinsam anstrengen und im 
Bewusstsein der öffentlich wirksamen medialen Darstellung nicht innehalten, sondern 
gerade dort sind wir gefordert nicht nur dazu zu stehen, die Volksgruppensprache zu 
sprechen, sondern es auch in der Vermittlung positiv rüber zu bekommen, wie ich es 
eingangs erwähnt habe, damit in Zukunft auch sowohl dem Kroatischen, dem 
Ungarischen als auch der Romanes Sprache eine positive Aussicht gewährt werden kann. 

Wenn wir in der identitätsstiftenden Form nicht innehalten, sondern weiterhin mit 
aller Kraft und allem Engagement versuchen unseren Volksgruppen einen festen 
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Stellenwert in unserer Gesellschaft zu vermitteln, dann hat auch dieses Budget 2014 die 
entsprechenden Rahmenbedingungen und dafür werden wir auch diesem Budget 
zustimmen. Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächster Redner hat sich Herr 
Landtagsabgeordneter Matthias Weghofer zu Wort gemeldet. 

Bitte Herr Kollege. 

Abgeordneter Matthias Weghofer (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Unsere Gesellschaft lebt von Menschen, die mehr tun 
als ihre Pflicht. Die Ehrenamtlichen und Freiwilligen (Heiterkeit beim Abg. Johann 
Tschürtz) - das ist nicht zum Lachen - leisten in den vielfältigsten Bereichen wichtige 
Beiträge für die Gesellschaft. Ohne deren Engagement wäre vieles nicht möglich.  

Im Burgenland engagiert sich jeder Dritte in Vereinen, in sozialen Organisationen, 
bei der Freiwilligen Feuerwehr oder beim Roten Kreuz. Zusammenhalt und Gemeinschaft 
zeichnen das Burgenland aus. 

Das spürt man auf allen Ebenen. Die Vereine übernehmen gerade bei der Jugend 
eine ganz wichtige Funktion. Die Jugendlichen lernen sich in der Gemeinschaft 
einzuordnen, Werte wie Fairness, Solidarität werden in den Vereinen vermittelt. Ohne das 
zahlreiche freiwillige Engagement wäre vieles nicht möglich und vor allem nicht 
finanzierbar. Ein Meilenstein war die Einführung der Spendenabsetzbarkeit vom 
damaligen Finanzminister der ÖVP, Dr. Josef Pröll. 

Seit 2009 können Spenden für Hilfsorganisationen wie die Caritas, das Rote Kreuz, 
Forschungsinstitute und Schulen abgesetzt werden. Seit 2012 sind auch Spenden für die 
Einrichtungen die Umwelt-, Natur- oder Artenschutz betreiben oder Tierheime führen 
absetzbar. Diese Absetzbarkeit von Spenden ist eine wichtige Honorierung dieses 
Engagements.  

Vor allem unsere Feuerwehren leisten hier wertvolle und unverzichtbare Arbeit im 
Dienste der Mitmenschen und der Gesellschaft. Die Feuerwehrkameraden und auch die 
Rot-Kreuz-Helfer stehen rund um die Uhr zur Verfügung, um im Notfall zu helfen und 
Menschenleben und Hab und Gut zu retten. 

Mein Dank gilt hier besonders unserem Feuerwehrreferenten Landeshauptmann-
Stellvertreter Mag. Franz Steindl, der sich für die burgenländischen Feuerwehren voll 
einsetzt. Er versteht die Feuerwehrkameraden und ist auch selbst seit über 40 Jahren 
aktiver Feuerwehrmann. (Beifall bei der ÖVP)  

Wichtig sind auch die zahlreichen Sportvereine im Burgenland, die Fußballvereine, 
Turnvereine, die Leichtathletikvereine, die Schiklubs, die Gymnastikvereine, die 
Tennisvereine, die Kegelvereine, die Sportschützen und so weiter. Im Burgenland sind 
über 1.100 Sportvereine aktiv tätig. 

Eine besondere Vielfalt stellt auch das Kulturleben im Burgenland dar. Das 
Burgenland gilt heute als das Kulturland schlechthin. Herr Landesrat, Du hast gewusst, 
dass ich von Dir rede. (Allgemeine Heiterkeit – Zwischenruf von Landesrat Helmut Bieler) 

Ohne das große ehrenamtliche Engagement, das in den Vereinen unseres Landes 
anzutreffen ist, wäre unser kulturelles Leben und gesellschaftliche Leben um vieles ärmer. 
Daher gebührt all Jenen, die in den Vereinen mit sehr viel Herz und Einsatz tätig sind, 
größter Dank und Anerkennung. (Beifall bei der ÖVP)  



5041 Burgenländischer Landtag, XX. Gesetzgebungsperiode - 43. Sitzung - Mittwoch, 16. Oktober und Donnerstag, 17. Oktober 2013 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die umfassende Dorferneuerung hat sich 
im Burgenland bestens bewährt. Viele Projekte konnten umgesetzt werden, die ohne 
Dorferneuerung nie zustande gekommen wären. Positiv an der Dorferneuerung ist, dass 
nicht von oben herab bestimmt wird was gebaut wird, sondern die örtliche Bevölkerung 
bringt von Beginn in Dorfgesprächen ihre Ideen ein. 

Seit 2007 orientiert sich die neue umfassende Dorferneuerung im Burgenland an 
den Vorgaben der Agenda 21, einem entwicklungs- und umweltpolitischen 
Aktionsprogramm der UNO für das 21. Jahrhundert. Ein hoher Stellenwert wird dabei auf 
Nachhaltigkeit und die Sicherung der Lebensgrundlage des Menschen über Generationen 
hinweg gelegt.  

Aus Mitteln der Europäischen Union, vom Bund und dem Land Burgenland werden 
für Entwicklung des Ländlichen Raumes von 2007 bis 2013 fast zehn Millionen Euro für 
die Burgenländische Dorferneuerung zur Verfügung gestellt. Durch die Dorferneuerung 
sind in den burgenländischen Gemeinden viele Projekte verwirklicht worden. 
Kinderspielplätze, Jugendplätze, energiesparende LED-Straßenbeleuchtung, 
Sportanlagen, Gemeindeschutzgebiete, Vereinshäuser, Informationsplätze und Dorfplätze 
sind gefördert worden. 

In meiner Heimatgemeinde in Wiesen wurden fünf Dorfgespräche abgehalten. Die 
Wiesener Bevölkerung brachte ihre Ideen, Vorschläge, Anregungen und Wünsche ein. 
Die Projekte der Bevölkerung wurden aufgegriffen und gemeinsam ein Zukunftsleitbild 
erstellt. Dieses Zukunftsleitbild wurde im Gemeinderat einstimmig beschlossen.  

In Wiesen wurden bereits über 50 Projekte aus den Dorferneuerungsgesprächen 
mit der Bevölkerung umgesetzt, darunter kleine Projekte wie zum Beispiel das 
„Hundesackerl“, aber auch große Projekte wie die Errichtung eines Dorfplatzes und eines 
Jugendplatzes. 

Mein Dank gilt hier vor allem den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Referates 
der Dorferneuerung. (Beifall bei der ÖVP) Sie sind sehr bemüht und beraten und 
unterstützen die Gemeinden bei der Umsetzung.  

Frau Landesrätin ich muss Ihnen hier sagen, das muss man sagen, Ihre Leute in 
der Dorferneuerung sind in Ordnung, dafür können Sie nichts, (Allgemeine Heiterkeit) 
aber trotzdem Sie sind in Ordnung. 

Die Dorferneuerung ist im Großen und Ganzen eine gute Sache und hilft den 
burgenländischen Gemeinden, Projekte umzusetzen. Die ÖVP stimmt dem Budgetpunkt 
Vereine und Dorferneuerung zu. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier (der den Vorsitz übernommen hat): Danke Herr 
Abgeordneter Weghofer. Es war wieder eine ausgezeichnete Darstellung. Ich darf als 
nächsten Redner Landtagsabgeordneten Mag. Kurt Maczek ans Rednerpult bitten.  

Bitte Herr Abgeordneter, Sie sind am Wort. 

Abgeordneter Mag. Kurt Maczek (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Kolleginnen und Kollegen! Wir haben schon heute des Öfteren gehört, dass mit 
diesem Budget die effiziente und nachhaltige Budgetgestaltung für den weiteren 
Aufschwung des Burgenlandes fortgesetzt wird. 

Das Budget 2014 steht nicht unter dem Motto „Sparen um jeden Preis“, sondern ist 
vom Bemühen geprägt, durch den wirksamen Einsatz von Landesmitteln nachhaltige 
Investitionen für die Burgenländerinnen und Burgenländer tätigen zu können. Auch die 
Dorferneuerung hat in den letzten Jahren nachhaltige Investitionen in unseren 171 
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Gemeinden, es waren insgesamt 140 Projekte, getätigt und in diesem Jahr hat auch das 
Burgenland 25 Jahre Dorferneuerung gefeiert. 

1991 wurden erstmals Förderkriterien landesgesetzlich verankert. Auf 
internationaler Ebene haben sich seit der Einführung der lokalen Agenda 21 im Jahr 1992 
bis heute mehr als 180 Staaten diesem Programm angeschlossen, auch die 
Burgenländische Dorferneuerung. Mit der aktuellen Förderperiode 2007 bis 2013 erlebte 
die Dorferneuerung einen großen Aufschwung.  

Die Dorferneuerung ist mittlerweile zu einem wichtigen Faktor im Burgenland 
geworden. Die Fördermittel in der Höhe von 9,8 Millionen Euro in dieser Förderperiode 
sind zur Gänze gut investiert. Die Verteilung sieht folgendermaßen aus: Im Norden des 
Landes rund 4,7 Millionen investiert, in der Mitte 1,6 Millionen, im Süden des Landes 3,5 
Millionen Euro. 

Mit mehr als 400 Einzelprojekten und rund 140 umfassenden 
Dorferneuerungsprozessen, ist die Dorferneuerung die größte Bürgerinitiative des Landes 
und darauf können wir besonders stolz sein. Die Dorferneuerungsprojekte sind wichtige 
Impulse für die ländliche Entwicklung und in diesem Sinne eine besonders sinnvolle 
Investition. Sie ist nicht nur ein wichtiger Faktor für die Lebensqualität der 
Burgenländerinnen und Burgenländer, sondern auch ein wichtiger Faktor für Wirtschaft 
und Beschäftigung. 

Dabei wurden auch auf die Einbindung der lokalen Bevölkerung unter dem Aspekt 
der Chancengleichheit für Frauen und Männer gesetzt. Die Burgenländische 
Dorferneuerung zielt auf die Erhaltung und Stärkung der Lebensqualität und der 
Standortqualitäten aller Regionen des Landes ab. Dabei sollen die Dörfer und Ortschaften 
in ihrer Eigenart als Wohn-, Arbeits- und Sozialraum in ihrer eigenständigen Kultur 
erhalten und gestärkt werden und die Lebensverhältnisse der Bevölkerung verbessert 
werden.  

Maßnahmen der Dorferneuerung sollen die wirtschaftliche Existenz der Dörfer 
stärken, sollen dazu beitragen die baulichen und kulturellen Eigenarten zu erhalten, die 
Eigenständigkeit der Dörfer stärken, sowie das dörfliche, soziale und kulturelle Leben 
fördern. Daher sollen die Maßnahmen auch dazu beitragen, die Abwanderung - und das 
ist ganz wichtig für das Burgenland vor allem im Süden - aus den Dörfern 
strukturschwacher Räume entgegen zu wirken oder den Herausforderungen dynamischer 
Entwicklungen in gestaltender Weise zu begegnen. 

Die Bilanz der Dorferneuerung 2007 bis 2013 kann sich sehen lassen: 140 von 171 
Gemeinden haben den umfassenden Dorferneuerungsprozess erfolgreich abgeschlossen. 
Über 25 Vereine sind in der Dorferneuerung aktiv, über 400 Projekte sind umgesetzt 
worden, eine breite Beteiligung der Bevölkerung bei den Prozessen hat stattgefunden und 
die 9,8 Millionen Euro an Fördervolumen entsprechen einer Wirtschaftskraft von zirka 30 
Millionen Euro. 

1,6 Millionen Euro sind in dieser Periode für energiesparende Maßnahmen, davon 
80 Prozent für LED- und Natriumdampflampen ausgegeben worden. Die TOP-10-
Förderungen in der aktuellen Förderperiode waren Mehrzweckbauten, Platzgestaltung, 
Straßenbeleuchtung, Friedhof und Kirchen, Sportstätten, Verkehrsberuhigung, 
Spielplätze, Grünraumgestaltung, Energie und e5-Programm.  

Leitbilder für die kommenden Jahre sehen Projekte in den Bereichen Generationen 
wie zum Beispiel Kinder und Jugend, Familie, Seniorinnen und Senioren, 
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Chancengleichheit, Kommunikation, Bildung, Integration und interkommunale Aktivitäten 
vor. 

Zur Umsetzung der Dorferneuerungsleitbilder wurden Maßnahmen mit 
Förderungen zwischen 30 und 60 Prozent der Gesamtprojektkosten unterstützt. Die 
Maßnahmen umfassen Nahversorgung, Ortsbildgestaltung, Mobilität, Bildung, 
interkommunale Zusammenarbeit Soziales, Energie und Umwelt, Sportstätten und 
Förderung der dörflichen Identität.  

Meine Damen und Herren! Wo soll nun der Weg der Dorferneuerung 2014 bis 2020 
hingehen? Auf Grund der Entwicklung des Leitbildes in den Gemeinden gilt es, die 
künftige Umsetzung der Dorferneuerung in den Gemeinden weiter voranzutreiben. 

Die Erfahrungen bei der Projektentwicklung und -umsetzung haben gezeigt, dass 
auf Gemeindeebene teilweise die Kompetenzen und vor allem die Kapazitäten zur 
Umsetzung von Dorferneuerungsprojekten fehlten. Es hat sich auch gezeigt, dass vor 
allem traditionelle Dorferneuerungsprojekte mit einem starken baulich-räumlichen und 
investiven Schwerpunkt realisiert wurden.  

Und es wird in Zukunft dringend notwendig sein, Rahmenbedingungen zu schaffen, 
die es ermöglichen, einen breiten Ansatz, in dem nachhaltig orientierte sozioökonomische 
und soziokulturelle und vor allem ökologische Projekte entwickelt und umgesetzt werden 
können, zu verfolgen. 

Die vier Säulen der umfassenden Dorferneuerung im Burgenland sind sozial 
ökonomisch, ökologisch und baulich nachhaltig. Und die haben sich als Ansatz in den 
letzten Jahren bewährt und sollen auch dementsprechend fortgesetzt werden. Bereits 
derzeit entwickeln die Gemeinden viele innovative Projekte. Innovativ im Einsatz von 
neuen Technologien. Innovativ im Zusammenhang mit der Einführung neuer Prozesse, 
dem Aufbau neuer Entscheidungsstrukturen, der Implementierung neuer 
Organisationsformen und der Entwicklung neuer integrativer Ansätze. 

Die gesellschaftlichen Entwicklungen, seien es demographische Veränderungen 
wie das Entstehen neuer Familienstrukturen, Neuanforderungen im Zusammenhang der 
Mobilität, erfordern in Zukunft neue Ideen und Projekte.  

Eine Herausforderung für die Zukunft und der zentralen Ziele der Dorferneuerung 
muss im Bereich der Chancengleichheit liegen, insbesondere der Aufmerksamkeit für die 
Frauen im ländlichen Raum, in der Kinder- und Altenbetreuung und vor allem die 
Versorgung steht hier in besonderer Weise auch im Vordergrund.  

Um all diese Forderungen durchsetzen zu können, muss es auch in Zukunft 
dementsprechende Förderungen geben. Und das sind die großen Herausforderungen, 
denen wir uns in den nächsten Jahren stellen müssen.  

Und es hat auch die Frau Landesrätin damals in Neutal bei der 25 Jahre-Feier 
gesagt, ich werde dafür kämpfen, wieder möglichst viele Fördergelder zur Verfügung 
gestellt zu bekommen. Und ich darf mich heute bei Dir, liebe Frau Landesrätin, bei 
Deinem Team für diese Arbeit, für diese nachhaltige Arbeit für unsere burgenländischen 
Gemeinden recht herzlich bedanken. (Beifall bei der SPÖ) 

Und ich glaube als Bürgermeister sagen zu können, wir sind über die Parteigrenzen 
hinaus gefordert, dass diese Dorferneuerung, dass dieser Dorferneuerungsprozess, der in 
140 Gemeinden durchgeführt worden ist, wo viele Leitbilder entstanden, dass das 
dementsprechend auch nachhaltig fortgesetzt wird.  
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Wir müssen gemeinsam anpacken, um auch dementsprechende Förderungen zu 
lukrieren. 

Meine Damen und Herren! Ich darf auch heute wiederum auf die ehrenamtliche und 
freiwillige Arbeit der Burgenländerinnen und Burgenländer in unseren Vereinen hinweisen. 
Wir wissen, Ehrenamt und Freiwilligkeit hat im Burgenland schon immer einen großen 
Stellenwert. Und Ehrenamt und Freiwilligkeit tragen wesentlich zu einer hohen 
Lebensqualität in unseren Gemeinde bei.  

So sind in mehr als 4.000 Vereinen rund 100.000 Burgenländerinnen und 
Burgenländer ehrenamtlich tätig. Ich darf diesen Burgenländerinnen und Burgenländern 
auch hier ein herzliches Dankeschön aussprechen.  

Ich darf mich auch bei unserem Landeshauptmann Hans Niessl recht herzlich 
bedanken, der stets für die Anliegen unserer Vereine ein offenes Ohr hat.  

Wir werden diesem Budgetposten Dorferneuerung und Vereine gerne zustimmen, 
denn Dorferneuerung und Vereine sind wichtige Gratmesser im Bereich unserer 171 
Gemeinden und sind auch wichtig, in Zukunft dementsprechend Unterstützung zu finden. 
(Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter Maczek. Als nächster 
Rednerin erteile ich von der Regierungsbank Landesrätin Verena Dunst das Wort. 

Bitte Frau Landesrätin. 

Landesrätin Verena Dunst (SPÖ): Herr Präsident! Hoher Landtag! Ja, es stimmt, 
der Abgeordnete Maczek hat es vorher betont, danke auch an den Abgeordneten 
Weghofer, dass die Dorferneuerung Partner der Gemeinden ist, das ist wichtig, das hat 
viel ausgelöst. Es war insgesamt, das wissen wir, über Umweltrentabilität ein Euro aus der 
Dorferneuerung, vier Euro insgesamt, das heißt, es hat 40 Millionen ausgelöst. 

Zum Zweiten wissen wir, dass das alles, der Herr Abgeordnete Maczek hat es ja 
vorher gesagt, regionale Wertschöpfung bringt. Heißt ausschließlich regionale Wirtschaft 
profitiert.  

Drittens, was mir wichtig ist zu sagen, aber auch das haben beide Herren gesagt, 
dass in Zukunft natürlich hoffentlich auch damit zu rechnen ist, dass im Bereich ELER und 
eine Säule von sechs Säulen ist ja die ländliche Entwicklung hier, ich weiterhin die 
Gemeinden im Burgenland unterstützen kann. 

Es gäbe viel zu tun. Die Gemeinden haben viele Aufgaben. Oft sind sie froh, wenn 
es hier Partner gibt für die Dorferneuerung, wo sie auch Unterstützung für den Alltag 
bekommen. Über Alterung der Menschen, der Bevölkerung und vieles andere mehr gibt 
Auftrag und Aufgabe. Zweite Geschichte. Kinderbetreuung. Auch das ist ein Thema heute 
gewesen.  

Ich bedanke mich für die Worte vom Landeshauptmann. Bildung beginnt im 
Bildungskindergarten, geht bis über die neue Mittelschule zu den großartig ausgebildeten 
jungen Menschen im Land. Ich glaube, das ist wichtig. 

Ich habe heute in der Früh in der Fragestunde ja bereits geantwortet, dass auch 
Frauen sehr viel und sehr gut profitieren können von der neuen Bildungschance des 
Burgenlandes, das sie hier vor Ort finden. Aber natürlich beide Geschlechter und sind wir 
ja froh darüber.  

Zum Dritten. Kinderbetreuung haben wir hoch gelobt, loben wir hoch, sind froh 
darüber, Österreichmeister und so weiter in der Drei- bis Sechsjährigen-Liga zu sein. 
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Zweitens, wir erreichen fast das Lissabon-Ziel mit 33 Prozent in der 
Kinderbetreuung bis Dreijährige. Aber ich möchte diesen Budgetlandtag auch dazu nützen 
um nochmal das zu wiederholen, was ich heute in der Fragestunde kurz angesprochen 
habe, wir müssen natürlich darauf achten, Kinderbetreuungsvereinbarkeit hört nicht mit 
sechs Jahren auf, wir müssen achten, dass es ganztägige oder wie auch immer geartete 
Schulformen und Nachmittagsbetreuung gibt.  

Wichtig sind natürlich auch Ferienbetreuungen, denn keine Eltern oder fast keine 
Eltern haben acht und zehn Wochen Urlaub. Ich denke, dass kann eine schöne nächste 
Aufgabe werden. 

In diesem Sinne herzlichen Dank, dass Sie diesem Budgetkapitel jetzt Ihre 
Zustimmung geben. Alles Gute! (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Landesrätin. Als Nächster zu Wort 
gemeldet ist der Landtagsabgeordnete Mag. Christian Sagartz, BA. 

Bitte Herr Abgeordneter, Sie sind am Wort.   

Abgeordneter Mag. Christian Sagartz, BA (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Zum Thema Kultur und zu den dazugehörigen 
Budgetkapiteln darf man festhalten, das Burgenland ist ein sehr vielfältiges Land.  

Schon dadurch bedingt, dass wir auch viele kulturelle Schwerpunkte unserer 
Volksgruppen, unserer Minderheiten im Land aufweisen. Und ich glaube, das ist ein tolles 
Markenzeichen geworden, dass gerade in diesem Bereich, wo die Minderheiten und 
Volksgruppen unseres Landes Akzente setzen, wir eine Bereicherung erleben dürfen. 

Das ist ein Mehrwert, den andere Bundesländer nicht haben. Auf den sollten wir zu 
Recht stolz sein und den sollten wir auch versuchen, wo es geht, herauszustreichen. Ich 
kann da nur an die Wortmeldungen im vorigen Budgetthema der Volksgruppen erinnern.  

Wir haben auch mehrere Kulturzentren, die die Möglichkeit bieten, 
unterschiedlichste Veranstaltungen zu genießen. Einerseits durch das eigene Programm 
der Burgenländischen Kulturzentren, ob das jetzt im Bereich der Kabaretts ist, ob das jetzt 
bei Theaterworkshops ist, oder ob das ganz einfach bei musikalischen Veranstaltungen 
ist, da bieten die Burgenländischen Kulturzentren ein breites Spektrum.  

Natürlich das Flaggschiff in Eisenstadt, modernst eingerichtet, neu errichtet. Muss 
man natürlich auch von zwei Seiten betrachten. Die enormen finanziellen Investitionen, 
die dort getätigt worden sind, haben natürlich auch an uns politisch Verantwortliche den 
Auftrag gerichtet, dafür zu sorgen, dass ein derartig tolles Programm zustande kommt, 
dass möglichst viele Besucherinnen von Nah und Fern, insbesondere natürlich auch aus 
der Landeshauptstadt selbst, in diese Kulturzentren, in diese Veranstaltungsstätten 
finden. 

Ein großes Plus ist, und das kann man, glaube ich, auch sagen, wenn man nicht 
sehr oft in den Kulturzentren zu Gast ist, dass auch die Galerien, ob das jetzt in 
Mattersburg die Artbox ist oder jetzt generell die Landesgalerie im Kulturzentrum in 
Eisenstadt integriert sind, das ist ein großes Plus, das regt natürlich auch jene Besucher 
an, die sich nur an die Veranstaltungen innerhalb der Kulturzentren orientieren, dass sie 
eben auch die Landesgalerie oder die Artbox besuchen.  

Ich glaube, das ist ein Mehrwert, dazu ist zu gratulieren und ich hoffe nur, in einer 
gemeinsamen Anstrengung vom Land, vielen Privaten und anderen Kulturschaffenden, 
dass wir es weiterhin zustande bringen, dass unsere Kulturzentren lebendige Orte sind für 
Kulturschaffende und Kultursuchende im Burgenland. (Beifall bei der ÖVP) 
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Die Initiative „Zooming culture“ mit dem fünf Jahresjubiläum, wo hier auch eine tolle 
Broschüre entstanden ist, sehr schwarz, Herr Landesrat übrigens gehalten, mit tollen 
Projekten zeigt, wie wichtig die Fotografie, wie wichtig auch Fotografen in diesem Land 
geworden sind, wo man hier auch sieht, wie viele innovative junge Menschen es gibt. Ob 
das jetzt Einzelbilder oder ganze Serien, ich glaube „Zooming culture“ bietet vielen jungen 
Menschen gerade im Bereich der Fotografie die Chance, sich weiterzuentwickeln. 

Ich möchte hier auch einhaken, dass es tolle Kombinationsmöglichkeiten gibt. Auf 
der einen Seite die Angebote im Bereich des Kulturreferates, aber auch die Angebote mit 
dem Landesjugendkulturpreis, den das Landesjugendreferat ausschreibt. Auch hier immer 
wieder tolle Möglichkeiten, sich als junger Künstler zu positionieren, dass als Plattform, als 
Sprungbrett zu nutzen, sich innerhalb der Kulturschaffenden des Landes einen Namen zu 
machen und vielleicht auch den Sprung über die Landesgrenzen hinaus zu schaffen. 

Ich denke mir, beide Initiativen verdienen unsere Anerkennung und ich hoffe mir, 
dass sie auch in Zukunft weitergetragen werden und danke den verantwortlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der jeweiligen Abteilungen für ihren Einsatz. (Beifall bei 
der ÖVP) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte auch ganz bewusst auf kleine 
Initiativen eingehen. Ich glaube, dass unser Land eine vielfältige Ausprägung hat von 
Kleinstinitiativen, wir haben dieser Tage den Kulturbericht 2012 bekommen. Ich habe ihn 
genau durchgesehen und das Zahlenwerk belegt ja eindeutig, wenn man hier die 
Fördersummen ansieht. Es sind nicht immer die großen Beträge, die es Kulturschaffenden 
in diesem Land ermöglichen, sich zu entfalten. Oft sind es wenige Hundert Euro, die den 
Startschuss geben, etwas Neues zu etablieren.  

Und ich glaube, dass es auch hier an allen liegt, ob das jetzt der Förderbereich ist, 
der vom Kulturlandesrat kommt, ob das aus den Fördermitteln des Jugendreferates 
kommt oder aus der Vereinsförderung vom Landeshauptmann und vom 
Landeshauptmann-Stellvertreter. Viele tragen dazu bei, dass es ein sehr buntes und sehr 
vielfältiges Kulturbild in diesem Land gibt. 

Eine Gruppe möchte ich besonders hervorheben. In vielen Bereichen hat sich 
traditionelle Musik, Blasmusik in dem Fall, in unseren Gemeinden auch stark verändert. 
Wir haben einen großen Professionalisierungsschub erlebt. Ich glaube, dass hier der 
Burgenländische Blasmusikverband einen wichtigen Anteil hat bei seiner Bildung und 
Jugendarbeit, dass hier auch die Musikschulen ein wichtiges Standbein für diese kulturelle 
Entwicklung des Landes darstellen.  

Und ich möchte allen gratulieren. Es gibt eine wunderbare Jugendarbeit. Und ich 
glaube, es richtig im Kopf zu haben, außer bei der Jugendfeuerwehr gibt es keine 
ähnliche Zuwachsraten bei jungen Menschen innerhalb von Vereinen, wenn man hier den 
Vergleich zieht zum Jugendblasmusikbereich und zu den Orchestern in allen unseren 
Gemeinden.  

Ich gratuliere den Verantwortlichen und hoffe von ganzem Herzen, dass diese 
Kulturinitiativen auch Früchte weit über unser Land hinaus tragen. 

In diesem Zusammenhang darf ich auch ein herzliches Dankeschön aussprechen 
an alle Mitarbeiter der angesprochenen Abteilungen. Ich glaube, es ist auch ein sehr 
wichtiger Beitrag, dass Menschen, die in diesem Land an Kultur interessiert sind, 
Kulturschaffende sind, dass sie auch Ansprechpartner haben.  

Ich glaube, das hat sich auch in den letzten Jahren durch die Veränderungen, sei 
es jetzt beim Kulturservice oder bei den Kulturzentren, stark verbessert und 
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weiterentwickelt. Dazu gratuliere ich und bedanke ich mich für den Beitrag aller 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter Sagartz. Als nächstem 
Redner erteile ich Landtagsabgeordneten Günter Kovacs das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter.  

Abgeordneter Günter Kovacs (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 
Kolleginnen und Kollegen! Hohes Haus! Lassen Sie mich vorweg eines betonen und im 
Namen von unserem Kulturlandesrat Helmut Bieler versprechen. Das Burgenland bleibt 
ein verlässlicher Partner für die Künstlerinnen und Künstler und allen Kulturschaffenden. 
Wir bekennen uns zur Förderung von kulturellen Aktivitäten auch in wirtschaftlich 
angespannten Zeiten. Kunst und Kultur müssen wir als Fundament unserer Gesellschaft 
verstehen, als wichtiger Eckpfeiler zur Sicherung unserer Lebensgrundlage und 
Demokratie. 

Es muss uns aber auch bewusst sein, dass die Kultur als Wirtschaftsfaktor und 
identitätsstiftendes Merkmal unseres Landes eine nicht unbedeutende Rolle spielt. All 
diese Gesichtspunkte sind zu berücksichtigen, wenn wir über die rund 22,4 Millionen Euro 
aus dem Kulturbudget reden, mit denen rund 900 Projekte unterstützt werden.  

Projekte, die diese Unterstützung verdienen, weil sie die Breite und Vielfalt des 
kulturellen Lebens zum Ausdruck bringen und einen wertvollen Beitrag für die 
Lebensqualität in unserem Land auch leisten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir über wertvolle Beiträge im 
reichhaltigen Kulturleben des Landes sprechen, darf eine Rückschau auf den 
Festivalsommer einfach nicht fehlen. Auch wenn, vor allem bedingt durch die schwierigen 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, vereinzelt Rückgänge bei den Besucherzahlen zu 
verzeichnen sind, trugen die Festivals mit ihren beeindruckenden Aufführungen wieder 
dazu bei, dass sich das Burgenland als Kulturland über die Grenzen hinaus einen Namen 
gemacht hat. 

Vergessen wir nicht, 536.000 Besucher ist ein hervorragendes Ergebnis und vor 
allem tragen sie zur Belebung der heimischen Wirtschaft und des Tourismus bei. Und 
dafür möchte ich den Intendanten und Kulturschaffenden des Landes meinen Dank 
aussprechen. (Beifall bei der SPÖ) 

Wenn wir vom Kulturland Burgenland sprechen, dann dürfen wir uns natürlich nicht 
auf die Sommerfestivals und die zahlreichen sehenswerten Ausstellungen in unseren 
Museen und Galerien beschränken, sondern dürfen nicht auf die zahlreichen kleinen, es 
wurde schon vorher erwähnt, und alternativen Kulturinitiativen und Projekte vergessen, 
die erst die Vielfalt ausmachen.  

Lassen Sie mich dabei einige wichtige Schwerpunkte herausgreifen, die man unter 
dem Überbegriff Förderung von junger innovativer Kunst stellen kann. Initiative - es wurde 
kurz vorher erwähnt - Zooming culture, die heuer bereits das fünfjährige Jubiläum feiert 
und auf ein entsprechend umfangreiches Programm zurückblicken kann. 

Eines kann man erfreut feststellen, diese Plattform für zeitgemäße Jugendarbeit hat 
sich bewährt. Junge Burgenländerinnen und Burgenländer wurden bei der Ausübung ihrer 
kreativen Tätigkeit unterstützt. Um mit den jungen Kreativen zeitgemäß zu 
kommunizieren, wurde ein App entwickelt, der den Zugang zu Förderung und Stipendien 
sowie Informationen über Zooming culture vereinfacht. Der Höhepunkt wird auch wieder 
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das Zooming culture-Festival sein, das am 16.11.2013 in Oberwart über die Bühne gehen 
wird. 

Wenn Sie an Jugendkultur interessiert sind, dann kann ich Ihnen nur den Tipp 
geben, schauen Sie sich das an und lassen Sie mich noch eine kurze Brücke schlagen 
von einer vorbildhaften Jugendkulturinitiative zu einer übergreifenden Institution, deren 
Leistungen seit ihrer Gründung im Jahr 2009 für Burgenlands Kulturbetriebe von 
unschätzbarem Wert war und deshalb nicht unerwähnt bleiben darf.  

Die Kulturservice Burgenland GmbH, auch vorher kurz erwähnt, eine Plattform, die 
vor allem die Möglichkeit der Vernetzung der Kultureinrichtungen sowie eine noch bessere 
und effizientere Vermarktung des Standortes Burgenland als Kulturland nach außen hin 
schafft. 

Diese Serviceeinrichtung für die Kulturbetriebe kann bereits auf herzeigbare Erfolge 
verweisen. Unter anderem die Entwicklung eines gemeinsamen Ticketings der großen 
Kulturveranstalter, die Internetpräsentation von Kultur Burgenland oder die jährlich 
aktualisierte Kulturkarte Burgenland, die einen perfekten Überblick über die Festivals, die 
Veranstaltungszentren und die Museen, Galerien und Kulturdenkmäler bietet. Während in 
anderen Bundesländern Karten über Skipisten erzeugt werden, kann das Burgenland mit 
diesen Kulturlandeskarten super auftrumpfen. 

Wir dürfen auf das kulturelle Geschehen im Burgenland stolz sein, das von den 
großen Festivals genauso bestimmt wird, wie von den regionalen und lokalen Initiativen, 
den Künstlerinnen und Künstlern in den diversen Spaten der Architektur, den 
Bildungseinrichtungen und den Volksgruppen und natürlich dem großen und wichtigen 
Bereich der Volkskultur mit den Musikkapellen, Volkstanzgruppen, Amateurgruppen und 
den Chören. 

In diesem Zusammenhang möchte ich den Verantwortlichen für den diesjährigen 
Schwerpunkt „Burgenland singt“ gratulieren. Auch wenn wir uns noch auf einige 
Veranstaltungen freuen dürfen, kann man jetzt schon eine erfreuliche Bilanz ziehen. Ziel 
war es, die Burgenländerinnen und Burgenländer zum Mitsingen motivieren und das ist 
jetzt schon gelungen.  

Ich möchte abschließend Dir, Herr Kulturlandesrat Helmut Bieler, für das 
ausgewogene Kulturbudget danken, das beste Rahmenbedingungen für die 
Kunstschaffenden des Landes schafft und weiterhin die Position als Kulturland festigt. 

Herzlichen Dank! Wir werden dem Budget zustimmen. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter Kovacs. Von der 
Regierungsbank zu Wort gemeldet hat sich Landesrat Bieler gemeldet. 

Bitte Herr Landesrat. 

Landesrat Helmut Bieler (SPÖ): Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich darf mich wirklich für die seriösen und sehr guten und 
ausgewogenen Debattenbeiträge zum Kultur- und Kunstgeschehen des Landes bedanken 
und ich darf mich speziell beim Abgeordneten Sagartz dafür bedanken, dass er wirklich 
ähnlich wie die Frau Abgeordnete Helga Braunrath das in bewährter Art und Weise und 
sehr fundiert gemacht hat, auch dieses Mal sehr gut gemacht hat. Danke schön! (Beifall 
bei der SPÖ und ÖVP) 

Genauso beim Abgeordneten Kovacs, der sich immer dafür interessiert und auch 
recherchiert und genau um das Kulturgeschehen Bescheid weiß und daher auch so eine 
fundierte Rede halten kann. Recht herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ) 
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Ich nehme natürlich auch sehr gerne zur Kenntnis, dass heute gerade, was das 
Kulturgeschehen im Burgenland betroffen hat, sehr viel Lob ausgesprochen wurde, eine 
sehr gute Entwicklung attestiert wurde und dass es uns in den letzten Jahren gelungen ist, 
die Schiene Kultur, Wirtschaft und Tourismus zu beleben, zeigt ja, dass es hier 
angekommen ist, in den Köpfen der Beteiligten auch von Seiten der Wirtschaft hier, 
Notwendigkeiten zu sehen und mitzuarbeiten. Es wird auch notwendig sein, ich werde 
dann in einem Punkt darauf zurückkommen. 

Lassen Sie mich kurz auf die Budgetsituation eingehen. Wir haben im Budget 2014 
zirka 25,3 Millionen Euro für Kunst, Kultur und Kultus vorgesehen. Da ist aber auch 
Personal enthalten. Personalkosten für Konservatorium, für Musikschulen und anderes. 
Es ist aber auch die Fachhochschule enthalten, weil Wissenschaft hier ebenfalls dabei ist. 

Das heißt, für die Abteilung 7 bleiben zirka 17 Millionen Euro inklusive dieser drei 
Millionen Euro rund für die Fachhochschule übrig. Das heißt, wir haben einen sehr 
sparsamen Umgang mit den finanziellen Mitteln und müssen jetzt allerdings zur Kenntnis 
nehmen, dass wir mit diesem sparsamen finanziellen Rahmen bei den momentanen 
Entwicklungen der großen Sommerfestivals leider nicht eingreifen können. 

Wir haben die Erfahrung gemacht, dass bei Mörbisch und St. Margarethen allein im 
heurigen Jahr 50.000 Besucher weniger waren. 20.000 in Mörbisch, 30.000 in St. 
Margarethen. Und wenn dieser Trend anhält, heißt das, dass man auf die herkömmliche 
Art und Weise nicht jedes Jahr zwei, drei Millionen abdecken kann, weder aus 
Subventionen, noch aus Rücklagen der jeweilig Beteiligten. 

Das heißt, es ist notwendig, in Zusammenarbeit aller Kräfte im Land, Kultur 
Marketing, Tourismus, Öffentlichkeitsarbeit, Medien, hier schauen, dass die 
Zuschauerzahlen mittelfristig und kurzfristig höher werden, damit wir die 
Produktionskosten abdecken können, weil es nicht möglich ist, auf eine längere Zeit 
hinweg, einen Abgang von mehreren Millionen Euro hier zu produzieren. 

Das ist eine Herausforderung, der wir uns stellen müssen und die wir auch 
annehmen müssen. Auf der anderen Seite sind wir natürlich sehr bemüht, Synergien zu 
nutzen, das Geld richtig einzusetzen.  

Wir haben bei KSB und bei Kulturzentren jetzt in Personalunion einen neuen 
Geschäftsführer, Dr. Kuzmits, der hier die Ausschreibung, das Hearing gewonnen hat und 
einstimmig von der Regierung beschlossen wurde, und es gibt einen Geschäftsführer, der 
sowohl die Schlossspiele Kobersdorf als auch die Franz Liszt Gesellschaft in der 
Geschäftsführung leitet. Das ist der Mag. Mersich, der ebenfalls einstimmig von den 
Beteiligten, den Intendanten Kutrowatz, Wolfgang Böck und von dem Fachpersonal hier 
bestätigt wurde.  

Das heißt, sehr gute Voraussetzungen, um hier bestmöglich die Kulturarbeit zu 
koordinieren und weiter zu entwickeln. 

Was Wissenschaft betrifft, ich habe es heute schon einmal gesagt und möchte es 
nochmals sagen, weil es eben zum Budget dazukommt, haben wir auf der einen Seite 
jetzt neu im Budget - für 2013 sind es lediglich 600.000 Euro, für 2014 und dann auch für 
2015 sind es dann jeweils 2,7 beziehungsweise 2,8 Millionen Euro, die dann neu im 
Nachtrag beziehungsweise für 2015 kann man es dann von Haus aus schon dazu geben, 
aber für 2013 und 2014 im Nachtrag beschlossen werden müssen. Das sind aber keine 
Mehraufwendungen, sondern durch die Mehreinnahmen der Rücklagen aus der 
Fachhochschule abgedeckt.  
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Das heißt, es ist keine Ausweitung des Budgets in dem Sinne, sondern wird durch 
die Rücklagenzuführung an das Land bedeckt und daher auch in der Regierung so 
beschlossen und zur Kenntnis genommen worden. 

Die Schwerpunkte der nächsten Zeit sind natürlich Stärkung der Festivals, wie ich 
es vorhin angesprochen habe, aber auch im Bereich Jahresthema - Jahr der Baukultur -, 
wo wir mit den Architekten, wo wir mit vielen, die im Bau zu tun haben, dieses Jahr 2014 
in den Mittelpunkt stellen wollen und hier viele Projekte umsetzen wollen. 

Natürlich genauso wie hunderte Kleinprojekte der Kulturinitiativen, der Kultur- und 
Kunstschaffenden. Es ist heute schon Zooming culture als das Jugendkulturprojekt 
genannt worden. Ich möchte das gar nicht weiter ausführen. Allein die Tatsache, dass 
dieses Fünfjahresjubiläum mit einer Ausstellung „Bilder im Kopf“ gefeiert wurde, sagt ja 
schon sehr viel aus.  

Es sind nicht nur die Bilder, die bei den Künstlern im Kopf entstanden sind, als sie 
die Fotos gemacht haben, sondern auch die Bilder, die bei den Zuschauern entstehen, 
wenn sie die Ausstellung betrachten. Und genau das ist die Intention der Kunst- und 
Kulturarbeit, dass hier Innovation, Kreativität gefördert wird und Bilder entstehen, wie die 
Gesellschaft verändert werden kann. Danke. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Landesrat Bieler! Da niemand mehr zu 
Wort gemeldet ist, kommen wir zur Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die der Gruppe 2 in 
der vorliegenden Fassung ihre Zustimmung erteilen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Gruppe 2 ist somit in der vorliegenden Fassung mehrheitlich angenommen. 

Es folgt nun die Abstimmung über die Gruppe 3. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die der Gruppe 3 in 
der vorliegenden Fassung ihre Zustimmung erteilen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Gruppe 3 ist somit in der vorliegenden Fassung mehrheitlich angenommen. 

III. Teil 

Gruppe 4: Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung 

Gruppe 5: Gesundheit. 

Präsident Gerhard Steier: Wir kommen zur Beratung des III. Teils des 
Voranschlages. Er umfasst die Gruppen 4, Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung, und 
5, Gesundheit. 

Das Wort hat wieder der Herr Generalberichterstatter Landtagsabgeordneter 
Robert Hergovich. 

Bitte Herr Generalberichterstatter. 

Generalberichterstatter Robert Hergovich: Herr Präsident! Hohes Haus! Meine 
Damen, meine Herren! Die Regierungsvorlage sieht für die Gruppe 4, Soziale Wohlfahrt 
und Wohnbauförderung, Einnahmen in der Höhe von 149.900.500 Euro und Ausgaben in 
der Höhe von 285.983.000 Euro im ordentlichen Haushalt vor. 

Die Gruppe 5, Gesundheit, sieht im ordentlichen Haushalt Einnahmen in der Höhe 
von 100.877.500 Euro und Ausgaben in der Höhe von 186.447.700 Euro vor. 
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Namens des Finanzausschusses beantrage ich daher, die Einnahmen und 
Ausgaben der Gruppe 4 sowie die Einnahmen und Ausgaben der Gruppe 5 unverändert 
anzunehmen. 

Ich stelle den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, die Gruppen 4 und 5 
unverändert anzunehmen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter. Ich darf als erstem Redner 
Landtagsabgeordneten Rudolf Geißler das Wort erteilen. 

Herr Landtagsabgeordneter, Sie sind am Wort. 

Abgeordneter Rudolf Geißler (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 
Kolleginnen und Kollegen! Beschäftigung beziehungsweise Arbeitslosigkeit sind höchst 
soziale Themen. Ich darf daher kurz auf einige Vorredner eingehen. Die Jubelmeldungen 
der Kollegen Friedl und Trinkl kann ich diesbezüglich nicht teilen, was die Ziffern 
hinsichtlich Jugendarbeitslosigkeit betrifft.  

Natürlich kommt es immer auf den Vergleich an. Wenn wir uns mit Spanien 
vergleichen, wenn wir uns mit Griechenland vergleichen oder Italien, so stehen wir 
österreichweit hier sehr gut da. 

Wenn wir aber einen Bundesländervergleich anstellen zwischen Burgenland und 
den anderen österreichischen Bundesländern, dann sieht es schon etwas anders aus. Ich 
darf hier die Statistik des AMS zitieren, Stand Ende August 2013, und zwar die 
Arbeitslosenquote der bis zu 25-Jährigen: Burgenland weist eine Quote bei dieser Ziffer 
von 8,8 Prozent auf, Kärnten von 8,1 Prozent, Niederösterreich von 8,1, Oberösterreich 
von 5,9, Salzburg von 4,5, Steiermark von 7,2, Tirol von 5,2, Vorarlberg von 5,4 und Wien 
von 11,7 Prozent auf.  

Es kann schon sein, dass sich hier im Laufe eines Monats bis Ende September hier 
geringfügige Verschiebungen ergeben haben, die aber im Zehntelprozentpunktbereich 
liegen. Österreichweit stehen wir also nicht so toll da. Wenn wir beim Budget von sparen 
reden, müssen wir natürlich auch unterscheiden, wo geht es dabei um Ausgaben mit 
gesetzlichen Ansprüchen und wo geht es um Ermessensausgaben. (Zwiegespräche in 
den Reihen der Abgeordneten) 

Einfach den Sparstift anzusetzen und quer durch den Gemüsegarten zu streichen 
kann nicht funktionieren, denn spätestens beim Rechnungsabschluss wird dann die 
Rechnung präsentiert. Nachdem es hier heute um eine Budgetdebatte geht, möchte ich 
auch zu einzelnen Zahlen Stellung nehmen.  

Wenn wir nun die Budgetzahlen 2014 mit jenen vom Voranschlag 2013 
vergleichen, so sticht ins Auge, dass Sparen im Sozialbereich offensichtlich nicht so 
einfach ist. Die Ausgaben der Gruppe 4, sprich Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung, 
betragen 285,9 Millionen Euro. Wenn man die Wohnbauförderung abzieht, betragen die 
Ausgaben für Soziales noch immer 163,4 Millionen Euro, im Vorjahr waren es 147,5 
Millionen Euro. Das ist ein Plus von 15,9 Millionen Euro oder in Prozenten ausgedrückt, 
ein Plus von 10,8 Prozent gegenüber dem Vorjahr. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten) 

Die Ausgaben der Sozialen Wohlfahrt machen somit 15,3 Prozent der 
Gesamtausgaben des Budgets 2014 aus, im Vorjahr waren es noch 14 Prozent. Bei den 
Einnahmen ist eine Steigerung von 90,2 auf 104,5 Millionen Euro angenommen worden. 
Das entspricht einer Einnahmensteigerung von 15,8 Prozent und entspricht 9,8 Prozent 
der Budgetgesamteinnahmen. Bei Gegenüberstellung der Einnahmen mit den Ausgaben 



5052 Burgenländischer Landtag, XX. Gesetzgebungsperiode - 43. Sitzung - Mittwoch, 16. Oktober und Donnerstag, 17. Oktober 2013 

 

ergibt sich für die Soziale Wohlfahrt somit ein Abgang von 58,8 Millionen Euro. Das ist 
eine Steigerung um 2,8 Prozent gegenüber dem Jahr 2013.  

Bei der Betrachtung des Sozialbudgets in den einzelnen Positionen habe ich die 
Bereiche Arbeitnehmerförderung, die Qualifikationsförderung, die Familienförderung und 
Frauenförderung außer Acht gelassen. Darüber werden meine Kollegen Sulyok und 
Gottweis noch Debattenbeiträge liefern. 

Den größten Anteil machen naturgemäß die Anstaltsunterbringungen für 
Pflegeheime aus. Die Steigerung von 56 auf 60,7 Millionen Euro bedeutet eine 
prozentmäßige Zunahme von 8,5 Prozent. 

Meine Damen und Herren! Wir brauchen uns nichts vormachen. Hier wird es auch 
in den nächsten Jahren weitere Steigerungsraten geben, außer man schafft keine 
zusätzlichen stationären Angebote. Dies wird aber nicht funktionieren, denn der in der 
letzten Landtagssitzung diskutierte Sozialbericht hat gezeigt, dass im Nordburgenland, 
und hier speziell im Bezirk Neusiedl am See, durchaus noch ein Aufholbedarf gegeben ist 
und das Angebot an stationären Betten unter dem burgenländischen Durchschnitt liegt. 

Um aber den Zuzug zur stationären Pflege nicht überdimensional anwachsen zu 
lassen, sind Gegensteuerungsmaßnahmen notwendig. Ich halte es daher für richtig, dass 
der Bereich der Hauskrankenpflege weiter aufgewertet wird. (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten)  

Durch die Hinzunahme der Seniorentagesbetreuung stehen gegenüber dem 
Vorjahr um 2,6 Millionen mehr zur Verfügung. Von 7,1 wurde auf 9,7 Millionen Euro 
aufgestockt. Der prozentuelle Zuwachs von 36 Prozent hört sich zunächst sehr gigantisch 
an, im Vergleich zu den Anstaltskosten sind es nominell aber doch vertretbare Summen. 

Ebenso wurde der Bereich Pflegesicherung von 1,6 auf 2,3 Millionen Euro 
verstärkt. Das wäre eine 43-prozentige Erhöhung der Dotation. Das klingt noch schlimmer, 
aber diese Steigerung ist vor allem auf die stärkere Inanspruchnahme der 24 Stunden-
Pflege zurückzuführen und, meiner Meinung nach, vom Lenkungseffekt her, richtig 
disponiert.  

Nachdem das Thema Angehörigenregress ganz offensichtlich überhaupt keinen 
gesellschaftlichen Konsens findet, wird sich die Politik wohl andere Gedanken über die 
Finanzierung machen müssen. Denn eines ist klar: Irgendwann stoßen wir an die Grenzen 
der Finanzierbarkeit. 

Die Kollegin Klaudia Friedl hat schon bei der letzten Budgetdebatte vor einem Jahr 
die Überlegung angestellt, den 13. und 14. Pensionsbezug in den Kostenersatz 
miteinzubeziehen. Ich denke, das wäre zumindest einmal eine tiefergehende Diskussion 
wert. Gehört habe ich aber leider in den letzten zwölf Monaten nichts mehr davon. 

Für Diskussionen sorgt auch immer wieder die bedarfsorientierte Mindestsicherung. 
Die Kosten steigen hier von 5,5 auf 6,2 Millionen Euro oder um 12,7 Prozent. Das ist zwar 
nicht unbedingt erfreulich, aber mein einziger Kritikpunkt bezieht sich nicht vordergründig 
auf die Steigerung, sondern, wie schon im Prüfbericht des Landes-Rechnungshofes und 
ebenso im letzten Sozialbericht klar zum Ausdruck kam, auf die sehr unterschiedliche 
Handhabung zwischen den einzelnen Bezirken. Ich denke, diese extremen 
Schwankungen hat noch eigentlich niemand erklären können. Vielleicht gibt es da noch 
Einsparungspotentiale. 

Zitieren möchte ich auch eine Studie der Statistik Austria zum Thema „Armut und 
soziale Eingliederung in den Bundesländern“, die im Mai 2013 herausgegeben wurde. 
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Demnach liegt die Armuts- und Ausgrenzungsgefährdung in Österreich bei 18,1 Prozent 
der Bevölkerung. Im Burgenland erreichen wir mit 14,3 Prozent im Bundesländervergleich 
nach Niederösterreich den zweitbesten Wert. Dass Wien mit den meisten BMS-Beziehern 
auch die höchste Armutsgefährdung hat liegt natürlich auf der Hand. 

In einem weiteren Bereich, nämlich der Behindertenhilfe, haben wir Ausgabenseitig 
ebenfalls erklägliche Steigerungsraten, nämlich, von 38,5 auf 43,1 Millionen Euro. Das 
entspricht einem Anstieg von 11,9 Prozent. In der Jugendwohlfahrt müssen wir mit 
Mehrausgaben von 1,8 Millionen Euro rechnen. Auch hier sind in erster Linie die 
stationären Maßnahmen dafür verantwortlich. 

Nun auch ein kurzer Blick auf die Einnahmenseite des Voranschlages. In der 
Allgemeinen Sozialhilfe werden die Einnahmen um 6,5 Millionen Euro höher sein. 
Allerdings sind in diesen Mehreinnahmen auch die Gemeindebeiträge enthalten, die von 
18,6 auf 19,3 Millionen Euro steigen sollen, also ein Plus von 3,8 Prozent.  

Etwas überrascht haben mich die Einnahmen bei der bedarfsorientierten 
Mindestsicherung. Als Ersätze für zu Unrecht bezogene Leistungen aus der BMS von 
Unterstützten und aus Ersätzen von anderen Sozialhilfeträgern wurde insgesamt ein 
Betrag von 2 Millionen Euro angenommen. Das finde ich sehr ambitioniert. 

Es soll so sein, ich lasse mich gerne überraschen, wenn das auch dann tatsächlich 
so eintritt. Bei der Behindertenhilfe ist eine Einnahmensteigerung von 23 auf 26,1 
Millionen Euro oder ein Plus von 13,5 Prozent angenommen. Auch hier erhöhen sich die 
Gemeindebeiträge von 15,5 auf 17 Millionen Euro oder um 9,7 Prozent.  

Schließlich haben wir die Jugendwohlfahrt, wo ebenfalls von Mehreinnahmen 
ausgegangen wird und zwar um 1,1 Millionen Euro von 11 auf 12,1 Millionen Euro. Die 
Gemeindebeiträge werden sich in diesem Bereich von 9,6 auf 10,2 Millionen Euro oder 
um 6,3 Prozent erhöhen. 

Meine Damen und Herren! Man sieht ganz deutlich, nicht nur das Land, auch alle 
171 Gemeinden des Burgenlandes haben eine gewaltige finanzielle Last zu tragen, um 
dieses Budget finanzieren zu können. Ich möchte daran erinnern, dass im Herbst 2010 
eine Arbeitsgruppe mit Vertretern des Landes und der Gemeindeverbände installiert 
wurde, um die laufende Entwicklung zu beobachten und allfällige 
Gegensteuerungsmaßnahmen zu entwickeln. 

Ich begrüße natürlich diese Einrichtung. Wie oft sie aber einberufen wurde, Herr 
Landesrat, darüber können Sie dann vielleicht in Ihrer Stellungnahme Antwort geben. 

Das Ziel nämlich, eine Ausgewogenheit zwischen finanziellem Druck auf der einen 
Seite und sozialem Bedarf auf der anderen Seite zu erreichen, erfordert natürlich eine 
gemeinsame Kraftanstrengung. Eitelkeiten sind hier sicher falsch am Platz. 

Zur Flüchtlingshilfe ist hinsichtlich budgetärer Vorsorge eine vergleichende 
Bewertung mit dem letzten Jahr nicht möglich. Aus der Vergangenheit wissen wir aber, 
dass es sowohl Ausgabenseitig, als auch Einnahmenseitig immer wieder zu 
Überschneidungen und zu Verschiebungen kommt. 

Meine Damen und Herren! Wir werden dem Voranschlag der Gruppe 4 im Bereich 
Soziale Wohlfahrt die Zustimmung erteilen. (Beifall bei der ÖVP) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch (der den Vorsitz übernommen hat): Als nächste 
Rednerin hat sich Frau Landtagsabgeordnete Klaudia Friedl zu Wort gemeldet. 

Bitte Frau Kollegin. 
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Abgeordnete Klaudia Friedl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 
Kolleginnen und Kollegen! Hohes Haus! Dass sich unsere große soziale Gesellschaft im 
Wandel befindet, ist für alle kein neues Thema. Das wissen wir seit langem und deshalb 
haben wir auch im Land und im Burgenland besonders die Weichen in die richtige 
Richtung gestellt, um diesen neuen Herausforderungen auch gerecht werden zu können. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten)  

Wir haben bereits sehr viele gute Strukturen geschaffen bis ins kleinste Detail, sehr 
viele vernünftige Ansätze, aber wir alle wissen, mit diesem Wandel gibt es noch sehr viel 
zu tun und sehr viel ist noch zu erledigen. 

Ich denke, die politische Reife unserer Demokratie in Österreich, im Burgenland, 
das was wir Politik nennen, was wir machen, sehr geehrte Damen und Herren, geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen, wird sich dann zeigen, wie wir umgehen, trotz erschwerter 
Bedingungen. Damit meine ich die finanziellen Bedingungen, um diesem nötigen sozialen 
Wandel Rechnung zu tragen. 

Deswegen bin ich ein bisschen befremdet, Herr Kollege Geißler, dass in Deinem 
Referat sehr viel an Kürzungen und Streichungen gesprochen wurde, wo gerade ja immer 
wieder, auch von Deiner Seite, die Forderung nach Qualität, nach Ausbau und diesen 
Trends Rechnung zu tragen kommt. 

Ich denke, gerade im sozialen Bereich ist das Wort Kürzung schlechter als bei allen 
anderen Budgetposten angesiedelt, denn eines steht fest und dem müssen wir uns 
stellen: Wir können den Wandel gestalten oder von ihm gestaltet werden. Wir alle kennen 
die demographischen Fakten und die daraus resultierenden Prognosen für Morgen, aber 
natürlich leider auch schon für Übermorgen nur all zugut, weil doch immer wieder von uns 
selber, aber auch von der Fachwelt referiert und diskutiert wird. 

Wir kennen auch die vielfältigen Antworten, die uns die Wissenschaft, die uns 
Meinungsbildner und Experten dahingehend empfehlen, wenn es um die Konsequenzen 
dieser demographischen Entwicklung geht. 

Eines steht aber ganz sicher fest: Wir leben länger, wir werden relativ gesund alt 
und wir haben weniger Kinder. Diese sehr positive Entwicklung haben uns gesunde 
Ernährung und Hygiene, Vorsorge, moderne Medizin, aber auch die Geburtenkontrolle 
ermöglicht.  

Man kann natürlich noch ein paar weitere Faktoren anführen, die dabei wichtig 
waren, nämlich, der Friede in Europa, sozialer Wohlstand, vor allem besonders bei uns in 
Europa und in Österreich, Bildung, Erfolge in Forschung und Entwicklung. All das hat sich 
auf diese positive und hohe Lebenserwartung ausgewirkt. 

Im Sozialbudget 2014 tragen wir dieser Entwicklung auch weiterhin Rechnung, 
denn die Herausforderung, sehr geschätzte Kolleginnen und Kollegen, besteht nämlich 
darin, diese sehr unterschiedlichen Ansprüche und Bedürfnisse der einzelnen Menschen 
und deren familiärem Umfeld Rechnung zu tragen. 

Nämlich, den Spagat einerseits zwischen den Vorstellungen von den alten 
Menschen, die diese Pflege und diese Unterstützung in Anspruch nehmen, den 
Forderungen der Angehörigen an die Gesellschaft, an uns, die Notwendigkeit an Pflege 
und medizinscher Versorgung, aber vor allem letztendlich auch, und das ist eben die 
Frage des Budgets, die Frage der Finanzierung, zu finden. (Zwiegespräche in den Reihen 
der Abgeordneten) Dem haben wir mit einer Vielzahl von unterschiedlichen Möglichkeiten, 
die geschaffen wurden, um jedem Einzelnen und jeder Einzelnen in unserem Land diese 
individuelle Betreuung angedeihen zu lassen, Rechnung getragen. 
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Es ist uns heute gelungen, in allen Bezirken des Landes insgesamt 45 Pflegeheime 
mit 2.094 Pflegeplätzen zu schaffen. Das ist eine Zahl, um jeden, der bei uns einen 
stationären Platz braucht, auch einen anbieten zu können. Daher, der Herr Kollege 
Geißler hat es auch schon gesagt, ist der Bereich der stationären Unterbringung der 
größte Budgetposten im Sozialbudget, auch des Jahres 2014. 

Aber, vor allem die Ausweitung von besonderen Spezialangeboten für jene, die so 
lange wie möglich zu Hause bleiben möchten, und das wollen wir alle auch, ist enorm 
gestiegen. Daher ist es uns heute möglich auf die Bedürfnisse unserer Menschen mit 
mobilen Betreuungssystemen, der 24 Stunden-Betreuung und den 
Tagesbetreuungseinrichtungen, sehr individuell für diese Menschen zu sorgen. 

Aber, wir müssen natürlich den demographischen Zahlen entgegenwirken und 
neue Wege gehen, individuellere Wege, wo wir im Nahbereich von stationären 
Einrichtungen neue Wohnformen schaffen müssen. 

Nämlich, zum Beispiel, „Betreutes Wohnen Plus“ für alle jene, die zwar bereits 
einerseits Betreuung brauchen, aber noch nicht so bedürftig sind, dass sie bereits in 
einem Pflegeheim aufgenommen werden müssen. 

Dabei können die Bewohnerinnen und Bewohner sich ganz individuell ihr 
Spezialpaket suchen, was sie denn an Leistung brauchen und haben aber die Gewissheit 
- eben aufgrund der Nähe zu einem Krankenhaus - eine rund um die Uhr 
Notrufbereitschaft angeboten zu bekommen, um in Sicherheit gewogen zu sein, wenn mir 
etwas passiert - ich wohne hier alleine - kann ich diesen Knopf drücken und es ist in Kürze 
jemand da. Wir brauchen mit unseren Ohren aber auch nur ins Volk hören und in die 
Gemeinden schauen.  

All diese Angebote, sehr geehrte Damen und Herren, werden sehr gut 
angenommen und die Menschen danken uns dafür. Eines ist uns aber dadurch auch 
gelungen, nämlich, das große Thema Pflege, Pflegeheim, Betreuung zu entmystifizieren. 

Denn darüber zu reden, war nicht immer so einfach und so offen, wie wir es jetzt 
tun. Das hat vor allem den pflegenden Frauen, die doch den größten Teil der Pflegearbeit 
immer noch leisten, eine enorme Entlastung gebracht. 

Im Bereich der behinderten Menschen wissen wir bereits, dass der Bedarf an 
Wohnungen und an Betreuungen auch in Zukunft steigen wird. Nämlich, was für gesunde 
Menschen gilt, gilt ebenso in gleicher Weise für unsere behinderten Menschen. Auch sie 
haben eine erhöhte Lebenserwartung. 

Meist werden unsere behinderten Menschen im engsten Familienkreis betreut, 
nämlich, von den Eltern, auch von Geschwistern. Aufgrund deren zunehmenden Alters, 
oder des Todes dieser Eltern werden wir uns um diese älterwerdenden Behinderten 
kümmern und Einrichtungen schaffen müssen, wo wir sie - speziell auf ihre Bedürfnisse 
hin - pflegen können. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Neben den bereits bestehenden Häusern, die wir anbieten, aber in Tagesbetreuung 
Oberpullendorf, Lackenbach, Frauenkirchen und auch Zurndorf müssen wir schauen, 
dass wir diesen steigenden Bedarf abdecken und zusätzliche Plätze schaffen. Auch die 
Schaffung von Betreuungsplätzen für eine ganz andere Gruppe, nämlich, von schwer- und 
mehrfach behinderten Kindern von 1 - 15 Jahren. Auch die haben wir in unserer 
Gesellschaft. Auch die dürfen wir natürlich nicht aus den Augen verlieren und müssen 
darauf reagieren. 
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Ein mir besonders wichtiges Thema - auch wenn es nicht von allen so gesehen 
wird - ist das Thema Asyl. Wir müssen auch hier diesem Wandel, den wir in den 
vergangenen Jahrzehnten begangen haben, die Augen öffnen. Grenzöffnungen, 
Globalisierung - und wir wissen, dass wir sehr viele Flüchtlinge haben, die in unserem 
Land Zuflucht suchen und bis zu deren Abklärung des Status grundversorgt werden 
müssen. 

Wir haben es heuer im Jahr 2013 das erste Mal geschafft, dass wir die vom Bund 
geforderte Quote erfüllen konnten. Nicht nur bei den Erwachsenen, sondern auch bei den 
unmündigen, unbegleiteten Minderjährigen. Welche Entwicklung das Flüchtlingswesen 
oder die Flüchtlingswelle nehmen werden, darauf haben wir keinen Einfluss, das ist auch 
nicht vorhersehbar, das können wir nicht beeinflussen. Aber, wir können sehr wohl die 
Dauer der Verfahren beeinflussen. 

Wenn die Menschen bei uns sind und alles daran setzen, sie so rasch wie möglich 
abzuhandeln damit die Menschen einerseits wissen, wie es in ihrem Leben weitergeht und 
wenn sie wissen, wo sie stehen, so schnell wie möglich integriert zu werden, um vor allem 
Arbeit suchen zu können, um sich bei uns zu integrieren. 

Auch der Bereich der psychischen Gesundheit ist ein Bereich, der sich in einem 
enormen Wandel sich befindet, nämlich, in einem alarmierenden Wandel. Denn immer 
mehr Menschen sind psychisch erkrankt. Der Leistungsdruck an der Arbeit, 
Versagensängste, Jobverlust, Probleme privater Natur, Scheidung, bei der Erziehung der 
Kinder, Schulden.  

Viele Dinge unterschiedlichster Art sind dafür verantwortlich, dass es sehr viele 
Menschen mit psychischen Krankheiten gibt. Natürlich lesen wir auch über das Thema 
Burn-out tagtäglich in den Zeitungen. 

Aber auch die Vereinsamung im Alter, der Tod des Ehepartners und mangelnde 
soziale Kontakte sind ein Zeichen dafür, dass Menschen auch im Alter noch in psychische 
Krisen schlittern. Wir haben im Burgenland mit dem PSD eine flächendeckende 
Versorgung in allen Bezirken geschaffen und sind erste Anlaufstelle für all jene 
Menschen, die Probleme haben.  

In enger Zusammenarbeit mit den Krankenhäusern, aber vor allem auch mit 
unseren niedergelassenen Ärzten, versuchen wir psychisch erkrankten Menschen rasch, 
aber auch nachhaltig zu helfen und ihnen auch beim Outing, bei diesem oft noch immer 
tabuisierten Thema, zu helfen. 

Ich habe bewusst nur einige Teile dieses großen sozialen Budgets herausgeholt, 
nämlich jene, von denen ich glaube, dass sie für die nächsten Jahre und Jahrzehnte 
maßgeblich Einfluss auf die Entwicklung und auf unser weiteres gesellschaftliches 
Zusammenleben Einfluss haben werden. 

Welche Rolle werden jetzt die Älteren und die Alten in der Zukunft spielen? Ihre 
Anzahl nimmt zu - das wissen wir, daher müssen wir sie integriert halten und sie müssen 
ein aktiver und integrierter Teil unserer Gesellschaft bleiben, denn sie haben ja großes 
Potenzial. Wissen, Können, Erfahrung, aber auch Kaufkraft und vor allem viel Zeit. Hier 
sind enorme Möglichkeiten für die Gesellschaft - nämlich als soziale Unterstützung für 
unsere Gesellschaft. 

Wir müssen Modelle schaffen, wo Nachbarschaftshilfe groß geschrieben wird, wo 
rüstige ältere Pensionisten Hilfebedürftige im Alltag unterstützen - beim Einkaufen, bei 
Arztterminen, bei finanziellen Erledigungen, aber auch in der Freizeitgestaltung, beim 
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Spazierengehen, beim Kartenspielen, beim Basteln was auch immer, um der 
Vereinsamung und Ausgrenzung dieser Menschen entgegen zu wirken.  

Ich denke mir, das kann funktionieren, denn all jene, die das heute herschenken, 
sind morgen jene, die das auch selber einmal konsumieren möchten und wollen. 
Diejenigen, die sich einbringen, haben auch neue Aufgaben und oft wieder einen neuen 
Sinn nach der Pension.  

Sehr geehrte Damen und Herren! Die steigenden Zahlen all dieser Bereiche, die 
ich ihnen jetzt aufgezählt habe, sind in das Budget 2014 einflossen und garantieren einen 
Weiterbestand unseres guten sozialen Wohlfahrtsystems. Aber nicht nur das Budget und 
das System, sondern vor allem den Menschen, die diese Hilfe und Unterstützung 
brauchen.  

Ich bin sehr stolz darauf, dass wir trotz Einsparungen bei allen anderen 
Budgetbereichen im Sozialbereich keine Einsparungen machen. Das wäre der falsche 
Weg. 

Wir dürfen uns zu Recht als Modellregion bezeichnen. Dafür bedanke ich mich sehr 
herzlich bei Landeshauptmann Hans Niessl, dem zuständigen Landesrat Dr. Peter Rezar, 
der Abteilung mit Herrn Mag. Tschurlovits und Frau Mag. Waniek-Kain an der Spitze. 

Ich komme wieder an den Anfang zurück. Wir können den Wandel gestalten, oder 
von ihm gestaltet werden. Ich möchte ihn gestalten. 

Meine Fraktion wird diesem Budget zustimmen. Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächstem Redner erteile ich Herrn Landesrat 
Dr. Peter Rezar das Wort. 

Bitte Herr Landesrat. 

Landesrat Dr. Peter Rezar (SPÖ): Danke Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geschätzten Damen und Herren! Ich möchte mich vorweg bei den Debattenbeiträgen sehr 
herzlich bedanken, weil in der Analyse sehr klar zutage getreten ist, wie wichtig dieser 
große Sozialbereich in unserer modernen Gesellschaft ist und wie wichtig es ist, auch hier 
sozialpolitische Akzente zu setzen. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Ich glaube, wir haben in der Vergangenheit den Beweis erbracht, dass wir als 
moderne Gesellschaft sicherlich nicht auf die Schwächsten in dieser Gesellschaft 
vergessen - ganz im Gegenteil. 

Wir haben mit der Gestaltung gerade dieses Budgetbereiches unter Beweis 
gestellt, dass wir alle an einer entsprechenden positiven Entwicklung unseres 
Heimatlandes teilhaben wollen und so werden auch künftige Sozialbudgets in unserem 
Heimatland zu gestalten sein. Wir haben eine sehr dynamische Entwicklung in der 
jüngeren Vergangenheit erfahren.  

Es ist auch zu Recht der Hinweis auf die demographischen 
Entwicklungsrahmenbedingungen, die gerade in unserem Heimatland Burgenland sehr 
steil nach oben zeigen, gegeben worden. Ich möchte einen wesentlichen Parameter 
herausgreifen, nämlich den Bereich der Armutsgefährdung. 

Hier, meine sehr verehrten Damen und Herren, steht ein Erfolg an der Spitze. Wir 
konnten die Armutsgefährdung im Burgenland um 30 Prozent zurückdrängen. Das ist ein 
gemeinsamer Erfolg. Das ist auch ein Erfolg der budgetären Entwicklung, die sie 
gemeinsam mit uns begleitet haben.  
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Wenn wir im Jahr 2005 im Burgenland noch eine Armutsgefährdungsquote von 
15,2 Prozentpunkten aufgewiesen haben, dann sind wir derzeit mit 10,7 Prozentpunkten 
unter dem Österreichschnitt. Ich glaube, das unterstreicht die Erfolge der Sozialpolitik, die 
im Einzelnen von ihnen schon angeschnitten worden sind. 

Es wäre hier jetzt verlockend, viele Bereiche anzusprechen. Der stationäre Bereich 
ist bereits angesprochen worden. Die dynamische Entwicklung im stationären Bereich war 
wichtig, war notwendig, weil wir gerade in allen Regionen zu wenige stationäre 
Einrichtungen hatten. Es ist auch durchaus der Hinweis gestattet, dass wir ein Nord-Süd-
Gefälle aufweisen. Wir haben im Bezirk Neusiedl am See die wenigsten Einrichtungen, wir 
haben aber dort auch die geringste Nachfrage. 

Das heißt, wir befinden uns derzeit in einem Stadium der Evaluierung und wir 
werden sehr gewissenhaft mit der Vergabe von Tagsatzvereinbarungen künftighin 
vorgehen, weil wir natürlich die Angebotspalette nicht überhitzen wollen und weil wir 
derzeit eine Quote von 72 Betten pro 1.000 Einwohner über 75 Jahre aufweisen. Hier sind 
wir sehr gut unterwegs.  

Für uns gilt auch künftighin der Grundsatz: Mehr ambulant, weniger stationär, 
nämlich dort, wo das möglich ist. Es wurden auch schon Antworten in den 
Debattenbeiträgen geliefert. Zum Beispiel, mit dem „Betreuten Wohnen plus“, mit 
speziellen Angeboten im Anschluss an stationäre Einrichtungen. 

Wir wollen natürlich auch die Tagesbetreuungen entsprechend ausweiten und 
haben auch im Budget hier Entlastungen, sprich eine zusätzliche Förderung, für die 
Inanspruchnahme geboten. Wir wollen natürlich auch, dass die mobile 
Hauskrankenpflege, wo wir derzeit rund 1.900 Burgenländerinnen und Burgenländer 
betreuen, künftighin ausgebaut werden kann.  

Auch hier haben wir die Angehörigenbeiträge um nahezu acht Prozentpunkte 
herabgesetzt, um eine höhere Inanspruchnahme künftighin zu ermöglichen. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Ich glaube, wenn wir uns so weiterentwickeln, dann werden wir mit geringeren 
Budgetsteigerungen durchaus ans Ziel kommen, dass wir nämlich optimale 
Betreuungsformen vorsehen können, in Kombination mit ambulanten Formen, so, wie wir 
das in einigen Modellbereichen schon vorgesehen haben. Ich kenne natürlich auch die 
Wünsche der Gemeinden.  

Mir liegen insgesamt 52 Akutwünsche von burgenländischen Gemeinden vor, wo 
noch zusätzlich stationäre Einrichtungen errichtet werden sollen. Das sind dieselben 52 
Bürgermeister, die gelegentlich darüber klagen, dass die Sozialausgaben so ansteigen. 

Das heißt, wir werden hier natürlich versuchen, künftighin sehr ausgewogen und 
sehr bedacht vorzugehen, um eine entsprechende Angebotsentwicklung einleiten zu 
können. Insgesamt darf ich aber sagen, dass wir es in der Vergangenheit bei schwierigen 
Rahmenbedingungen geschafft haben, unsere Sozialbudgets so zu gestalten, dass wir 
den Bedürfnissen der Burgenländerinnen und Burgenländern sehr nahe gekommen sind. 

Was die ältere Generation anlangt, darf ich im Übrigen anmerken, dass wir nicht 
nur jenes Bundesland mit dem höchsten Anteil an älterer Generation sind, sondern wir 
haben hier auch entscheidende Antworten in der Form gegeben, dass wir nicht nur 
umfassend integrieren, wie wohl ich auch das für notwendig halte, dass wir umfassende 
Angebote bereitstellen, sondern dass wir es als bisher einziges Bundesland Österreichs 
auch geschafft haben, ein Leitbild mit der älteren Generation zu konzipieren, wo wir in 
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hoher Verantwortung gesagt haben, wie wir die Zukunft der älteren Generation gestalten 
wollen. 

Wir haben hier sehr viele Angebote eröffnet - Wohnen im Alter, Mobilität im Alter, 
Bildung im Alter. All das wird von der älteren Generation im Burgenland sehr deutlich 
angenommen. Wir haben auch sehr viele Ergebnisse erreicht. Ein Ergebnis waren, zum 
Beispiel, die betreubaren Wohnformen.  

Im Bereich der Mobilität haben wir es geschafft, spezifische, spezielle Angebote in 
den Regionen zu schaffen. Natürlich mit starker Unterstützung der burgenländischen 
Gemeinden. Gemeindetaxis waren, zum Beispiel, hier eine Antwort. Der rote Bus im 
unteren Pinka- und Stremtal. 

All das waren Maßnahmen, die Ausfluss dieses regen Diskussionsprozesses mit 
der älteren Generation gewesen sind. Ich glaube, wir können im Burgenland mit Fug und 
Recht behaupten, dass es uns gelungen ist, diesen breiten Schulterschluss zwischen 
allen Generationen in den burgenländischen Gemeinden zu schaffen. 

Das ist auch ein Beitrag zu höchster Lebensqualität im Burgenland. Daher ist es so 
wichtig, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass wir diese Sozialbudgets so 
ausgewogen und so dynamisch wie möglich gestalten können. 

Ich möchte mich abschließend sehr herzlich für die signalisierte Zustimmung des 
kommenden Sozialbudgets bedanken und hoffe, dass wir es auch in den nächsten Jahren 
im Burgenland schaffen, dass wir sagen können, wir sind eine moderne Gesellschaft, die 
Zukunft hat, eine Gesellschaft in der alle Platz haben, eine Gesellschaft, wo wir 
niemanden vergessen.  

Und ich glaube, darauf dürfen wir gemeinsam stolz sein. (Beifall bei der SPÖ) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächstem Redner erteile ich Herrn 
Landtagsabgeordneten Norbert Sulyok das Wort. 

Bitte Herr Kollege. 

Abgeordneter Norbert Sulyok (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte 
Damen und Herren! Hohes Haus! Ich bin auch unter den 52 Bürgermeistern, 
Bürgermeisterinnen, die sich beworben haben um ein Alten- und Pflegewohnheim im 
Burgenland. Aber ich glaube sagen zu können, dass  alle 171 Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister des Burgenlandes darüber klagen, dass die Sozialleistungen in den letzten 
Jahren enorm gestiegen sind. 

Wir vermissen auch seitens des Gemeindebundes und 
Gemeindevertreterverbandes hier deutliche Entlastungen für die burgenländischen 
Gemeinden im Bereich der Sozialleistungen, der Alten- und Pflegeeinrichtungen. Das nur 
eingangs erwähnt. Die ÖVP verfolgt mit diesem Budgetbeschluss einen nachhaltigen 
Weg, um auch für künftige Generationen das Burgenland lebenswerter zu machen. 
Initiativen und Unterstützungen im Pendler- und Arbeitnehmerbereich können ohne die 
finanzielle Absicherung nicht umgesetzt werden. 

Als Landesgesetzgeber sind wir den Menschen des Burgenlandes im Wort, 
sparsam, effizient und mit öffentlichen Geldern dementsprechend umzugehen und 
gleichzeitig sinnvolle Investitionen zu fördern.  

Als eine der sinnvollen Investitionen möchte ich die Sicherstellung der 
Pendlerförderung und die Sicherstellung der Arbeitnehmerförderung erwähnen. Obwohl 
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die Prognosen des Wirtschaftsförderungsinstitutes bereits leicht positive Aussichten 
beinhalten, gilt trotzdem durch Investitionen das Burgenland zu stärken. 

Es gilt die Wirtschaft anzukurbeln und Arbeitsplätze abzusichern, beziehungsweise 
neue Arbeitsplätze zu schaffen, und der ständig steigenden Jugendarbeitslosigkeit 
entgegenzuwirken beziehungsweise auch die Pendlerinnen und Pendler in das 
Burgenland zurückzuholen. Rund 207 Millionen Euro werden für Investitionen und 
investitionsfördernde Maßnahmen aufgewendet und dienen damit dem Impulsgeber für 
Wirtschaft und für den burgenländischen Arbeitsmarkt. Dies entspricht einer 
Investitionsquote von 19,4 Prozent. Damit liegen wir österreichweit im Spitzenfeld. 

Im Jahr 2012 lag das Burgenland im Wirtschaftswachstum in Österreich an erster 
Stelle. Dies war auch Impulsgeber dafür, dass wir ein Beschäftigungshoch im Burgenland 
erwirken konnten. Leider haben wir heuer im September 1.000 Arbeitslose mehr als im 
Vorjahr zu verzeichnen und vor allem ist der Anstieg im Bereich der älteren und 
gesundheitlich beeinträchtigten Personen signifikant. 

Die Zahl der unselbständig Beschäftigten liegt Ende September 2013 im 
Burgenland bei rund 101.000 Beschäftigten, was eine Zunahme um 1,2 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr bedeutet, was natürlich lobenswert ist und was auch auf die gute 
Arbeit der Wirtschaft beziehungsweise der Landesregierung mit Wirtschaftsreferenten 
Franz Steindl zurückzuführen ist.  

Der Leiterin des AMS Burgenland, Mag. Helene Sengstbratl ist es mit ihren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gelungen, alleine im September 1.200 arbeitslose 
Personen in Beschäftigung zu bringen, und Ende September waren beim AMS 
Burgenland 7.188 Arbeitslose vorgemerkt. 

Die Zahl der arbeitslosen Burgenländerinnen und Burgenländer sank im 
Vormonatsvergleich um 761 Personen beziehungsweise um 9,6 Prozent. Die 
Arbeitslosigkeit gesamt, nahm im September, im Vergleich zum Vorjahr um 1.000 
beziehungsweise um 16,2 Prozent zu.  

Einen stark überdurchschnittlichen Anstieg verzeichnete das Burgenland vor allem 
bei älteren und Personen mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen beziehungsweise 
Vermittlungseinschränkungen. 

Auch 2014 ist keine Entspannung in Sicht und ein Jobwachstum wird weiterhin 
begleitet von steigenden Arbeitslosenzahlen, wie wir es heute auch in der mündlichen 
Beantwortung erfahren haben. Die Arbeitslosenquote, das heißt der Anteil der 
Arbeitslosen am gesamten Arbeitskräftepotential lag im September bei 6,6 Prozent und 
damit unter dem Bundesdurchschnitt von 6,9 Prozent, was natürlich hervorzuheben ist. 

Aktuell nützen zirka 500 Jugendliche, die keinen betrieblichen Lehrplatz finden 
konnten, in BRG Lehrgängen und auch in Lehrwerkstätten für ihre Facharbeiterausbildung 
ihre Ausbildung. Und im August 2013 war die Jugendarbeitslosigkeit im Burgenland bei 
8,8 Prozent. Wir haben es schon heute gehört, vom Herrn Abgeordneten Geißler, dass 
dies die zweite nach Wien war, im EU Vergleich relativiert sich diese Arbeitslosigkeit 
wieder und ist einigermaßen wieder in Ordnung. 

Wir müssen aber den Lehrberuf aufwerten und attraktivieren, um auch den 
künftigen Mangel an Facharbeitern abzufedern, und Weiters ist es höchst an der Zeit, 
auch immer wieder die erwähnten Green-Jobs weiter auszubauen, um auch im Umwelt- 
und Natur- und Energiebereich für die Zukunft hervorragend aufgestellt zu sein. 
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Erfreulich ist, dass die finanziellen Mittel der Arbeitnehmerförderung erhöht wurden, 
und damit die Fördermaßnahmen für die Qualifizierungsmaßnahmen, Lehrlingszuschüsse, 
Wohnkostenzuschüsse und Entfernungsbeihilfen weiterhin gesichert sind.  

Letzterer, der Fahrtkostenzuschuss, wurde ja nach mehrfacher ÖVP Forderung im 
Arbeitnehmerförderungsbeirat Kilometer abhängig gestaltet und auch deutlich angehoben. 
Somit werden mehr Pendlerinnen und Pendler über den Fahrtkostenzuschuss finanziell 
besser unterstützt als vorher. 

Wir wollen uns aber in allen Bereichen der Arbeitnehmerförderung und vor allem für 
eine Modernifizierung einsetzen und auch eine Attraktivierung dieses überlegen und auch 
diskutieren, weil ich glaube, dass diese eingeengten Strukturen hier aufgebrochen werden 
müssen und auch den dementsprechenden Bedürfnissen der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern angepasst werden sollten. 

Man sollte auch verhandeln, dass Arbeitnehmerförderung seitens der EU besser 
unterstützt werden und einige burgenländische Lehrlings-, Weiterbildungs- und 
Ausbildungsmaßnahmen über den Europäischen Sozialfonds mehr finanziert werden, 
beziehungsweise auch kofinanziert werden sollten.  

Abschließend möchte ich die Pendler Parkplätze in Wien ansprechen 
beziehungsweise auch dazu Stellung nehmen. Leider ist die Ankündigungspolitik und die 
Unterstützung der burgenländischen Pendlerinnen und Pendler komplett fehlgeschlagen. 
Für 55 Euro im Monat, beziehungsweise 550 Euro im Jahr würde man einen Parkplatz 
bekommen, hieß es dabei. 

Anzumerken ist dazu, dass man um denselben Preis in unmittelbarer 
Wohnungsnähe bei anderen Garagenbetreibern ebenfalls Parkplätze bekommt. Die 
mäßigen, zirka 60 Anmeldungen zeugen von dieser Misswirtschaft. 

Daher sollte man sich überlegen, ob es nicht günstigere Angebote gibt für 
Stellplätze, beziehungsweise Garagenplätze und durch mehr Förderung und attraktivere 
Standorte für burgenländische Pendlerinnen und Pendler geben soll. 

Wir werden natürlich diesem Kapitel die Zustimmung erteilen. Aber die 
Maßnahmen für die Pendlerinnen und Pendler sollten überdacht werden. (Beifall bei der 
ÖVP) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächster Redner hat sich Herr 
Landtagsabgeordneter Wolfgang Sodl zu Wort gemeldet. 

Bitte Herr Kollege. 

Abgeordneter Wolfgang Sodl (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Geehrte Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 
Bevor ich zum Thema Pendler, pendeln, komme, möchte ich zu den heutigen 
Vorkommnissen, dem Verhalten seitens der Opposition, auch Stellung nehmen. 

Die Vorgangsweise, das Verhalten der Mandatare stimmt mich sehr nachdenklich. 
Ich persönlich kann dieser Vorgangsweise nicht folgen, was wollen sie mit dieser 
Vorgangsweise erreichen? 

Wir als Politiker stellen sich einer demokratischen Wahl. Wir gehen in die Politik, 
um für die Menschen in unserem Land zu arbeiten und Verantwortung zu übernehmen. 
Das erwarten sich auch die Menschen von uns. 

Kein Mensch, kein Wähler, keine Burgenländerin und kein Burgenländer, können 
und werden diese Vorgangsweise verstehen und akzeptieren. Vor allem jene Menschen, 
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die die FPÖ, die Liste Burgenland oder die Grünen gewählt haben, werden diese Aktionen 
von Ihnen, Ihr Verhalten in diesem Haus, verstehen und schon gar nicht respektieren. 

Unser Land Burgenland hat sich in den letzten Jahren in vielen Bereichen gut und 
sehr gut entwickelt. Vom ehemaligen Armenhaus Österreichs zu einem gleichwertigen 
und in vielen Bereichen sogar im Ranking gemessen mit den anderen Bundesländern, wo 
wir ganz vorne dabei sind.  

Diese Entwicklung, diese positive Entwicklung war und ist nur möglich, weil die 
Menschen in unserem Land sehr hart arbeiten. Wie sollen diese Menschen, wie sollen 
diese Menschen die hart arbeiten, diese Arbeitsverweigerung verstehen und 
respektieren? 

Frau Abgeordnete Benkö, Herr Abgeordneter Tschürtz, meines Wissens sind oder 
waren Sie im Öffentlichen Dienst. Sie wissen sicherlich, welche Konsequenzen eine 
Arbeitsverweigerung zur Folge hätte.  

Der Herr Kollege Kölly, der nicht da ist, ist meinem Wissen nach, selbständig. Man 
stelle sich vor, man hat Mitarbeiter, die würden sich auch am Arbeitsplatz gleich verhalten, 
wie es der Kollege Kölly heute gemacht hat. 

Ich finde es respektlos gegenüber diesem Hohen Haus, gegenüber unseren 
Burgenländerinnen und Burgenländern, das Verhalten heute der Mandatare der 
Opposition.  

Ich möchte jetzt zum Thema kommen. Ich möchte zum Thema pendeln, Pendler, 
kommen. Das Thema Pendeln ist ein wichtiges Thema, ein wichtiges Thema in unserem 
Bundesland Burgenland. Im Burgenland gibt es zirka 90.000 Pendler. (Abg. Johann 
Tschürtz: 90.000?) Tagespendler, und natürlich auch Wochenpendler. 

Pendler, die im eigenen Bundesland pendeln, Pendler die in ein benachbartes 
Bundesland auspendeln oder in den städtischen Bereich auspendeln. Die verschiedenen 
Berufsgruppen, Schüler, Studenten, Arbeiter, Angestellte und Bedienstete sowie Beamte 
oder auch Selbständige.  

Wir haben seitens der SPÖ die Entlastung der Pendlerinnen und Pendler zu einem 
Arbeitsschwerpunkt gemacht und nicht locker gelassen. 2013 kann man jetzt schon als 
erfolgreiches Pendlerjahr bezeichnen. Bereits im April 2012 haben wir im Burgenland als 
erster Landtag eine rasche Entlastung der Pendlerinnen und Pendler mittels 
Dringlichkeitsantrag gefordert. 

Anfänglich wurden wir sogar belächelt, aber schlussendlich haben wir dadurch eine 
Diskussion bundesweit in ganz Österreich ausgelöst. In weiterer Folge wurden die 
Diskussionen und die Initiative auch von den Bundesländern Wien, Niederösterreich und 
der Steiermark unterstützt. 

Auf Bundesebene hat vor allem unser Landeshauptmann Hans Niessl die Gangart 
vorgegeben und den Druck, für eine Neuausrichtung der Pendlerförderung erhöht. Unsere 
Grundeinstellung war immer, jeder gefahrene Kilometer muss gleich viel wert sein, auch 
für Teilzeitbeschäftigte, und vor allem auch für Geringverdiener. Bei Aktionstagen, bei 
vielen Aktionstagen und Pendlerstammtischen im ganzen Land haben wir, seitens des 
Pendlerforums Burgenland, die Pendler immer am Laufenden gehalten, und sich ihrer 
Probleme auch angenommen. Dieser Druck hat auch Wirkung gezeigt.  

Dank dem Einsatz des Burgenlandes können die Pendler nun nicht nur die 
bisherigen Pendlerpauschale in Anspruch nehmen, sondern auch den Pendler-Euro eine 
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Kilometer bezogene Förderung, von der vor allem südburgenländische Pendler mit weiten 
Wegstrecken überdurchschnittlich profitieren.  

Diese neue Förderung, dieses neue Förderpaket bringt jährlich acht Millionen Euro 
mehr für unsere burgenländischen Pendlerinnen und Pendler. Acht Millionen Euro, die 
vorwiegend im eigenen Land bleiben. 

Acht Millionen Euro, die das Pendeln für die Burgenländer fairer machen. Eine 
spürbare Entlastung für unsere Pendler, damit haben wir einen Etappenerfolg erreicht. Ich 
freue mich als Obmann des Pendlerforums Burgenland und für unsere Pendlerinnen und 
Pendler vor allem für die burgenländischen Pendler, dass aufgrund der neuen 
Pendlerförderung eine deutliche Entlastung und maßgebliche Forderung unsererseits 
umgesetzt wurde. 

Man könnte sagen nach einem Marathonlauf seitens unserer Herrn 
Landeshauptmannes Niessl und dem burgenländischen Pendlerforum ist es gelungen, 
dass die Bundesregierung das größte Pendlerentlastungspaket der letzten Jahre, wenn 
nicht Jahrzehnte geschnürt hat. Viele Aktionen, große Kraftanstrengungen waren 
notwendig. Fazit:  

Es hat sich gelohnt, sich für unsere Pendlerinnen und Pendler einzusetzen. Seitens 
des burgenländischen Pendlerforums hat es mehrere Aktionstage an mehr als 50 
Standorten gegeben. An Bushaltestellen, an Park & Ride-Anlagen, an Bahnhöfen wurde 
Infomaterial verteilt und die Gespräche und die Anliegen seitens der Pendler 
kommuniziert. 

Es wurden Veranstaltungen in Wien und im Land abgehalten, mit unzähligen 
Pendlern wurde das Gespräch gesucht und auch gefunden. Ich komme zu einer Initiative, 
die heute schon des Öfteren angesprochen wurde, eine Initiative, die ich persönlich 
ausgesprochen attraktiv und gut für unsere burgenländischen Pendler in Wien sehe. 

Ich spreche von den WIPARK-Garagen-Plätzen in Wien und ich behaupte im 
Gegenteil zum Herrn Klubobmann der ÖVP und zum Kollegen Suylok, dass diese sehr 
günstig sind und zu günstigsten Konditionen angeboten werden. Ich bin auch überzeugt, 
mit dieser Aktion stärken wir unsere Pendler, die von der schwierigen Parkplatzsituation in 
der Bundeshauptstadt betroffen sind. 

Die Voraussetzungen und die Eckpunkte: Insgesamt umfasst das 
Burgenlandkontingent 700 Garagenplätze auf 12 Standorten verteilt. Diese Garagenplätze 
können ab 1. September zu jenen günstigen Burgenlandtarifen von 55 Euro 
beziehungsweise 550 Euro im Jahr gemietet werden. Für Besitzer einer Jahreskarte, mit 
einem Semesterticket der Wiener Linien gilt sogar, dass sich besonders günstige Tarife 
von 46,80 Euro im Monat und 480 Euro pro Jahr niederschlagen. Bewerben kann sich 
jeder Pendler, der einen Hauptwohnsitz hier im Burgenland hat.  

Wenn der Kollege Suylok sagt, diese Parkplätze sind unattraktiv, sie sind teuer, 
dann muss ich Dir sagen, Kollege Suylok, anscheinend warst Du schon lange nicht in 
Wien und hast Dich erkundigt, was dort Parkplätze in dieser Form kosten. (Heiterkeit beim 
Abg. Norbert Sulyok. – Abg. Ing. Rudolf Strommer: Das war er. - Abg. Norbert Sulyok: 
Genau das habe ich gemacht.) 

Ich war es und ich kann es Dir auch sagen (Abg. Norbert Sulyok: Genau das habe 
ich gemacht.)  warum ich behaupte, dass die Garagen-Aktionen… (Abg. Norbert Sulyok: 
Genau das habe ich gemacht.) Darf ich jetzt das sagen, was ich will, oder muss ich jetzt 
das (Zwischenruf des Abg. Norbert Sulyok. – Der Präsident gibt das Glockenzeichen) 
sagen, was Sie wollen? Aber Sie können ja wieder gerne herauskommen und können 
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darüber sprechen, diese Möglichkeit besteht ja. (Abg. Norbert Sulyok: Die Parkplätze vor 
der Wohnung sind ebenso teuer wie die Garage.) 

Warum sind Sie eigentlich so nervös und aufgebracht? Wann waren Sie das letzte 
Mal in Wien? (Abg. Reinhard Jany: Wer lässt denn fragen?) Müssen Sie lange 
nachdenken, gell! (Abg. Norbert Sulyok: Am 5. Oktober. Die sind genauso teuer wie sie 
von anderen Garagenanbietern angeboten werden.) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch (das Glockenzeichen gebend): Am Wort ist der 
Abgeordnete Sodl. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Wolfgang Sodl (SPÖ) (fortsetzend): Warum ich behaupte, dass die 
Garagen-Aktion in Wien eine attraktive (Abg. Andrea Gottweis: Warum sind sie dann nicht 
weg?) und eine günstige Maßnahme für unsere – bitte? (Abg. Andrea Gottweis: Warum 
sind sie dann nicht alle vergeben? Zwischenruf des Abg. Norbert Sulyok.) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch (das Glockenzeichen gebend): Jeder kann sich 
zu Wort melden. Im Moment ist der Kollege Sodl am Wort. (Abg. Christian Illedits: Stellt Ihr 
Euch nur so oder seid Ihr wirklich so?) 

Bitte Herr Kollege. 

Abgeordneter Wolfgang Sodl (SPÖ) (fortsetzend): Warum ich behaupte, dass 
(Abg. Christian Illedits: Stellt Ihr Euch so? – Unruhe bei der ÖVP) die Garagen-Aktion in 
Wien eine attraktive Maßnahme für Burgenland-Pendler sind - wie richtig gesagt, zirka 60 
Pendler aus dem Burgenland haben dieses Angebot in Anspruch genommen. Das 
Feedback, das ich von betroffenen Pendlern erhalten habe, ist positiv, ist überaus positiv. 

Gerade deshalb kann ich das Verhalten seitens der ÖVP nicht verstehen. Ich habe 
von keinem einzigen Pendler, und ich führe sehr viele Gespräche mit unseren 
Pendlerinnen und Pendlern, betreffend der Garagen-Aktion eine Kritik bekommen, 
sondern Lob und Dank für diese Aktion, die ich auch in diesem Hohen Haus gerne 
weitergeben möchte. (Abg. Mag. Werner Gradwohl: 60 Personen.) 

Gerade aufgrund der positiven Reaktionen unserer Pendler war ich über den 
Kurier-Artikel vom Dienstag, 8. Oktober 2013 sehr überrascht. Auszugsweise darf ich 
diesen zitieren: Im August wurde mit SPÖ-Landeshauptmann Hans Niessl an der Spitze 
kräftig die Werbetrommel für 700 Stellplätze in WIPARK-Garagen in Wien und 
Niederösterreich zum günstigen Burgenlandtarif 55 Euro pro Monat gerührt. Jetzt anfangs 
Oktober sind gerade einmal knapp mehr als 50 dieser Stellplätze tatsächlich vergeben 
worden. 

Ich darf jetzt die ÖVP zitieren: Unattraktive Standorte - die ÖVP sieht das nicht so 
rosig und glaubt, dass die Standorte für die burgenländischen Pendler derart unattraktiv 
sind, dass sie nicht genutzt werden, sagt FPÖ-Klubchef Rudolf Strommer. (Heiterkeit bei 
der ÖVP und FPÖ. – Abg. Reinhard Jany: FPÖ? – Abg. Johann Tschürtz: Bei aller 
Freundschaft, aber das ist nichts.) Parkplätze in verkehrsgünstig gelegenen Park & Ride 
Anlagen in Erdberg seien schon immer billiger gewesen.  

Dem widerspricht Zinggl: Durch den Burgenlandtarif können wir zum Beispiel in der 
Garage Stiftgasse im 7. Bezirk einen Parkplatz um 190 Euro pro Jahr billiger anbieten. Ich 
möchte nur gleichzeitig, fast gleichzeitig, habe ich über das Portal des burgenländischen 
Pendlerforums eine E-Mail erhalten, die heute unser Klubobmann schon zitiert hat, die 
auch unser Herr Landeshauptmann Hans Niessl bekommen hat. Diese wurde am 8. 
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Oktober 15.15 Uhr abgesendet von einem Dr. dessen Namen ich hier nicht zitieren 
möchte, mit dem Betreff Pendlerparkplatz. 

„Sehr geehrte Damen und Herren! Heute liest man in der Zeitung, dass die Aktion 
angeblich nicht erfolgreich ist. Ich bin - der Beruf - und wohne in Weiden am See. Seit 
vielen Jahren pendle ich nach Wien. Bis jetzt habe ich Glück mit den Parkplätzen, 
entweder gab es ein Firmengelände (Abg. Johann Tschürtz: Das hat schon jemand 
vorgelesen, das haben wir schon gehabt.) oder einen privaten Stellplatz. Seit Oktober 
arbeite ich in einer Arbeitsstätte in Alsergrund. Für mich ist der Stellplatz am 
Josefsbahnhof ausgesprochen willkommen.“ 

Er möchte sich bedanken, er möchte sich bei allen bedanken, die diese Aktion ins 
Leben gerufen haben, die diese Aktion unterstützt haben. Vielleicht wäre es auch für die 
ÖVP, wenn sie auch dabei wären. Es freut mich, dass die betroffenen Pendler diese 
Aktion und mit allen, die ich gesprochen habe, hier sehr positiv sehen. Es ist einfach, 
Forderungen zu stellen ohne Lösungen zu präsentieren. 

Wir seitens der SPÖ, seitens des burgenländischen Pendlerforums, werden unsere 
Pendlerinnen und Pendler in dieser Form weiter unterstützen. Danke. (Beifall bei der 
SPÖ) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Herr Klubobmann, eine tatsächliche 
Berichtigung. 

Bitte Herr Klubobmann. (Abg. Johann Tschürtz: Nicht der FPÖ, der ÖVP 
Klubobmann.)  

Als erstes, den zur Berichtigung anstehenden Punkt und dann das was Sie zu 
sagen haben. 

Abgeordneter Ing. Rudolf Strommer (ÖVP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren, zur tatsächlichen Berichtigung. Ich bin Klubobmann der Österreichischen 
Volkspartei, nicht der Freiheitlichen Partei, wer immer so etwas schreibt. (Abg. Wolfgang 
Sodl: Entschuldigung.) 

Die zweite Sache: Das Zitieren von Preisen für Parkflächen - ich habe gerade 
aufgeschlagen „die ideale Verbindung Park&Ride Erdberg“, da brauche ich mit 
niemandem verhandeln, da steht, dass es inklusive 46,80 pro Monat kostet. (Beifall bei 
der ÖVP) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächster Redner ist Herr Abgeordneter 
Robert Hergovich zu Wort gemeldet.  

Bitte Herr Kollege. 

Abgeordneter Robert Hergovich (SPÖ): Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen! Ein solides Budget ermöglicht natürlich Maßnahmen für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer für das Burgenland. 

Da muss man durchaus kreativ sein, um alle Möglichkeiten auszuschöpfen. Und 
das hat das Land Burgenland auch bewiesen, denn beispielsweise durch die 
Ausschöpfung des Phasing Out - Programmes haben die burgenländischen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer stark profitiert. 

Sage und schreibe 5.573 Phasing Out-Projekte wurden zwischen den Jahren 2007 
und dem Jahr 2012 erledigt. Eine Gesamtinvestition von rund 770 Millionen Euro, die hier 
den burgenländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, aber auch den 
burgenländischen Unternehmen zu Gute gekommen sind. Betroffene Betriebe, geschätzte 
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Kolleginnen und Kollegen, haben durchschnittlich einen Beschäftigungszuwachs, ein 
Beschäftigungsplus von immerhin 23 Prozent hier erzielen können. Das ist 
beeindruckend, das ist eine beeindruckende Bilanz.  

Das zeigt, damit wurden Arbeitsplätze geschaffen, damit wurden die 
Unternehmungen stark unterstützt. Der Wirtschaftsstandort Burgenland damit weiter 
ausgebaut. Es wäre alles nicht möglich gewesen, wenn wir die Kofinanzierung des 
Landes nicht aufgestellt hätten und auch im Budget des Jahres 2014 ist ebenfalls wieder 
eine Kofinanzierung dafür vorgesehen, dafür reserviert.  

Und es handelt sich hierbei um 20 Millionen Euro, die hier für die Kofinanzierungen, 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, für die kleinen und mittleren Betriebe, für 
Unternehmungen geschaffen wurden. 

Aber das Land hilft auch den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern direkt, 
beispielsweise mit dem Qualifikationszuschuss. Immerhin 670.000 Euro sind hier im 
Budget vorgesehen. 670.000 Euro für die burgenländischen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer als direkte Unterstützung, als Zuschuss für unsere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. 

Aber auch das Semesterticket und andere Qualifikationsmaßnahmen tragen hier 
dazu bei, die Burgenländerinnen und Burgenländer zu unterstützen. Auch hier sind 
450.000 Euro im Budget 2014 vorgesehen. Auch der Fahrtkostenzuschuss, das möchte 
ich auch erwähnen, weil vor allem Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des 
Burgenlandes hier kräftig davon profitieren, da hat das Land 740.000 Euro im Budget 
2014 vorgesehen. Auch die Lehrlingsförderung und der Wohnkostenzuschuss tragen hier 
wesentlich dazu bei. 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, im Jahr 2012 und hier liegen die Zahlen ja 
schon vor, wurden damit 6.300 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Burgenlandes 
unterstützt. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Lehrlinge, die insgesamt über drei 
Millionen Euro hier an Unterstützung vom Land Burgenland erhalten haben.  

Ich denke, dass ist einen kräftigen Applaus wert. Danke Herr Landesrat, dass Sie 
das ermöglicht haben. Die Burgenländerinnen und Burgenländer wissen, Sie stehen hinter 
ihnen. (Beifall bei der SPÖ) 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, all diese Maßnahmen, die hier das Land 
Burgenland für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erstellt hat, haben dazu 
beigetragen, dass wir den Beschäftigungsrekord im Burgenland geschafft haben. Im Jahr 
2012 haben wir erstmalig diese magische Marke der 100.000 Beschäftigten im 
Burgenland übertreffen können.  

Über 100.000 Beschäftigte, die wir hier in unserem Heimatland verzeichnen dürfen, 
heuer noch einmal um 1,2 Prozent mehr zu verzeichnen, also rund über 102.000 
Beschäftigte, die wir im Burgenland verzeichnen dürfen.  

Und das ist ein historischer Erfolg und da können wir alle gemeinsam stolz darauf 
sein, denn ich möchte hier drei Zahlen nennen. 

Noch im Juli 1950 gab es im Burgenland 33.000 Beschäftigte, knapp 33.000 
Beschäftigte, die 1950 im Juli gemessen wurden. Im Jahr 2000 waren es immerhin schon 
84.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die in unserem Heimatland Arbeit gefunden 
haben. 

Da können wir durchaus stolz sein, denn es war hier natürlich die Unternehmungen 
gemeinsam mit den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, aber vor allem die Politik, die 
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hier die Rahmenbedingungen geschaffen hat, dass dieser Erfolg möglich war. Heute sind 
es um 18.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mehr als im Jahr 2000, also über 
102.000 Beschäftigte, ein großer Erfolg des Landeshauptmannes, ein großer Erfolg von 
Landesrat Dr. Peter Rezar. (Beifall bei der SPÖ) 

Aber es gibt auch Probleme am burgenländischen Arbeitsmarkt und die dürfen wir 
auch nicht schönreden, hier müssen wir auch die ungeschminkte Wahrheit sagen. Wir 
sind zwar im Ländervergleich immer noch gut - stimmt schon - aber da dürfen wir uns 
nicht zurücklehnen. 

Im September haben wir eine Arbeitslosenquote von 6,6 Prozent verzeichnen 
müssen, das ist zugegebenermaßen deutlich unter dem Österreichschnitt, unter der 
Österreichquote, trotzdem kann man hier nicht zur Tagesordnung zurückkehren und man 
muss diese Quote von 6,6 Prozent durchaus ernst nehmen.  

Daher müssen wir auf die Gefahr der Verdrängung der heimischen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer hinweisen und stärker diesen Kampf führen, damit 
hier der burgenländische Arbeitsmarkt auch geschützt bleibt. 

Da nehmen wir, Herr Kollege Tschürtz, auch die Wirtschaft… (Abg. Johann 
Tschürtz: Die Ungarn kommen ja rein!) Ja, ja auch das ist ein Problem. Da müssen wir 
auch gute Rezepte finden, aber nicht so einfach wie Sie das darstellen, hinauf mit dem 
Stacheldrahtzaun, dann sind wir wieder geschützt und die Welt ist in Ordnung.  

Da braucht man schon ordentliche Maßnahmen, das wollen wir nicht. 
Stacheldrahtzaunpolitik ist Retro, das wollen wir nicht! Wir wollen eine Politik die in die 
Zukunft gerichtet ist. (Beifall bei der SPÖ) 

Wir wollen vor allem die heimische Wirtschaft in die Pflicht nehmen. Denn es sind 
schon schwarze Schafe die diesen Verdrängungswettbewerb vorantreiben. Da sind wir 
schon gut in der Analyse. Wir brauchen nur die richtigen Maßnahmen, um diese auch 
dann ordentlich einzusetzen.  

Denn eines ist klar, wer eine starke Kaufkraft im Burgenland will, der muss dafür 
Sorge tragen, dass Burgenländerinnen und Burgenländer auch Einkommen haben. 
Einkommen haben sie dann, wenn sie Beschäftigung haben. Wer das Know-how der 
älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer will, der muss auch ältere 
Arbeiternehmerinnen und Arbeitnehmer in Beschäftigung halten.  

Wer die Förderungen und Aufträge der öffentlichen Hand beziehen will, der darf die 
Arbeitnehmer nicht gegeneinander ausspielen und dafür muss die Politik Sorge tragen. 
Da sind wir alle Abgeordneten des Burgenländischen Landtages aufgerufen. 

Dafür haben wir Sorge zu tragen. Hier sind wir auch Vorbild. Vorbild für andere 
Bundesländer, die schon in das Burgenland kommen, um sich den 
Arbeitsmarktschutzschirm, wie wir in gespannt haben, auch die Maßnahmen die wir 
setzen, sich gut ansehen und überlegen, wie sie es in ihren Bundesländern uns gleichtun 
können.  

Nämlich der Arbeitnehmerschutzschirm, der im Wesentlichen besagt, wer gegen 
dieses Lohn- und Sozialdumpingbekämpfungsgesetz verstößt, der soll künftig bei 
öffentlichen Aufträgen nicht mehr mitspielen. 

Ich brauche in diesem Rahmen nicht erwähnen, dass der größte Auftraggeber des 
Burgenlandes die öffentliche Hand ist. Das sind die Gemeinden, das ist das Land 
Burgenland… (Abg. Johann Tschürtz: Die ungarischen Betriebe…) Wie bitte? (Abg. 
Johann Tschürtz: Die ungarischen Betriebe haben die meisten Möglichkeiten!) Herr 
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Kollege Tschürtz, das ist nicht zutreffend. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten)  

Aber wir haben zuvor schon über die Retropolitik gesprochen, da sind wir schon 
einen Schritt weiter. Es geht darum, dass der größte Auftraggeber des Burgenlandes, also 
die öffentliche Hand, das Land, die landesnahen Unternehmen und die Gemeinden hier 
einen Schulterschluss für die burgenländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
machen sollten und hier sagen sollten, wer gegen dieses Lohn- und 
Sozialdumpingbekämpfungsgesetz verstößt, der soll erstens eine Pönale zahlen  und 
zweitens bei öffentlichen Aufträgen künftig nicht mehr mitspielen können. (Beifall bei der 
SPÖ) 

Wir wollen darüber hinaus einen Schritt weitergehen. Nämlich jene Unternehmen, 
die sich nicht an die Spielregeln halten, die dadurch einen unlauteren Wettbewerb 
erzeugen, es ist ja nicht fair, wenn ein Unternehmen sich an alle Rahmenbedingungen 
hält und ein anderes sagt, ich erschleiche mir einiges, sich dadurch einen Auftrag 
sozusagen erschleicht, dass dieses genauso behandelt wird, wie ein Unternehmen das 
ordentlich arbeitet. 

Daher wollen wir auch künftig bei Wirtschaftsförderungen darauf Acht geben, ob 
das Unternehmen die Menschen ordentlich bezahlt, die Abgaben an die 
Sozialversicherung, an die Pensionsversicherung leistet, so wie es für ein ordentliches 
Unternehmen gehört. Das wollen wir ebenfalls.  

Wir wollen, wenn ein Unternehmen ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im 
Betrieb lässt, auf das Know-how der älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des 
Burgenlandes setzt, dann sollen die auch belohnt werden. Ähnliche Modelle gibt es auch 
in der Jugendbeschäftigung. Da funktioniert das System auch.  

Wir wollen auch, dass das hier auch Niederschlag findet. Ich höre, auch SPÖ und 
ÖVP haben beide in ihren Wahlprogrammen ähnliche Module gehabt, daher bin ich sehr 
zuversichtlich, dass jetzt bei der Regierungsbildung das auch eine Rolle spielen wird und 
künftig auch die Unterstützung von Unternehmen, die auf ältere Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer setzt, auch gefördert und gestärkt wird. 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Wir wollen diesen unfairen Wettbewerb noch 
stärker bekämpfen. Wir wollen daher mehr Finanzpolizei, denn die Basis ist natürlich das 
Lohn- und Sozialdumpingbekämpfungsgesetz. Es muss aber auch ordentlich gelebt 
werden, denn Schwarzarbeit funktioniert nicht von 8.00 bis 16.00 Uhr, sondern das 
beginnt meistens erst am Wochenende oder spät am Abend. Da braucht es auch 
Kontrollen in dieser Zeit. 

Wir müssen auch hier, wenn wir über Arbeitnehmerpolitik sprechen, über den 
Arbeitsmarkt, über Qualifikationsmaßnahmen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sprechen, dann müssen wir auch auf einen absoluten Verhandlungserfolg hinweisen. 
Einen Verhandlungserfolg, den der Landeshauptmann gemeinsam mit dem Landesrat 
Peter Rezar erzielt hat, nämlich wenn es um die Arbeitsmarktmillion geht.  

Eine weitere zusätzliche Million für das Arbeitsmarktservice Burgenland, für die 
burgenländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Danke Herr Landeshauptmann, 
danke Herr Landesrat, diese Million wäre nicht möglich gewesen, wenn Ihr Einsatz nicht 
gegeben wäre. (Beifall bei der SPÖ) 

Das sorgt natürlich für mehr Qualität am burgenländischen Arbeitsmarkt. Mit 
diesem Geld sollen vor allem Jene unterstützt werden, die derzeit vom 
Verdrängungswettbewerb am stärksten betroffen sind. Junge, junge Burgenländerinnen 
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und Burgenländer, aber auch ältere Burgenländerinnen und Burgenländer. Wir werden 
diesen Kampf für die burgenländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer führen. 

Ich bin überzeugt, dass der Arbeitsmarktschutzschirm des Burgenlandes sich auch 
hier im Budget gut wiederfindet. Wir werden daher diesem Budgetposten gerne 
zustimmen. 

Zum Abschluss möchte ich noch auf den Antrag des Kollegen Kölly eingehen, den 
wir ja bei der Debatte mitdiskutieren. Herr Kollege Kölly, Sie sprechen in Ihrem Antrag von 
einer Senkung der Lohnnebenkosten. Gute Überschrift, aber schlechtes Ergebnis, denn 
wir alle wissen, was die Lohnnebenkosten sind.  

Da geht es vorwiegend, Herr Kollege Kölly und das wissen Sie, um 
Weihnachtsgeld, es geht um Urlaubsgeld, es geht um Beiträge zu Sozialversicherung, es 
geht um Beiträge zur Unfallversicherung, es geht um Beiträge der Pensionsversicherung, 
es geht um Abfertigungsbeiträge an die Abfertigungskassa. Es geht für Bauarbeiter 
beispielsweise um Beiträge der Bauarbeiterurlaubs- und Abfertigungskasse, Herr Kollege 
Kölly. 

Da haben wir einen völlig anderen Zugang wie Sie. Das wollen wir nicht. Denn Ihr 
Vorschlag bedeutet, wenn jemand krank wird, dann soll er nicht die Heilbehelfe 
bekommen wie er sie jetzt hat, weil wir vorher die Beiträge senken. Wenn jemand einen 
Arbeitsunfall hat, dann soll er sozusagen nicht die Rehabilitationsmaßnahmen bekommen 
über die AUVA, weil man nach Ihrem Vorschlag die Beiträge zur AUVA senkt.  

Wenn jemand im Sommer auf Urlaub fahren will, wird er sich das künftig nicht mehr 
leisten können, weil er halt kein Urlaubsgeld mehr bekommt. Weil das wollen Sie senken. 

Wenn jemand für die Kinder zu Weihnachten Kinderspielzeug kaufen will als 
Arbeitnehmerin, als Arbeitnehmer, dann wird er sich das künftig nicht mehr leisten 
können, weil Sie einen Antrag gestellt haben, der im Wesentlichen besagt, dass hier keine 
Leistungen mehr gegeben sind. Wenn es um die Abfertigung geht oder um andere Mittel, 
dann wissen wir, dass auch die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer davon betroffen 
wären.  

Daher ein klares Nein zu Ihrem Vorschlag zur Senkung dieser Lohnnebenkosten, 
weil das die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wirklich treffen würden. Herzlichen 
Dank. (Beifall bei der SPÖ) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser (der den Vorsitz übernommen hat): Als 
nächster Redner zu Wort gemeldet ist Herr Landesrat Dr. Peter Rezar. 

Bitte Herr Landesrat.  

Landesrat Dr. Peter Rezar (SPÖ): Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geschätzten Damen und Herren! Ein wesentlicher Parameter für eine verantwortungsvolle 
Sozialpolitik ist zweifelsohne die Frage der Arbeitnehmerförderung. Hier gibt es im 
Burgenland breite Möglichkeiten, ein breites Spektrum von Förderungen für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Im Speziellen natürlich für Alleinverdienerinnen 
und Alleinverdiener, Pendler und Lehrlinge. 

Ich glaube, wir können mit einigem Stolz darauf verweisen, dass wir in der 
Vergangenheit sukzessive diese Arbeitnehmerförderung im Burgenland ausgebaut und 
weiterentwickelt haben. Es wurden ja heute schon Zahlen genannt, dass wir alleine im 
Jahr 2012 5.348 positive Anträge bewilligt haben. Mehr als drei Millionen Euro sind ein 
ansehnlicher Betrag für burgenländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
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Ich freue mich natürlich besonders, dass gerade die Qualifikationsförderung, die 
Frage des sich fit Machens am Arbeitsmarkt, die Frage sich für die Zukunft für 
aussichtsreiche Berufe zu positionieren, von den burgenländischen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer sehr, sehr deutlich angenommen worden ist.  

Wir haben, und ich habe das heute Vormittag bereits in der Fragestunde 
beantwortet, die großzügigste Lehrlingsförderung aller österreichischen Bundesländer. 

Mit knapp 1,7 Millionen Euro an Lehrlingsförderung bieten wir ein solides 
Fundament dafür, dass wir Lehrlingsausbildungen attraktiver gestalten, dass wir junge 
Burgenländerinnen und Burgenländer animieren wollen sich für die Facharbeit, für eine 
Facharbeiterausbildung zu interessieren, dass wir in Kombination mit dem Projekt, mit 
dem erfolgreichen Projekt Lehre mit Matura etwas geschaffen haben was darüber hinaus 
sehr, sehr zukunftsorientiert ist. 

Ich glaube, wir runden dieses Gesamtpaket sehr deutlich ab mit einem modernen, 
mit einem gerechten und mit einem fairen Fahrtkostenzuschuss, den wir in der 
Vergangenheit sehr, sehr deutlich ausgeweitet haben. Es ist uns in der jüngeren 
Vergangenheit immer wieder gelungen, sowohl den Tariflohnindex anzuheben, ich darf in 
Erinnerung rufen, dass wir um 3,4 Prozent erhöht haben, die Bruttoeinkommensgrenzen 
für Alleinverdiener betragen immerhin 2.740 Euro, für Familien 4.384 Euro.  

Auch hier haben wir eine solide Basis geschaffen, dass mehr Burgenländerinnen 
und Burgenländer in den Genuss dieser Förderungen kommen können. 

Wir haben auch den Verbraucherpreisindex mit 2,3 Prozentpunkten angehoben. Ich 
glaube, dieser Fahrtkostenzuschuss kommt natürlich unseren Pendlerinnen und Pendlern 
in höchstem Maße zugute. Begleitet wurden diese Bemühungen natürlich durch das 
Pendlergeld. Acht Millionen Euro, die hier zusätzlich zur Auszahlung gelangen für 
burgenländische Pendlerinnen und Pendler.  

Ich darf auch anmerken, dass wir sehr erfolgreich mit dem Projekt 
Landestankstellen auch einen Entlastungsfaktor eingebaut haben. Immerhin zwei 
Millionen Euro bisher, die auch unseren Verkehrsteilnehmern, den burgenländischen 
Pendlerinnen und Pendlern zugutegekommen sind. 

Ich denke, Arbeitnehmerförderung ist ein ganz wichtiger, ein ganz vitaler und 
wesentlicher Teil der burgenländischen Sozialpolitik. Arbeitnehmerförderung ist uns ein 
tiefes, ein inneres Bedürfnis. Ich glaube, die burgenländischen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer dürfen sich auch in Zukunft darauf verlassen, dass wir eine moderne, eine 
zeitangebrachte, eine entsprechend faire und gerechte Arbeitnehmerförderung machen 
werden. 

Dieses vorliegende Budget ist eine sehr solide und eine gute Grundlage dafür. Ich 
darf mich für die zustimmenden Debattenbeiträge sehr, sehr herzlich bedanken und hoffe, 
dass es uns auch in Zukunft gelingt, unsere burgenländischen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer am Aufstieg unseres Heimatlandes teilhaben zu lassen. (Beifall bei der 
SPÖ) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Matthias Weghofer. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Matthias Weghofer (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte kurz auf meinen Vorredner eingehen. 
Unser Pendlersprecher Abgeordneter Norbert Sulyok hat ja vorhin gesprochen und ich 
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möchte schon einiges korrigieren hier. 700 Parkplätze wurden angeboten, das sind nicht 
einmal zehn Prozent der 8,5 Prozent genau die angenommen wurden.  

Das sind 60 Parkplätze und wenn das ein Gewerbebetrieb wäre, müsste er bereits 
Konkurs anmelden. (Beifall des Abg. Johann Tschürtz – Abg. Christian Illedits: Du 
applaudierst? Der Prior Walter hätte jetzt eine Antwort gewusst!) 

Entgegenspricht hier die Abzocke der Burgenländerinnen und Burgenländer von 
der Stadtgemeinde Wien. 25.000 burgenländische Pendler werden hier durch die 
Parkpickerlerhöhung, der Gaspreise, Wassergebühren, Strompreise hier abgezockt. Das 
gehört einmal klar gestellt. (Abg. Christian Illedits: Der Kollegin Gottweis Ihr Sohn hat…) 
Wir in diesem Sinne oder Gott sei Dank wurde er angenommen, denn sonst wären es ja 
59, Herr Abgeordneter.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Herr Präsident! 
Schuldnerberatung und Konsumentenschutz sind zwei wichtige Aufgabengebiete, in 
denen den Burgenländerinnen und Burgenländern Hilfe angeboten wird. Gerade in der 
heutigen Zeit ist es wichtig, dass der Bevölkerung im Notfall geholfen wird, da viele 
Schwindler hier unterwegs sind. Die Schuldnerberatung des Landes Burgenland gibt es 
seit dem Jahre 1998 und hat sich bestens bewährt. 

Die Schuldnerberatung ist kostenlos. (Zwiegespräche zwischen dem Abg. Christian 
Illedits und der Abg. Andrea Gottweis) Herr Klubobmann, Herr Klubobmann, wollen Sie 
sprechen, dann kommen Sie raus. Die Schuldnerberatung ist kostenlos, unterstützt und 
berät überschuldete unselbständig erwerbstätige Personen mit Wohnsitz im Burgenland 
bei der Vorbereitung und Abwicklung eines Entschuldungsverfahrens. 

Die Schuldnerberatung im Burgenland ist ein wichtiges Instrument, um finanziell in 
Bedrängnis geratenen Menschen zu helfen und zu entschulden. Auch der 
Konsumentenschutz und die Konsumentenberatung sind sehr wichtig. Die 
Burgenländische Landesregierung hat im Jahre 2000 die Konsumentenberatung 
eingeführt und sie hat sich bestens bewährt.  

Unter anderem betreffen die Anfragen Haustürgeschäfte und Werbefahrten, 
Gewerbeleistungen und Reparaturen, Versicherungsfälle und verpatzte Urlaube. In letzter 
Zeit häufen sich auch Betrügereien mit Mehrwertdiensttelefonnummern und 
Gewinnspielen. 

Auch die Abzocke im Internet mit vermeintlichen Gratisangeboten ist im Steigen. 
Der Trick ist meist ähnlich. Attraktiv gestaltete Websites bieten vermeintlich gratis SMS, 
Spiele, Rezepte, Downloads, Lebensprognosen und so weiter an. 

Auch ich habe so ein E-Mail bekommen, es kommen ja laufend welche. Ich glaube, 
ein Jeder hat es schon bekommen, exklusiv für Matthias Weghofer, ich bin kein Spieler in 
dem Sinn, Du hast es auch bekommen? Ja, auch der Kollege Kölly hat es bekommen, 
Mister Green schenkt ihnen 20 Freispiele, jetzt registrieren, jetzt bis zu 200 Euro Bonus. 
20 Freispiele plus 200 Euro Bonus, wenn da ein Mensch sensibel ist und vielleicht noch 
ein bisserl eine Spielleidenschaft hat, drückt er drauf und er sitzt eigentlich in dem Boot 
hier.  

Aber auch mit den Banken gibt es für die Konsumenten Probleme. Eine Umfrage 
unter den Bankkunden zeigt, fast jeder Dritte ärgert sich über die vielen verschiedenen 
und teuren Kontoführungsgebühren und Überweisungsspesen. Konkrete Kritik betrifft 
etwa die hohen Zahlschein- und Bankomatgebühren, Spesen bei Auslandsüberweisungen 
und die Kosten für Transaktionen am Bankschalter.  
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Unverständnis gibt es auch für den Umstand, dass trotz Verwendung von 
Selbstbedienungsautomaten beachtliche Spesen anfallen können. Auch beschweren sich 
die Konsumenten über unvorteilhafte Haben- und Sollzinsen. 

Geldinstitute bieten zunehmend Produkte an, die für normale Bürger immer 
unverständlicher werden. Die Burgenländische Landesregierung hat für diese Fälle eine 
unabhängige Beratungsstelle, eine sogenannte Bankenombudsstelle eingerichtet. Diese 
Bankenombudsstelle bietet den Burgenländern Abklärung von Fragen zu Bankgeschäften, 
Kontoführung und Gebühren, Schwierigkeiten mit Krediten und Problemen bei deren 
Rückzahlung, sowie Beratung bei Fremdwährungskrediten an. 

Das Burgenland hat mit dem Konsumentenschutz und der Schuldnerberatung zwei 
wichtige Einrichtungen, die gut funktionieren und von der Bevölkerung auch angenommen 
werden.  

Die ÖVP stimmt der Schuldnerberatung und dem Konsumentenschutz sowie dem 
Abänderungsantrag der Schuldnerberatung und der Banken- und Ombudsstelle, als 
nachhaltige Unterstützung der Burgenländerinnen und Burgenländer bei Bankgeschäften 
weiterzuführen und nach Möglichkeit zu verbessern, zu. (Beifall bei der ÖVP) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete 
Gabriele Titzer. 

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Gabriele Titzer (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren Abgeordneten! Hohes Haus! Mein Vorredner, der Herr Kollege 
Weghofer, hat schon gesagt, Konsumentenschutz und Schuldnerberatung sind zwei 
wichtige Standbeine auch in der Burgenländischen Landesregierung.  

Im Konsumentenschutz werden die Beratungsgespräche sehr gut von der 
Bevölkerung angenommen. Es gab heuer bereits eine Steigerung zum Vorjahr. Haben im 
Vorjahr bis zum 30.9. 931 Personen bei der Konsumentenberatungsstelle des Landes Rat 
und Hilfe gesucht, so wurden im gleichen Zeitraum des heurigen Jahres schon 1.564 
Beratungsgespräche durchgeführt. 

Die Statistik zeigt auch, dass immer mehr Anfragen das Mietrecht betreffen. Waren 
im Jahr 2012 noch zwei Drittel Konsumentenschutz und ein Drittel Mietrechtsfragen, so 
stiegen die Anfragen im Bereich des Mietrechts auf fast die Hälfte, auf nämlich 49,74 
Prozent an. Hier unterscheidet man wieder unter Mängel, Kündigung und Mietvertrag 
selbst.  

Sie sehen also, meine Damen und Herren Abgeordneten des Hohen Hauses, wie 
wichtig die Beratung und Hilfestellung der Abteilung 6 - Familie und Konsumentenschutz 
ist. Konsumentenschutz bedeutet aber nicht nur Beratung der Menschen, sondern auch 
die Preisauszeichnung auf den Märkten und die vermehrte Kontrolle bei Preisvergleichen 
ist sehr wichtig. Das sind wichtige Maßnahmen, die den Menschen in unserem Land 
zugutekommen. 

Ein weiterer wichtiger Teil in diesem Zusammenhang ist auch die 
Schuldnerberatung. Aufgrund der Tatsache, dass zahlreiche Fragen und Beschwerden 
von KonsumentInnen beim Umgang mit Geldinstituten auftraten, wurde vom Amt der 
Burgenländischen Landesregierung eine Ombudsstelle eingerichtet.  

Die Bankenombudsfrau bietet den Burgenländerinnen und Burgenländern bei der 
Abklärung von Fragen zu Bankgeschäften, so wie es eben der Kollege Weghofer schon 
gesagt hat, sehr große Hilfestellung. 
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So haben bis zum 30.9.2013 541 neue Klienten die Schuldnerberatung aufgesucht, 
wobei im Norden des Landes wesentlich mehr Menschen zur Schuldnerberatung 
gekommen sind, als im Süden. Auch zeigt die Statistik, dass 54,53 Prozent der Klienten 
Männer und 45,47 Prozent Frauen sind. Weiters ist zu erkennen, dass der Prozentanteil 
der ab 40-Jährigen ansteigt. 

So sind die am häufigsten genannten Verschuldungsursachen Selbständigkeit, 
Einkommensverschlechterung durch Arbeitslosigkeit, Haus- und Wohnungskauf oder 
Scheidung beziehungsweise Trennung. Bei allen zurzeit in Bearbeitung liegenden Akten 
ist die Durchschnittverschuldung bei 95.058,92 Euro.  

Es ist daher notwendig, Maßnahmen zu setzen, um die Bevölkerung des 
Burgenlandes noch mehr für die Bereiche Konsumentenschutz, Mietrecht und 
Schuldnerberatung zu sensibilisieren und zu informieren. 

Es sollen die präliminierten Mittel für Beratungs- und Aufklärungstätigkeiten 
eingesetzt werden. Für die hervorragende Arbeit möchte ich Landesrätin Verena Dunst 
sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Abteilung 6 - Konsumentenschutz, 
Mietrechtsberatung, Schuldnerberatung und der Bankenombudsfrau recht herzlich 
danken. (Beifall bei der SPÖ) 

Gleichzeitig möchte ich aber auf den Jugendschutz hinweisen, denn je mehr 
Aufklärungsarbeit bei Jugendlichen bezüglich Konsumentenschutz und 
Schuldnerberatung gemacht wird, desto weniger geraten die Jugendlichen in die 
Schuldenfalle. Daher ist die Schuldenpräventionsarbeit, die von Frau Eva-Sabina 
Wachtfeitl in den Schulen durchgeführt wird, enorm wichtig. Einen herzlichen Dank dafür. 
(Beifall bei der SPÖ) 

Zum Thema Jugendschutz gibt es auch laufend prophylaktische Maßnahmen wie 
Vorträge in Schulen, die vom Kinder- und Jugendanwalt abgehalten werden. Daher haben 
unsere Jugendlichen einen sehr hohen Wissensstand bezüglich Jugendschutz.  

Auch gibt es eine Zusammenarbeit mit dem Forum Gewaltfreies Burgenland, 
weltweit gemeinsam gegen Gewalt. Dieses Projekt findet jedes Jahr auf der Friedensburg 
Schlaining statt. Es nehmen zirka 1.000 Schüler pro Jahr an diesem Projekt teil. 

Da es kein einheitliches Jugendschutzgesetz in Österreich gibt, haben wir im 
Burgenland unsere Jugendschutzbestimmungen mit den Bundesländern Wien und 
Niederösterreich harmonisieren können, auch herrscht eine weitgehende 
Übereinstimmung zwischen dem Burgenland und der Steiermark vor. 

Wir müssen vermehrt darauf aufmerksam machen, dass sich Kinder und 
Jugendliche bei Problemen vertrauensvoll an den Kinder- und Jugendanwalt wenden 
können, damit ihnen schnell geholfen werden kann. In der Jugendwohlfahrt, wo durch die 
Aufnahme von Psychologinnen auf Sozialarbeitsplanstellen sie ihr Fachwissen einbringen 
können, sodass auch die Qualität verbessert werden konnte. 

Das Tätigkeitsfeld der Jugendwohlfahrt teilt sich in zwei Schwerpunkte: Einerseits 
in Rechtsvertretung und andererseits in Sozialarbeit. Mit Stand 31.12. wurden 1.075 
Minderjährigen Unterstützung in der Erziehung gewährt.  

Das heißt, alle Maßnahmen, die im Einzelfall die sachgemäße und 
verantwortungsvolle Erziehung Minderjähriger durch die Erziehungsberechtigten fördern, 
wie zum Beispiel Familienintensivbetreuung und sozialpädagogische Familienhilfe, damit 
so den Kindern ermöglicht wird, in ihrer bisherigen Umgebung zu bleiben. 
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Sie sehen also, meine Damen und Herren Abgeordneten, wie wichtig der 
Jugendschutz und die Jugendwohlfahrt sind. Daher möchte ich mich beim Kinder- und 
Jugendanwalt Mag. Reumann sowie bei der Abteilung 6 - Soziales, Gesundheit und 
Familie für die hervorragende Arbeit bedanken. 

Über 3.200 Personen sind in der Pflege und Betreuung älterer und behinderter 
Menschen in der Jugendwohlfahrt, in der Verwaltung und bei sonstigen sozialen Diensten 
beschäftigt. Genauso wie bei der Jugendwohlfahrt muss es uns auch bei den Menschen 
mit besonderen Bedürfnissen ein Anliegen sein, dass sie in ihrer gewohnten Umgebung 
bleiben können und wenn möglich auch einen geschützten Arbeitsplatz erhalten.  

Mit Ende April 2013 standen in 17 Wohneinrichtungen 329 Plätze und in 27 
Einrichtungen mit Tagesstrukturen 711 Plätze zur Verfügung. 130 Burgenländerinnen und 
Burgenländer waren stationär in Behinderteneinrichtungen anderer Bundesländer 
untergebracht, während 58 Personen die Beschäftigungstherapie in steirischen 
beziehungsweise niederösterreichischen Grenzregionen besuchten. Die Maßnahmen für 
die behinderten Menschen erfolgen im Zusammenwirken von Land, Arbeitsmarktservice 
und Bundessozialamt. 

Unsere Aufmerksamkeit beschränkt sich aber nicht nur auf den Kinder- und 
Jugendschutz oder Menschen mit Behinderung, sondern auch auf die ältere Generation. 
Seit dem Jahre 2008 gibt es im Burgenland ein Leitbild für die ältere Generation. 
Empfehlungen aus diesem Leitbild werden mittlerweile in den burgenländischen 
Gemeinden realisiert. 

Zum Beispiel im Bereich Wohnen und Mobilität. Bei den modernen 
Wohnungsbauten ist die Barrierefreiheit bereits ein Kernelement. Ein Sprichwort sagt: 
Einen alten Baum kann man nicht mehr verpflanzen. Und genauso wenig wollen auch 
unsere älteren Mitbürger aus ihren eigenen vier Wänden und der gewohnten Umgebung 
aus- beziehungsweise wegziehen. Der Einsatz modernster Technik macht es möglich, 
dass ältere Menschen in ihrer gewohnten Umgebung bleiben können. 

Landesrat Rezar hat es vorher schon gesagt, der burgenländische Weg mit dem 
Leitbild ist ein besonders positiver und den müssen wir weiter beschreiten. Aus diesem 
Leitbild sind Gesundheitstage hervorgegangen. Im November gibt es wieder diese 
Gesundheitstage, die ein großer Erfolg mit mehr als 2.500 Teilnehmern sind. Ebenso sind 
die alljährlichen Symposien ein Produkt dieses Leitbildes.  

Heuer findet am 22.10.2013 unter dem Motto „Wer rastet der rostet, gesund und fit 
im Alter“, das alljährliche Symposium statt. Durch das Leitbild für die ältere Generation 
werden jedes Jahr neue Impulse geliefert und daher noch bessere Rahmenbedingungen 
für die ältere Generation geschaffen.  

Ich bedanke mich bei der Abteilung 6, dem Hauptreferat für Sozialwesen, und dem 
Landesrat Dr. Peter Rezar für seine Arbeit für die ältere Generation. 

Im Bereich Konsumentenschutz, Kinder- und Jugendschutz, Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen und der älteren Generation wird meine Fraktion das Budget 
mittragen. (Beifall bei der SPÖ) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Frau Kollegin Dunst bitte. 

Landesrätin Verena Dunst (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! 
Nur ganz kurze Bemerkungen. Konsumentenschutz ja, stimmt, leider steigt die Zahl der 
Menschen, die vielen Angeboten sozusagen sprichwörtlich auf den Leim gehen. Wir 
haben immer mehr Menschen, die mit der doch relativ versteckten Art und Weise über 
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den Tisch gezogen werden. Wir haben heuer, nur dass Sie ein Zahlengerüst haben, 
bisher schon 1.500 Beratungen gehabt.  

Wir haben den Schwerpunkt im Mietrecht. Wir ersparen den Konsumentinnen und 
Konsumenten im Schnitt an die 8.000 Euro. Wir haben in den letzten Jahren daher 
unglaublichen 16.000 Menschen schon helfen können. Das hat natürlich auf kleiner 
Sparflamme begonnen, mittlerweile habe ich dort ja mehrere Außensprechtage initiiert, 
besonders auch für den Süden wichtig.  

Wir haben in den - elf Millionen Euro wollte ich jetzt sagen - natürlich in elf Jahren 
eine halbe Million Euro erspart. Die Menschen werden - ich kann es Ihnen vom Alter her 
natürlich genau sagen - nicht verschont. Junge Menschen über Internet, aber auch ältere 
Menschen über Haustürgeschäfte und so weiter. Da ist Konsumentenschutz leider sehr 
stark notwendig.  

Zweite Bemerkung: Nirgends in ganz Österreich werden Sie eine 
Bankenombudsfrau finden. Ich habe mich dazu entschieden, diese Dame über einen 
Werkvertrag zu beschäftigen, weil ich merke, dass viele Menschen überfordert sind mit 
Bankgeschäften. Noch nicht zur Schuldnerberatung gehören, auch dort nicht gerne 
hingehen, aber einer Beratung sich dringend unterziehen müssen. Daher die 
Bankenombudsfrau, Helga Schmidt leistet Großartiges, hat im Schnitt ungefähr 350 bis 
400 Beratungen im Jahr, klingt wenig, ist sehr viel, für das, dass sie nur mit einem 
Werkvertrag für uns arbeitet.  

Drittens zum Jugendschutz. Ja, Jugendschutz ist ein absolut aktuelles Thema. 
Unsere Jugendschutzplattform, die ich seit vielen Jahren an meiner Seite habe, 
überparteiliche Grenzen spielen dort natürlich eine wesentliche Rolle, weil mir alle 
Jugendvertreter wichtig sind, beraten mich in dieser Arbeit, die letzte Sitzung ist vor drei 
Wochen beispielsweise über die Bühne gegangen.  

Ein Schwerpunkt waren dort Testkäufe, weil nach wie vor es passiert, dass junge 
Menschen ohne Nachfrage eines Nachweises, eines Altersnachweises oder wie auch 
immer, in Supermärkten einkaufen können - nicht immer und überall, aber in einigen doch 
-, sodass wir uns entschieden haben, gemeinsam mit den Verwaltungsbehörden, den 
Bezirkshauptmannschaften, hier Testkäufe mit ausgewählten Jugendlichen zu 
organisieren. Ich denke, dies ist eine Maßnahme von vielen.  

Ich erspare Ihnen jetzt alles zu erzählen, was wir im Jugendschutz tun, sehr vieles 
gegen Gewalt, gegen Alkohol, wir versuchen mit ihnen über Ausgehzeiten zu reden und 
leider ist der Abgeordnete Kölly nicht da, ich hätte gerne auch diese Wortmeldung gleich 
genützt, um über seinen Vorschlag und er hat ja auch einen Antrag gestellt, einen 
bundeseinheitlichen Jugendschutz zu Wege zu bringen.  

Da muss ich ihm leider sagen, dass das sehr schwierig ist, ich habe viele Minister 
kommen und gehen gesehen und gescheitert sind sie immer an dieser einen Frage, dass 
es nicht gelingt, alle neun Bundesländer unter einen Hut zu bringen. Vor allem 
Westösterreich hat hier wenig bis gar keine Interessen.  

Ich kann Ihnen nur die freudige Mitteilung geben, das haben Sie aber sicher schon 
gehört, dass wir jetzt nach Wien und Niederösterreich es geschafft haben, mit der 
Steiermark zu harmonisieren, bis auf einen kleinen Punkt. Der hat viel Vorbereitung 
gebraucht und schaut jetzt so aus, dass wir nur im Alterssegment zwischen 14 und 16 die 
Ausgehzeigen nicht vereinheitlichen haben können, hier bleibt die Steiermark eher sehr 
restriktiv, während wir mit Wien und Niederösterreich in der alten Lösung bis ein Uhr 
bleiben.  
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Sonst gibt es ein absolut harmonisiertes Jugendschutzgesetz auch mit der 
Steiermark. Ich weiß, dass das für Sie ein Thema ist, besonders im Südburgenland. Ich 
freue mich, Ihnen das jetzt auch noch einmal bekannt zu geben.  

Ich bedanke mich bei den Debattenrednern und wünsche uns viel Motivation, denn 
die Menschen haben immer mehr Sorgen und die kommen dann zu uns und dafür sind wir 
da, um durch die Politik Rahmenbedingungen und auch durch Außenstellen zu schaffen 
und ich denke, wir sind hier gut, nämlich am Menschen unterwegs und immer das Ohr am 
Menschen. 

Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung! (Beifall bei der SPÖ) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Am Wort ist Frau Abgeordnete Gottweis.  

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Andrea Gottweis (ÖVP): Herr Präsident! Geschätzte Damen und 
Herren Abgeordnete! Zum Kapitel Frau und Familie. Das Budget für Frauen- und 
Familienfragen beträgt 5,7 Millionen Euro, das ist geringfügig weniger als im Vorjahr.  

Die verschiedensten Formen der Familienförderung reichen vom Kinderbonus, 
wofür 535.000 Euro budgetiert sind, über die Förderung von Mehrlingsgeburten, das 
Familienauto oder das Schulstartgeld, wo jedes Kind 100 Euro erhält, wenn es das erste 
Mal die erste Schulstufe besucht, aber vor allem den großen Brocken 
Kinderbetreuungsförderung mit 4,3 Millionen Euro.  

2009 trat die Familienförderungsgesetznovelle in Kraft, wodurch Eltern unabhängig 
vom Familieneinkommen für Kinder, die das Pflichtschulalter noch nicht erreicht haben, 
zwischen 30 und 45 Euro für den Kindergarten und 60 bis 90 Euro für die Kinderkrippe für 
maximal elf Monate pro Kindergartenjahr beantragen können.  

Es gibt auch eine Förderung für Eltern-Kind-Zentren, die heuer nur mehr 20.000 
Euro beträgt, ich finde aber auch, dass die Hürden, um diese Förderung in Anspruch 
nehmen zu können, sehr hoch sind.  

Geschätzte Damen und Herren! Nächstes Jahr feiern wir das internationale Jahr 
der Familie, das gibt uns die Gelegenheit, Familien jene Wertschätzung entgegen zu 
bringen, die sie brauchen, durch entsprechende finanzielle Anpassung, auch die 
Indexanpassung der Familienleistung ist eine ewig lange Forderung der 
Familienorganisationen, aber auch die Umsetzung des steuerfreien Existenzminimums für 
jedes unversorgte Kind.  

Das gibt uns aber auch die Gelegenheit, Eltern in ihren Aufgaben entsprechend 
wertfrei zu unterstützen, durch Kinderbetreuung, die sich an den Bedürfnissen der 
Familien orientiert und Familie als das zu fördern, was sie wirklich ist - die Keimzelle 
unserer Gesellschaft.  

Das Budget für Frauenangelegenheit ist mit 263.000 im Burgenland doch relativ 
klein, man muss aber ehrlicherweise sagen, dass sehr viel Geld über diverse Projekte 
lukriert wird. Heute beginnt zum Beispiel ein Projekt, das Frauen in die Selbständigkeit 
begleitet. 14 Monate hindurch können sich Frauen bei neuen Kursen des BFI 
unternehmerisches Know-how aneignen. Diese Seminare sollen somit Sprungbrett in die 
berufliche Selbständigkeit sein.  

Was ich ein bisschen befremdlich finde, dass das BFI es nicht schafft, dass 
Gründerservice der Wirtschaftskammer und vor allem auch die Leistungen der Frau in der 
Wirtschaft stärker in Anspruch zu nehmen.  
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All diese Maßnahmen dienen dazu, dass immer mehr Frauen selbständig werden. 
Im Burgenland sind es 48,3 Prozent der Unternehmen, die in weiblicher Hand sind, damit 
liegt das Burgenland auf dem ersten Platz im Bundesländerranking. Im EU-Durchschnitt 
ist der Anteil der Unternehmerinnen mit 17 Prozent weitaus geringer.  

Die Gründe für die Selbständigkeit sind sehr vielfältig und ich denke, sie sind 
natürlich auch sehr unterschiedlich und auch sehr differenziert zu betrachten. Bei uns - 
und das wissen wir - sind Frauen gut ausgebildet, finden aber oft keinen adäquaten Job 
hier vor Ort im Burgenland, also ist das oft auch ein Grund, sich in die Selbständigkeit zu 
bewegen.  

Andererseits sind es oft auch die vorhandenen Betreuungspflichten, wo junge 
Mütter, die vor allem zuerst in Wien oder in Graz beschäftigt waren, keine Möglichkeit 
mehr haben, Beruf und Familie zu vereinbaren, durch lange Anfahrtswege zum 
Arbeitsplatz oder durch starre Arbeitszeiten oder auch unflexible 
Kinderbetreuungseinrichtungen, all diese Hürden zu bewältigen und entscheiden sich 
ebenfalls für die Selbständigkeit, weil sie sicher eine Möglichkeit ist, um die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie leichter zu ermöglichen. 

Viele Frauen sehen auch in der Selbständigkeit die Möglichkeit, sich selbst 
verwirklichen zu können, aber auch oder auch eine Führungsposition im eigenen 
Unternehmen zu erreichen, wo der Anteil oder die Aufstiegschancen für Frauen in 
öffentlichen Unternehmen oder auch in privaten doch sehr gering sind.  

Geschätzte Damen und Herren! Wenn man sich die Situation der Frau in Wirtschaft 
und Gesellschaft in den letzten Jahrzehnten ansieht, so hat sich diese doch sehr stark 
verändert und auch verbessert, aber es ist leider immer noch so, dass es keine völlige 
Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt gibt. Die Forderung nach gleichem Lohn für 
gleichwertige Arbeit ist aktueller als je zuvor. Darauf macht auch der Equal Pay Day, der 
am 8. Oktober stattgefunden hat, aufmerksam.  

Die Einkommensschere muss verkleinert werden, ein wichtiger Beitrag dazu sind 
sicher Initiativen, junge Mädchen auf ihre Chancen am Arbeitsmarkt und damit auf das 
Entlohnungsschema aufmerksam machen. Die Gehälter in der Metallbranche sind weit 
höher als jene im Handel oder in der Gastronomie und viele Mädchen entscheiden sich 
trotz dieses Ungleichgewichtes noch immer für wenige Lehrberufe, meist vier, also 
Bürokauffrau, Friseurin, Gastronomie. Das sind Berufe, wo man weniger verdient, und 
damit ergibt sich halt ein Unterschied von 23,2 Prozent zwischen Frauen und Männern. 

Ich halte aber auch überzogene Forderungen eines Mindestlohnes von 1.500 oder 
1.600 Euro für nicht zweckmäßig, denn dadurch würden wahrscheinlich viele dieser 
Frauen ihren Arbeitsplatz verlieren.  

Tatsache ist auch, dass viele Frauen auf Grund von Kinderbetreuungspflichten 
oder der Pflege von Angehörigen, Teilzeit arbeiten wollen. Diese Wahlfreiheit, denke ich, 
müssen wir auch weiterhin sicherstellen. Ich habe schon in der Fragestunde erwähnt, 
dass im ersten Quartal 2013 die Teilzeitquote bei Frauen von 44,9 auf 45,6 Prozent 
gestiegen ist, 789.000 Frauen sind in Österreich Teilzeit beschäftigt und das AMS zählte 
gleich zehn Mal so viele Arbeitslose mit Teilzeitwunsch wie offene Teilzeitstellen.  

Ich denke, hier müssen wir daran arbeiten, dass es für diese Frauen eine bessere 
Absicherung gibt, vor allem durch die Anrechnung der Kinderbetreuungszeiten bei 
Gehaltsvorrückungen und die Anrechnung der Elternkarenz als Vordienstzeit in den 
Kollektivverträgen, aber auch die Anrechnung von vier Jahren für die Pension, auch wenn 
sich die Geburtstermine überschneiden.  
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Ich denke, das sind wichtige Forderungen, um für Frauen die Absicherung auch für 
die Pension zu garantieren und sicherzustellen. Wir werden diesem Kapitel die 
Zustimmung erteilen. (Beifall bei der ÖVP) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete 
Edith Sack.  

Bitte Frau Abgeordnete.  

Abgeordnete Edith Sack (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 
Geschätzte Damen und Herren! Gelebte Familienpolitik hat im Burgenland einen sehr 
hohen Stellenwert. Uns ist es wichtig, dass durch gezielte Familienförderung die 
Lebensqualität der Familien in unserem Land verbessert und dass unsere Familien auch 
finanziell unterstützt werden.  

Wir sparen nicht bei den Familien, sondern wir halten unsere Förderungen aufrecht 
und für die Forderungen unserer Familie stehen 5,5 Millionen Euro zur Verfügung.  

Ich darf nur einige große Brocken hervorheben: 2.500 Familien profitieren durch 
das Schulstartgeld pro Kind 100 Euro. 2012/2013 wurden 4,68 Millionen Euro für die 
burgenländischen Familien und für die Alleinerziehenden ausgegeben. 1,48 Millionen 
Euro wurden für die Kinder, die in Kinderkrippen gehen, ausgegeben, und 3,2 Millionen 
Euro für die Kinder, die unsere Kinderbetreuungseinrichtungen besuchen. Insgesamt stellt 
das Land Burgenland für die Kinderbetreuung zirka 20 Millionen Euro im Jahr zur 
Verfügung.  

Gute Familienpolitik, meine sehr geehrten Damen und Herren, macht den Eltern 
Angebote. Angebote von der Kinderkrippe bis zu den Ganztagsschulen - das hat heute 
meine Kollegin Doris Prohaska sehr gut hervorgehoben - und überlässt es den Menschen, 
frei zu wählen.  

Schauen wir uns die Zahlen im Burgenland an. 997 Kinder besuchen unsere 
Kinderkrippen. Hier nehmen wir den zweiten Platz in Österreich ein, gleich nach Wien. 
7.311 Kinder besuchen unsere Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, hier sind 
wir in Österreich auf Platz eins, hier sind wir Spitzenreiter. 863 Kinder werden in den 
Horten betreut und 1.430 Kinder werden in altersgemischten Einrichtungen betreut.  

Ich denke, die Eltern haben entschieden und wir brauchen nicht mehr zu 
diskutieren, ob wir richtig liegen mit unserem Weg oder nicht, denn hier im Burgenland 
geht jedes Kind in den Kindergarten.  

Wir schaffen die Rahmenbedingungen und die Eltern sollen entscheiden, ob sie 
unsere Angebote annehmen wollen. Es ist gut, dass enorme Mittel von Bund, Land und 
Gemeinden aufgewendet werden, um Kinderbetreuungsplätze zu schaffen. Je breiter und 
qualitätsvoller das Angebot ist, umso besser.  

Zum einen für eine qualitätsvolle Ausbildung unserer Kinder und zum anderen für 
eine Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Und gemeinsam ist es uns 
gelungen, dass das Burgenland bei den Betreuungsquoten unter den österreichischen 
Bundesländern Spitzenreiter ist, ohne, dass die Eltern finanziell belastet werden. (Beifall 
bei der SPÖ) 

Ich glaube, ich sage es fast bei jeder Landtagsitzung, wenn Kinderbetreuung 
Thema ist, ich kann mich nicht oft genug bei unseren Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeistern bedanken, dass sie diese Kinderbetreuungseinrichtungen schaffen und 
dass sie hier mit uns Frauen, mit den Eltern an einem Strang ziehen. Danke schön. 
(Beifall bei der SPÖ) 



5079 Burgenländischer Landtag, XX. Gesetzgebungsperiode - 43. Sitzung - Mittwoch, 16. Oktober und Donnerstag, 17. Oktober 2013 

 

Denn wir alle wissen, nichts hilft den Eltern mehr, als eine gute Kinderbetreuung 
vorzufinden, die den Bedürfnissen der Kinder und den Bedürfnissen der Eltern entspricht 
und außerdem, und das wissen wir auch, werden dadurch neue Arbeitsplätze geschaffen, 
wodurch hauptsächlich Frauen eine neue Tätigkeit gefunden haben.  

Ein weiteres wichtiges Instrument der Familienförderung ist natürlich auch die 
Familienbeihilfe des Bundes. In der Bundesregierung gab es ja vor der Wahl ein 
beschlossenes Familienpaket, das im Ministerialrat beschlossen wurde und ich hoffe, 
dass dieses auch jetzt nach der Wahl umgesetzt wird oder vielleicht sogar noch 
verbessert wird.  

In diesem Paket enthalten sind mehr Kinderbetreuung und mehr Geld für die 
Familien. Und die ÖVP, der Herr Minister Mitterlehner, hat sich jetzt auch zu dem Ausbau 
der Kinderbetreuung bekannt und hat erkannt, dass es eine große Wichtigkeit ist, die 
Kinderbetreuung auszubauen, vor allem auch für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

Auch ist die Erhöhung der Familienbeihilfe ein wichtiger und richtiger Schritt. Uns 
wäre es natürlich lieber gewesen, wenn die komplizierte und nicht transparente 
Steuerregelung wegfallen würde und alle Kinder gleichviel Geld bekommen würden. Das 
wäre gerecht und alle Familien hätten etwas davon. Bei dem Steuermodell der ÖVP 
ziehen gerade die Familien, die ein kleines Einkommen haben und die auf diese 
Familienbeihilfe angewiesen sind, den Kürzeren. 

Im Burgenland wird dank unserer Frau Landesrätin Verena Dunst eine moderne, 
eine innovative, eine gerechte und vor allem eine nachhaltige Politik für die Familien 
gemacht. Ich bedanke mich dafür sehr herzlich bei Dir, liebe Frau Landesrätin. (Beifall bei 
der SPÖ) 

Geschätzte Damen und Herren! Ich komme nun zum Frauenbudget. Dieses 
beschäftigt sich hauptsächlich mit Gleichstellungsmaßnahmen, die forciert werden. 
Unsere Frau Landesrätin hat heute in der Fragestunde zu diesem Thema sehr viele 
Informationen rübergebracht. Bei den Rahmenbedingungen, gerade für die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, haben wir Wesentliches erreicht.  

Es sind aber auch die Unternehmen, es ist die Wirtschaft gefordert. Die Wirtschaft 
braucht uns Frauen. Und eine Studie besagt, dass es sich einfach auszahlt, 
entsprechende Rahmenbedingungen für die Frauen zu schaffen, zum Beispiel auch was 
Frauen in Führungspositionen betrifft.  

Das ist eine Frage der ökonomischen Vernunft und nicht der sozialen 
Verantwortung, das sollte uns klar sein, Frauen und Männer gleichzeitig in Top-Positionen 
zu haben. Denn wenn jemand glaubt, erfolgreich zu sein, wenn er auf 50 Prozent der 
Talente verzichtet, dann liegt er falsch.  

Und außerdem wird mehr Familienfreundlichkeit in den Unternehmen gefragt, eben 
auch für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

Beim Thema Vereinbarkeit sollten wir nicht die Lust der Väter auf Väterkarenz 
kleinreden, sondern wir müssen unsere Väter dabei unterstützen, dass sie in Karenz 
gehen können. Den Papamonat im öffentlichen Dienst sehe ich als guten Einstieg in die 
Väterkarenz. Das muss aber auch in der Privatwirtschaft unbedingt diskutiert werden, 
denn es ist sehr, sehr wichtig, für die Entwicklung des Kindes, dass es zu seinem Vater 
schon von Anfang an eine enge Beziehung hat. (Beifall bei der SPÖ) 

Dazu ist natürlich das einkommensabhängige Kindergeld ein ganz zentraler Punkt, 
denn dadurch haben die Väter nicht mehr so hohe Einkommenseinbußen. Und wenn die 
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Männer zu Hause bleiben, kommen wir unserer Forderung „halbe-halbe“ Familienarbeit, 
Kinderbetreuung und so weiter aufzuteilen, natürlich auch einen ganz großen Schritt 
näher. Denn überall, wo unbezahlte Arbeit geleistet wird, findet man natürlich die Frauen 
noch immer an vorderster Front. 

Frauen, das haben wir heute schon des Öfteren gehört, sind so gut ausgebildet wie 
noch nie. Leider bleiben viele dieser gut ausgebildeten Frauen heute kinderlos, weil 
Karriere und Beruf anscheinend immer noch schwer unter einen Hut zu bringen sind. Und 
das liegt nicht nur an der Betreuungssituation, sondern es geht auch darum, dass unsere 
Partner Verantwortung übernehmen.  

Daher bin ich ganz fest der Meinung, dass es erst dann eine völlige Angleichung 
des Pensionsantrittsalters von Frauen und Männern geben darf, wenn es auch eine 
vollständige Gleichstellung in allen Lebensbereichen gibt. 

Schon 1992 wurde gemeinsam mit der ÖVP im Nationalrat beschlossen, dass das 
Frauenpensionsalter ab 2024 um sechs Monate jährlich erhöht wird. Bei diesem Fahrplan 
muss es auch bleiben, liebe Kolleginnen und Kollegen der ÖVP. (Beifall bei der SPÖ) 

Was mir noch sehr wichtig ist und vor allem für die Frauen unseres Landes sehr 
wichtig ist, es muss ein eigenes Frauenministerium weiterhin geben und es sollte 
überhaupt nicht in Frage gestellt werden. Ein gemeinsames Frauen- und 
Familienministerium unter der Führung eines Mannes, wie es die ÖVP vor der Wahl 
prophezeit hat, dem kann ich überhaupt nichts abgewinnen.  

Das hatten wir schon mal - Ihr könnt Euch erinnern - Schwarz-Blau. Und wir 
erinnern uns noch heute mit Schrecken an diese Antifrauenpolitik dieser Zeit mit dem 
Herrn Haupt. Die Verena hat es vorhin richtig gesagt. 

Und wir wollen die besten Bedingungen den Frauen im Land bieten, damit sie ihr 
Leben so gestalten können, wie sie es gestalten wollen. Hier gibt es wirklich noch viel zu 
tun. Das hat auch meine Kollegin Gottweis gesagt. Gleicher Lohn für gleiche Arbeit. Die 
Einkommensschere hier hat sich etwas verbessert, aber sie ist immer noch zu groß. Viele 
Frauen sind noch immer in Teilzeit, obwohl viele Frauen aber gerne Vollzeit beschäftigt 
sein möchten, sie aber nicht die Wahl haben.  

Daher ist es uns wichtig, dass in Betrieben, wenn ein Vollzeitplatz ausgeschrieben 
wird, vorher die Frau, die in Teilzeit dort arbeitet, gefragt wird, ob sie einen Vollzeitjob 
annehmen möchte, denn oft übernehmen Frauen Teilzeitarbeit, weil sie eine 
Betreuungssituation zu Hause haben. Wenn die Kinder dann etwas erwachsen sind oder 
schon in die Schule gehen, dann können sie einen Vollzeitjob annehmen und dann sollten 
sie in den Betrieben natürlich auch die Möglichkeit haben. Und es sind viel zu wenige 
Väter noch in Karenz. Auch da muss sich noch vieles ändern. 

Unsere Frauenministerin Gabi Heinisch-Hosek hat in diesen Bereichen viele 
Maßnahmen gesetzt. Sie hat gute frauenfördernde Maßnahmen gesetzt. Genauso wie 
unsere Frauenlandesrätin Verena Dunst, die im Burgenland sehr erfolgreiche Arbeit für 
die burgenländischen Frauen gemacht hat und auch weiterhin macht.  

Wir haben im Burgenland die höchste Frauenbeschäftigung, 70 Prozent, um 29 
Prozent seit dem Jahr 2000 gestiegen. Es wurden viele Maßnahmen gesetzt, die zur 
Integration der Frauen am Arbeitsmarkt beitragen. 

Viele Projekte und Maßnahmen wurden durchgeführt, um Frauen auszubilden und 
zu qualifizieren. Die EU-Fördermittel waren und sind für die Integration von Frauen am 
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Arbeitsmarkt sehr, sehr wichtig. Viele Projekte wurden von der EU mitfinanziert und sehr 
erfolgreich - gemeinsam mit unserem Frauenreferat - umgesetzt.  

Besonders erfreulich ist, dass vor allem die Beschäftigung bei den Müttern sehr 
stark gestiegen ist. Von den 30- bis 35-jährigen jungen Frauen gehen mittlerweile 90 
Prozent arbeiten und das ist ganz toll. 

Ausschlaggebend für diese positive Entwicklung ist die Summe aller getätigten 
Maßnahmen hier im Burgenland, wie der Ausbau der Kinderbetreuung, aber auch die 
schulische Ausbildung der Mädchen. Mehr Mädchen als Burschen machen heute die 
Matura und mehr Mädchen als Burschen absolvieren ein Studium.  

Die Berufswahl ist natürlich auch ein wesentliches Thema. Unsere Landesrätin 
Verena Dunst ist seit dem Jahr 2000 sehr bemüht, Initiativen zu setzen, um junge 
Mädchen für Technik zu interessieren. 

Das ist mühevoll, weil sich immer die meisten Mädchen noch für typische 
Frauenberufe entscheiden. Aber es verbessert sich und mittlerweile suchen sogar die 
Betriebe weibliche Mitarbeiterinnen, weibliche Lehrlinge in technischen Berufen. Also ich 
denke, hier hat es ein Umdenken bereits gegeben.  

Mit unserer Landesrätin Verena Dunst haben wir eine Frau in der Regierung, die 
sehr engagiert und sehr verantwortungsbewusst ist. Sie hört und erkennt die Anliegen der 
Familien. Sie hört und erkennt die Anliegen der Frauen. Und was ganz, ganz wichtig ist, 
sie handelt und sie setzt um. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten werden uns natürlich weiterhin 
bemühen, mit den vorhandenen Budgetmitteln eine bedarfsgerechte Politik im Burgenland 
zu machen, die darauf abzielt, Frauen und Familien auf allen Ebenen zu begleiten, um 
ihnen auch die gleichen Chancen zu bieten.  

Wir stimmen dem Kapitel zu. (Beifall bei der SPÖ) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Als nächster Redner gemeldet ist Herr 
Abgeordneter Mag. Gradwohl. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Nein, die Frau Landesrätin Dunst - Entschuldigung. 

Bitte Frau Landesrätin.  

Landesrätin Verena Dunst (SPÖ): Herr Präsident! Meine Damen und Herren 
Abgeordnete! Nur ganz kurz, weil es sehr viele Debattenbeiträge zu den beiden 
Budgetkapiteln Familie und Frauen gegeben hat, erspare ich mir lange Worte. 

Erstens zur Familie. Frau Abgeordnete Gottweis, ich möchte Ihnen nur noch - damit 
Sie das volle Ausmaß der Familienförderung erkennen - zwei Dinge sagen. Das Erste ist, 
wir sparen nicht bei den Familien. Ich habe noch Rücklagen, deswegen wäre es möglich. 
Da wäre mir die Familie viel zu wichtig.  

Zweitens wir sparen vor allem nicht bei den Familien, weil die Familien vor allem 
die direkten Förderungen brauchen. Wir sehen - Sie wissen, dass die Preise für Energie 
immer teurer werden -, wir müssen auf die Familien aufpassen. Wir haben immer mehr 
alleinerziehende Mütter und Väter. 

Wir haben viele Familien, wo ein Teil aus bestimmten Gründen beispielsweise für 
eine Zeit kein Einkommen erzielt. Da müssen wir bei den Familien sein. Daher 
zusammengefasst, es ist wichtig, hier direkte Förderungen an die Familien weiter zu 
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geben. Einige Zahlengerüste dazu. Kinderbonus 535.000 Euro. Heißt ganz einfach, 
sozialer Ausgleich, ist mir wichtig, hier für soziale Gerechtigkeit zu sorgen.  

Der Herr Landeshauptmann hat heute irgendwann gesagt - während seiner 
Debattenbeiträge -, es kann nicht darum gehen, dass man immer gefragt wird, aus 
welchem Elternhaus bist du? Welche Chancen hast du gehabt, oder nicht gehabt, weil du 
Eltern gehabt hast, mit weniger Einkommen. So kann es nicht sein. 

Daher Kinderbonus wichtig für sozialen Ausgleich, für Familien, denen es nicht so 
gut geht.  

Mehrlingsgeburten 30.000, 4,3 Millionen - wissen Sie - Kinderbetreuungsförderung, 
Kinderkrippe und Kindergartenersatzbeiträge, genauso wie 80.000 für Förderungen für 
Projekte. Schulstartgeld an die 250.000. Familienfördernde Maßnahmen 190.000 für die 
Tagesmütter. Und bei dieser Gelegenheit herzlichen Dank für die großartige Arbeit, die 
hier geleistet wird. 

Eltern-Kind-Zentren haben Sie erwähnt, Frau Abgeordnete Gottweis. Richtig, 
Förderung weiterhin aufrecht. Freue mich, wenn es mehr werden. Und natürlich auch die 
Möglichkeit noch Tageseltern, nämlich dann, wenn sie notwendig sind, zum Kindergarten, 
zur Kinderkrippe, an den Randzeiten in der Früh und am Abend dann noch den Familien 
das Geld für Tagesmütter oder -väter zurückzugeben. 

Zusammengefasst - nicht immer eine leichte Zeit für die Familienarbeit, trotzdem 
immer mit dem Ohr bei den Familien, wenn sie uns brauchen.  

Zu den Frauen herzlichen Dank, Frau Abgeordnete Sack, dass Du mir hier doch 
einige Kompetenz zugestanden hast. Danke, tut gut. Bin auch ständig gefordert, denn 
eines dürfen wir sicher nicht, nämlich zu glauben, wir haben alles erledigt und wir können 
jetzt einmal stillstehen. Das geht nicht. Sie alle wissen, Sie sind jeden Tag unterwegs bei 
den Menschen. Es gibt immer wieder Evaluierungsbedarf. Es gibt immer wieder auch 
neue Herausforderungen durch bestimmte Situationen.  

Aber ich freue mich, dass wir noch nie so viele Frauen in Arbeit und noch nie so 
viele Frauen in Vollzeitbeschäftigung hatten und dass die Kinderbetreuung im Burgenland 
gut dasteht. Aber ich habe heute bereits bei der Fragestunde geantwortet, wir müssen 
schauen, dass wir das eine oder andere noch ausbauen. 

Möchte Sie nicht belästigen um diese Zeit mit den Tagesheimstättenstatistiken. 
Hier liegen wir nur nicht immer bei den Öffnungszeiten ganz vorne in Österreich. Wir 
liegen auch nicht bei der Ferienbetreuung ganz vorne. Leider eher weiter hinten. Aber es 
braucht ja nur ein bisschen eine Zeit und Arbeit, um hier neue Konzepte mit den 
Gemeinden zu erarbeiten.  

Und ich darf mich bei dieser Gelegenheit wieder bei den Gemeinden und bei den 
KindergartenpädagogInnen, bei den Pädagoginnen und Pädagogen in den Schulen recht 
herzlich bedanken. Sie leisten Großartiges. Herzlichen Dank dafür! Und damit darf ich 
meine Wortmeldung schon beenden. (Beifall bei der SPÖ) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Mag. Gradwohl. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mag. Werner Gradwohl (ÖVP): Sehr geschätzter Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen! Leistbares Wohnen für 
alle Generationen. Diese Devise stand am Beginn des heurigen Jahres respektive am 
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Beginn des Wahljahres im Fokus der politischen Diskussion und wurde von allen 
politischen Gruppierungen im Land in Österreich propagiert. 

In Wahrheit hat damals Vizekanzler Michael Spindelegger den Impuls gegeben und 
eine breite Diskussion entfacht. Leider ist mit zunehmendem Wahlkampf dieses Thema 
doch etwas in den Hintergrund getreten. Und umso wichtiger ist es gerade jetzt im Zuge 
der Budgeterstellung für das Jahr 2014 und die folgenden Jahre leistbares Wohnen 
wieder in das Zentrum der Zukunftsdiskussion österreichweit zu lenken, aber auch im 
Burgenland haben wir hier sicherlich auch zur Diskussion beizutragen. 

Kolleginnen und Kollegen! Wer bei uns arbeitet und lebt, soll sich auch ein Haus 
oder eine Wohnung leisten können, weil Tatkraft und Fleiß sich auszahlen müssen. Und 
doch mangelt es oft an Startwohnungen für junge Menschen beziehungsweise junge 
Familien oder an betreuten Wohneinheiten für Ältere und Pflegebedürftige.  

Diese beiden Gesellschaftsgruppierungen müssen deshalb im Mittelpunkt unserer 
Bemühungen bei der Schaffung von Wohnmöglichkeiten stehen, egal ob Einfamilienhaus, 
Genossenschafts- oder Eigentumswohnung, wie die meisten Landsleute eben bei uns im 
Burgenland wohnen.  

Eine aktive Wohnungspolitik, meine sehr geschätzten Damen und Herren, hat dafür 
die Rahmenbedingungen und natürlich auch für die Finanzierbarkeit zu schaffen und zu 
gewährleisten. Dabei geht es aber nicht einfach nur um „billiges Wohnen“. Wir verfolgen 
einen ganzheitlichen Ansatz als Volkspartei, nämlich, Nachhaltigkeit und Mobilität. Die 
Bedürfnisse jüngerer und älterer Generationen und Familien müssen gleichermaßen 
berücksichtigt werden. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

In den letzten Jahren, und das hat auch die Diskussion der Vorwahlkampfzeit 
ergeben, sind die Preise für Wohnraum, sowohl beim Eigentum als auch bei den Mieten, 
österreichweit relativ stark, aber auch im Burgenland moderat gestiegen. Der Traum von 
den eigenen vier Wänden ist für viele in weite Ferne gerückt. 

Angemessener Wohnraum ist für immer mehr Menschen unerschwinglich 
geworden. Sicherlich sind diese Auswirkungen im Burgenland nicht so stark und enorm 
wie das österreichweit der Fall ist. Es daher aber auch bei uns im Burgenland notwendig, 
ein konkretes Maßnahmenpaket für mehr Wohnraum zu schaffen und damit vor allem 
jüngere und ältere Menschen zu unterstützen. 

Denn leistbares Wohnen heißt für uns als Volkspartei in erster Linie bezahlbares 
Eigentum und erschwingliche Mieten, meine sehr geschätzten Damen und Herren, 
Kolleginnen und Kollegen. (Beifall bei der ÖVP) 

Im Burgenland, wir wissen das aus eigener Erfahrung, leben 80 Prozent in 
Einfamilienhäusern. Jedoch geht ein starker Trend seit vielen Jahren zum verdichteten 
Wohnbau, auch in den kleineren Gemeinden. 

Der durchschnittliche Wohnungsaufwand pro Quadratmeter beträgt bei uns im 
Burgenland 4,54 Euro. In Österreich sind das 5,82 Euro. Quelle: Statistik Austria. 

Zudem herrscht im Burgenland ein Nord-Süd-Gefälle vor, bezüglich 
Immobilienpreise. Es herrscht bei uns in den wesentlichen Zielen, und das ist, glaube ich, 
ein wichtiger Grundsatz, den wir im Burgenland nicht aufgeben dürfen, eine breite 
Übereinstimmung beim Thema Wohnbau im Allgemeinen und bei der Wohnbauförderung 
im Besonderen vor. 

Ich finde es gut, dass die wichtigsten Fragen, das war in der Vergangenheit so, und 
ich gehe davon aus, dass das auch bei der zukünftigen Entwicklung der Fall ist, auch sehr 
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breit zwischen den im Landtag vertretenen Parteien, was die Wohnbauförderung betrifft, 
abgestimmt werden. 

Von meiner Warte und jener meiner Partei, der Volkspartei, gelten drei 
Zielvorgaben als prioritär, was die Förderungen betrifft: 

Punkt A: Leistbares Wohnen mit hoher Qualität verbunden. Besonders für Wohnen 
im Alter. Wohnraumbeschaffung als Mittel gegen Abwanderung. Insbesondere, was die 
junge Generation betrifft und die Pendlerthematik mit allen Herausforderungen eines 
Zweitwohnsitzes, spielt das bei der Wohnungspolitik eine ganz besondere Rolle. 

Ich kann mir aber durchaus auch vorstellen, dass wir eine weitere Senkung der 
Einkommensgrenzen im Burgenland andenken, damit eine breitere Bevölkerungsgruppe 
einen Zugang zur Wohnbauförderung bekommt, hat doch unsere Wohnbauförderung im 
Burgenland nicht nur eine soziale Komponente, was auf der einen Seite sehr wichtig ist, 
sie bewirkt aber auch einen wichtigen Impuls für die Bauwirtschaft und damit in die 
Beschäftigung hinein. 

Gerade im Burgenland hat die Bauwirtschaft, und damit der Arbeitsmarkt im 
Bereich der Beschäftigung, einen ganz hohen Stellenwert, meine sehr geschätzten 
Damen und Herren! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Zwei Zielgruppen habe ich angesprochen, denn 
wie bereits gesagt, stehen bei uns die junge und die ältere Generation im Vordergrund, 
was sich auch im vorliegenden Wohnbaubudget widerspiegelt. 

Im heurigen Budget 2013 sind für die Wohnbauförderung 122 Millionen Euro 
vorgesehen. 33 Millionen Euro davon muss das Land für die Schulden, die durch den 
Verkauf der Wohnbauförderung an Darlehensforderungen entstanden sind, aufbringen. 

Tatsächlich gibt das Land heuer, für das Jahr 2013, rund 90 Millionen Euro für 
Darlehen und Direktzuschüsse für die Schaffung von Wohnraum, Sanierung, Eigenmittel, 
Ersatzdarlehen, Ökoförderung, Alarmanlagen und so weiter aus. Im vorliegenden Budget 
2014 ist ein ähnlicher Betrag von 123 Millionen Euro vorgesehen. 

Die einzelnen Positionen, die ich vorher erwähnt habe, haben sich im vorliegenden 
Budget gegenüber dem Jahr 2013 nur marginal verändert, was, meine sehr geschätzten 
Damen und Herren, für die Kontinuität des Wohnbaubudgets spricht. (Zwiegespräche in 
den Reihen der Abgeordneten) 

Hohes Haus! Werte Kolleginnen und Kollegen! Betreutes Wohnen ist eine immer 
wichtiger werdende Möglichkeit für ältere Menschen in Betreuung zu gehen, und 
gleichzeitig so selbständig wie möglich in den eigenen vier Wänden zu bleiben oder 
zumindest in der eigenen Gemeinde, in der eigenen Ortschaft, zu bleiben. 

Deshalb schlagen wir seitens der Volkspartei analog zur Pflege auch einen 
Bedarfsplan für betreutes Wohnen im Burgenland vor. Dieser Bedarfsplan soll, unserer 
Ansicht nach, das flächendeckende Angebot in allen burgenländischen Regionen 
abdecken. 

Die erste eigene Wohnung hat Christoph Wolf, unser Jugendsprecher, auch einmal 
gesagt, ist für Jugendliche und junge Erwachsene der Traum schlechthin. Wenn man 
Kinder hat, dann weiß man, dass das auch in einem hohen Maße zutrifft. 

Die hohen Kosten sind aber für Jugendliche, die sich noch in Ausbildung befinden, 
und für junge Arbeitnehmer ein mehr als teurer Schritt. Ohne kräftige Unterstützung des 
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Elternhauses oder der Großeltern ist das fast nicht möglich. Die Kosten sprengen das 
Budget der Jugendlichen, wie eine aktuelle Aufstellung zeigt. 

Ich habe hier Angebote von zwei Siedlungsgenossenschaften vorliegen: Eine 
Wohnung der Neuen Eisenstädter kostet in Raiding 43.814 Euro. Die Miete davon, die 
jeder für eine 82 m2 Wohnung aufbringen muss, beträgt 466,23 Euro. 

Oder, ein Reihenhaus der OSG in Draßburg mit 113 m2, Größenordnung natürlich 
etwas höher, eine Miete von 675 Euro pro Monat. Quelle dazu sind 
Siedlungsgenossenschaften dieser beiden Siedlungen. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Kolleginnen und Kollegen! Bei der 
heurigen österreichischen Wohnbautagung Anfang September in St. Wolfgang stand das 
Thema Wohnbauförderung, nämlich, wie schaut es in der Zukunft aus, im Mittelpunkt der 
Betrachtung.  

Alle Experten und Wohnbausprecher der Bundesländer verlangten bei einer 
Diskussion mit Bundesministerin Fekter einen höheren Beitrag vom Bund, wenn es künftig 
auch so sein soll wie es jetzt ist und in der Vergangenheit war, dass also die Qualität und 
die Höhe der Wohnbauförderung gleich bleibt, auch in den Bundesländern. 

Eine weitere Forderung der Ländervertreter sowie aller gemeinnützigen Bauträger, 
auch aller Couleurs möchte ich dabei sagen, die ich eingeholt habe, ist die 
Wiedereinführung der Zweckbindung der Wohnbauförderung. 

Das wurde auch im heurigen Frühjahr, als die Wohnbaudebatte österreichweit im 
Vorwahlkampf entfacht ist, propagiert. 

Sehr geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Ein besonderes Dankeschön, und das 
möchte ich auch wirklich mit voller Überzeugung sagen, gebührt den MitarbeiterInnen und 
Bediensteten der Abteilung. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Sehr geschätzte Abteilungsleiterin! Bei den täglich hohe Summen, und das muss 
man sich auch vor Augen führen, wenn sich manche beschweren, dass das so lange 
dauert, werden ja auch oft nicht alle Unterlagen zeitgerecht eingebracht. Es gehen über 
die Schreibtische der MitarbeiterInnen tausende Euro an Summen für ein Darlehen. 20, 
30, 40, 50, manchmal sogar geht es also hier um Darlehen von 80.000 Euro. Da ist 
natürlich eine hohe Verantwortung gefragt. 

Danke auch der Leiterin der Wohnbauabteilung für die umsichtige und 
professionelle Führung der Wohnbauförderstelle. (Allgemeiner Beifall) 

Herr Präsident! Hohes Haus! Unsere Devise als Volkspartei lautet daher, dass 
Einfamilienhausbau und mehrgeschossiger Wohnbau auch künftig für alle Generationen 
in entsprechender Höhe und Qualität leistbar sein müssen. 

Dafür, glaube ich, kämpfen alle hier im Landtag vertretenen Parteien gemeinsam. 
In diesem Sinne stimmen wir auch gerne dieser Budgetposition zu. (Beifall bei der ÖVP – 
Abg. Christian Sagartz, BA: Bravo!) 

Präsident Gerhard Steier (der den Vorsitz übernommen hat): Danke Herr 
Abgeordneter Gradwohl! Als nächstem Redner erteile ich Landtagsabgeordneten Gerhard 
Pongracz das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Gerhard Pongracz (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Meine geschätzten Damen und Herren! Kolleginnen und Kollegen! Eingangs noch 
eine Replik auf die Wortmeldung von Herrn Kollegen Gradwohl. Das Betreute oder 
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Betreubare Wohnen gibt es in einigen Städten und in einigen Ortschaften ja schon. 
Überall dort, wo Bedarf ist, und wo es einen dementsprechend sozial eingestellten 
Bürgermeister gibt, wird man das auch umsetzen. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten) 

Mit der OSG, die dieses Beispiel von Betreubaren Wohnungen oder Betreute 
Wohnung als erstes als eigenes Modul entwickelt hat, wurde ein verlässlicher Partner 
gefunden. Einen Bedarfsplan oder eine Studie über einen Bedarfsplan landesweit zu 
erstellen, das wäre, glaube ich, schade um das Geld und um die Zeit, weil das muss man 
schon selbst als verantwortungsvoller Bürgermeister in der Gemeinde mit dem 
Gemeinderat selbst verantworten können und wissen, habe ich da einen Bedarf, oder 
habe ich da keinen Bedarf? 

Sind genügend Leute da, die eben in solche Einheiten zwischen 50, 55 oder 60 m2 
ihre eigenen vier Wände haben wollen und so leben wollen? Heute hat mir schon einmal 
irgendwer da in der Debatte erklärt, dass ein alter Baum schwer zu versetzen ist. Es geht. 
Es funktioniert. Aber, das muss man schon mit Bedacht in Angriff nehmen.  

Man braucht dazu dann auch eine Organisation, die diese Menschen dann 
„beobachtet“, die aber auch hinterfragt, ob sie Notwendigkeiten in einer Pflege, in Essen 
auf Rädern, und in den verschiedensten Möglichkeiten sehen, die man da anbietet, so, 
wie es in Oberwart die Diakonie oder andere Institutionen anderorts auch machen und 
tätigen, sodass es da zu keinen Problemen kommen kann, wenn es dann dem einen oder 
anderen einmal schlechter ergehen sollte, der sich im Betreuten Wohnen findet. 

Sie haben auch den Vizekanzler Spindelegger ins Gespräch gebracht. Sie wissen 
aber schon, dass dieses Sieben-Punkte-Programm ein Programm von Bundeskanzler 
Werner Faymann ist, das dann auch unser Landeshauptmann Hans Niessl mit vier 
weiteren Landeshauptleuten unterschrieben hat. Das war eigentlich die Antwort. 

Die erste Antwort und die erste Reaktion, aber eine richtige Reaktion, denn 
Vizekanzler Spindelegger hat in einer seiner ersten Wortmeldungen zu diesem Thema 
erklärt: Wenn jemand mehr verdient, dann soll er aus der geförderten Wohnung 
ausziehen. Er wollte mehr oder weniger die Bewohner von Wohnungen ausspionieren und 
schauen, was sie verdienen. 

Wenn sie zu viel verdienen, dann sollen sie aus der ehemals geförderten Wohnung 
ausziehen. Das war eigentlich die Wortmeldung oder die Idee von Vizekanzler 
Spindelegger. (Abg. Christian Sagartz, BA: Aber bei einer ganz bestimmten Zielgruppe, 
Gerhard! - Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Aber, meine sehr geschätzten Damen und Herren, das Wohnen zählt sicher zu den 
Grundbedürfnissen der Menschen. Die Wohnbauförderung des Burgenlandes ist daher 
das wichtigste Förderinstrument für burgenländische Familien. Trotz 
Konjunktureinbrüchen in der letzten Zeit in der Wirtschaft ist es gelungen, leistbare 
Wohnungen und Eigenheime in geeigneter Anzahl auf einem sozial ausgewogenen 
Niveau mittels der Wohnbauförderung für unsere Bürger im Burgenland sicherzustellen. 

Die Erfolgsgeschichte der burgenländischen Wohnbauförderung wird also 
fortgesetzt. Dank der Gelder, die in den Budgets, die von Landesrat Bieler und von 
Landeshauptmann Niessl zur Verfügung gestellt werden, jeweils enthalten sind, gehört 
Dank den beiden Verantwortlichen, dass auch jetzt wieder zirka 12 Prozent vom 
Gesamtbudget, das sind zirka 122 Millionen Euro, für die Wohnbauförderung wieder 
präliminiert sind. Das ist das größte Eck von diesem Budgetkuchen. 
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Das Land hat in der Zwischenzeit aufgrund dieser Erfolgsgeschichte mit über 
36.000 burgenländischen „Häuslbauern“ einen Wohnbauvertrag abgeschlossen. Es hat 
ungefähr einen Gegenwert von 1,5 Milliarden Euro. Wie Kollege Gradwohl gerade 
erwähnt hat, das sind alles Akte, die über die Tische der MitarbeiterInnen der Abteilung 
laufen. 

Da gehört schon Verantwortung dazu. 1,5 Milliarden Euro sind natürlich nicht von 
heute auf morgen gewachsen. Sie wurden aber bearbeitet. Den BurgenländerInnen ist 
das zu Gute gekommen, was da hier in der Abteilung geleistet wird. 

Man kann dieses Budget auch auf Pro Kopf umrechnen. Da sind wir im Burgenland 
mit Sicherheit an der Spitze. Pro Kopf beträgt die Wohnbauförderung im Burgenland 
nämlich 425 Euro. Für die Gemeinnützigen wurde ein Topf mit 32 Millionen Euro zur 
Verfügung gestellt. 

Das ist mir auch wichtig, denn, wie schon angesprochen, gerade junge Menschen 
oder junge Erwachsene - den Ausdruck habe ich gerade gehört, ist ohnehin super -, die 
das erste Mal eine Wohnung beziehen, oder junge Familien und Alleinerzieherinnen, die 
brauchen ganz einfach leistbare Wohnungen. 

Am Vormittag habe ich in meiner ersten Rede zur Raumplanung schon erwähnt, 
wie wichtig es dabei ist, dass man auch diese neue Art (Abg. Johann Tschürtz: Was für 
eine neue Art? Was für eine?) des sozialen Wohnbaus, die Baulandwidmung, einführt 
oder dass man schaut, dass man dazu kommt, dass man auch die Grundstückspreise 
dementsprechend niedrig hält, dass man Spekulationen hintanhält und somit auch einen 
Teil für das leistbare Wohnen und die Wohnungen billiger gestalten kann. (Zwiegespräche 
in den Reihen der Abgeordneten) 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Die burgenländische 
Wohnbauförderung ist nicht nur zugunsten unserer Burgenländerinnen und 
Burgenländern, die ein Dach über dem Kopf haben wollen, notwendig, sondern sie ist 
auch für unsere heimische Wirtschaft sehr wichtig. 

Mit dieser burgenländischen Wohnbauförderung wird die heimische Wirtschaft 
gestärkt. Klein- und Mittelbetriebe, speziell im Bau- und im Baunebengewerbe, leben 
davon. Mit dem, dass auch die Wirtschaft davon profitiert, sind natürlich auch viele 
Arbeitsplätze erhalten geblieben oder werden auch zum Teil neue geschaffen. 

Mit dem Titel „Bau auf Burgenland“ setzen wir auf einen ganz besonders fairen 
Wettbewerb. Diese Initiative „Bau auf Burgenland“ ist ein wichtiger Teil des 
Arbeitsmarktschutzschirmes, wie er schon von Kollegen Hergovich erwähnt wurde, und ist 
mit Sicherheit ein Kind der SPÖ Burgenland. 

Die Kaufkraft und die Arbeit sollen im Land bleiben und ältere Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer sollen gefördert und nicht gefeuert werden. Wer die Erfahrung von 
älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nutzt, der soll auch verstärkt von der 
Wirtschaftsförderung profitieren. 

Sehr geschätzte Damen und Herren! Zusammengefasst kann gesagt werden, das 
Wohnen leistbar bleiben muss. Burgenland ist wieder einmal Vorreiter im Bereich des 
ökologischen und energieeffizienten Bauens. 

Mit dem zweithöchsten Einkommen aller Bundesländer und den niedrigsten Mieten, 
laut Statistik Austria, bedeutet dies eine deutliche Kaufkraftsteigerung im Burgenland. Mit 
der Wohnbauförderung leisten wir einen aktiven Beitrag zum Klimaschutz sowie zur 
Energiezukunft des Burgenlandes.  
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Mit dem burgenländischen Wohnbau sichern wir Arbeitsplätze im Bau- und 
Baunebengewerbe, sprich, „Bau auf Burgenland“ ist das Stichwort. Das Burgenland hat 
also auch weiterhin die beste Wohnbauförderung österreichweit. (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten) 

Ich möchte mich ebenfalls bei der verantwortlichen Claudia Pingitzer und ihren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die tolle Zusammenarbeit mit dem 
Wohnbauförderungsbeirat bedanken.  

Ich bedanke mich aber auch noch einmal beim Landeshauptmann und bei 
Finanzlandesrat Helmut Bieler für die zur Verfügungstellung der finanziellen Mittel. 

Wir werden diesem Kapitel mit Sicherheit unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei 
der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier (der den Vorsitz übernommen hat): Danke Herr 
Abgeordneter Pongracz. Zu Wort gemeldet von der Regierungsbank ist Herr 
Landeshauptmann Hans Niessl. Ich erteile ihm das Wort. 

Bitte Herr Landeshauptmann. 

Landeshauptmann Hans Niessl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Ich darf als Regierungsmitglied und als Landeshauptmann sagen, dass ich knapp 
13 Jahre für die Wohnbauförderung zuständig bin. Dass wir in diesen 13 Jahren rund eine 
Milliarde Euro an Förderungen ausgeschüttet haben. 

Jeder weiß, dass er mit der Wohnbauförderung alleine kein Haus bauen und auch 
keine Wohnung erwerben kann. Durch diese Förderungen werden deshalb schlussendlich 
auch Investitionen ausgelöst, die fünf- bis sechsmal größer sind. Dies sind doch 
Gesamtinvestitionen von fünf bis sechs Milliarden Euro, die es in diesem Zeitraum im 
Burgenland gegeben hat. 

Diese Wohnbauförderung, und das wurde ja von den Debattenrednern schon 
angesprochen, ist tatsächlich eine sehr gute, die beste in Österreich. 

Diese Wohnbauförderung beträgt im Durchschnitt für das Eigenheim 62.000 Euro. 
Es gibt allerdings welche, die aufgrund des Kinderzuschlages, aufgrund des 
Ökozuschlages, bei der Wohnung sind es 56.000 Euro im Durchschnitt, mehr bekommen. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Da kann man sich schon einiges dafür schaffen, da kann man einiges auf die Beine 
stellen. Das ist ein sehr ein wichtiges Instrument, damit sich die Burgenländerinnen und 
Burgenländer Wohnen auch leisten können. Wir haben mit 425 Euro pro Einwohner die 
höchste Wohnbauförderung pro Kopf im Burgenland. Wir haben laut Statistik Austria die 
niedrigsten Mietkosten aller österreichischen Bundesländer. 

Da kommt natürlich die Wohnbauförderung an, nämlich bei den Menschen, sodass 
sie niedrigere Mieten als die Bewohner anderer Bundesländer zu bezahlen haben. 

Das ist, glaube ich, ganz wichtig. Da gibt es ein großes Potential, das sich die 
Burgenländerinnen und Burgenländer im Bereich der Wohnkosten auch einsparen 
können. 

Ganz wichtig ist auch die Wohnbeihilfe, nämlich für jene, die sehr niedrige 
Einkommen haben. Hier trägt die Wohnbeihilfe einiges dazu bei, dass sich die Menschen 
die Wohnung leisten können, dass sie in der Wohnung bleiben können. 

Auch hier ist die Tendenz sehr stark steigend. Das heißt, wir geben fast eine Million 
Euro pro Jahr für diese Wohnbeihilfe aus, wenn die Menschen ein geringes Einkommen 
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haben. Der soziale Aspekt der Wohnbauförderung: Wir haben in den letzten Jahren 33 
Pflegeheime gefördert. Die Errichtung von 33 Pflegeheimen ist über die 
Wohnbauförderung erfolgt. Wir haben 47 Altenwohn- und Pflegeheime im Burgenland. 33 
davon wurden mit der burgenländischen Wohnbauförderung gefördert. 

Ich brauche nicht zu sagen, dass es wahrscheinlich schwierig wäre und Sie wissen 
das auch, Herr Abgeordneter Kölly, dass man ohne Wohnbauförderung die Pflegeheime 
in unseren burgenländischen Gemeinden auch errichtet hätte. 

Das muss man auch sagen. Ich glaube, dazu stehen wir auch alle. Das wurde 
möglich, indem die Zweckbindung seinerzeit aufgehoben wurde und damit auch sinnvoll, 
wie ich glaube, für die ältere Generation, für die pflegebedürftige Generation, diese 33 
Altenwohn- und Pflegeheime errichtet wurden. 

Ein ganz ein tolles Projekt ist das junge Wohnen im Burgenland. Wir haben hier 
eine Vorreiterrolle. Es fragen mich alle anderen Bundesländer, wie macht ihr das, dass ihr 
auf unter fünf Euro pro Quadratmeter Mietkosten kommt? (Landeshauptmann Hans Niessl 
hält einen Wohnbau-Prospekt in Händen.) 

Es ist ein offizieller Prospekt. Das wird im Augenblick gebaut, das wird im 
Augenblick angeboten. 55 Quadratmeter Wohnnutzfläche, zuzüglich vier Quadratmeter 
Abstellraum, sechs Quadratmeter Kellerersatzraum. Kaution 2.364 Euro, die Monatsmiete 
299 Euro. Dazu kommen Betriebskosten von rund 59 Euro, MwSt. 36 Euro. Die 
Gesamtkosten inklusive der Betriebskosten, inklusive der Steuer belaufen sich auf 394 
Euro. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Das ist eigentlich in keinem anderen Bundesland möglich, das ist nur im 
Burgenland möglich. Ich sage auch dazu: Dazu braucht man kostengünstige 
Grundstücke, da muss man auch als Gemeinde schauen, wie man kostengünstiges 
Bauland bekommt. Ich darf das aus eigener Erfahrung sagen, dass ich als Bürgermeister 
Bauland immer selbst gekauft und umgewidmet habe, um damit kostengünstiges Bauland 
an die Bewohner und natürlich auch an Zuzügler weitergeben zu können. 

Es ist natürlich auch die Wohnbauförderung, die diese günstigen Mietkosten unter 
fünf Euro oder fünf Euro pro Quadratmeter auch ermöglicht hat. In Summe sind es die 
niedrigsten Mietkosten laut Statistik Austria. 

Ein zweiter Aspekt, Ich berufe mich dabei auf objektive Stellen. Das sind die APA, 
das Wifo und die Statistik Austria. Die meisten Baugenehmigungen auf 1.000 Einwohner 
gibt es im Burgenland mit 7,1 pro Einwohner. Auf 1.000 Einwohner gibt es sieben 
Baugenehmigungen. 

In Niederösterreich sind es 4,8, in Wien 3,4 und in Vorarlberg 6,3. Das zeigt, dass 
im Burgenland intensiv gebaut wird. 

Am intensivsten von allen österreichischen Bundesländer. Wir können sagen, dass 
der Trend vom Einfamilienhaus weg stärker zum genossenschaftlichen Blockbau geht. Da 
werden auch 800 bis 900 Häuser oder Blockwohnungen im Burgenland gefördert, Jahr für 
Jahr. 500 bis 600 Einfamilienhäuser, das sind 1.300 bis 1.400 Wohneinheiten im 
Burgenland, die neu entstehen. 

Wenn wir davon ausgehen, dass Wien und Niederösterreich sieben- bis achtmal 
größer ist als das Burgenland, müssten die pro Jahr eben über 10.000 Wohnungen 
errichten, was aber in beiden Bundesländern natürlich nicht der Fall ist. Aber, das sieht 
man auch an dieser Statistik, dass die häufigste Bautätigkeit im Burgenland erfolgt. 
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Ich bin auch sehr froh darüber, dass es uns gelungen ist, dieses Budget sehr hoch 
zu halten, denn die burgenländische Bevölkerung hat, meiner Meinung nach, ein Recht 
auf diese sehr gute Wohnbauförderung, die auch angenommen wird. Auf der anderen 
Seite ist es auch eine starke Belebung für die burgenländische Bauwirtschaft und für die 
Beschäftigungssituation im Burgenland insgesamt! 

Es wurde auch schon richtig gesagt: „Bau auf Burgenland“, denn 85 bis 90 Prozent 
der Aufträge der burgenländischen Siedlungsgenossenschaften gehen an 
burgenländische Firmen. Wenn ich bei Eröffnungen bin, frage ich jedes Mal: Wie viele 
burgenländische Firmen haben hier gearbeitet? 

Es bemühen sich alle Genossenschaften, da mache ich gar keine Ausnahme, diese 
Aufträge an burgenländische Firmen zu vergeben. Das heißt, es ist eine 
Riesenwertschöpfung, die im Land bleibt. Da sind natürlich Aufträge dabei, wo es im 
Burgenland keine Firmen dafür gibt. Die gehen dann eben an andere Bundesländer. Ich 
denke hier beispielsweise an Aufzugsfirmen, die natürlich immer häufiger eingebaut 
werden müssen. 

Dort, wo es keine burgenländischen Firmen gibt, bleibt einem ohnehin nichts 
anderes übrig, aber 85 bis 90 Prozent der Aufträge im Land zu vergeben, das, glaube ich, 
ist sehr gut. Ich glaube, da müssen die burgenländischen Siedlungsgenossenschaften 
auch dabei bleiben, denn Arbeit und Wertschöpfung müsse im eigenen Land bleiben. 

Die eigenen Leute brauchen ein Einkommen, denn wenn sie ein Einkommen 
haben, dann geben sie ja davon auch wieder etwas aus. Das Geld kommt in den Konsum. 
Häuser bauen keine Häuser. Autos kaufen keine Autos, sondern Menschen kaufen Autos. 
Eine Beschäftigung brauchen sie, um Einkommen zu haben, dann wird auch die 
Wirtschaft in entsprechender Form belebt. 

Was aus meiner Sicht auch sehr wichtig ist, ist die Alternativenergie. Wir haben im 
Budget 2014 insgesamt 3,5 Millionen Euro für Alternativenergieanlagen vorgesehen. Auch 
da sind wir sehr weit fortgeschritten. Im Jahr 2012 wurden 2.587 Alternativenergieanlagen 
gefördert. Die Gesamtfördersumme beträgt hierbei 3,9 Millionen Euro. 

Für Photovoltaik haben wir 300.000 Euro vorgesehen. Auch das wird von der 
Bevölkerung angenommen. Auch was die Energiewende anbelangt, ist die 
burgenländische Wohnbauförderung vorbildlich, weil es den Ökozuschlag für besonders 
gute Isolierungen gibt. Das heißt, niedriger Energieverbrauch. 

Das heißt, auf Sicht auch sparen, denn wenn ich weniger Energie verbrauche, 
dann erspare ich mir auch Geld. Photovoltaikanlagen erzeugen Strom und 
Alternativanlagen sind eben ebenfalls ein Beitrag zu einer größeren Ökologie, die wir im 
Burgenland haben. 

Insofern sind wir hier mit der Energieagentur und mit unserer Wohnbauförderung 
sehr gut aufgestellt. Ich bin froh und dankbar dafür, dass wir dieses hohe Niveau halten 
können. Die beste Wohnbauförderung Österreichs! (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten) 

Ein Danke an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Wohnbauabteilung, denn 
dort müssen Tausende Akte bearbeitet werden. Wir bemühen uns wirklich alle sehr, dass 
das auch rasch, effizient und möglichst fehlerfrei erfolgt. Wenn einmal etwas passiert, 
dann wird das möglichst rasch korrigiert. 

Aber, manchmal liegt es auch daran, dass nicht alle Unterlagen da sind, dann 
dauert es ein bisschen länger. Aber, es sind wirklich alle sehr bemüht. 
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Ein Danke dafür und ein Danke auch an die Abgeordneten, die dieses 
Wohnbaubudget im Sinne der Burgenländerinnen und Burgenländer, des sozialen 
Wohnbaus, des ökologischen Wohnbaus auch tatsächlich beschließen. Ich glaube, dass 
das ein guter Weg ist. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Mag. Gradwohl. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mag. Werner Gradwohl (ÖVP): Geschätzte Damen und Herren! 
Herr Präsident! Zweiter Aufschlag, Hohes Haus! Dass Natur- und Umweltschutz im 
Burgenland einen hohen Stellenwert hat - und damit ist das Thema bereits vorgegeben -, 
zeigt sich nicht zuletzt an den jährlichen Budgetzahlen. 

So sind im Voranschlag 2014 für Natur- und Nationalparke 2,6 Millionen Euro für 
die Reinhaltung der Gewässer, inklusive der Abfallwirtschaft zirka 500.000 Euro, für 
Luftreinhaltung 175.000 Euro vorgesehen, um nur ein paar Kennzahlen zu nennen.  

Es widerspiegelt sich die Bedeutung von Umwelt, Natur und Landschaft in der 
Tatsache, dass über 30 Prozent der Landesfläche unter besonderem Schutz gestellt sind. 
Nationalparke wurden schon genannt, Naturparke, Natura-2000-Gebiete.  

Das heißt, das Burgenland nimmt im Bereich der Natur, des Natur- und 
Umweltschutzes heute eine Vorreiterrolle österreichweit ein und das schon seit vielen 
Jahren.  

Das ist vorbildhaft und dazu gratuliere ich meinem nicht anwesenden Landesrat, 
denn die Rahmenbedingungen und gesetzlichen Vorgaben wurden und werden von den 
zuständigen Abteilungen vorbildhaft erledigt.  

Es ist deshalb erfreulich, sehr erfreulich, dass wir bei Natura-2000 mit Abstand die 
Nummer eins bundesweit sind und zwar mit 16 Natura-2000-Gebieten, die eine Fläche 
von 110.000 Hektar aufweisen, was einen Anteil von 28 Prozent an der Landesfläche 
bedeutet.  

Ich möchte aber auch aufmerksam machen darauf, dass Landwirtschaft und 
Naturschutz im Burgenland starke Partner sind. Ich führe das aber nicht zuletzt darauf 
zurück, dass es eine gemeinsame Ressorthoheit gibt und das schon seit Jahrzehnten. Wir 
können uns ja alle noch an die Diskussionen erinnern, oder die auch aktuell sind, auf 
Bundesebene diese beiden Ressorts eventuell zu teilen.  

Was auf Bundesebene schon vielfach der Fall war, ist im Burgenland aber als 
gemeinsame Partnerschaft zwischen Natur und Landwirtschaft, Naturschutz und 
Landwirtschaft, Ökologie schon seit Jahrzehnten gemeinsam.  

Es geht letztlich darum Bewirtschaftung auf der einen Seite und Schutz auf der 
anderen Seite zu vereinbaren, Herr Landesrat, was Du, wie ich vorhin erwähnt habe, in 
vorbildhafterweise als Praktiker, aber auch mit Deinen zuständigen Abteilungen sehr gut 
managst.  

Deshalb und gerade in diesem Zusammenhang möchte ich die umsichtige und 
nachhaltige Tätigkeit und nicht zuletzt auch der Burgenländischen Umweltanwaltschaft mit 
dem Umweltanwalt Mag. Frühstück nicht unerwähnt lassen.  

Kolleginnen und Kollegen! Bei diesem Budgetkapitel sei auch angemerkt, dass es 
zum Antrag des Abgeordneten Kollegen Reimon betreffend Schaffung eines 
Nationalparks am Westufer des Neusiedler Sees im Bereich der Wulkamündung einen 
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Abänderungsantrag von ÖVP und SPÖ gibt, dem meine Fraktion selbstverständlich 
zustimmen wird.  

Es wird darin, in diesem Abänderungsantrag, festgehalten, dass seitens der 
Verantwortlichen in der Landesregierung alles unternommen wird, den hohen 
ökologischen Standard am Westufer des Neusiedler Sees zu erhalten.  

Und es sei auch hier in diesem Zusammenhang erwähnt, dass die Region 
Neusiedler See - Leithagebirge UNESCO-Welterbe ist und als solches anerkannt wurde, 
nämlich Welterbe Naturpark Neusiedler See - Leithagebirge. Das ist schon, meine sehr 
geschätzten Damen und Herren, einen Applaus wert. (Beifall bei der ÖVP) 

Auch bei einem weiteren ökologischen Projekt sind wir als Land, als Burgenland, 
Spitzenreiter. Wir sind, und das Burgenland ist, energiepolitisches Vorzeigeland, das 
durch den konsequenten Ausbau der Windkraft in den letzten Jahren europaweite 
Bedeutung erlangt hat.  

Unser Beitrag damit, nicht nur zur Energieerzeugung, zur Energieerzeugung auf 
erneuerbarer Basis, sondern unser Beitrag damit auch zur Verminderung von CO2 und 
damit aktiv zum Klimaschutz, geht damit Hand in Hand mit den umweltpolitischen 
Zielsetzungen des Burgenlandes.  

Man muss aber auch hier die Grenzen klar erkennen und darauf reagieren. Nicht in 
allen Regionen und Gebieten ist eine sinnvolle Nutzung von Windenergie gegeben. Vor 
allem sind uns schon durch den Landschaftsschutz und dergleichen, aber auch durch den 
fehlenden Wind, durch die fehlende Windstärke hier Grenzen gesetzt. Ich sage es einmal 
so, Gott sei Dank.  

Klar ist, dass Strom aus erneuerbarer Energie und nicht Energie aus Atomkraft für 
uns die Zukunft ist. Ein sinnvoller Mix also aus Biomasse, Windkraft und Photovoltaik ist 
meiner Ansicht nach der Weg einer nachhaltigen Energiepolitik im Land, wobei der 
Schwerpunkt in den letzten, in den nächsten Jahren, meiner Meinung nach, sich sehr 
stark auf die Photovoltaik konzentrieren sollte, ohne die beiden anderen vorher genannten 
aus dem Auge zu lassen.  

Denn gerade die Nutzung der Sonne hat ein ungeahntes Potential im Land der 
Sonne. Der Initiativantrag der dem Hohen Hause auch vorliegt zur Abstimmung morgen, 
nämlich Energiestrategie Burgenland 2020, den wir morgen, wie gesagt beschließen 
werden, gilt als Ziel bis 2020, über 50 Prozent an Energie aus erneuerbaren Ressourcen 
im Burgenland zu erzeugen.  

Zweites Ziel, visionäres Ziel, visionärer Ausblick für das Jahr 2050, man höre und 
staune, wird die vollständige Energieautonomie, also was Verkehr, Industrie und 
dergleichen betrifft, also alle Energiearten, angestrebt. Energieautonomie, was bedeuten 
würde, aus heutiger Sicht erscheint mir das fast unmöglich zu sein, dass bis dorthin 20 
Prozent des Energieverbrauches, bis dahin eingespart werden müssen.  

Jährlich haben wir jetzt noch Steigerungen. Bis dorthin, wenn wir dieses Ziel bis 
2050 erreichen wollen, müssen 20 Prozent eingespart werden. Also nicht nur keine 
Zuwächse, sondern Einsparungen.  

Ein sehr ambitioniertes, visionäres Ziel, das im Einklang mit anderen Regionen in 
Europa und den Zielsetzungen des Bundes, der ebenfalls bis 2050 autonom sein will, 
Hand in Hand geht. Aber man muss sich ja Ziele setzen, die auch visionär sind, um also 
dann vielleicht doch in die Nähe dorthin zu kommen.  
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So gesehen ist die vor kurzem getroffene Entscheidung der EU-Kommission, sehr 
geschätzter Herr Landesrat, Beihilfen für den Neubau oder Betrieb von AKWs doch nicht 
in die neuen Richtlinien für Subventionen im Energiebereich aufzunehmen, als erfreulich 
zu bezeichnen.  

Denn die Position Österreichs und auch des Burgenlandes natürlich, ist eindeutig: 
Subventionierung von Nuklearenergie muss strikt abgelehnt werden und wird auch 
abgelehnt.  

Und in diese Richtung geht auch der im Landtag, weiters zur Beschlussfassung 
vorliegende Entschließungsantrag, dem wir selbstverständlich zustimmen werden. Jeder 
von uns kennt das Bild und die Karte Österreichs mit den an den Grenzen sich 
befindlichen, im Nahbereich der Grenzen befindlichen AKWs in gefährlicher Nähe zu 
Niederösterreich, dem Burgenland, Oberösterreich und dergleichen.  

Hohes Haus! Umweltschutz im weiteren Sinn bedeutet aber auch Menschenschutz 
und damit Sicherstellung einer Versorgung mit sauberem Trinkwasser als oberste 
Priorität. Landesrat Liegenfeld, und wir haben das ja alle beobachtet, hat dieses politische 
und ökologisch Wichtige und Richtige an die oberste Stelle seiner Agenda gestellt.  

Danke, Herr Landesrat, dafür namens aller Burgenländerinnen und Burgenländer, 
wir schätzen die Qualität unseres Trinkwassers und sind mit der derzeitigen Versorgung 
auch sehr zufrieden.  

Es ist auch da und dort, wie in den Meldungen entsprechend in den letzten Tagen 
gegeben war, in kleinen Ortschaften, wenn es Probleme gibt, dann ist das Hardcore für 
die jeweilig politischen Verantwortlichen. Und ich wage nicht daran zu denken, wenn es in 
großen Wasserleitungsverbänden diese Versorgungssicherheit und das Trinkwasser in 
sauberen Zustand nicht mehr geben sollte.  

Daher gilt es, alles zu unternehmen, und wir tun das, glaube ich, auch, dieses 
flüssige Gold durch nachhaltige Schutzmaßnahmen zu sichern, und zwar nicht nur in 
hoher Qualität, sondern dieses auch vor spekulativem Ausverkauf, diesen Ausverkauf zu 
verhindern.  

Sehr geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Als Konklusio für diese hervorragende 
politische Arbeit, Herr Landesrat, und die professionelle Tätigkeit der zuständigen 
Abteilungen, sage ich namens meiner Fraktion ein herzliches Dankeschön.  

Wir stimmen dem Kapitel Natur- und Umweltschutz in gesicherter Art und Weise 
morgen zu. (Beifall bei ÖVP)  

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter Gradwohl. Als nächstem 
Redner erteile ich Landtagsabgeordneten Josef Loos das Wort.  

Bitte Herr Abgeordneter.  

Abgeordneter Josef Loos (SPÖ): Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geschätzten Damen und Herren! Das Burgenland, und Kollege Gradwohl hat auch bereits 
darauf hingewiesen, nimmt im Bereich des Natur- und Umweltschutzes eine Vorreiterrolle 
in Österreich ein.  

Mehr als ein Drittel der Gesamtfläche steht unter einem besonderen Schutz. Wir 
haben einen Nationalpark, sechs Naturparks und viele Schutzgebiete von Natura-2000-
Gebieten bis hin zu Landschaftsschutzgebieten. Das ist toll und das Burgenland erfüllt 
somit seine Aufgabe ausgezeichnet.  
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Umfangreiche Maßnahmen tragen auch wesentlich zur Erhaltung der biologischen 
Vielfalt im Burgenland bei. Unser Ziel muss es sein, diese große Vielfalt weiter zu sichern 
und das typische burgenländische Landschaftsbild zu erhalten.  

Einen herzlichen Dank an alle, die dazu beigetragen haben, und ich bin überzeugt, 
dass sie auch in Zukunft dazu beitragen werden, damit dieses Landschaftsbild erhalten 
bleibt. (Beifall bei der SPÖ)  

Natürlich gibt es auch Probleme und wir haben im letzten Naturschutzbeirat einige 
diskutiert. Zum Beispiel die Problematik mit bestimmten Tierarten wie Stare, Saatkrähen, 
Fischotter, Kormorane oder Biber. Hier gibt es große Probleme, egal ob es 
Wohnsiedlungen, Tourismus oder Fischteichbesitzer betrifft.  

Es gibt große Herausforderungen auch an die Politik, eben hier entsprechend 
Rahmenbedingungen zu schaffen. Einiges wurde bereits umgesetzt, aber es wartet noch 
viel Arbeit auf uns, damit wir gemeinsam auch hier Lösungen setzen können.  

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! In Österreich entschied man sich 
bereits im Vorfeld gegen die Atomenergie. Das Burgenland hat sich schon lange für 
diesen Weg entschieden, der nachhaltig unser Heimatland und damit unsere zukünftigen 
Generationen sichert.  

Wir treten für einen europaweiten Ausstieg aus der Atomenergie ein, 
beziehungsweise müsste weltweit ein Ausstieg aus der Atomenergie erfolgen. Ein erster 
Schritt ist die klare Absage an Atomsubventionen von Seiten der EU-Kommissare. Also 
die konsequente Arbeit im Kampf gegen die Atomenergie trägt Früchte.  

Frau Landesrätin Dunst, danke auch Dir, und allen Mitstreitern der 
parteiübergreifenden Petition.  

Bei uns ist auch, meine sehr geschätzten Damen und Herren, der Umgang mit 
natürlichen Ressourcen gemäß dem Landesentwicklungskonzept mit der Natur zu neuen 
Erfolgen in Ordnung. Hierbei ist die Energiefrage eine wichtige Zukunftsfrage. Indem wir 
unsere Ressourcen schützen und nützen, können wir auch unabhängiger von Erdöl und 
Erdgas werden.  

In den letzten 20 Jahren hat sich der Stromverbrauch verdoppelt. 
Landeshauptmann Hans Niessl hat unsere natürliche Ressource, nämlich die 
Windgunstlage erkannt und die weiteren wichtigen Schritte für die Stromproduktion aus 
Windkraft eingeleitet.  

Und heute, meine sehr geschätzten Damen und Herren, heute im Jahr 2013 sind 
wir stromautark. Herzlichen Dank, Herr Landeshauptmann, für Deinen Einsatz und für 
Deinen Weitblick. (Beifall bei der SPÖ) 

Und was noch gesagt werden muss, das Burgenland wird vom ehemaligen 
Stromimporteur mit Jahresende zum Exporteur für Ökostrom werden. Das ist, glaube ich, 
eine ganz tolle Entwicklung.  

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Für uns Burgenländerinnen und 
Burgenländer ist es auch wichtig, dem Klimawandel entgegenzuwirken. Strom aus 
Windenergie und Photovoltaik verursachen keine CO2-Emission und belasten damit nicht 
die Umwelt. Belasten die Umwelt nicht, bedeutet auch, wenn wir diese Schritte 
weiterverfolgen, dass wir auch weitere Beiträge für die Gesundheit und für die 
Lebenserwartung unserer Menschen setzen. 
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Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Der Kollege Gradwohl hat bereits 
darauf hingewiesen, aber nicht nur die Landwirtschaft ist ein Partner zum Naturschutz, 
sondern unsere Schutzgebiete sind auch eine sehr wertvolle Grundlage für den 
Tourismus. Viele Gäste kommen zu uns, weil sie hier eine intakte Natur antreffen. 

Das ist oft Voraussetzung schon bei der Planung des Urlaubes. 20 Jahre nach 
seiner Gründung kann zum Beispiel der Nationalpark Neusiedler See-Seewinkel über 
einen Nachfragerekord berichten. Erstmals haben mit Ende der Hauptsaison mehr als 500 
Exkursionsprogramme stattgefunden. 

Mit dabei Teilnehmer von Urlaubsfamilien, Tagesausflüglern bis hin zu 
Schulklassen. Nicht eingerechnet dabei die zahlreichen Studiengruppen und die 
Projekttage von jungen Menschen aus dem In- und Ausland. Der Anteil an Gästen auch 
ausländischer Besucher konnte wieder gesteigert werden.  

Erwähnenswert ist hier sicherlich auch das gute und positive Zusammenspiel 
Naturschutz und Tourismus. Das Ziel muss sein, dass wir Maßnahmen setzen für 
Neuschaffung, Pflege, Erhaltung und Entwicklung von wertvollen Lebensräumen für 
gefährdete Pflanzen und Tierarten.  

Dabei ist es notwendig, keinen Raubbau an der Natur zu betreiben und nachhaltig 
die Erhaltung von Natur und Umwelt für künftige Generationen zu sichern.  

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Im Landesbudget für 2014 sind eben 
die entsprechenden Mittel vorgesehen und wir werden daher auch unsere Zustimmung 
erteilen. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Wir danken dem Abgeordneten Loos für seine 
Ausführungen und setzen jetzt zum Dritten dem Landtagsabgeordneten Mag. Gradwohl 
das Wort zu.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mag. Werner Gradwohl (ÖVP): Dritter Aufschlag. Sehr geehrter 
Herr Präsident! Hohes Haus! Eine landesweit einheitliche professionelle Entsorgung, 
gepaart mit hoher Qualität bei der Verwertung von Abfall ist heute Standard. 
Abfallvermeidung sowie Mülltrennung stehen ganz oben auf der Agenda der Ziele der 
Abfallwirtschaft.  

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ein Befund, den nationale und 
internationale Experten dem Burgenland in der Abfallwirtschaft bescheinigen. Die 
burgenländischen Gemeinden sowie die politischen Entscheidungsträger im Land haben 
dem Burgenländischen Müllverband und seinem Tochterunternehmen der Umweltdienst 
Burgenland GmbH per Gesetz dieses umfassende Aufgabengebiet übertragen vor vielen 
Jahren. 

Gemeinsam mit dem Tochterunternehmen UDB sowie den privaten 
Partnerbetrieben hat sich die burgenländische Abfallwirtschaft im österreichweiten 
Ranking einen Platz im oberen Bereich erarbeitet und sichergestellt. Das belegen die 
jährlichen Vergleiche, was Trenngenauigkeit, Sammelmenge pro Einwohner und 
Verwertungs- sowie Rohstoffrückgewinnung betreffen.  

Beispielsweise haben wir im ersten Halbjahr 2013 10.755 Tonnen genau, Altpapier 
richtig getrennt, gesammelt. Bei den Leichtverpackungen, Kunststoffverpackungen sind 
wir von 3.671 im Vorjahr auf 3.696 Tonnen gekommen im selben Vergleichshalbjahr. 
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Bei den Metallverpackungen fielen hier heuer im Halbjahr 733 Tonnen an, das sind 
Zahlen von der Altstoffrecycling Austria, von der ARA, die das beobachtet. 

Ein Vergleich bei den Leichtstoffen, wir hatten im Jahre 1992 68 Tonnen Altstoffe 
im Burgenland an Sammelmenge. Im Jahr 2000 waren es bereits 4.529 Tonnen und 
heuer oder im Vorjahr 2012, heuer gibt es noch keine Zahlen für das gesamte Jahr 
logischerweise, 2012 waren es bereits 7.727 Tonnen an Leichtstoffen, die hier gesammelt 
und auch verwertet werden. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Gemeinsam mit den Experten auf 
Landesebene, den Abteilungen, die für die Abfallwirtschaft zuständig sind und den 
Gemeinden werden aber auch die derzeitigen und künftigen Herausforderungen in Angriff 
genommen. Derzeit ist eine Qualitätsoffensive bei Biomüll und Altpapier im Burgenland im 
Gange und steht also an oberster Priorität, auch bei der Öffentlichkeitsarbeit.  

Steigende Fehlwurfmengen erschweren und verteuern zunehmend die Verwertung 
dieser beiden Fraktionen. Daher ist eine Informationskampagne des Burgenländischen 
Müllverbandes im Gange, die dem Abhilfe schaffen soll, ja Abhilfe schaffen muss, wenn 
wir unseren Qualitätsstandard auch dementsprechend erhalten wollen.  

Unsere wichtigsten Partner sind sicherlich in der Bewusstseinsbildung langfristig, 
mittel- und langfristig die Schulen, Kindergärten und vor allem die burgenländischen 
Gemeinden.  

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Zwei Themen liegen uns derzeit aber 
besonders am Herzen. Zum einen ist es der Kampf gegen die Verschwendung von 
Lebensmitteln, nicht nur ein ökologisch, sondern, wie ich meine, vor allem ein ethisches 
Problem unserer Konsumgesellschaft.  

Der Burgenländische Müllverband und das Lebensministerium haben sich 
gemeinsam zum Ziel gesetzt, den Anteil von Lebensmitteln im Müll signifikant zu 
reduzieren. 

Wie gesagt, ich spreche hier nicht nur von Wegwerflebensmitteln, die schon 
gebraucht sind, sondern ich spreche hier vor allem und intensiv von verpackten, nahezu 
frischen Lebensmitteln, die tagtäglich in Tonnen weggeworfen werden.  

Bei einem Besuch vom Bundesminister Berlakovich im September dieses Jahres 
wurde dabei eine gemeinsame Strategie zwischen BMV, UDB und Lebensmittel 
vereinbart, wobei die Synergien dieser beiden Initiativen Bundesministerium und BMV 
genützt werden, um künftig effizienter noch an einer Problemlösung zu arbeiten.  

Laut einer Analyse unserer Abteilung im Burgenländischen Müllverband im Jahre 
2010, liegt also jetzt schon einige Jahre zurück, werden im Burgenland rund 2.400 
Tonnen an Lebensmitteln jährlich weggeworfen, davon allein 1.500 Tonnen in der 
Originalverpackung. Einfach zum Nachdenken.  

Als zweites wichtigstes Ziel ist ein zusätzliches Service des Burgenländischen 
Müllverbandes und des UDB für die burgenländischen Gemeinden in Ausarbeitung 
beziehungsweise teilweise schon im Gange. Erste Maßnahmen hat es bereits 2011, 2012 
und 2013, also heuer, gegeben und gibt es in einer Testphase.  

Dieses sogenannte Gemeindepaket bringt eine deutliche finanzielle Entlastung für 
die burgenländischen Gemeinden. Gleichzeitig wird dadurch aber auch ein ökologischer 
Lenkungseffekt bewirkt. Das heißt, eine Verbesserung der Verwertung der gesammelten 
Altstoffe.  
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Näheres wird dazu beschlossen, also in der Vollversammlung des 
Burgenländischen Müllverbandes und nähere Details werden dort auch bekanntgegeben. 
Wie gesagt, für 2014 und die folgenden Jahre wird dieses Service für die Kommunen 
erweitert. 

Ich darf noch zum Schluss - jetzt habe ich mein Handy nicht da -, aber Sie können, 
meine sehr geschätzten Damen und Herren, Ihre ganz persönliche private Müllabholung, 
Abfallabholung egal welcher Fraktion, Restmüll, Papier, Leichtverpackung über ein App 
des UDB abrufen.  

Sie können das also auch einen Tag vorher schon signifikant, also sicher, abladen 
lassen. Alle Abfuhrtermine auf Gemeinde und Haushalt bezogen, können hier von Ihnen, 
von jeder Burgenländerin und jedem Burgenländer, abgerufen werden.  

Danke an alle Player, die in der burgenländischen Abfallwirtschaft sich engagieren, 
die Abteilungen im Lande, die Medien, die uns dabei sehr unterstützen, wenn ich nur an 
verschiedene Aktionen denke, die gemeinsam, also auch mit den Medien gemacht 
werden und mit anderen Abteilungen des Landes. 

Aber vor allem ein Dank an alle Burgenländerinnen und Burgenländer, die Müll 
trennen und dabei auch für die Umwelt einen entsprechenden Beitrag leisten. Danke 
schön! (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter Gradwohl. Müll vermeiden 
wäre die letzte Formulierung gewesen. Und als nächste Rednerin zu Wort gemeldet ist die 
Frau Abgeordnete Ingrid Salamon. Ich erteile Ihnen das Wort.  

Bitte Frau Abgeordnete.  

Abgeordneter Ingrid Salamon (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir haben heute in dieser Budgetdebatte ja sehr viel 
gehört, was wichtig ist für das Land, egal ob es im wirtschaftlichen Bereich, ob es im 
Gesundheitsbereich, ob es in der Kinderbetreuung ist und natürlich auch im 
Umweltschutz.  

Das alles beinhaltet für mich die Lebensqualität im Burgenland. Und zu dieser 
Lebensqualität im Burgenland gehören genauso der Umweltschutz und die 
Abfallwirtschaft dazu. Wir alle wissen, dass natürlich gerade die Luftqualität ein sehr ein 
wichtiges Thema ist und Luft vor Staatsgrenzen nicht wirklich Halt macht.  

Im Rahmen des gemeinsamen grenzüberschreitenden EU-Projekt RLM verstärkt 
das Burgenland gemeinsam die Luftqualitätsmessungen in den Grenzregionen. Im 
westungarischen St. Gotthard wurde eine fixe Messstelle angekauft. Durch die 
Messungen in der Grenzregion ist es uns möglich, Rückschlüsse auf die Entstehung und 
die Ausbreitung von Feinstaub, Stickstoff und anderen Schadstoffen zu ziehen. 

Die Daten können in weiterer Folge für Analysearbeiten und Maßnahmenpläne 
herangezogen werden. Im Falle von Grenzwertüberschreitungen werden 
Verhaltensmaßnahmen für die Bevölkerung publiziert.  

Zusätzlich zu den bestehenden fixen und mobilen Messstellen konnte ein weiterer 
transportabler Messcontainer beschafft werden. Dieser Messcontainer soll vor allem das 
Messnetz im Landessüden verdichten und kleinräumige Informationen über die Situation 
in den typischen burgenländischen Streusiedlungsgebieten liefern.  

Sie sehen, meine sehr verehrten Damen und Herren, dass in der Vergangenheit 
schon sehr viel für die Messung der Luft gemacht worden ist und auch im heurigen 



5098 Burgenländischer Landtag, XX. Gesetzgebungsperiode - 43. Sitzung - Mittwoch, 16. Oktober und Donnerstag, 17. Oktober 2013 

 

Landesbudget ist für die Zukunft 2014 natürlich dafür Geld vorgesorgt, damit man wirklich 
ganz einfach Beschaffungen macht, neue Geräte ankauft, damit EDV neu angekauft wird. 

Ich glaube das ist ein ganz ein wichtiges Thema, weil man natürlich durch diese 
Messungen, die wir haben, die richtigen Rückschlüsse ziehen und auch die Bevölkerung 
informieren kann.  

Ich möchte mich natürlich bei unserer Landesrätin bedanken, dass sie sich gerade 
in dem Bereich der Luft einsetzt im Burgenland und dass es ihr ein Anliegen ist, die 
Bevölkerung zu informieren und dass durch diese Anschaffungen natürlich, das immer 
verbessert werden kann und man darauf reagieren kann.  

Ein herzliches Dankeschön, liebe Verena! (Beifall bei der SPÖ) 

Ein weiteres, nicht zu unterschätzendes Problem, das wurde heute auch schon 
angesprochen, das sind die Atomkraftwerke, die es letztendlich gibt. Das Land 
Burgenland ist seit Jahren aktiv im Kampf gegen die grenznahen Atommeiler. Dazu gab 
es acht Landtagsinitiativen zum Thema Atomkraft und erneuerbare Energie seit dem Jahr 
2010.  

Im Rahmen von UVP-Verfahren hat das Land Burgenland zu den einzelnen 
Vorhaben immer eine ablehnende Stellungnahme abgegeben.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben heute schon gehört und ich 
will das nicht wiederholen, was letztendlich in der EU das Vorhaben war, das es 
Subventionen für Atomkraft gibt, dass Staaten das auch unterstützen können. Ich muss 
sagen, gerade die Österreichische Bundesregierung und auch das Land Burgenland 
haben sich gegen diese Vorhaben gewehrt, haben gegen diese Vorhaben natürlich 
Stimmung gemacht. Sie sehen, dass es wichtig ist, dass man auch als kleines Land im 
Prinzip etwas bewegen kann und dass es diese Vorhaben nicht gibt. 

Das, finde ich, ist auch ganz lobenswert und ich glaube, für die Bevölkerung ist es 
sehr wichtig, dass gerade diese Atomkraft hintangehalten wird, weil wir alle wissen, wenn 
es Subventionen gegeben hätte, dann wären noch mehr Atomkraftwerke gebaut worden.  

Dieser Fall zeigt uns aber, dass wir nur wirklich alle gemeinsam gegen die 
Atomkraftwerke auftreten können und wir nur gemeinsam die Atomlobby zu Überlegungen 
zwingen können. Das, glaube ich, ist auch eine ganz wichtige politische Botschaft. 

Ja, meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie haben von meinem Vorredner, 
dem Gradwohl Werner, über die Abfallwirtschaft schon sehr viel gehört und ich muss 
sagen, ich glaube, gerade das Burgenland hat ja wirklich eine Vorreiterrolle in der 
Abfallwirtschaft. Wir alle wissen, dass wir den Burgenländischen Müllverband und den 
UDB haben.  

Durch Vordenker vor langer Zeit ist es zu diesem Landesverband gekommen und 
die Abfallwirtschaft, die bei uns im Burgenland ja hervorragend funktioniert, auch wenn es 
von manchen Abgeordneten nicht so gesehen wird, das zeigen ja letztendlich die Zahlen. 
Zeigen die Zahlen, dass es wichtig ist, dass Daseinsvorsorge eigentlich in öffentlicher 
Hand bleibt. Es zeigt, dass die Qualität passt, es zeigt, dass der Preis passt. Wir alle 
wissen, dass es schon sehr lange keine Preiserhöhung gegeben hat.  

Ich möchte mich natürlich recht herzlich bedanken bei den Mitarbeitern des 
Burgenländischen Müllverbandes und des Umweltdienstes Burgenland. Ein herzliches 
Dankeschön. Sie setzen sich immer ein, fahren zur Bevölkerung, beraten, fahren in 
Schulen und Kindergärten. Das haben sie heute alles schon gehört. Ich glaube, dass das 
der richtige Weg ist, vor Ort die Information zu geben.  
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Ein herzliches Dankeschön an alle Mitarbeiter und natürlich an die Abteilungen hier 
im Lande. 

Ja, was gibt es noch zu sagen? Das Burgenland, glaube ich, ist auf dem richtigen 
Weg. Das Burgenland zeigt es vielen anderen Bundesländern und Staaten vor, wie man 
wirklich wirtschaftliches Wachstum, Rekordbeschäftigung, ökologische Interessen sowie 
eine intakte Umwelt gemeinsam in Einklang bringen kann, um für unsere Bevölkerung 
Politik zu machen. Das vorliegende Budget zeigt die Zukunft für 2014.  

Wir werden diesen Budgetzahlen zustimmen. (Beifall bei der SPÖ) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch (der den Vorsitz übernommen hat): Als nächste 
Rednerin hat sich Frau Landesrätin Dunst zu Wort gemeldet.  

Bitte Frau Landesrätin. 

Landesrätin Verena Dunst (SPÖ): Herr Präsident! Hoher Landtag! Kurz 
zusammengefasst: Sie haben heute zu beschließen, ob Sie dem Budgetkapital, was jetzt 
die gesamte Luftmesstechnik, Luftgüte, und so weiter anbelangt, ob Sie diesem Kapitel 
Ihre Zustimmung erteilen.  

Ich denke, es steht Ihnen daher in kurzen Worten zu, Ihnen zu skizzieren, was 
denn alles 2014 auf uns zukommt. Ich möchte Sie nur kurz darauf hinweisen, Kyotoziele, 
Klimaziele, natürlich letztendlich auch kombiniert mit den Strafzahlungen ab 2015. Wenn 
wir beispielsweise im Feinstaub unsere Ziele nicht erreichen, was die 
Feinstaubreduzierung anbelangt. 

All das hat natürlich viel auch mit Messtechnik, mit Einsatz von Technik zu tun. Ich 
bin auch sehr froh, dass in meiner Hand auch die Abteilung 8 in diesem Bereich 
Umwelttechnik und Kfz-Technik sehr gut unterwegs ist. Dort sind 23 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter am Werk. Hier im Haus selber, in der Abteilung 5, bedanke ich mich vor allem 
heute beim Chef der Abteilung 5. Es wird sehr gute Arbeit geleistet, was die Luftgüte 
anbelangt. 

Was haben wir vor? Was haben wir zu tun im 2014er Jahr? Was müssen wir 
investieren? Zum ersten natürlich Emissionskataster. Wir haben den laufenden Betrieb zu 
bezahlen, das sind 31.000 Euro, damit wir hier das alles noch machen können. Wir 
müssen natürlich auch die Grenzwertüberschreitungen, Feinstaub, ständig evaluieren.  

Hier haben wir 40.000 Euro für 40 Mahntage für die Bewertung der Maßnahmen zu 
stellen. Oder natürlich Datentransfer. Die Standardgeräte sind zehn Jahre alt. 2014 wird 
wieder notwendig sein, für die Qualitätssicherung in Kalibratoren neu für SO2, Stickoxide, 
CO2-Messgeräte und so weiter zu investieren, das sind wieder weitere 20.000 Euro.  

Oder beispielsweise haben wir dort - ich lade Sie gerne ein, einmal eine 
Luftgütemessstation anzuschauen - einen Stationsrechner vor Ort im Jahr 2014 
anzuschaffen, um 10.000 Euro. 35.000 Euro brauche ich wieder, um die Arbeit 
gewährleisten zu können. Eine App Software, es sind die Applikationen für die 
Smartphones, weil ja grenzüberschreitend Luftschadstoffe jederzeit abrufbar sein müssen. 
Dann müssen wir wieder eine Sanierung eines Containers vornehmen.  

Die Frau Abgeordnete Salamon hat vorher gesagt, dass wir Gott sei Dank im Jahr 
2000 einen neuen Container zusätzlich haben, nicht stationär, sondern er ist je nach 
Einsatzort unterwegs. 

Also jetzt habe ich nur einige Dinge gesagt. Ich möchte Sie nicht länger langweilen 
mit all diesen Dingen, nur ohne gesunde Luft haben wir keine gesunde Luftgüte, haben 
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wir keinen Tourismus, keine Lebensqualität für die Einheimischen. Wir haben hier 
natürlich dementsprechend viel Kraft einzusetzen und viel Arbeit, dass wir immer wieder 
aufmerksam machen.  

Ich bediene mich hier, das Budget ist ja nicht irgendwie sehr riesig, deswegen ist es 
ja gescheit, nationales Budget zu sparen. Ich bediene mich hier doch einiger 
grenzüberschreitender Gelder, beispielweise über ESPAN, damit wir über Ungarn auch 
das eine oder andere grenzüberschreitende Projekt machen können. Die Frau 
Abgeordnete Salamon hat vorhin gesagt, Luft bleibt nicht vor der Staatsgrenze stehen.  

Herzlichen Dank für Ihre Zustimmung. Ich kann Ihnen versprechen ,dass wir 
sicherlich alles daran setzen, in der Abteilung 5, in der Abteilung 8, damit wir 
gewährleisten können, was wir zu tun haben als kleinen Auftrag für die Gesundheit der 
Bevölkerung, weil Luft und Luftgüte und Luftschadstoff hängt auch eng mit der Gesundheit 
der Menschen zusammen. Letzter Satz: Ozon, Sommer 2013, gut, keine 
Ozonüberschreitung, Feinstaub, Winter 2013, schlecht.  

Ich habe eine neue Statuserhebung machen lassen. Die wird uns einige Aufgaben 
wieder zuteilwerden lassen. Der Winter 2014 ist zu befürchten. Durch Heizanlagen, durch 
Emissionen werden wir sicher wieder das eine oder andere Problem haben.  

Ich bedanke mich bei Ihnen, dass Sie wissen, wie wichtig diese Arbeit ist. Danke 
für Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächste Rednerin hat sich Frau 
Landtagsabgeordnete Gabriele Titzer zu Wort gemeldet.  

Bitte Frau Kollegin. 

Abgeordnete Gabriele Titzer (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren Abgeordnete! Zum Thema Landestierschutz ist zu berichten, 
dass wir nach langem Hin und Her nun das modernste Tierschutzhaus Österreichs haben. 
Das Tierschutzhaus wurde von der BELIG errichtet und Ende September 2012 im 
bezugsfertigen Zustand vom Verein Landestierschutz Burgenland übernommen. 

Es erfolgte eine reibungslose Übersiedlung des Tierbestandes und des 
Tierpflegepersonals in den neuen Sonnenhof. Wie wichtig dieses neue Tierschutzhaus 
gebraucht wurde, zeigen die folgenden Zahlen. Durchschnittlich befinden sich 65 Hunde 
und 80 Katzen im Sonnenhof. Die Kapazität des Hauses ist fallweise vorübergehend 
ausgelastet, was durch die gut funktionierende Vergabepolitik erfolgreich ausgeglichen 
werden kann. 

So wurden von Jänner bis Ende September rund 400 Hunde und Katzen im 
Sonnenhof aufgenommen. Im gleichen Zeitraum konnten 300 Hunde und Katzen 
erfolgreich an neue Plätze vergeben werden.  

Ich danke dem Geschäftsführer Mag. Wolfgang Böck für die hervorragende Arbeit 
im Tierschutzhaus Sonnenhof. Gleichzeitig bitte ich Sie, meine Damen und Herren 
Abgeordnete, Mitglied im Verein Landestierschutz Burgenland zu werden und somit die 
gute Arbeit des Vereins zu unterstützen. 

Nach Auskunft im Tierschutzhaus ist durch das Chippen der Hunde die Zahl der 
ausgesetzten Hunde rückläufig geworden. Dennoch ist noch mehr Aufklärung notwendig. 
Denn es nützt nichts, wenn die Hunde gechippt sind, aber auf die Registrierung vergessen 
wird, sodass man die ausgesetzten Hunde nicht zuordnen kann.  
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Ein weiterer Punkt im Tierschutz ist die Kastration von streunenden Katzen. Diese 
Aktion ist unbedingt notwendig und muss fortgesetzt werden, um die unkontrollierte 
Fortpflanzung zu verhindern. Denn sonst hat die im Vorjahr begonnene Aktion keine 
Wirkung. 

Es ist vermehrt zu beobachten, dass es sogenannte wilde Tierpflegestellen gibt, die 
sogenannten Animal Hoardings. Hier werden Tiere nicht artgerecht gehalten, sondern 
eher gehortet. Es kann nicht sein, dass jemand fünf oder mehr Hunde oder Katzen hält 
und diese nicht artgerecht halten und versorgen kann. Hier gehört ebenfalls 
Aufklärungsarbeit in den Gemeinden geleistet. Denn die Gemeinden könnten per 
Verordnung erlassen, dass jemand nicht mehr als drei oder vier Hunde oder Katzen 
halten darf. 

Wenn es solche Verordnungen in den Gemeinden gibt, werden die wilden 
Pflegestellen sicher weniger. Im Tierschutz geht es aber auch um Reptilien und 
Amphibien, die oft nicht artgerecht gehalten werden und wo die Besitzer nicht mehr 
wissen, was sie mit den Tieren machen sollen, weil sie zum Beispiel zu groß geworden 
sind. Meistens werden die Tiere dann ausgesetzt, bevor man sich an einen Fachmann 
wendet. Auch hier ist Aufklärung notwendig. 

Die im Budget vorgesehenen Mittel dienen der Förderung bestehender 
Tierschutzaktivitäten, Tierschutzeinrichtungen und zur Stützung einzelner Maßnahmen 
von Tierschutzvereinen und für allgemeine Tierschutzmaßnahmen sowie für die Miete und 
den Betrieb des Tierschutzhauses Sonnenhof in Eisenstadt.  

Mein Dank gilt dem Vereinsvorstand Landestierschutz Burgenland sowie den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Abteilung 4a - Agrar- und Veterinärwesen für ihre 
hervorragende Arbeit.  

Daher wird meine Fraktion im Bereich des Tierschutzes das Budget mittragen. 
(Beifall bei der SPÖ) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr 
Landesrat Liegenfeld.  

Bitte Herr Landesrat. 

Landesrat Andreas Liegenfeld (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Ich darf diese drei Themen Naturschutz, Abfallwirtschaft und eben Tierschutz 
zusammenfassen. Die Vorredner haben die Notwendigkeit und die Wichtigkeit dieser 
Themen eigentlich bestätigt.  

Im Naturschutzbereich haben wir im Burgenland dieses Prinzip „schütze und nütze“ 
in den letzten Jahrzehnten gut angewendet. Wir haben einen sehr hohen Standard 
erreicht und wollen auch diesen sehr hohen Standard erhalten. Das ist natürlich auch eine 
Herausforderung an das Budget, an die Finanzierung. Wenn ich nur daran denke, eben 
diese Nationalparke zu finanzieren.  

Verschiedene Projekte, Entschädigungszahlungen, Monitoringprogramme, die wir 
immer wieder machen müssen, damit wir auch Managementprojekte und -programme und 
Pläne machen können, Artenschutzprojekte. Ganz wichtig für mich ist es, wenn wir unsere 
in etwa 800.000 Euro, die wir vom ordentlichen Budget für den Naturschutz hier gut 
angelegt haben, dagegen stellen, dass wir ein tolles Umweltprogramm haben, das uns die 
Europäische Union und der Bund mitfinanziert, sehr hoch mitfinanziert.  

Das sind in etwa 40 Millionen Euro, die hier für verschiedene Umweltprogramme im 
Burgenland ausbezahlt werden, dies sind ÖPUL-Programme, das sind Bioförderungen, 
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das sind Förderungen im Rahmen der kontrollierten, integrierten Produktion und dafür ist 
es ganz wichtig, dass wir dieses ELER-Programm auch für die nächsten Jahre in 
Österreich haben. Dort haben wir dieses bewährte System in der ersten und zweiten 
Säule im Rahmen von verschiedenen Möglichkeiten, wo wir im LEADER-Programm, in 
ELER-Programmen, hervorragende Möglichkeiten ausschöpfen. 

Um eben auch dieses Drittel des Landes, das wir unter einem gewissen 
Schutzstatus stehen haben, auch weiterhin sichern. Große Herausforderungen sind 
natürlich auch in nächster Zeit, dass wir diese Europaschutzgebiete definieren, dass wir 
hier Managementpläne auch erarbeiten.  

Was haben wir mit diesen Europaschutzgebieten vor? Eine kleine Bemerkung zum 
Westufer Neusiedler See - Nationalpark. Natürlich, ich bin ein Einwohner aus 
Donnerskirchen, würde ich mir das wünschen. Nur ist immer auch die Frage der 
Leistbarkeit und bringt das auch etwas?  

Weil wir haben gerade in diesem Bereich einen vielfachen Schutzstatus und auch 
ein Verschlechterungsverbot und müssten hier an einige wenige Grundstückseigentümer 
hohe Abschlagszahlungen machen. Deswegen glaube ich, sind wir besser aufgehoben, 
wenn wir den Schutzstatus dieses Gebietes in Form eines Ramsar Schutzgebietes 
erhalten, Europaschutzgebiet, Naturpark Leithagebirge und Biosphärenpark.  

Weiters ist es auch eine große Herausforderung, in dem Gebiet auch die 
Schilfbewirtschaftung hier effizient zu gestalten. Wir haben einen zu hohen Anteil an 
Altschilf. Dieser Altschilfanteil, der vor Jahrzehnten immer wieder abgebrannt wurde, der 
gehört ordentlich bewirtschaftet. Dementsprechend arbeiten wir auch mit einem 
Schilfmanagementplan, wo wir dieses Schilf zum einen für die Qualitätsnutzung, aber 
auch auf der anderen Seite für energetische Nutzung hier nutzen wollen. Das zum 
Naturschutz. 

Zur Abfallwirtschaft. Das Burgenland ist hier gut aufgestellt. Wir haben mit dem 
Burgenländischen Müllverband ein gutes Instrument mit seiner operativen Tochter, dem 
Umweltdienst Burgenland, der hier sowohl mechanisch-biologisch den Müll in 
Aufbereitungsanlagen in Oberpullendorf verarbeitet oder auch heizwertreiche Fraktionen 
thermisch in den Umlauf bringt.  

Pro Kopf ist das Müllaufkommen gesunken, das ist eine hervorragende Situation. 
Die Aufklärung greift, die Burgenländer sind noch immer die Sammel- und 
Trennweltmeister hier in Österreich.  

2014 gibt es auch eine Verarbeitung von Abfällen zur Wiederverwertung. 
Landtagsabgeordneter Gradwohl hat es angeschnitten, dieser Masterplan Re-Use wird in 
einigen ausgewählten Gemeinden in die Testphase kommen, damit wir auch hier die 
Wiederverwertung von doch wertvollen Abfällen besser lösen können.  

Eine Herausforderung ist auch ein gutes Rahmenprogramm für die Wirtschaft zu 
machen und einen hohen Schutzstandard für unsere Umwelt. Diese Sanierung von 
Altlasten oder auch die Gewinnung von Rohstoffen, diese gesamte Deponieproblematik, 
die gehört hier gut gelöst.  

Zum Tierschutz. Für mich ist Tierschutz ein Spiegelbild jeder Gesellschaft. Wir 
haben ein neues Tierschutzkonzept am 02.07.2013 in der Burgenländischen 
Landesregierung einstimmig beschlossen, das auf drei Säulen aufbaut. 

Das eine ist, dass wir ein Kompetenzzentrum für den Tierschutz im Burgenland 
geschaffen haben, mit dem Tierschutzhaus Sonnenhof hier in Eisenstadt, wo 
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hervorragende Arbeit geleistet wird. Ein sehr offenes transparentes Haus wurde 
geschaffen, wo auch hervorragende Vermittlungsarbeit geleistet wird. Alleine im heurigen 
Jahr wurden 100 Hunde und 200 Katzen hier vermittelt.  

Das Zweite ist, dass wir auch Verwahrungsverträge mit privaten 
Tierschutzorganisationen hier abschließen, wo wir punktgenau im gesamten Burgenland 
diese Verwahrungsverträge abschließen, bedarfsgerecht. Die sind sehr effizient für das 
Land, wo wir eben privaten Tierschutzorganisationen hier finanzielle Hilfe geben. 

Der dritte Punkt ist die Prävention, die Aufklärung, wo wir hier auch die 
Burgenländerinnen und Burgenländer punkto Tierschutz optimal aufklären können.  

Im Nutztierbereich, wir haben sehr hohe Tierschutzstandards im Burgenland, wir 
haben aber immer wieder einen abnehmenden Selbstversorgungsgrad zu verzeichnen. 
Hier ist es mir sehr wichtig, dass wir auch diese Problemlösung immer wieder 
andiskutieren, wenn es darum geht, neue Ställe im Burgenland zu bauen. Wir wollen 
regionale Lebensmittel haben.  

Dazu brauchen wir auch diese regionalen Standorte für unsere Bäuerinnen und 
Bauern und hier möchte ich auch appellieren, dass wir im Vorfeld Lösungen andenken. 
Ich habe eine Arbeitsgruppe in der Raumordnung initiiert, wo die gesamte Problematik 
beinhaltet ist, die Umweltanwaltschaft, die Wirtschaftskammer, die 
Landwirtschaftskammer, wo wir hier einen Leitfaden erstellen, wie man eben solche 
neuen Ställe errichtet.  

In dem Sinn möchte ich mich bedanken bei den verschiedenen Institutionen, im 
Naturschutz Hofrat Paul Weikovics, der hervorragende Arbeit leistet mit 
Landesamtsdirektor-Stellvertreter Hofrat Hochwarter, der dieser Abteilung vorsteht.  

In der Abfallwirtschaft mit einem neuen Referatsleiter Dipl.Ing. Christian Sailer und 
Hofrat Hüller und auch im Tierschutzbereich, wo es einen neuen Veterinärdirektor mit 
Hofrat Robert Fink gibt und die Obfrau des Vereines Tierschutz Burgenland, Hofrätin Mag. 
Sonja Windisch, die hervorragende Arbeit in den verschiedenen Bereichen hier machen.  

Dieses Spannungsfeld, das wir hier vorfinden, zwischen Wirtschaft und hohen 
Schutzstandards, ich glaube, das haben wir im Burgenland gut gelöst und arbeiten hier 
auch zielstrebig, dass wir Rahmenbedingungen setzen, damit die Wirtschaft gut 
vorankommt, aber dass wir auch dementsprechend hohe Schutzstandards haben. Danke 
schön! (Beifall bei der ÖVP) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächster Redner hat sich Herr 
Landtagsabgeordneter Geißler zu Wort gemeldet.  

Bitte Herr Kollege. 

Abgeordneter Rudolf Geißler (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 
Bei meinem Debattenbeitrag zur Gruppe 5 beziehen sich alle Zahlen auf die Gesundheit 
im engeren Sinn. Nicht eingerechnet sind natürlich die Ansätze für Umweltschutz, 
Nationalparke, Tierschutz, Gewässerreinhaltung, Luft, Abfallwirtschaft, Klimaschutz und 
Veterinärmedizin. Dazu haben wir ja schon verschiedene Redner gehört. Trotz 
Budgetdebatte haben wir heute relativ wenig Zahlen gehört. Ich werde das ein wenig 
ausgleichen.  

Wir haben 2014 Gesundheitsausgaben in Höhe von 179,9 Millionen Euro, das 
entspricht 16,8 Prozent der Gesamtausgaben des Voranschlages 2014. Damit liegen wir 
etwas über zwei Millionen Euro unter der Vorjahreszahl. Prozentuell macht das ein Minus 
von 1,2 Prozent aus.  
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Einnahmenseitig haben wir eine Steigerung von 98,5 auf 100,5 Millionen Euro, also 
genau zwei Prozent, das sind 9,4 Prozent der Gesamteinnahmen.  

Bei Gegenüberstellung von Einnahmen und Ausgaben verringert sich der Abgang 
und zwar von 83,4 auf 79,4 Millionen Euro oder um 4,8 Prozent.  

Wie kommt dieses gute Ergebnis zustande? Nun, im Grunde durch Kürzung bei 
einer Position und zwar durch den teilweisen Wegfall des Investitionszuschusses beim 
Krankenhaus der Barmherzigen Brüder. Der wurde gekürzt von 9,5 Millionen Euro auf 2,6 
Millionen Euro.  

Dies soll aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Deckung des 
Betriebsabganges bei Krankenanstalten anderer Rechtsträger um zwei Millionen Euro 
erhöht werden musste. Die Erhöhung des Personalaufwandes um zwei Millionen Euro 
einnahmen- und ausgabenseitig ist allerdings ein Nullsummenspiel. 

Meine Damen und Herren! Nicht ablesbar aus dem Budget ist hingegen die 
Entwicklung hinsichtlich der größten Gesundheitsinvestition des Landes, nämlich die 
Sanierung des Krankenhauses Oberwart. Ein Thema, das bei einer Budgetdebatte wohl 
nicht ausgesperrt werden kann.  

Ganz offensichtlich ist man schon beim Start in Verzug geraten. Neben den 
finanziellen Aspekten stellt sich jetzt natürlich auch die Frage, ob unter den derzeitigen 
Bedingungen eine Behandlung noch ohne Gefährdung der Patientinnen und Patienten 
gewährleistet ist.  

Ich darf wohl annehmen, dass der zuständige Landesrat Dr. Rezar uns dazu auch 
Antworten liefern wird. (Landesrat Dr. Peter Rezar: Nein, ich geh gleich!) 

Zum Tagesordnungspunkt 7, dem Gesundheitswesengesetz 2013, darf ich im 
Wesentlichen auf die 15a-Vereinbarungen über die Zielsteuerung Gesundheit und über 
die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens verweisen.  

Mit beiden Vereinbarungen wurden die Grundlagen für den vorliegenden 
Gesetzentwurf geschaffen. Insbesondere geht es um den Zugang zu den 
Gesundheitseinrichtungen im niederschwelligen Bereich und die Verbesserung der 
Abstimmung zwischen Krankenhausbereich und niedergelassenem Bereich, um 
Kostendämpfungen, um Zielformulierungen, um Überprüfungen und schließlich auch um 
Sanktionsmechanismen, wenn Ziele nicht erreicht werden. 

Am wichtigsten ist aber, und ich wiederhole mich dazu, dass diese Berichte mit 
entsprechender Kommentierung und mit Stellungnahmen der jeweils Betroffenen zu 
veröffentlichen sind. Dieser Punkt, nämlich die Schaffung von Öffentlichkeit, ist die 
stärkste Waffe, um Transparenz, Korrektheit und Zielstrebigkeit in der Umsetzung zu 
erreichen.  

Etwas verändert ist die Zusammensetzung der Gesundheitsplattform, schon mehr 
Veränderung gibt es bei den Stimmrechten. Abgeschafft wurde der Extramurale Rat, weil 
er sowieso nur auf dem Papier existierte. Besondere Bedeutung kommt der 
Landeszielsteuerungskommission zu.  

Die Erwartungen sind sehr hoch gesteckt, nicht nur bei uns, sondern auch auf 
höherer Ebene. Angefangen von Gesundheitsminister Stöger über den ÖGB-Präsidenten 
Vogler, bis hin zum Wirtschaftskammerpräsidenten Leitl und dem Vorsitzenden des 
Hauptverbandes Schelling. Von allen gibt es für die Gesundheitsreform sehr positive 
Vorschusslorbeeren.  
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Hans-Jörg Schelling spricht sogar von einem Paradigmenwechsel in der 
Gesundheitspolitik, denn erstmals steht nicht die Krankheit, sondern die Gesundheit 
tatsächlich im Vordergrund. Auch wenn wir mit dem Beschluss über dieses Gesetz spät 
dran sind, wichtig ist, dass die Inhalte und die Richtung stimmen.  

Beim Tagesordnungspunkt 10 stimmen wir über das Gemeindesanitätsgesetz ab. 
Die bisherige Regelung mit den beamteten Gemeinde- beziehungsweise Kreisärzten ist 
nicht mehr zeitgemäß. Dadurch, dass jetzt privatrechtliche Arbeitsverträge in Form von 
Dienstverhältnissen oder Werkverträgen mit den Ärzten abgeschlossen werden können, 
ergibt sich für den Gemeindesanitätsdienst eine bessere Planbarkeit.  

Dafür spricht auch, dass mehrere Ärztinnen und Ärzte aus dem Bereich der 
Allgemeinmedizin dafür herangezogen werden können. Dass alte Verträge unberührt 
bleiben, versteht sich von selbst. 

Meine Damen und Herren, dass das Leichen- und Bestattungswesengesetz beim 
Kapitel Gesundheit mitdiskutiert wird, mag makaber klingen, aber auch Theologen und 
Philosophen erklären uns immer wieder, dass der Tod Bestandteil des Lebens ist, somit 
sei auch der inhaltliche Zusammenhang hergestellt. Bei diesem Gesetz sind zwei 
Änderungen hervorzuheben.  

Erstens der Abtransport von Leichen in Fällen der Dringlichkeit oder des 
öffentlichen Interesses kann bereits vor der Totenbeschau angeordnet werden. Man 
denke hier an Unfälle. Voraussetzung ist, dass der Tod von einer Ärztin oder einem Arzt 
mit selbständiger Berufsberechtigung festgestellt wurde.  

Zweitens, die Bestattungsfristen wurden geändert und besser an die Wirklichkeit 
angepasst.  

Ich fasse daher zusammen: Die ÖVP wird dem Voranschlag der Gruppe 5, Bereich 
Gesundheit, dem Burgenländischen Gesundheitswesengesetz, dem Burgenländischen 
Gemeindesanitätsgesetz und dem Burgenländischen Leichen- und 
Bestattungswesengesetz die Zustimmung erteilen. (Beifall bei der ÖVP) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächster Redner hat sich Herr 
Landtagsabgeordneter Trummer zu Wort gemeldet.  

Bitte Herr Kollege. 

Abgeordneter Erich Trummer (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Geißler ist eher auf die 
buchhalterischen Zahlen und Fakten eingegangen, ich möchte mich auf die politischen 
Hintergründe konzentrieren, die dann letztendlich zu diesen Zahlen führen. Und wir 
erinnern uns zurück, das war in der Vergangenheit nicht immer so, dass die ÖVP einer 
Meinung war, auch bei den Budgetbeschlüssen. 

Dieses Reformprojekt - soziale Modellregion - findet ja mit diesem Budget auch die 
dementsprechende Fortsetzung, die es seit vielen Jahren eigentlich von der SPÖ 
vorrangig durch den Gesundheitslandesrat Dr. Peter Rezar vorangetrieben wird. Und wir 
diskutieren natürlich in diesem Zuge die Umsetzung der Bundesgesundheitsreform 2012 
im Burgenland, die natürlich im Budget auch wiederzufinden ist, natürlich auch das 
Gemeindesanitätsgesetz und das Leichen- und Bestattungswesengesetz. 

Von alledem will offensichtlich die Opposition nichts wissen oder kann eventuell 
vielleicht auch nichts inhaltlich beitragen. Soll so sein! Die Menschen werden sich dazu 
wahrscheinlich ein Bild machen.  
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Im Zuge der Bundesgesundheitsreform wurde eine Reduktion der Ausgaben bis 
2016 um 3,4 Milliarden Euro beschlossen. Das ist keine Kleinigkeit. Davon entfallen zirka 
zwei Milliarden Euro an die Länder.  

Wir haben im Burgenland die Strukturen bereits schon vor vielen, vielen Jahren 
entscheidend verbessert. Dies wirkt sich auch sehr positiv auf das jeweilige Landesbudget 
aus, natürlich auch für das künftige Landesbudget. Also wir haben hier rechtzeitig die 
entsprechenden Weichen gestellt. Danke schön, Herr Landesrat, auch mit Widerstand oft 
behaftet, aber der Weg hat sich ausgezahlt. 

Daher haben wir keinen unmittelbaren Handlungsbedarf im Bereich der 
Krankenanstalten, sehr wohl aber im extramularen Bereich.  

Seit vielen Jahren, ich habe es angesprochen, wurde dieses unser 
Gesundheitswesen nachhaltig reformiert, mutig reformiert, und nachhaltig investiert.  

Ich glaube, dieser burgenländische gesunde Weg der sozialen Modellregion Marke 
„Rezar“ zeichnet sich eindeutig aus. Das bedeutet zum Unterschied der 
arbeitsverweigernden Opposition Verantwortung mit Weitsicht für die Menschen im 
Burgenland. 

Seit zwei Jahrzehnten gibt es im Burgenland nämlich bereits eine Deckelung des 
Landeszuschusses für die Krankenanstalten mit drei Prozent. Also wir haben das 
vorgemacht, was jetzt der Bund einige Jahre später dann nachmacht. Dafür hat es auch 
ein ausdrückliches Lob vom Bundesrechnungshof gegeben.  

Zu den umfassenden Neustrukturierungen zählen beispielsweise eine 
interdisziplinäre Tagesklinik in allen KRAGES-Krankenanstalten, zentrale 
Aufnahmestation, ein Zentrallabor, das alle KRAGES-Krankenanstalten versorgt. 

Sehr bewährt haben sich auch die Verbundlösungen. Viele haben dagegen 
gewettert, nicht nur die Oppositionsparteien, auch die ÖVP hat da vieles natürlich an 
Schelte versucht auszusprechen. Heute sehen wir, dass sich das natürlich alles bezahlt 
gemacht hat.  

Ein großer Schritt in Richtung Qualitätssicherung ist die zentrale 
Arzneimittelkommission sowie die Installierung der Überleitungspflege in allen 
burgenländischen Krankenanstalten. 

Ein besonderes Beispiel für eine entsprechende nachhaltige Strukturoptimierung ist 
das interdisziplinäre Krankenhaus Güssing. Dieses Modell hat einen Beispielcharakter für 
ganz Österreich. Und darauf können wir durchaus auch sehr stolz sein. Diese Struktur soll 
nämlich schrittweise auch für die anderen Krankenanstalten, angepasst natürlich auf die 
jeweiligen Gegebenheiten, umgesetzt werden.  

Eine weitere wichtige Strukturoptimierung sind auch die Bundesländer 
übergreifenden Kooperationen. Wir wissen, die drei südlichen burgenländischen 
Krankenanstalten mit der Radioonkologie kooperieren mit Wr. Neustadt. Es gibt eine sehr 
gute Versorgungskooperation der Krankenanstalt Hainburg und Kittsee.  

Die KRAGES hat bereits seit dem Jahr 2004, also fast vor einem Jahrzehnt, 
insgesamt 224 Akutbetten, das sind 16,4 Prozent, reduziert. Damit hat unser Burgenland 
effizientere Strukturen geschaffen, die zu rund 6,9 Millionen Euro Kosteneinsparung 
geführt haben. Und das muss man sagen, wenn man heute die Budgetzahlen versucht zu 
analysieren, rein buchhalterisch versucht darzustellen. 
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Da ist Gesundheitspolitik im Hintergrund verbunden. Gesundheitspolitik durch die 
SPÖ geführt mit Landesrat Dr. Peter Rezar und über viele Jahre auch alleinig von der 
SPÖ beschlossen. (Beifall bei der SPÖ) 

Damit konnten auch ohne zusätzliche Mittel dringend notwendige 
Leistungserweiterungen durchgeführt werden. Es ist mir aber auch sehr wichtig zu 
betonen, dass die bisherigen Maßnahmen allesamt eine Qualitätsverbesserung für die 
Patientinnen und Patienten gebracht haben. 

Durch die Verlagerung von Leistungen in den tagesklinischen beziehungsweise in 
den ambulanten Sektor wird das Reformkonzept den vollstationären Bereich in den 
Spitälern weiter entlasten. Ja, es muss weiter entlastet werden.  

Die Krankenanstalten im Burgenland haben ihre Hausaufgaben schon gemacht. Im 
Burgenland gibt es die meisten tagesklinischen Leistungen österreichweit und darauf 
können wir stolz sein.  

Wir haben durch einen sehr sorgfältigen Bettenabbau, den ich bereits beschrieben 
habe, in den letzten Jahren die niedrigste Anzahl der Akutbetten österreichweit, nämlich 
auf 1.000 Burgenländerinnen und Burgenländer kommen vier Akutbetten, während der 
Österreichdurchschnitt noch bei relativ hohen 5,7 Betten beträgt. 

Wir haben eben die meisten tagesstationären Aufenthalte - ebenso österreichweit. 
Also auch hier sind wir österreichischer Meister. 36,1 Prozent im Burgenland, 19,6 
Prozent österreichweit.  

Wir haben eine sehr hohe Dichte an Hausärztinnen und Hausärzten, die die 
Primärversorgung machen sollen; 57,6 Allgemeinmediziner kommen bei uns auf 100.000 
Einwohner, österreichweit sind es 50,2. 

Aber eines ist auch ganz klar, meine sehr geehrten Damen und Herren, es wird 
sich schon etwas ändern müssen. Ganz klar! Die Öffnungszeiten in den Ordinationen der 
niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte müssen ausgeweitet werden, sonst ist diese 
Verlagerung natürlich nicht möglich.  

Das muss nicht bedeuten, dass der Arzt oder die Ärztin länger arbeiten müssen. 
Aber die müssen sich natürlich koordinieren. Die müssen sich zusammenschließen und 
sich natürlich in Gemeinschaftspraxen besser koordinieren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Ziel der Gesundheitsreform, die wir 
auch mit der gegenständlichen Gesetzesnovelle fortsetzen, ist ein partnerschaftliches 
Zielsteuerungssystem. Der Herr Abgeordnete Geißler hat es angesprochen, mit dem 
sogenannten „best point of service“.  

Das heißt, wir brauchen eine klare Definition, wer, wo und wann welche Leistung 
erbringt. Und damit werden aber auch bundeseinheitliche Qualitätsstandards festgelegt 
und auf Landesebene umgesetzt. 

Mit der Neuerlassung des Gesundheitswesensgesetzes werden die Organe des 
burgenländischen Gesundheitsfonds neu geregelt. Auch das ist neu angesprochen 
worden. Es wird neu eine Gesundheitsplattform der Zahler geben. Das ist auch gut und 
richtig so. Nicht dass die Ärztekammer, die hier keinen Beitrag leistet, dann entsprechend 
Blockadeaktionen ausführt.  

Aber die Landeszielsteuerkommission wird sich entsprechend mit fünf Mitgliedern 
vom Land beziehungsweise mit fünf Mitgliedern der Sozialversicherung zusammensetzen. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eine wesentliche Beschlussfassung im 
burgenländischen Gesundheitswesen - natürlich auch für die Gemeinden - ist das 
Gemeindesanitätsgesetz. Da gehört natürlich auch das Leichen- und 
Bestattungswesengesetz dazu. Das greift in sich, wo auch die niedergelassenen Ärzte 
hier neue zeitgemäße Bedingungen zu einer Attraktivierung des niedergelassenen 
Bereiches bekommen werden und die auch zu einer Attraktivierung führen wird. 

Die Verhandlungen waren durchaus langwierig. Gemeindevertreter werden sich 
daran erinnern können. Aber ich glaube, das Land, die Gemeinden und die Ärzte haben 
hier durchaus ein neues, ein attraktives Modell entwickelt. Damit wird der Kreisarzt mit 
einem Werkvertrag durch die Gemeinden für Aufgaben im Wirkungsbereich der 
Gemeinden, quasi als Gesundheits-Nahversorger mit einem festgelegten Tarifsystem 
bezahlt. 

Ich will gar nicht eingehen auf die Tätigkeiten, die hier alle ausgeführt werden 
sollen. Aber damit ist natürlich auch die Anpassung des aus dem Jahr 1969 stammenden 
Leichen- und Bestattungswesengesetz verbunden. Auch hier will ich nicht näher 
eingehen, Kollege Geißler hat das angeschnitten.  

Alles in allem, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind wieder viele einzelne 
Reformschritte erarbeitet worden, die durch viele tüchtige Mitwirkende umgesetzt werden. 
Bei dieser Gelegenheit darf ich mich wirklich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Burgenländischen Landesregierung im Gesundheitswesen, Hofrat Tschurlovits sitzt ja hier 
stellvertretend auch dabei, bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der KRAGES und bei 
allen Mitwirkenden im Gesundheitswesen mit Gesundheitslandesrat Dr. Peter Rezar an 
der Spitze sehr herzlich bedanken. (Beifall bei der SPÖ) 

Meine Damen und Herren! Abschließend: Die Investitionen in der 
Gesundheitsversorgung der Burgenländerinnen und Burgenländer zeigen ganz klar die 
Prioritätensetzung der burgenländischen Sozialdemokratie. Wir wollen weiter zum Wohle 
der Menschen in die soziale Modellregion Burgenland investieren.  

Wir wollen nachhaltig investieren, aber auch mutig reformieren. Für möglichst viel 
Lebensqualität und eine gute Zukunft in unserem Heimatland Burgenland.  

Wir Sozialdemokraten werden deshalb sehr gerne dieser Budgetgruppe unsere 
Zustimmung erteilen. (Beifall bei der SPÖ) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Herr 
Landesrat Dr. Peter Rezar. 

Bitte Herr Landesrat. 

Landesrat Dr. Peter Rezar (SPÖ): Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geschätzten Damen und Herren! Ich glaube, kein anderer Bereich ist so wesentlich, so 
wichtig wie der Gesundheitsbereich, der uns alle betrifft. Wir haben in der Vergangenheit 
wesentliche Rahmenbedingungen im Burgenland geschaffen, um diesen 
Gesundheitsbereich zu optimieren.  

Daher gehen wir auch angesichts der anstehenden Fragen und Problemstellungen 
der sogenannten Gesundheitsreform in eine neue Ära. Und ich bedanke mich bei allen 
Vorrednern für die Aufbereitung dieses Themas. 

Wir sind sehr weit in der Entwicklung. Wir haben im Burgenland 
Rahmenbedingungen geschaffen, die uns zum Unterschied zu anderen Bundesländern in 
eine Ausnahmesituation bringen. Wir haben die höchste tagesklinische Versorgung. Wir 
haben gewaltige Strukturveränderungen in allen burgenländischen Krankenanstalten 
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veranlasst. Interdisziplinarität wird bei uns bereits gelebt, gemeinsame 
Aufnahmestationen.  

Wir haben auch von den Rahmenbedingungen der Verweildauer her die besten 
Voraussetzungen, uns in die Zukunft zu entwickeln. Mit der Voraussetzung, dass wir 
optimal versorgen in unserem Heimatland. Dass wir eine Bestandsgarantie abgegeben 
haben für alle fünf Krankenanstaltenstandorte.  

Jetzt geht es darum, dass wir optimieren, den Krankenanstaltenbereich mit dem 
niedergelassenen Bereich. Und hier sehe ich genauso wie der Abgeordnete Trummer 
einige Mängel in der Versorgung, was die Öffnungszeiten anlangt der Ordinationen, was 
die fachärztliche Versorgung anlangt. Auch in Kombination mit den Öffnungszeiten.  

Hier bietet uns erstmals dieser Reformansatz, wo die Zahler das Sagen haben, die 
Möglichkeit auch den extramuralen Bereich so zu positionieren, dass die Patientinnen und 
Patienten, die Burgenländerinnen und Burgenländer, Profiteure werden können. Die 
Frage, wo wir den „best point of service“ finden, wird sich in den nächsten Monaten 
entscheiden. Wo wir im intramuralen Bereich ansetzen, ist sicherlich die Frage der 
präoperativen Befundungen. 

Ich glaube, dass wir gut beraten sind, wenn wir diesen Ansatz wählen, weil hier die 
Patientinnen und Patienten bestversorgt sind, bestbefundet werden können. Und wir 
werden in anderen Bereichen vielleicht einen „best point of service“ in 
Facharztordinationen, in allgemeinmedizinischen Ordinationen finden. Und das ist unser 
gemeinsamer Auftrag.  

Daher kann ich nur ersuchen und bitten, dass wir diese Aufgabenstellung sehr 
ernst nehmen, Sozialversicherung und auch das Land Burgenland, die Landesvertreter in 
der neuen Zielsteuerungskommission, damit wir Gesundheitspolitik für die Zukunft 
schreiben. Dieses Budget bildet den notwendigen Rahmen dafür. 

Ich darf mich für die positiven Signale der Zustimmung sehr herzlich bedanken 
auch bei allen Debattenrednern. Und ich hoffe, dass wir in höchster Verantwortung 
Gesundheitspolitik für alle Burgenländerinnen und Burgenländer mit bestmöglicher 
Versorgung auch in der Zukunft anbieten können. Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Da niemand mehr zu Wort gemeldet ist, 
kommen wir zur Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die der Gruppe 4 in 
der vorliegenden Fassung ihre Zustimmung erteilen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Gruppe 4 ist somit in der vorliegenden Fassung mehrheitlich angenommen. 

Es folgt nun die Abstimmung über die Gruppe 5.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die der Gruppe 5 in 
der vorliegenden Fassung ihre Zustimmung erteilen, sich von ihren Plätzen zu erheben. - 

Die Gruppe 5 ist somit in der vorliegenden Fassung mehrheitlich angenommen. 

Ich unterbreche nun die Sitzung, die morgen Donnerstag, den 17. Oktober 2013, 
um 9 Uhr wieder aufgenommen wird. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Die Sitzung wird um 21 Uhr 46 Minuten unterbrochen und am Donnerstag, dem 
17. Oktober 2013, um 9 Uhr 08 Minuten wieder aufgenommen.)  
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Fortsetzung der Sitzung am Donnerstag, dem 17. Oktober 2013, um 9 Uhr 08 
Minuten 

Präsident Gerhard Steier: Einen schönen guten Morgen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wir nehmen die unterbrochene Sitzung von gestern Abend wieder 
auf. 

IV. Teil 

Gruppe 6: Straßen- und Wasserbau, Verkehr 

Präsident Gerhard Steier: Wir kommen zur Beratung des IV. Teils des 
Voranschlages, er umfasst die Gruppe 6, Straßen- und Wasserbau, Verkehr.  

Das Wort hat wieder der Herr Generalberichterstatter Abgeordneter Robert 
Hergovich. 

Bitte Herr Abgeordneter, Sie sind am Wort.  

Generalberichterstatter Robert Hergovich: Herr Präsident! Hohes Haus! Meine 
Damen, meine Herren! Für die Gruppe 6, Straßen- und Wasserbau, Verkehr, sind in der 
Regierungsvorlage Einnahmen in der Höhe von 4.999.900 Euro und Ausgaben in der 
Höhe von 56.055.500 Euro vorgesehen.  

Im Namen des Finanzausschusses darf ich dem Hohen Haus die unveränderte 
Annahme der Gruppe 6 empfehlen.  

Ich stelle daher den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, die Gruppe 6 unverändert 
anzunehmen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter.  

Als erstem Redner erteile ich Herrn Landtagsabgeordneten Mag. Thomas Steiner 
das Wort.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mag. Thomas Steiner (ÖVP): Herr Präsident! Ich darf auch einen 
schönen guten Morgen wünschen. (Abg. Ing. Rudolf Strommer: Dobro jutro!) Auch Ihnen, 
Herr Klubobmann, einen guten Morgen!  

Nach dem gestrigen Tag, der für eine Budgetdebatte etwas ungewöhnlich war, wo 
sich die vereinte Opposition ein Schweigegelübde auferlegt hat, das dann manchmal - 
leider - trotzdem durchbrochen wurde. Es wäre vielleicht besser gewesen, wenn man es 
durchgezogen hätte. 

Ja, und ich sehe da, der Herr Obmann-Stellvertreter der Notwehrgemeinschaft 
kommt gleich gar nicht mehr. Aber okay. (Allgemeine Heiterkeit) 

Nein, Spaß beiseite. (Abg. Mag. Werner Gradwohl: Das fängt ja schon wieder gut 
an. - Abg. Johann Tschürtz: Hast Glück, dass die Kamera noch nicht da ist.) 

Deswegen habe ich es gesagt. 

Nein, Spaß beiseite, wir sollten uns heute doch bemühen, wieder zur Sachlichkeit 
zurückzukehren. Ich gehe davon aus, dass heute einige Wortmeldungen auch von der 
Opposition zur Sache selbst kommen werden. 

Wir sind jetzt beim Thema Verkehr. Ein wichtiges Thema natürlich. Wenn man so 
nach Hollywood blickt, dann könnte man glauben, Hollywood kennt schon die Zukunft des 
Verkehrs. Da fliegen Kapseln durch die Luft und Fahrzeuge, die ausschauen wie 
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Raumschiffe, schweben durch den Himmel. Es ist alles leise, auf Gehsteigen gibt es 
Rollbahnen. Ja, das könnte die Zukunft des Verkehrs sein, wenn man dieser Traumfabrik 
glaubt. 

Und auch als Realist, der derartige Zukunftsszenarien natürlich nicht teilt, muss 
man schon in die Zukunft schauen, wenn man über den Verkehr redet. Und 
Verkehrsinfrastruktur ganz besonders, ist ja etwas, was ja nicht von heute auf morgen 
funktioniert, sondern da muss man in längeren Zeiträumen denken. Darin sind wir im 
Burgenland besonders erfahren und auch in diesen Dingen leidgeprüft. 

Aber wenn wir noch einmal zurück in die Zukunft kommen können, ist das, was in 
den Filmen zu sehen ist, wirklich das, auf das wir uns einstellen müssen, in Österreich, in 
großen Städten vielleicht oder in kleinen burgenländischen Städten und Gemeinden? 
Wenn man die Meinungen von Verkehrsforschern hört beziehungsweise darüber liest, die 
halten sich mit solchen Prognosen eher zurück und verweisen lieber auf mögliche Trends 
und wahrscheinliche Szenarien. 

Tatsächlich ist es eher unwahrscheinlich, dass sich unsere Mittel der Fortbewegung 
in der näheren Zukunft drastisch ändern werden. Wenn man die letzten 30 Jahre 
anschaut, dann könnte man das auch vermuten, weil die Benutzung von Automobilen, von 
Eisenbahn, von Bussen, auch von Fahrrädern, hat sich im Wesentlichen nicht sehr stark 
verändert. 

Trotzdem glaube ich, sind wir jetzt an einem Punkt angelangt, wo doch 
einschneidendere Änderungen bevorstehen, ganz einfach, weil verschiedene Tatsachen 
und Rahmenbedingungen da sind, die uns dazu auch zwingen: Klimawandel, die Kosten 
des Verkehrs oder auch Kapazitätsprobleme.  

Wozu die notwendigen Veränderungen führen werden, das weiß man heute nicht, 
und das kommt auch darauf an, wenn man die einen fragt, sagen die, na ja, das Auto wird 
im Jahr 2030 keine Rolle mehr spielen. Fragt man die anderen, sagen die, na ja, das Auto 
wird sehr wohl eine Rolle spielen, vielleicht in einer veränderten Form. 

Bei der Frage nach der Mobilität von morgen, geht es meiner Meinung nach nicht 
um entweder oder, sondern um eine möglichst intelligente Verknüpfung. Die Zeiten, in 
denen Verkehrsmittel aneinander vorbei optimiert werden, sollten endlich vorbei sein.  

Und ich muss sagen, das hat auch die Burgenländische Landesregierung in ihrem 
Regierungsprogramm so gesehen, wo genau dieser Punkt, nämlich diese 
Parallelverkehre ein großes Thema waren, die eben verhindert werden sollen. 

Nur wenige Themen werden in der Öffentlichkeit so emotional auch diskutiert, wie 
das Thema Verkehr. Alle sind davon betroffen. Ob es jetzt als Verkehrsteilnehmer ist, ob 
es als jemand ist, der im Arbeitsprozess sozusagen mit dem Auto oder mit einem anderen 
Verkehrsmittel unterwegs sein muss. Oder auch „Betroffene“ im Sinne von Geschädigten, 
die mit Verkehrslärm und Verkehrsproblematiken zu kämpfen haben. 

Auch wenn sich im statistischen Durchschnitt die Anzahl der täglichen Wege je 
Person über die Jahrzehnte kaum verändert haben, so ist die Anzahl der potentiell 
erreichbaren Ziele durch die Vielfalt der Mobilitätsmöglichkeiten stark angewachsen. 

Die Rahmendaten deuten also darauf hin, dass sich die individuelle Motorisierung 
weiter intensiviert und dass man das auch in zukünftige Verkehrskonzepte einplanen 
muss. Gerade das Burgenland hat eine Siedlungsstruktur, die zu einer sehr viel größeren 
Autoabhängigkeit führt als in Ballungszentren.  
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Und gerade das Burgenland hat im öffentlichen Verkehr Nachteile, nicht nur 
historische, aber vor allem historische, und da ist es auch nicht verwunderlich, dass das 
Burgenland nach wie vor die höchste PKW-Dichte in Österreich aufweist. 

Wenn ich sage, das Burgenland hat historische Nachteile, dann möchte ich auch 
heute wieder diese Forderung erheben, dass der Bund hier auch gefordert ist, im 
Burgenland mehr zu tun und ich habe auch heute ein Taferl mitgebracht - für den 
Kollegen Tschürtz, der gestern auch eines gehabt hat, aber ich habe es ans Rednerpult 
mitgenommen - und möchte das nur illustrieren, was der Bund vorhat, in den 
Bundesländern zu investieren, in die Verkehrsinfrastruktur. (Abg. Johann Tschürtz: Soll 
ich Dir eines holen? - Abg. Ing. Rudolf Strommer: Pass auf, dass es der Weghofer nicht 
sieht.)  

Nein, ich habe eh ein eigenes. (Abg. Mag. Thomas Steiner zeigt ein 
Balkendiagramm.) Es ist schon bezeichnend, wenn man sich diese Balken ansieht und da 
ist gar nicht relevant, welches Bundesland welcher Balken ist. Tatsache ist, der ganz 
kleine Balken, den man kaum sieht, das ist die Investitionssumme, die im Burgenland 
geplant ist, und die anderen sind die anderen Bundesländer.  

Das zeigt schon auch, dass hier mit mehr Vehemenz noch beim Bund auch 
eingetreten werden muss, dass im Burgenland mehr investiert wird. 

Meine Damen und Herren! Österreich steht so wie alle anderen westlichen Länder 
vor einer langanhaltenden Verknappung öffentlicher und natürlicher Ressourcen. Das 
bedeutet, dass im Verkehr die vorhandenen Kapazitäten besser ausgenützt werden 
müssen. 

Ich glaube auch, dass es nicht sinnvoll ist, sich nur und ausschließlich auf den 
öffentlichen Verkehr zu konzentrieren, denn das wäre eine glatte Realitätsverweigerung.  

Ich habe jetzt vor kurzem erst eine Aussendung des VCÖ gesehen, die gemeint 
haben, man soll die Stellplatzverordnungen aufheben und bei Wohnungsbauten nicht 
darauf achten, dass entsprechend auch Parkplätze da sind.  

Das ist eine Aussage, der ich nicht folgen kann und die nur von jemandem kommen 
kann, der das Burgenland nicht kennt und die burgenländischen Strukturen nicht kennt.  

Gerade weil das Auto auch künftig eine große Rolle spielen wird, ist es, glaube ich, 
ganz besonders geboten, Konzepte zu suchen, die eben all diese Verkehrssysteme 
kombinieren. 

Ich glaube, dass es große Entwicklungen geben wird, auch im Autoverkehr, im 
Automobilbau. Es wird effizientere Autos geben, es wird vielleicht andere Autos geben, 
aber, dass das Auto eine große Rolle spielen wird, gerade im Burgenland, das ist so. 

Eine Politik, die diesen Prinzipien der Kombination und der Hebung von Synergien 
folgt, wird, glaube ich, langfristig auch konsensfähig sein und daher sollten wir uns auf 
diese Ebene begeben.  

Die Verkehrs- und Infrastruktur, das habe ich eingangs gesagt, ist etwas, was nicht 
von heute auf morgen planbar und umsetzbar ist, das ist schon klar, aber wenn ich daran 
denke, wie lange Verkehrsprojekte, Verkehrsinfrastrukturprojekte auch im Burgenland 
brauchen, um auch tatsächlich umgesetzt werden zu können, obwohl die Finanzierung 
gesichert ist, obwohl die Beschlüsse da sind, dann ist das schon nachvollziehbar, dass 
viele in der Bevölkerung diese Politik nicht mehr ganz nachvollziehen können. 
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Ich meine, die Umfahrung Schützen war über 10 Jahre ein großes Thema, jetzt ist 
diese Umfahrung im Bau. Die Elektrifizierung Neusiedl - Eisenstadt hat auch Jahre 
gedauert. Die Eisenbahndirektanbindung Eisenstadt - Wien ist auch ein Thema, was uns 
schon viele, viele Jahre begleitet, auch hier ist ja die Finanzierung oder auch die Planung 
abgeschlossen. Es scheitert dann oft natürlich an anderen Dingen. 

Ein Thema, das ich immer wieder auch betone, da hat die Landesregierung in 
ihrem Arbeitsübereinkommen ein Projekt, nämlich die Schleife Parndorf, als prioritär 
eingestuft und was mich wirklich gestört hat, war, dass der Bund auf diese Forderung 
nicht eingegangen ist, ja, nicht einmal bereit ist, darüber zu sprechen. 

Ich hoffe, dass bei den jetzigen Regierungsverhandlungen dieses von der 
Landesregierung auch als wichtiges Projekt angesehene doch auch vom Bund wieder in 
das Programm aufgenommen wird.  

Auch das Gesamtverkehrskonzept des Burgenlandes ist schon in die Jahre 
gekommen, über zehn Jahre alt. Da hat es jetzt zu Beginn des Jahres einen Auftakt 
gegeben, um dieses Gesamtverkehrskonzept zu überarbeiten. Ich glaube, dass viele 
Dinge, die im jetzt noch geltenden Verkehrskonzept enthalten sind, nach wie vor Gültigkeit 
haben, aber ich glaube, nach zehn oder elf, zwölf Jahren muss das ganz einfach neu 
überarbeitet werden. 

Der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur ist wichtig für das Burgenland, ist für das 
Wirtschaftswachstum wichtig, für die Beschäftigung, für den Wohlstand und natürlich 
muss man auch darauf achten, dass die Menschen entsprechend auch geschützt und 
geschont werden. 

Ich möchte noch ein paar Sätze zum Thema Verkehrssicherheit sagen, weil das ja 
auch ein wesentlicher Punkt in der Arbeit der Landesregierung ist.  

Die Verkehrssicherheit auf burgenländischen Straßen steigt über die Jahre 
gesehen, natürlich mit Schwankungen. Mit den Verkehrssicherheitsprogrammen 2005 bis 
2010 und dann anschließend 2011 bis 2015, gemeinsam mit verschiedenen Aktionen, mit 
der Aktion „Fair & sicher“, mit allen Institutionen, hat hier die Frau Landesrätin Mag. 
Resetar großartige Initiativen gesetzt und ich möchte mich bei Dir, liebe Frau Landesrätin, 
dafür auch herzlichst bedanken, dass Du so viel Energie in diese Frage hineinlegst. 
(Beifall bei der ÖVP) 

Weil es ist schon beachtlich, wenn man in den 70-er Jahren zurückschaut, hat es 
im Burgenland noch über 130 Verkehrstote gegeben, heute sind wir auf einem Stand, ich 
weiß jetzt nicht die aktuellen Zahlen von 2013, aber voriges Jahr waren es ungefähr 30. 
Das sind natürlich 30 zu viel, aber trotzdem zeigt es, dass diese Maßnahmen doch 
einiges bringen.  

Ich glaube, dass die Verkehrserziehung in Kindergärten und Schulen ein großes 
Thema sein sollte und dass wir alles tun sollten, um hier Bewusstseinsbildung auch zu 
betreiben, auch verschiedene Projekte, wie zum Beispiel der Discobus, ist ein gut 
angenommenes Projekt.  

Die Jugendtaxis sind sozusagen ein Boomprojekt. Über 80 Gemeinden haben 
dieses Jugendtaxi bereits installiert und ich denke, wenn wir uns alle gemeinsam 
bemühen, dann werden wir auch viele Erfolge feiern können. 

Ich möchte abschließend noch einige Sätze zu Vorlagen sagen, die heute auch 
noch zur Beschlussfassung stehen. 
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Das eine ist das Gesetz, mit dem der Landespolizeidirektion die Besorgung von 
bestimmten Angelegenheiten der Straßenpolizei übertragen wird. Das betrifft nur die Stadt 
Eisenstadt und die Stadt Rust. Das ist in Wahrheit eine formale Angelegenheit. Diesem 
Gesetz stimmen wir als ÖVP natürlich zu.  

Dann liegen noch zwei Anträge des Herrn Kollegen Kölly vor, der - nehme ich an - 
auch heute nichts dazu sagen wird, (Abg. Manfred Kölly: Oh ja! - Abg. Edith Sack: Er 
redet wieder.) Verhinderung Tempo 80, Vignettenpflicht, ja das sind so „nona-Anträge“, 
die wir schon einige Male im Landtag auch hatten, und da werden wir von unserer Linie 
nicht abweichen und inhaltlich dem nicht zustimmen. 

In diesem Sinne möchte ich mich herzlich bedanken. Dem Kapitel 6, Verkehr, 
stimmt die ÖVP natürlich zu. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter Steiner. Als nächstem 
Redner erteile ich Herrn Landtagsabgeordneten Günter Kovacs das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Günter Kovacs (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 
Kolleginnen! Werte Kollegen! Ganz kurz noch auf den Herrn Abgeordneten Steiner 
zurückkommend. Du hast über Zukunftsvisionen des Automobils gesprochen und ich 
denke, Du hast ein bisschen an Eisenstadt auch gedacht, weil da ist es wahrscheinlich 
wirklich notwendig, dass das Automobil vielleicht bald zu schweben beginnt, weil wir 
kennen tagtäglich die Verkehrssituation in Eisenstadt, (Abg. Manfred Kölly: Er soll lieber 
die Straße machen in Eisenstadt. - Zwiegespräche in den Reihen) die ist weniger lustig, 
aber dafür bist ja Du verantwortlich. 

Aber ich möchte daher mehr ins Detail kommen. Wie Sie alle wissen, befindet sich 
das Burgenland auf Konsolidierungskurs und natürlich werden auch im Straßenbaubudget 
die notwendigen Sparmaßnahmen umgesetzt. 

Was es bei uns aber sicher nicht geben wird, ist ein Kaputtsparen im Straßenbau. 
Straßen sind die Lebensadern der Wirtschaft und deshalb werden die Investitionen des 
Landes in das Straßennetz auch 2014 auf dem erreichten Niveau beschäftigungswirksam 
fortgesetzt und gemeinsam mit der ASFiNAG und Sonderfinanzierung für die B 61a 
werden zig Millionen Euro in den Neu- und Ausbau sowie Instandhaltung des 
Straßennetzes investiert. 

Meine Damen und Herren! Ich will Ihnen einen Überblick über die wichtigsten 
Straßenbauprojekte, die sich derzeit in Planung befinden oder bereits schon umgesetzt 
wurden, geben. Lassen Sie mich vielleicht mit dem emotionalsten Straßenbauprojekt des 
Landes beginnen, der Umfahrung Schützen am Gebirge. 

Nur zur Erinnerung, für all jene, die es vergessen haben oder vergessen wollen. 
Die Bevölkerung von Schützen am Gebirge hat sich bereits im Jahr 2001 mit großer 
Mehrheit, nämlich mit 88 Prozent, für eine Umfahrung ausgesprochen und durch etliche 
juristische Winkelzüge wurde dieses wichtige Straßenbauprojekt jahrelang verhindert. 

Doch nun ist es soweit, nun laufen endlich die Bauarbeiten für die rund 5,2 
Kilometer lange Umfahrung, die für mehr Lebensqualität und Verkehrssicherheit der 
Bürgerinnen und Bürger von Schützen, die eine Verkehrsbelastung von bis zu 18.000 
Fahrzeugen pro Tag ertragen mussten, sorgen wird.  

Eine rasche Entlastung der Bevölkerung ist auch die Zielsetzung für ein wichtiges 
Straßenbauprojekt im Mittelburgenland. Der Verlängerung der S 31, von Oberpullendorf 
bis zur Staatsgrenze. Dieser Straßenabschnitt wird nicht als Schnellstraße, sondern als 
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Landesstraße B 61a gebaut. Das Land baut, der Bund stellt die Finanzierung von 37 
Millionen Euro zur Verfügung. Im Frühjahr 2014 soll mit dem Bau bereits begonnen 
werden.  

Mehr Lebensqualität für die lärmgeplagten Anrainer soll auch die S 7 Fürstenfelder 
Schnellstraße bringen. Nach einer bundesweiten Evaluierung einer der drei wichtigsten 
Neubauprojekte auf Grund eines Formalfehlers, kommt es derzeit beim Abschnitt West 
von Riegersdorf bis Dobersdorf zu einer Verzögerung. 

An der Behebung wird natürlich so rasch wie möglich gearbeitet, sodass 2014 mit 
den rund 15 Kilometer langen Abschnitt begonnen werden kann.  

Vom Abschnitt Ost von Dobersdorf bis zur Staatsgrenze bei Heiligenkreuz wird 
derzeit das Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren durchgeführt und mit dem Bau des 
14 Kilometer langen Abschnittes Ost soll 2015 begonnen werden und selbstverständlich 
wird 2014 auch der Verkehrssicherheitsplan konsequent fortgesetzt.  

Schwerpunkte sind unter anderem die Erfassung und Behebung von 
Unfallhäufungsstellen sowie Verkehrssicherheitsbauten und Umbauten um mehr 
Sicherheit an Eisenbahnkreuzungen und weiters erwähnenswert die Aus- und 
Nachrüstung von Schutzwegen, Wildwechselmaßnahmen und betriebliche 
Sicherheitsmaßnahmen der Landesstraßenverwaltung. 

Meine Damen und Herren! Sie sehen also, dass die Straßenbauvorhaben für mehr 
Sicherheit sorgen werden, Impulsgeber für neue Arbeitsplätze sind und als Motor für die 
Wirtschaft dienen. 

Dafür möchte ich unserem Landesrat Helmut Bieler danken, aber natürlich auch 
unserer Straßenabteilung, vor allem Johann Godowitsch, der als Leiter der Baudirektion 
hervorragende Arbeit geleistet hat. Seinem Nachfolger Wolfgang Heckenast wünsche ich 
alles Gute für diese verantwortungsvolle Aufgabe. Danke schön! (Beifall bei der SPÖ) 

Lassen Sie mich aber ein paar Worte zum öffentlichen Verkehr im Burgenland und 
in diesem Zusammenhang auf die Erarbeitung eines neuen Gesamtverkehrskonzeptes 
verlieren.  

Die Verkehrsinfrastruktur und die Verkehrsführungen in den Regionen sind einem 
stetigen Wandel unterworfen. Die Rahmenbedingungen haben sich erheblich verändert 
und vor diesem Hintergrund sind die Strategien laufend anzupassen und neue 
Verkehrskonzepte zu erstellen. Deshalb sollen nun unter Beteiligung der Bevölkerung im 
Burgenland ein neues Gesamtverkehrskonzept erstellt werden.  

Der Ausbau und die ständige Qualitätsverbesserung des Leistungsangebotes im 
öffentlichen Verkehr stehen dabei im Vordergrund. Weitere Ziele sind die Abdeckung des 
Mobilitätsbedürfnisses durch bedarfsorientierte Mikro-ÖV Systeme, der Ausbau der 
Verkehrsinfrastruktur und natürlich die Intensivierung der internationalen Kooperation zum 
regionalen Ausbau der Verkehrswege.  

Lassen Sie mich auf einige erfolgreiche Beispiele hinweisen, die recht deutlich 
zeigen, dass der Weg, der im öffentlichen Verkehr beschritten wird, der richtige ist. 

Besonders erfreulich und gleichzeitig eine Bestätigung für die Verkehrspolitik war 
die Auszeichnung der Buslinie G1 Oberwart - Wien als beste Verkehrslinie im 
Verkehrsbund Ostregion.  

Eine Auszeichnung - und zwar den Mobilitätspreis - gab es auch für das TOP-
Jugendticket, dass das Land Burgenland gemeinsam mit Wien und Niederösterreich ab 
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dem Schuljahr 2012/2013 eingeführt hat. Um 60 Euro im Jahr können Lehrlinge sowie 
Schülerinnen und Schüler den gesamten öffentlichen Linienverkehr im Burgenland, Wien 
und Niederösterreich nutzen.  

Um Schüler mit Internatsbussen nicht zu benachteiligen, hat das Burgenland auf 
eigene Kosten diese Internatsbusse in das Angebot integriert. Derzeit nutzen etwa 17.400 
Schüler und Lehrlinge das TOP-Jugendticket des Landes.  

Für eine Aufzählung aller Maßnahmen zur Attraktivierung und Ausbau des 
öffentlichen Verkehrs im Burgenland müsste meine Redezeit natürlich erheblich verlängert 
werden. Deshalb nur zwei Beispiele, die die Bemühungen des Landes verdeutlichen. 

In den Erhalt und Ausbau der Neusiedler Seebahn werden im Rahmen des 
mittelfristigen Investitionsprogramms für 2013 und 2014 rund 1,2 Millionen Euro und ab 
2015 voraussichtlich 1,7 Millionen Euro bereitgestellt - mit dem Ziel, möglichst viele 
Autopendler in das öffentliche Verkehrsnetz einzubinden und das Stellplatzangebot bei 
Park & Ride-Anlagen ständig zu erweitern.  

Konkret sind der Ausbau und die Errichtung von leistungsfähigen Anlagen in 
Pinkafeld, Mattersburg, Bruckneudorf, Deutschkreuz sowie in Neusiedl am See dort als 
Park & Ride-Anlage mit einem Gesamtinvestitionsaufwand von 27,3 Millionen Euro 
geplant, an denen sich das Land massiv finanziell beteiligen wird.  

Meine Damen und Herren! Wie Sie sehen, steht die Schaffung und 
Weiterentwicklung von attraktiven Mobilitätsangeboten genauso im Mittelpunkt der 
Verkehrspolitik wie der Ausbau der Straßeninfrastruktur. Als Pendlerland ist es unsere 
Pflicht, dem Burgenland, den Burgenländern, die beste Qualität zu bieten. 

Die budgetären Vorkehrungen sind dafür getroffen, dafür möchte ich Dir, Herr 
Landesrat Helmut Bieler, herzlichst danken. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter Kovacs. Als nächstem 
Redner von der Regierungsbank erteile ich Herrn Landesrat Bieler das Wort.  

Bitte Herr Landesrat. 

Landesrat Helmut Bieler (SPÖ): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Straßenbau ist ein wichtiger Motor für die 
Wirtschaft. Jährlich zig Millionen, und im kommenden Jahr werden allein seitens des 
Landes 50 Millionen Euro investiert.  

Da sind natürlich auch die Umfahrung Schützen und natürlich auch die 
Verlängerung der B61a bis zur ungarischen Grenze dabei. (Zwiegespräche in den Reihen 
der Abgeordneten) 

Gemeinsam mit der ASFiNAG werden dadurch 63 Millionen Euro im Burgenland für 
den Straßenbau, für die Wirtschaft investiert. Das heißt, der Straßenbau ist auch ein 
wichtiger Impulsgeber für die Arbeitsplätze und gleichzeitig, und da lege ich einen 
besonders großen Wert darauf, auch sowohl im Ausbau, im Neubau und in der baulichen 
und betrieblichen Erhaltung, was ein wichtiger Teil der Verkehrssicherheit ist. 

Wir haben seit ein paar Wochen mit Dipl.Ing. Wolfgang Heckenast einen neuen, 
jungen und dynamischen Baudirektor, der dabei ist, mit seinem teilweise neuen Team, 
(Abg. Manfred Kölly: Der Alte war aber auch nicht schlecht. Der Godowitsch war schon in 
Ordnung! - Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) teilweise mit Leuten, die neu 
aufgenommen werden müssen, ein Team zu formen, das den modernen Anforderungen 
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der heutigen Straßenbautechnik, der Verkehrstechnik und der Verkehrssicherheit 
entspricht. 

Es wird daher auch eine Restrukturierung der Organisationseinheiten geben. Mit 
neuen Hauptreferaten, mit neuen Inhalten und vor allem mit neuen Aufteilungen, mit 
Schwerpunkten, die auch von einer externen Firma zu Recht angeregt wurden, um dort 
Verbesserungen anzusetzen, wo wir glauben, dass es notwendig ist und wo wir auch 
entsprechende Inputs bekommen. 

Was einige Straßenbauprojekte angeht, so ist beispielsweise die Umfahrung 
Schützen am Gebirge nach vielen Diskussionen, vielen Einsprüchen und unsinnigen 
Behauptungen im Bau und wird auch zügig weitergebaut.  

Bei der B61a ist gerade der Bescheid der UVP-Behörde in Arbeit. Wenn es 
einigermaßen normal und nicht mit so vielen unnötigen und an den Haaren 
herbeigezogenen Einsprüchen wie bei der Umfahrung Schützen am Gebirge hergeht, 
kann im Frühjahr 2014 mit dem Bau begonnen werden. Die Finanzierung, 37 Millionen 
Euro, ist durch den Bund über das Land abgesichert.  

Die S7, die Fürstenfelder Schnellstraße, ist mit einem Baubeginn im Abschnitt West 
2014, im Osten 2015 und eine Gesamtfertigstellung dann 2018 ebenfalls geplant. Da 
haben wir eine ähnliche Odyssee an rechtlichen Maßnahmen, an falschen Behauptungen, 
an Einsprüchen, sodass es dort ebenfalls sehr lange gedauert hat.  

Um noch einmal auf den Punkt, den ich vorhin gemeint habe, zu kommen: Die 
Verkehrssicherheit ist ein enorm wichtiger Bereich, den wir im Straßenbau, in der 
Straßenbauabteilung heuer schon und auch nächstes Jahr in Angriff nehmen werden, 
beziehungsweise schon in Angriff genommen haben. Wir haben einen 
Verkehrssicherheitsplan entwickelt, wo an erster Stelle sukzessive die 
Unfallhäufigkeitsstellen beseitigt werden. 

Es gibt eine Prioritätenliste, eine Aufschlüsselung aller Unfälle mit Personen- und 
Sachschaden, mit Wildschäden, die es nur im Burgenland gibt. Aus dieser Statistik 
können wir dann ersehen, wo es notwendig ist, zuerst Maßnahmen zu setzen und dann 
im Zuge dieser Prioritätenliste auch umzusetzen. Das gilt natürlich für diese 
Verkehrssicherheitsbauten und Umbauten genauso. 

Für ein Mehr an Sicherheit bei Eisenbahnkreuzungen wird es in Kooperation mit 
der ÖBB, mit den Gemeinden und dem Land hier entsprechende Maßnahmen geben. 
Auch was die Aus- und Nachrüstung von Schutzwegen, was die Beleuchtung und die 
Verkehrszeichen betrifft, wird ebenfalls immer alles in Kooperation mit den Gemeinden 
abgewickelt. 

Wildwechselmaßnahmen sind ein Schwerpunkt, den wir im Süden setzen werden. 
Es hat sich gezeigt, dass hier blaue Wildwarnreflektoren am effektivsten sind. Das ist 
wissenschaftlich untermauert, weil blau in der Natur nicht vorkommt und (Abg. Johann 
Tschürtz: Rot aber auch nicht! - Allgemeine Heiterkeit bei den Abgeordneten) daher ein 
abschreckendes Beispiel für das Wild ist und das dann stehen bleibt. (Abg. Ing. Rudolf 
Strommer: Der Kölly ist auch schon weg!) Das ist eine wissenschaftliche Tatsache und hat 
einen sehr großen Erfolg.  

An manchen Strecken gibt es 60, 70 Prozent weniger Verkehrsunfälle als an 
anderen Stellen. (Abg. Johann Tschürtz: Heute ist der Himmel blau!) Das ist eine wichtige 
Maßnahme, die wir hier setzen werden. Das heißt, ein abgerundetes Bild an Maßnahmen, 
das von der Straßenbauabteilung in der Baudirektion mit allen Mitarbeitern umgesetzt 
wird. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten)  
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Ein Schwerpunkt und natürlich auch ein Blickwinkel, den die Öffentlichkeit auf die 
Baudirektion wirft, ist der Winterdienst. Wir haben unsere Stärke der Baudirektion auf den 
Winterdienst ausgerichtet.  

Das heißt, seit 15 Jahren haben wir entsprechend viele qualifizierte Mitarbeiter. 
Hier wurden keine Mitarbeiter, die nicht den C-Schein haben, also LKW-tauglich sind, 
aufgenommen. Das heißt, all diese Mitarbeiter sind im Winterdienst für Räumarbeiten 
einsetzbar. Es hat sich aufgrund der Tatsache, dass früher das nicht ein unbedingtes 
Muss war, herausgestellt, dass nicht alle Mitarbeiter von früher den C-Schein haben. 

Dass auch nicht alle Mitarbeiter, weil es nicht gefordert war, Mitarbeiter, die in die 
Baudirektion von den Güterwegen und vom Wasserbau übernommen wurden, den C-
Schein haben. 

Daher sind zwei Drittel der aktuellen Mitarbeiter in der Baudirektion im Räumdienst 
des Winterdienstes einsetzbar. Ein Drittel für den inneren Dienst und für alle anderen 
Dienste, die auch im Winterdienst notwendig sind, einsetzbar. 

Das heißt, wir haben die entsprechende Stärke, um den Winterdienst in der 
Qualität, wie es die Menschen, wie es die Öffentlichkeit gewohnt war, auch umzusetzen, 
damit jeder in der Früh sicher zum Arbeitsplatz und auch wieder nach Hause kommt und 
das Leben im Lande auch bei schwierigsten Bedingungen aufrecht erhalten werden kann. 

Ich möchte mich wirklich bei den Mitarbeitern, die teilweise um drei Uhr in der Früh, 
um vier Uhr in der Früh, um fünf Uhr in der Früh, bei widrigsten Verkehrssituationen, 
Wettersituationen im Einsatz sind, recht herzlich bedanken.  

Es ist gefährlich, es sind starke physische und psychische Voraussetzungen und 
Anforderungen, die an sie gestellt werden. Sie haben das in den letzten Jahren mit 
Bravour gemeistert und ich bin überzeugt davon, dass sie das auch heuer, wo wir alle 
hoffen, dass es nicht so einen strengen Winter wie das letzte Mal gibt, umsetzen können. 
Daher recht herzlichen Dank an die Mitarbeiter im Winterdienst. (Beifall bei der SPÖ) 

Daraus ergibt sich natürlich, dass wir im Sommer Überkapazitäten haben, die dann 
für Erhaltungsmaßnahmen, aber auch für kleinere Baumaßnahmen eingesetzt werden, 
weil nicht alle Überstunden, alle Urlaubstage in dieser Zeit abgebaut werden können, 
beziehungsweise so viele angefallen sind und daher auch weiterhin, um sie zu 
beschäftigen, hier eingesetzt werden.  

Wir haben bei Übernahme der Mitarbeiter aus dem Güterwege- und Wasserbau 
alle ganzjährig beschäftigt, was vorher nicht der Fall war. Das heißt, alle Mitarbeiter in der 
Baudirektion werden ganzjährig beschäftigt. Ein Freiwilliger, der Nebenerwerbslandwirt ist 
oder eine andere Tätigkeit macht, hat diese Möglichkeit nicht angenommen, alle anderen 
arbeiten das ganze Jahr durch, können damit ihre Familien ernähren, können ihre Häuser 
erhalten und sind in der Lage, oder wir sind in der Lage, mit der Arbeit, die wir ihnen 
anbieten, das auch zu gewährleisten. 

Das heißt, der Straßenbau ist ein wichtiger Motor in der Wirtschaft, ist ein wichtiger 
Arbeitsplatzgeber, aber auch für die Erhaltung und für den Ausbau des Arbeitsmarktes im 
Burgenland ein wichtiger Faktor. Wir werden mit dem Budget 2014 diese Möglichkeiten 
weiterhin haben.  

Daher ist ein wichtiger Teil der Investitionsquote über den Straßenbau zu sehen. 25 
Prozent aller Mittel der Investitionen im Burgenland werden über die Straße, werden über 
die Erhaltung, den Neubau, den Umbau und die Verkehrssicherheitsmaßnahmen im 
Burgenland investiert. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 
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Das heißt, allein aus diesen Zahlen sehen wir schon, wie wichtig der Straßenbau 
im Burgenland ist und das wollen wir auch in Zukunft so halten. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Landesrat. Als nächster Rednerin erteile 
ich Landesrätin Mag. Michaela Resetar das Wort. 

Bitte Frau Landesrätin. 

Landesrätin Mag. Michaela Resetar (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Als zuständige Landesrätin für die Verkehrssicherheit und das Verkehrsrecht 
möchte ich zunächst danke sagen für die Debattenbeiträge, aber gleichzeitig auch ein 
paar Dinge über die Verkehrssicherheit und meine Aktivitäten erwähnen. (Zwiegespräche 
in den Reihen der Abgeordneten) 

Der Verkehrsraum Straße ist ein wichtiger Lebensraum geworden, wir haben das 
schon gehört. Nichtsdestotrotz geht es auch darum, dass wir die Verkehrssicherheit auf 
unseren Straßen erhöhen, denn, ich sage es fast bei jeder Pressekonferenz, wenn es um 
dieses Thema geht, ist jeder Verkehrstote, jeder Verunfallte einer zu viel auf unseren 
Straßen. Ich habe das selbst in meiner Familie erlebt, wo es einen Verkehrstoten gegeben 
hat.  

Was da an Gräben aufgerissen wird und an Trauer das ist wirklich unsagbar. 
Deshalb ist es für mich ganz besonders wichtig, dass in den letzten Jahren sehr viel 
gemacht wurde. Dass sich, Gott sei Dank, die Verkehrssicherheit im Burgenland erhöht 
hat und dass das, was der Herr Abgeordnete Steiner angesprochen hat, mit den 135 
Toten im Jahr 1970, Gott sei Dank, einmal in der Vergangenheit so war und die Anzahl 
der Verkehrstoten zurückgegangen ist.  

Wir hatten im Jahr 2010 insgesamt 20 Verkehrstote. Im Jahr 2011 waren es 21 und 
2012 wurden 30 Menschen auf den Straßen getötet. Bis zum Zeitpunkt 25. September 
des heurigen Jahres hatten wir 10 Verkehrstote. 

Wir müssen deshalb unterschiedliche Aktivitäten setzen. Es ist auch festgestellt 
worden, dass augenscheinlich der größere Anstieg an tödlich Verunglückten vor allem bei 
den Autobahnen zu verzeichnen ist. 2012 waren ein Drittel der Verkehrsunfälle mit 
getöteten Personen auf hochrangigen Straßen zu verzeichnen. 

Ein dreispuriger Ausbau der A4 zur Erhöhung der Verkehrssicherheit, das, unter 
anderem, von unserem Klubobmann Strommer, aber auch von vielen anderen 
Mandataren gefordert wird, erachte ich auch als notwendig und als wichtig und ich hoffe, 
dass das bald in Angriff genommen wird. (Abg. Ing. Rudolf Strommer: Bravo! - Beifall bei 
der ÖVP) 

Die überhöhte Geschwindigkeit ist nach wie vor die Hauptunfallursache Nummer 1. 
Zur Bewusstseinsbildung in Bezug auf die Verkehrssicherheit tragen auch maßvolle 
Kontrollen bei. Ich bin für eine Kontrolle, aber nicht für eine Schikane. So wurden im 
ersten Halbjahr von der Polizei 80.000 Geschwindigkeitsübertretungen geahndet, bereits 
an 133 Tagen LKW-Kontrollen durchgeführt und auch über 41.100 Alko-Tests 
durchgeführt. 

Ich habe auch gemeinsam mit der Wirtschaftskammer Österreich, Sparte 
Transport, einen Brief an die zuständige Ministerin Bures gerichtet, wo es auch um die 
Aufhebung des generellen LKW-Nachtfahrverbots, nämlich 60er geht, weil ich glaube, 
dass die Verkehrssicherheit durch diese großen Geschwindigkeitsunterschiede zwischen 
PKW und LKW ein sehr großes Gefahrenpotential darstellt. Ich habe, leider Gottes, nicht 
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einmal eine Antwort bekommen. So gesehen hoffe ich, dass sich auch hier etwas tut. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Generell können wir sagen, dass sich auch die Verkehrssicherheit in den letzten 
Jahren erhöht hat. Wir haben ein Verkehrssicherheitsprogramm erstellt, wo auch die 
unterschiedlichsten Behörden, die Institutionen, die Blaulichtorganisationen eingebunden 
wurden, weil es selbstverständlich auch um die Eigenverantwortung der jeweiligen 
Verkehrsteilnehmer geht.  

So fangen wir im Prinzip im Kindergarten mit der Verkehrssicherheit und mit den 
unterschiedlichsten Aktivitäten an. Das wird dann bis zu den Jugendlichen und den 
Erwachsenen fortgesetzt. 

All das, was die Verkehrssicherheit erhöht, sind, zum Beispiel, Maßnahmen bei der 
Jugend. Vor allem der Discobus und das Jugendtaxi sind Initiativen, die sich gut 
eingeführt haben. Vor allem beim Jugendtaxi werden das auch andere Länder 
übernehmen, wo ich darüber natürlich sehr stolz bin. 

Darüber hinaus gibt es Aktivitäten zum Thema Schülerlotsen. Ich habe die mobilen 
Büros mit Laptops ausgestattet. Dann gibt es noch die Aktion „Fair & Sicher“. Das ist die 
größte Verkehrssicherheitsaktion des Landes. Diese gemeinsame Marke, die zwischen 
ORF und dem Kuratorium für Verkehrssicherheit schon vor langer Zeit ins Leben gerufen 
wurde, werden wir fortsetzen und mit neuen Aktivitäten versehen. 

Wir haben heuer im Bereich der Volksschulen einen Wettbewerb abgehalten. 
Aktuell gibt es jetzt, in der kommenden Woche, eine Aktion mit dem Namen „European 
night without accident“. Das ist eine Aktion, die an drei unterschiedlichen Discostandorten 
im Nord- und Mittelburgenland sowie im Südburgenland durchgeführt wird, wo die 
Jugendlichen mit Jugendlichen sprechen und wo die Verkehrssicherheit dadurch erhöht 
werden soll, indem man jenem Jugendlichen, der eine Fahrgemeinschaft gebildet hat, 
auch darauf aufmerksam macht, überhaupt keinen Alkohol zu trinken. (Zwiegespräche in 
den Reihen der Abgeordneten) 

Diese Initiativen sind bis 2015 konsequent durchzuführen. Es sind unterschiedliche 
Aktivitäten gelungen und wir konnten dadurch auch die Verkehrssicherheit erhöhen. 
Heuer wurde auch wieder ein Auto ausgespielt. Diese Verkehrsaktion „Fair & Sicher“ ist 
zum 14. Mal durchgeführt worden, denn das Ziel im Verkehrssicherheitsprogramm ist, 25 
Prozent weniger Verkehrstote, 20 Prozent weniger Schwerverletzte und 10 Prozent 
weniger Unfälle mit Personenschaden zu erreichen. 

Der Schutz des Menschen steht im Zentrum der Verkehrssicherheit. Das ist uns 
gemeinsam mit den Blaulichtorganisationen sehr gut gelungen. 

Deshalb möchte ich mich beim Landespolizeidirektor Hans-Peter Doskozil und 
seinen Stellvertretern Werner Fasching und Oberst Christian Stella, bei den 
Blaulichtorganisationen, wie Feuerwehr, Rettung, ÖAMTC, ARBÖ, beim Straßen- und 
Güterwegebau, bei den Gemeinden, bei den Behörden, auch beim Kuratorium für 
Verkehrssicherheit, bei Herrn Dipl.Ing. Thomas Leitner bedanken.  

Ich möchte mich auch bei meinen Mitarbeitern, im Speziellen auch beim Chef, bei 
Dr. Helmut Hedl, der viel dazu beigetragen hat, dass wir unterschiedlichste Aktivitäten 
setzen konnten und dass dadurch die Verkehrssicherheit im Burgenland gestiegen ist, 
herzlich bedanken. Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke, Frau Landesrätin. Als nächstem Redner erteile 
ich Landeshauptmann Hans Niessl das Wort. 
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Bitte Herr Landeshauptmann. 

Landeshauptmann Hans Niessl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Ich glaube, die meisten vertreten die Meinung, dass der größte Beitrag zur 
Verkehrssicherheit und zur Ökologie und zur Reduzierung von CO2, zur Verbesserung der 
Umweltsituation, die Maßnahmen im Bereich des öffentlichen Verkehrs sind. Nämlich, der 
Ausbau des öffentlichen Verkehrs. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Die Inanspruchnahme des öffentlichen Verkehrs ist sehr wichtig, um die 
Verkehrssicherheit zu erhöhen, um die Kosten für die Menschen, die den Pkw benützen, 
zu reduzieren wenn sie auf das öffentliche Verkehrsmittel umsteigen. Die 
Umweltbelastung, nämlich weniger CO2 zu produzieren, durch den Individualverkehr, 
durch den Lkw-Verkehr, ist eine ganz große Herausforderung. 

Ich denke, manche haben schon umgedacht, bei manchen wird es noch dauern 
und manche werden weiter in die verkehrte Richtung gehen. Al Gore hat gesagt: Das 
Falsche bleibt falsch, wenn es alle tun, das Richtige bleibt richtig, wenn es wenige tun. 

Ich bin der Meinung, auch wenn noch der Individualverkehr im Vordergrund steht, 
muss man verstärkt auf den öffentlichen Verkehr setzen, denn das ist der Verkehr der 
Zukunft. Städte werden in Zukunft nicht mehr mit dem Pkw befahrbar sein, da gibt es 
schon international die entsprechenden Entwicklungen, sondern Großstädte und 
Millionenstädte werden in erster Linie durch öffentliche Verkehrsmittel befahrbar sein 
müssen. 

Auch um die Gesundheitssituation in diesen Städten zu verbessern, das CO2 zu 
reduzieren, die Lebensqualität anzuheben. Das sind internationale Entwicklungen. Da 
kann man massiv dagegen sein, da kann man massiv dagegen reden, aber das sind die 
Tatsachen, die es in Zukunft geben wird. Nämlich, den öffentlichen Verkehr auszubauen. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten)  

Das Burgenland hat hier auch die richtigen Weichenstellungen vorgenommen, weil 
wir das Budget für den öffentlichen Verkehr von 2000 bis 2013 verdreifacht haben. 2000 
hat das Budget, das können Sie nachlesen, zirka fünf Millionen Euro betragen. Das 
aktuelle Budget sind 15 Millionen Euro.  

Ich habe es gestern schon gesagt: Es gibt ein Plus von 2,7 Millionen Euro, nämlich, 
zur Vorfinanzierung von EU-Projekten. Natürlich kommt dieses Geld teilweise wieder 
zurück, aber vorfinanziert muss es werden. 

Da werden wir wieder wichtige Maßnahmen zur Stärkung des öffentlichen Verkehrs 
im Burgenland setzen. Eine dieser Maßnahmen ist die Erstellung eines 
Gesamtverkehrskonzeptes für das Burgenland. Das wird zirka 170.000 Euro kosten. Es 
sollen hier auch Richtlinien festgelegt werden, wann der öffentliche Verkehr auch in 
entsprechender Form zu planen und umzusetzen ist. Welche Bedürfnisse gibt es in einer 
Region? Wie stark ist die Frequenz in den Bussen und in den Zügen? Ich glaube, auch 
das ist ein neuer Weg, wo es ein Umdenken geben muss? 

Es kann nicht ein Zug, mit 20, 30 Personen, der 700.000 Euro kostet, geführt 
werden. Weil da kann man jedem, der diesen Zug benützt, jedes Jahr einen neuen Audi 
A4 kaufen. Also hier muss es Maßnahmen geben, die vertretbar sind. Das Steuergeld 
muss effizient eingesetzt werden. Das sind alles, was wir verwenden, diese 17,5 Millionen 
Euro für den öffentlichen Verkehr, Steuermittel, die wirtschaftlich, zweckmäßig und 
sparsam eingesetzt werden müssen und wo es ein attraktives Angebot gibt. 
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Dieses neue Verkehrskonzept Burgenland soll auf diese Bedürfnisse der 
Bevölkerung Rücksicht nehmen. 

Es soll einen bedarfsorientierten Ausbau des öffentlichen Verkehrs geben und man 
muss definieren, mit wie vielen Fahrgästen ein Bus oder ein Zug zu führen ist, um das in 
entsprechender Form zu organisieren. Es wurde auch schon vom Abgeordneten Kovacs 
darauf eingegangen, dass unsere Maßnahmen auch Anerkennung finden.  

Das ist mir sehr wichtig, dass man nicht von der Regierungsbank sagt, wie gut wir 
sind und was wir nicht alles machen, sondern dass diese Buslinie G1 Oberwart-Wien als 
beste Verkehrslinie vom VCÖ ausgezeichnet wurde. Das ist eine Buslinie, die einzigartig 
in Österreich ist. Was die Pünktlichkeit, was die Qualität der Busse anbelangt, gibt es 
nichts Besseres in ganz Österreich. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Ich habe vor kurzem ein SMS bekommen: Erfolgsmeldung! 1.300 
Burgenländerinnen und Burgenländer haben an einem Freitag diese G1-Buslinie von 
Wien nach Oberwart in Anspruch genommen. An mich wurden in den letzten Monaten 
praktisch keine Beschwerden der Pendler herangetragen, was die Qualität, die 
Pünktlichkeit dieser Buslinie betrifft.  

Das ist also eine sehr wichtige Einrichtung für das südliche Burgenland. 300 
zufriedene Südburgenländerinnen und Südburgenländer, die pünktlich zu ihren Familien 
kommen, die pünktlich zu ihren Arbeitsplätzen kommen. Da muss man auch den 
Buschauffeuren ein großes Kompliment machen. Hier wurde auch von den Unternehmen 
richtig investiert, auf Qualität, auf Pünktlichkeit und auf Komfort gesetzt.  

Der zweite Bereich ist das Top-Jugendticket. Auch hier sind wir Vorreiter in ganz 
Österreich. Wir haben, gemeinsam mit Niederösterreich und Wien, dieses Top-
Jugendticket auf die Beine gestellt. Auch das kostet über den öffentlichen Verkehr, über 
dieses Budget, zirka 330.000 Euro, das vom öffentlichen Verkehr zur Verfügung gestellt 
wird. Erst jetzt kommen andere Bundesländer und versuchen dieses Top-Jugendticket 
auch zu finanzieren, auch zu planen, auch umzusetzen. 

Auch ein ganz klares Bekenntnis dazu: Wir werden dieses Top-Jugendticket 
natürlich weiter unterstützen. Wir werden dieses Top-Jugendticket nach Möglichkeit auch 
weiter ausbauen. 

Es ist sicher eine Vision, das man mit dem Top-Jugendticket, aber das ist vielleicht 
gar nicht mehr so weit weg, in ganz Österreich um 60 Euro im Jahr, 365 Tage unterwegs 
sein kann. Das ist bis jetzt in Ostösterreich, in Wien, in Niederösterreich und im 
Burgenland möglich. Das wird von den jungen Menschen sehr gut angenommen und das 
wird über das Budget öffentlicher Verkehr auch in Zukunft finanziert werden.  

Ich habe gesagt, dass wir in den öffentlichen Verkehr richtig investiert haben. Es 
gab eine Verdreifachung des Budgets und heuer kommen noch einmal 2,7 Millionen Euro 
dazu. Die Zahlen sind herzeigbar. Wir hatten auf der Strecke Pamhagen-Wien 670.000 
Fahrgäste im Jahr 2012.  

Das ist eine Steigerung von 2,5 Prozent. Wir hatten auf der Raaberbahn-Strecke 
Deutschkreutz-Ebenfurth-Wien 854.000 Fahrgäste im Jahr 2012. Das ist eine Steigerung 
von drei Prozent seit dem Jahr 2010. Wir hatten auf der Strecke Deutschkreutz-Wien 1,4 
Millionen Fahrgäste im Jahr 2012. 

Die Strecke Eisenstadt-Neusiedl/See konnte 0,9 Millionen Fahrgäste im Jahr 2012 
verzeichnen. Das ist eine Steigerung von 37,6 Prozent seit dem Jahr 2011. Insgesamt 
wurden das Angebot von den ÖBB von 6,1 Millionen Fahrgästen in Anspruch genommen. 
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Auch das ist eine Steigerung. Wir wollen natürlich, dass diese Steigerungen auch in 
Zukunft registrierbar sind und immer mehr Menschen den öffentlichen Verkehr in 
Anspruch nehmen. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Wofür verwenden wir dieses Geld? Ich habe schon gesagt, dass das Top-
Jugendticket über 380.000 Euro im Jahr kostet. Wir haben hier auch die Internatsbusse 
dazu genommen. Auch das ist bei den anderen Bundesländern nicht selbstverständlich, 
dass Bedarfsverkehre auch abgedeckt werden, nicht nur Linienverkehre, sondern auch 
Bedarfsverkehre. Auch das ist einzigartig und das machen wir bewusst. Warum?  

Weil es angenommen wird. Weil dort eine starke Frequenz auch im Bereich der 
Bedarfsverkehre gegeben ist. Fünf Millionen Euro von diesen 15 Millionen Euro gehen für 
die Bestellungen des öffentlichen Verkehrs, also an den Verkehrsverbund Ost-Region, wo 
wir gemeinsam mit Niederösterreich und Wien vertreten sind. 

Da gibt es einen prozentuellen Anteil von Wien, Niederösterreich und dem 
Burgenland. Wir haben hier natürlich den kleinsten Anteil. Das ist auch aufgrund der 
Bevölkerung so. Diese fünf Millionen, die dort zur Verfügung stehen, bewirken, dass die 
Pendlerinnen und Pendler des Burgenlandes nur die halben Kosten zu tragen haben.  

Das ist vielen gar nicht bewusst. Da müssen wir auch ein bisschen aufklären. Was 
wird mit euerm Steuergeld getan? Nämlich, fünf Millionen gehen an den Verkehrsverbund 
Ost-Region. Es werden die Monats-, Wochen- und Jahreskarten gestützt. 

Damit braucht der Pendler nur die Hälfte zu bezahlen, weil der Bund und auch das 
Land Burgenland dazu einen Beitrag leisten und deshalb nur zirka 50 Prozent der 
tatsächlichen Kosten die Pendlerinnen und Pendler zu tragen haben. Dazu werden wir 
noch eine breite Aufklärung machen müssen.  

Auch diese Fahrgastzahlen bei der Raaberbahn kommen nicht von alleine, 
sondern, auch hier stellen wir 3,3 Millionen Euro jährlich zur Verfügung. Wir sind sowohl 
mit den ÖBB, als auch mit der Raaberbahn immer in Verhandlungen. Wie können wir das 
Angebot optimieren? Welche Vorschläge gibt es von den Gemeinden? Welche 
Vorschläge gibt es von den Pendlern. 

Soweit das organisatorisch möglich ist, setzen wir diese Vorstellungen auch um. 
Wir haben auch aufgrund der Pendlerbefragungen erreicht, dass die Zufriedenheit eine 
sehr gute ist. Jahrelang werden Pendlerbefragungen gemacht und es zeigt sich deutlich, 
dass die Pünktlichkeit zugenommen hat, dass der Komfort zugenommen hat, dass die 
Sauberkeit zugenommen hat. Insofern sind das auch deutliche Verbesserungen, die wir 
hier schaffen konnten. 

Wichtig sind, vor allem auch bei kleineren Gemeinden, die Mikro-ÖV-Systeme, 
nämlich, den öffentlichen Verkehr in kleinen Einheiten zu organisieren und zu 
strukturieren. Auch hier haben wir ein Förderkonzept entwickelt, um den öffentlichen 
Verkehr in kleinen Gemeinden zu unterstützen.  

Auch hier sind wir im Gespräch mit dem Verkehrsverbund Ost-Region, weil wir mit 
Wien und vor allen Dingen mit Niederösterreich, wo es ja auch viele kleine Einheiten gibt, 
gemeinsam Förderrichtlinien erlassen wollen, wo ganz einfach festgelegt wird, unter 
welchen Kriterien die öffentliche Hand Mikro-Verkehre fördern soll. 

Wir haben im Augenblick Förderrichtlinien, die zwischen acht und 20.000 Euro pro 
Jahr liegen. Es gibt hier sehr gute Modelle, ob das nun der Gemeindebus in Schattendorf 
oder der Shuttlebus in Kleinmürbisch, Großmürbisch, Inzenhof, Pöttsching, Breitenbrunn, 
Hornstein, Purbach, Mörbisch oder Neusiedl am See ist. Ich glaube, es sind etliche 
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Gemeinden, die das in Anspruch nehmen und ihren Verkehr in der Gemeinde in 
entsprechender Form auch organisieren. 

Wir unterstützen durch unsere Mobilitätszentrale im Burgenland auch den Ausbau 
dieser Mikro-Verkehrssysteme. Bei der Organisation, bei der Abwicklung, beim Know-
How. Insofern ist das auch ein Weg, der vor allem jungen Menschen, älteren Menschen, 
der gesamten Bevölkerung zu Gute kommt, wo es eben diese Organisation gibt.  

Das heißt von den Verkehren nach Wien, innerhalb der Region, innerhalb der 
Ortschaft hat es wichtige Impulse gegeben. Ich denke, dass wir diesen Weg auch 
weitergehen müssen.  

Wir haben im Burgenland, und das ist vielleicht auch für manche neu, 48 Bahn-
Park & Ride-Anlagen und sechs Bus-Park & Ride-Anlagen, die mit Hilfe und mit 
Unterstützung des Landes Burgenland gemacht wurden. Das heißt, es gibt 3.534 
Stellplätze im Burgenland für Pkw, für Park & Ride-Anlagen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das heißt, dass die Burgenländerinnen und 
Burgenländer das auch in Anspruch nehmen. Wir beobachten, dass die Park & Ride-
Anlagen relativ gut ausgelastet sind und dort, wo es eine Überlastung gibt, werden wir 
auch in Zukunft Park & Ride-Anlagen weiter errichten. 

Wir sind hier schon bei den Verkehrszählungen, bei der Zählung der 
Inanspruchnahme und die eine oder andere Park & Ride-Anlage wird natürlich 
dazukommen. Dort, wo der Bedarf gegeben ist, werden Park & Ride-Anlagen gebaut. 
Umgelegt auf unsere Einwohner und auf die Pendler liegen wir mit 48 Bahn-Park & Ride-
Anlagen und sechs Bus-Park & Ride-Anlagen, die wir in den letzten Jahren errichtet 
haben, sehr gut. Es ist auch kein Grund, wenn man sagt: Na was sind schon 60 
Stellplätze in Wien? Entschuldigung, mir ist jeder einzelne Pendler wichtig.  

Da geht es mir nicht um 60 oder um andere, (Abg. Johann Tschürtz: Aber, billig ist 
das nicht.) sondern wir haben 60 Burgenländerinnen und Burgenländer geholfen in Wien 
einen Parkplatz zu bekommen mit 45 Euro (Abg. Johann Tschürtz: Billig ist es nicht.), 
wenn er eine Netzkarte hat. 

Das gibt es sonst nirgends mit 45 Euro, das kriegen (Abg. Johann Tschürtz: Oja.) 
teilweise nicht einmal die Wiener. (Abg. Johann Tschürtz: Oja, natürlich.) 45 Euro ist ein 
absoluter Spitzenwert und da werden wir weiter schauen und vielleicht sind es bald 80, 
90. (Beifall bei der SPÖ) 

Jeder einzelne Burgenländer ist mir wichtig, und wenn es einer ist, dann ist es einer 
und da sage ich, das Geld ist dann auch richtig eingesetzt und die Verhandlungen waren 
auch richtig. Jeder einzelne Burgenländer ist uns wichtig und ist mir persönlich wichtig. 
Wenn er ein Problem hat und ich kann ihm helfen, dann mache ich das gerne, ob es einer 
ist, ob es 60 sind oder ob es ein paar Hundert sind. Das ist gar nicht Thema. (Beifall bei 
der SPÖ)  

Und über 60 Personen so abwertend so reden, halte ich für eine interessante 
Stellungnahme. (Abg. Johann Tschürtz: Wer hat abwertend geredet?) 

So, abschließend möchte ich sagen, dass wir auch mit Ungarn ein gemeinsames 
Verkehrssystem erarbeiten wollen. Das verursacht Kosten von 1,9 Millionen Euro, das 
Konzept für Westungarn und dem Burgenland und da sind auch die 
Verkehrsverbindungen. Das zahlt aber zur Gänze Ungarn und die Europäische Union, das 
muss man auch dazu sagen. Und da wird jetzt untersucht, dass die … (Der Präsident gibt 
das Glockenzeichen.) 
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Zweiter Präsident Kurt Lentsch: (der den Vorsitz übernommen hat) Zeitablauf! 

Landeshauptmann Hans Niessl (SPÖ) (fortsetzend): Eisenbahnverbindung 
Jennersdorf - St. Gotthardt und Oberwart - Szombathely auch ausgebaut werden und wir 
in zwei Stunden von Jennersdorf nach Wien fahren können.  

Auch das nehmen wir in Angriff, untersuchen das und versuchen mit den Nachbarn 
ein Verkehrssystem zu entwickeln. (Beifall bei der SPÖ) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächster Redner hat sich Herr 
Landtagsabgeordneter Sampt zu Wort gemeldet.  

Bitte Herr Kollege. 

Abgeordneter Helmut Sampt (ÖVP): Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und 
Kollegen! Meine Damen und Herren! Bevor ich in mein Thema Güterwege, Wasserbau 
einsteige, möchte ich eine Berichtigung machen von meinem Vorredner, 
Landtagskollegen Kovacs.  

Er hat die S7 erwähnt, die in Planung ist von Riegersdorf in der Steiermark bis zur 
Staatsgrenze nach Heiligenkreuz. Die hat nicht 50 Kilometer, sondern es sind lediglich 32 
Kilometer.  

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Das ländliche Straßen- und Wegenetz 
ist die Voraussetzung für die Besiedelung, die Bewirtschaftung und Pflege des ländlichen 
Raumes. Das Güterwegenetz hat eine Aufgabenstellung zu bewältigen, die ursächlich in 
der Landwirtschaft begründet ist und dennoch weit über rein agrarische Aspekte 
hinausgeht, unter anderem auch Freizeit, Erholung und Tourismus. 

Die Güterwege sind im wahrsten Sinne des Wortes Lebensadern im ländlichen 
Raum, ohne deren Vorhandensein eine moderne landwirtschaftliche Nutzung und darüber 
hinausführende außerlandwirtschaftliche Aspekte, zum Beispiel Radwanderwege, nicht 
möglich wären. 

Die Güterwege sind die Lebensadern des ländlichen Raumes und zwar nicht nur 
für die Bauern, deren Gehöfte und Fluren erschlossen werden, sondern für alle 
Burgenländerinnen und Burgenländer, die im ländlichen Raum arbeiten und leben. Für die 
Wirtschaft, den Fremdenverkehr oder den täglichen Weg zur Arbeit ist die Errichtung und 
Erhaltung eines funktionsgerecht ausgebauten Straßen- und Wegenetzes die 
Grundvoraussetzung. 

Der Ausbau des 3.741 Kilometer langen Güterwegenetzes hat die Entwicklung des 
Landes in den vergangenen Jahren sehr positiv beeinflusst. Dieser Ausbau hat vielen 
Menschen einen Arbeitsplatz und wirtschaftliche Prosperität in einer ländlichen Region 
gebracht.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im Rahmen des Güterwegbaues werden 
alle zurzeit gängigen technischen Baumethoden eingesetzt. Auch umweltfreundliche 
Baumethoden unter Einsatz neuer Technologien, wie zum Beispiel die Herstellung von 
Oberflächenbehandlungen mit Rapsölzusatz, wurden bereits im Güterwegebau 
angewendet.  

Auf dem Güterweg „Nebersdorf-Langental“ wurde erstmalig im Straßenbau im 
Burgenland eine Stabilisierung mit sogenannten Perma-Zyme ausgeführt. Es handelt sich 
hier bei diesem innovativen Verfahren um eine absolut natürliche und umweltverträgliche 
Methode zur Stabilisierung von Schotterdrahtschichten.  
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Die Tragfähigkeit der Schotterschicht wird erhöht, Ressourcen in Form von 
Zusatzmaterialien können dadurch eingespart werden. Die Erhaltung des ausgebauten 
Güterwegenetzes obliegt im Burgenland den Wegbaugemeinschaften und Gemeinden. 

Seit dem Jahre 1962 stellt das Land, unter Berücksichtigung der Notwendigkeit zur 
Unterstützung der Erhaltungsverpflichteten, Zuschüsse zur Verfügung. Die Höhe dieser 
Zuschüsse im Rahmen der Erhaltung beträgt derzeit 40 Prozent der förderbaren 
Bausumme und bei Neubau 50 Prozent.  

Darüber hinaus ist die Erhaltung des verkehrssicheren Zustandes jedenfalls als 
Maßnahme zu betrachten, die im allgemeinen, öffentlichen Interesse liegt. Änderungen 
würden ein beträchtliches, nicht abschätzbares Sicherheitsrisiko mit sich bringen.  

Die Einbeziehung der Privatwirtschaft, vor allem kleinere und mittlere 
Unternehmungen, in die Abwicklung des Güterwegbaues, Neubau sowie Erhaltung 
wurden stets ein hoher Stellenwert zugeordnet.  

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Der Anteil der Eigenregie an der 
Bausumme wird seit Jahren ständig geringer während die Vergabe an Privatfirmen 
zunehmend steigt. Die Zukunft des ländlichen Straßenbaues ist sicherlich durch die 
ständig steigenden Herausforderungen geprägt, die sich durch die Erhaltung der 
bestehenden Weganlagen ergeben. 

Seitens der erhaltungsverpflichteten Interessenten und Gemeinden wird auch 
ständig auf die Herausforderungen der Wegerhaltung hingewiesen und nach Möglichkeit 
einer höheren Unterstützung angestrebt. Im Zeitalter der Mobilität ist eine intakte 
Infrastruktur in Form eines gut erhaltenen und gefahrlos benutzbaren ländlichen 
Wegenetzes für alle Bevölkerungskreise eine unabdingbare Voraussetzung. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Die zentralen Aufgaben der 
Wasserwirtschaft sind Trinkwasser in ausreichender Menge und hoher Qualität zur 
Verfügung zu stellen, Abwässer ordentlich zu entsorgen, fließende und stehende 
Gewässer in einem guten Zustand zu erhalten und unsere Burgenländerinnen und 
Burgenländer wirksam vor Hochwasser zu schützen. 

Die Trinkwasserversorgung wird im Burgenland zum überwiegenden Teil von 
Wasserverbänden und Wassergenossenschaften sichergestellt. Die Burgenländerinnen 
und Burgenländer schätzen die hohe Qualität unseres Trinkwassers und sind in hohem 
Maße auch mit der Versorgung sehr zufrieden.  

Um diese ausgezeichnete Qualität unseres Trinkwassers zu erhalten, bildet einen 
Schwerpunkt der Wasserwirtschaft die Ausweisung von ausreichend dimensionierten 
Grundwasserschongebieten. 

Derzeit bestehen für 12 Schongebiete mit einer Gesamtfläche von zirka 158 
Quadratkilometern Verordnungen, die im Einzugsgebiet der Wasservorkommen 
Schutzbestimmungen, wie zum Beispiel Nutzungseinschränkung für das Grundwasser, 
enthalten.  

Im Landessüden ist die Ausweisung von weiteren Grundwasserschongebieten, 
insbesondere für die Nutzung der Tiefengrundwässer vorgesehen. 

Die Frage der langfristigen nachhaltigen Bewirtschaftung der 
Tiefengrundwasserkörper erfordert einerseits ausreichende Messstellen zur 
Überwachung, als auch den Rückbau von bestehenden artesischen Brunnen im Rahmen 
eines Aktionsprogrammes. Das Grundwasser ausreichend zu schützen und im Hinblick 
auf die Qualität zu erhalten oder einen bestimmten Zielzustand im Spannungsfeld der 
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unterschiedlichen Nutzer beziehungsweise Interessen wieder zu erreichen, stellt auch die 
Gewässeraufsicht vor eine große Aufgabe. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Im Bereich der Abwasserentsorgung 
sorgt der Anschluss an die öffentliche Kanalisation dafür, dass unsere Abwässer zentralen 
oder dezentralen Kläranlagen zugeführt und gereinigt werden. Rund 99 Prozent der 
Wohn- und Gewerbeobjekte sind an eine öffentliche Kanalisation angeschlossen. 

Die Erstinvestitionen in der Abwasserentsorgung wurden damit weitgehend 
getätigt. Die Aufgabe der kommenden Jahre wird damit neben der Erweiterung von 
Anlagen auf der Erhöhung der Kapazitäten und Sanierung der Werterhaltung und 
Erhaltung der Funktionsfähigkeit der Anlagen liegen. 

Die ersten Leitungen im Burgenland wurden in den späten 50er- und frühen 60er 
Jahren errichtet und weisen damit ein entsprechendes Alter auf. Es ist daher erforderlich, 
eine flächendeckende Zustandserhebung in Form der Leitungskataster durchzuführen, um 
den Sanierungsbedarf und die kontinuierliche Erneuerung der Leitungssysteme und die 
daraus resultierenden Reinvestitionen abschätzen zu können.  

Die Kläranlagen des Burgenlandes werden flächendeckend und laufend von der 
Gewässeraufsicht überprüft. Die Ergebnisse der Kläranlagenüberwachung zeigen 
durchwegs hohe Wirkungsgrade in der Reinigungsleistung der einzelnen Anlagen.  

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! In den letzten Jahren haben 
Hochwasserereignisse vor allem im mittleren Burgenland und im Landessüden gezeigt, 
dass der Ausbau von Hochwasserschutzanlagen für den Schutz von Siedlungsgebieten 
mit allen Einzelobjekten und Infrastruktureinrichtungen oberste Priorität haben muss. 

Neben der Errichtung von Hochwasserschutzanlagen hat die Instandhaltung und 
Gewässerpflege große Bedeutung und Auswirkung auf das Abflussgeschehen. Die 
Gewässerpflege umfasst neben dem periodischen Mäh- und Gehölzarbeiten auch 
Sanierungsmaßnahmen. 

Die Kosten für die Instandhaltungsarbeiten an Interessenten Gewässern werden zu 
gleichen Teilen von Bund, Land und den Interessenten getragen. Grundlage für die 
Errichtung von Hochwasserschutzmaßnahmen ist die Berechnung und Ausweisung der 
aktuellen Hochwasseranschlagslinien an unseren Bächen und Flüssen. 

Dadurch wird verifiziert, welche Bereiche Gebäude und Siedlungen durch 
Hochwasser gefährdet sind. Mit dem Bau weiterer Hochwasserschutzmaßnahmen soll in 
einem Zeitraum von zehn Jahren erreicht werden, dass unsere Siedlungsgebiete bis zu 
einem hundertjährigen Hochwasserereignis sicher sind. 

Dazu gilt es, an unseren Bächen und Flüssen durch Linearmaßnahmen, durch 
Hochwasserrückhaltebecken, dafür zu sorgen, dass bei Starkregenereignissen 
mengenmäßig so viel Wasser zurückgehalten und zeitverzögert abgegeben wird, als in 
das Siedlungsgebiet schadlos abgeleitet werden kann. 

Gemeinden und Verbände haben in der Vergangenheit eine Vielzahl von 
Maßnahmen bereits umgesetzt, die von Bund und Land gefördert wurden. Seitens des 
Landes ist eine Finanzierung der Landesförderung auch in den Jahren 2014 und 2015 
prinzipiell entsprechend dem Baufortschritt bei den bereits in Bau befindlichen Anlagen 
vorgesehen. 

Für die folgenden Jahre gilt es, die Planungs- und Bauphasen von mehreren 
Großprojekten abzuwarten, um hier konkrete Angaben über die Finanzierung machen zu 
können.  
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Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Neben den 
schutzwasserwirtschaftlichen Aufgaben sind zur Zielerreichung der 
Qualitätszielverordnung Ökologie auch Maßnahmen zur Verbesserung des 
Fließgewässerkontinuums im Bereich der Flüsse zu setzen. 

Mit der Errichtung von Fischaufstiegshilfen soll die Durchgängigkeit der Flüsse 
wieder erreicht werden. Die Kosten für diese Maßnahmen werden zu 60 Prozent vom 
Bund und 30 Prozent vom Land getragen. Die Bedeckung ist im Landesvoranschlag 
gegeben. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Abschließend möchte ich mich beim 
zuständigen Landesrat Andreas Liegenfeld, bei den beiden Hofräten in den Abteilungen, 
Herrn Dipl.Ing. Haslehner und Dipl.Ing. Hüller, bei den jeweiligen Bediensteten und 
Mitarbeitern für ihre hervorragende Arbeit recht herzlich bedanken.  

Wir von der ÖVP werden diesem Kapitel unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei 
der ÖVP) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich der 
Herr Abgeordnete Kovacs gemeldet.  

Ich darf darauf hinweisen, dass eine tatsächliche Berichtigung mit der Wiedergabe 
der zu berichtigenden Behauptung zu beginnen hat und diese Behauptung dem 
berichtigendem Sachverhalt gegenüberzustellen ist.  

Verstößt ein Redner dagegen, ist ihm durch den Präsidenten das Wort zu 
entziehen.  

Bitte Herr Kollege. 

Abgeordneter Günter Kovacs (SPÖ): Herr Präsident! Herr Abgeordneter Samt, 
Sie haben vorher behauptet, ich habe von 50 Kilometern gesprochen. Das ist natürlich 
nicht richtig. Ich habe lediglich gesagt, dass von Riegersdorf bis Dobersdorf es zirka 15 
Kilometer sind und von Abschnitt Ost, von Dobersdorf bis zur Staatsgrenze bei 
Heiligenkreuz zirka 14 Kilometer. 

Also, ich bitte dies auch zur Kenntnis zu nehmen. Danke. 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Danke Herr Kollege. Als nächster Rednerin 
erteile ich der Frau Landtagsabgeordneten Ingrid Salamon das Wort.  

Bitte Frau Kollegin. 

Abgeordnete Ingrid Salamon (SPÖ): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wasserwirtschaft ist für uns ganz wichtig. Wasser ist Leben, ohne 
Wasser kein Leben. Wir wohnen zum Glück in einem Gebiet, wo wir wirklich qualitativ 
hochwertiges Trinkwasser haben.  

Wo - das wurde vorher schon angesprochen - natürlich auch Abwasser 
dementsprechend entsorgt wird. Und ich glaube, mit dieser Ressource Wasser sollten wir 
sehr sorgsam umgehen. 

In Österreich und insbesondere im Burgenland sind wir in der glücklichen Lage, 
dass wir praktisch zu 100 Prozent Grundwasservorkommen haben, das als Trinkwasser 
verwendet wird. Das beste Trinkwasser ist Grundwasser, welches natürlichen Ursprungs 
ist und keiner weiteren Aufbereitungen bedarf. Das wird auch im österreichischen 
Lebensbuch so festgestellt.  
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Hauptprobleme des Grundwasserschutzes aus der Sicht der Trinkwasserversorger 
stellen aber heute, nach wie vor, die Belastungen mit Pestiziden und Nitraten dar. Die oft 
intensive Landwirtschaft mit ihrem hohen Einsatz an Düngemittel und Pestiziden stellt vor 
allem die Gefährdung des Grundwassers dar.  

Eine ordnungsgemäße Landwirtschaft hat derart standortbezogen zu erfolgen, dass 
es zu keinen Schwellenwertüberschreitungen im Grundwasserbereich kommt. Damit ist 
eben auch nicht jede Bewirtschaftungsmaßnahme überall möglich.  

Es können hier keine großen Interpretationsspielräume und Toleranzgrenzen im 
landwirtschaftlichen Bereich gesehen werden, da gleichzeitig die Grenzwerte für das 
Trinkwasser festgelegt sind. Und Sie wissen alle, dass diese Grenzwerte bei 50 
Milligramm pro Liter liegen.  

Sollte es über diesem Grenzwert sein, so kann es passieren, dass Wasser als 
Trinkwasser nicht mehr verwendet werden kann. Und ich glaube, daher ist es wirklich 
wichtig, dass hier die Wasserversorger und die Landwirtschaft Hand in Hand gehen, um 
dieses Problem zu lösen.  

Speziell in den Trinkwassereinzugsgebieten sollten auch die Fördermittel der 
ÖPUL-Programme für eine grundwasserverträgliche Bewirtschaftung eingesetzt werden, 
um einen effizienten Grundwasserschutz zu bewirken. Diese sollte auf jeden Fall in der 
jetzigen Phase der Planung des ÖPUL-Programmes aufgenommen werden.  

Hier darf ich wirklich den Appell an unseren Herrn Landesrat richten, um dies auch 
an den Bund weiter zu geben.  

Ich glaube, dass es auch eine sehr positive Entwicklung ist. Eine positive 
Entwicklung, die wir im Nordburgenland haben, ist eigentlich die Zusammenarbeit mit der 
Landwirtschaftskammer und den Wasserleitungsversorgern, die hier natürlich 
Beratungsgespräche machen.  

Und ich glaube, das ist ein richtiger Weg in die richtige Richtung, dass sich 
diejenigen, die dieses Problem betrifft und das für uns, für die Bevölkerung, wichtig ist, 
zusammensetzen, beraten und daher Lösungsvorschläge dann natürlich für beide Seiten 
haben. 

Als positiv sind natürlich auch die Neufassungen der Grundwasserschonungsgebiet 
Verordnungen, die ja heute schon erwähnt worden sind, in Frauenkirchen, Gols, Kittsee, 
Oggau, Purbach und Neufeld. Das ist, glaube ich, auch eine ganz wichtige Verordnung 
und wird auch für die Qualität des Trinkwassers für die Zukunft wichtig sein. 

Ja, meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie kennen sicher die Diskussion, die 
es EU-weit gibt, das Wort „Konzessionsrichtlinie“ sozusagen, wo man versucht, oder 
versucht hat, über die EU europaweit die Liberalisierung und Privatisierung des Wassers 
voran zu treiben.  

Es gibt aber die positive Meldung, dass es zwei Millionen Unterschriften gegeben 
hat, aus allen EU-Staaten, und natürlich vor allem von den Wasserversorgern und von der 
Bevölkerung, von Gewerkschaften.  

Ich glaube, dass auch hier der richtige Schritt in die richtige Richtung gelungen ist, 
dass diese Wasserversorgung aus der Konzessionsrichtlinie herausgenommen wird, um 
hier wirklich die Qualität und den Wasserpreis in Zukunft für die Bevölkerung zu sichern. 

Ja, es ist heute auch schon angeklungen, dass es sehr wichtig ist, das 
Abwassersystem. Und hier möchte ich Ihnen sagen, unser Abwassersystem,  neun von 
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zehn Haushalten sind im Prinzip an die Kanalisation angeschlossen und ich glaube, dass 
das natürlich auch ein wichtiger Teil ist. 

Ich darf noch einmal zurückkommen auf die Wasserentsorgung. Ich glaube, hier ist 
es uns wichtig, dass wir uns klar darüber werden, dass das System, die Wasserleitung, 
bei uns in den 50er, 60er und 70er Jahren entstanden sind, die trotz regelmäßiger 
Sanierung und Reparaturtätigkeiten natürlich in die Jahre gekommen sind.  

Und ich glaube, dass es hier in der Zukunft eine große Herausforderung geben 
wird, diese Wasserversorger und -entsorger wirklich weiter am Leben zu erhalten. Ich 
glaube, dass es hier notwendig ist, viel Geld in die Hand zu nehmen.  

Da möchte ich darauf hinweisen, dass es natürlich besonders problematisch ist, 
dass im Zusammenhang mit dieser Sanierung, mit dem Neubau, die Kürzungen von 
Bundesmittel gekommen sind, das wissen wir alle. Bundesmittel in der 
Siedlungswasserwirtschaft.  

Und ich darf auch hier den Herrn Landesrat ersuchen und natürlich auch die 
zuständigen Leute, die zukünftig in der Bundesregierung dafür verantwortlich sind, dass 
man diese Förderungen wieder überdenkt, dass man einsieht, dass es wichtig ist, damit 
es hier Förderungen gibt, um diese Investitionen auch machen zu können, weil ich glaube, 
dass es wichtig ist, hier diese Netze aufrecht zu erhalten.  

Es ist nicht nur wichtig und eine Unterstützung für die Gemeinden, ich glaube, dass 
es wichtig ist für die Umwelt, für den Tourismus und natürlich auch für die Wirtschaft. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will mich natürlich auch bedanken 
beim Herrn Landesrat, bei den jeweiligen Abteilungen, für die Beratung und für die gute 
Zusammenarbeit. Und wir sehen, wenn wir gemeinsam versuchen, Probleme zu lösen, 
glaube ich, dass das sehr wichtig ist für unsere Bevölkerung. 

Ich darf nun zum Schluss noch auf das Kanalanschluss- und Kanalabgabengesetz 
kommen. Also hier ist es ja so, dass es eine Gesetzesnovelle gibt. Ich glaube, dass es 
wichtig ist, diese Gesetzesnovelle zu beschließen. Es ist das Ziel, unnötige Bürokratie 
abzubauen, die mögliche Vereinfachung für die Bürgerinnen und Bürger.  

Es ist auch wichtig, dass man Regenwässer als Gebrauchswässer verwenden kann 
und ich darf ein paar Beispiele nennen. Ich glaube, dass es auch wichtig ist, die Betonung 
des Verbraucherprinzips, sowie die Gebührendeckelung. Wir stimmen auch dieser 
Gesetzesnovelle zu. 

Ich darf jetzt vielleicht noch zum Schluss etwas anbringen. Gestern hat die Frau 
Landesrätin - und ich habe das sehr gerne zur Kenntnis genommen - über das 
Schulbauprogramm gesprochen, dass es hier Gelder gibt, das auch gut ist.  

Ich, als Gemeinde, habe auch schon sehr viele bekommen für Volksschulen und 
Mittelschulen. Ich möchte mich auch herzlich dafür bedanken. Die Stadtgemeinde 
Mattersburg hat im Jahr 2010 angesucht, weil wir eine Berufsschule haben. Eine 
Berufsschule, wo  die Stadtgemeinde Schulerhalter ist. 

Ich würde Ihnen gerne dieses Ansuchen noch mitgeben. Sie können mir vielleicht 
dann in den nächsten Tagen sagen, wann wir uns zusammensetzen können und wie viel 
Geld ich von diesen Fördermaßnahmen bekomme. (Beifall bei der SPÖ) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächster Redner ist Herr Landesrat 
Liegenfeld zu Wort gemeldet. 

Bitte Herr Landesrat. 
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Landesrat Andreas Liegenfeld (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! In der Budgetgruppe 6 sind neben Verkehr, Infrastruktur auch sehr wichtige 
elementare Bereiche im ländlichen Raum wie Güterwegebau und eben die gesamte 
Wasserwirtschaft beinhaltet.  

Zum Güterwegebau: Ich glaube, das wurde heute schon gesagt, das ist der 
Lebensnerv des ländlichen Raumes. Und gerade im Südburgenland ist der 
Güterwegebereich ein ganz wichtiger Wirtschafts- und Nahversorgungsbereich. Und er 
geht natürlich über die gesamten agrarischen Aspekte hinaus.  

Der gesamte Freizeit- und Tourismusbereich, das Radfahrland Burgenland wird 
natürlich hier auch dementsprechend in Wichtigkeit gestellt. Diese 3.700 Kilometer stellen 
natürlich auch eine große Herausforderung dar. Die Güterwege sind vorwiegend in den 
60er, 70er und 80er Jahren gebaut worden und kommen in die Jahre und die Erhaltung ist 
für sehr viele Gemeinden eine große Herausforderung. 

Wir werden hier auch die Möglichkeit schaffen, dass wir wieder Sanierungen über 
den ELER-Topf hier anstreben, damit wir hier auch kofinanziertes Geld von der 
Europäischen Union und vom Bund bekommen, damit wir unser ordentliches Budget 
dementsprechend auch entlasten können.  

Ich kann Ihnen mit den zwei Zahlen das sehr gut dokumentieren. Der Neu- und 
Ausbau ist budgetiert mit 250.000 Euro und die Erhaltung mit 1,6 Millionen Euro. Hier 
sehen Sie auch die dementsprechende Wertigkeit, die wir hier im Burgenland haben. 

Ich wünsche mir aber auch mehr Synergien bei der Erhaltung im operativen 
Bereich, wo es darum geht, die beiden Bau- und Betriebsleistungszentren im Süden und 
im Norden hier mit Wasserbau, Straßenbau und Güterwegebau noch besser zu 
koordinieren, die Synergien noch besser herauszuarbeiten. 

Damit wir unsere Philosophie weiterhin entwickeln können, nämlich dass wir zum 
einen im Neubaubereich eigentlich zu 100 Prozent die Arbeiten an Fremdfirmen vergeben 
und im Erhaltungsbereich das mit unseren Spezialisten durchführen möchten. 

Ich bedanke mich auch recht herzlich bei der Abteilung 4b, bei dem Hofrat 
Wolfgang Haslehner mit seinem Team, die hier hervorragende Arbeit machen und auch 
immer das Bindeglied mit den Gemeinden optimal darstellen. (Beifall bei der ÖVP und des 
Abg. Manfred Kölly – Abg. Manfred Kölly: Bravo!) 

Zum Bereich Wasser, Wasserwirtschaft: Ich glaube jeder, der im Burgenland einen 
Wasserhahn aufdreht, ist hier gut bedient, unsere Trinkwasserqualität ist eine sehr hohe. 
Wir sind mit 99 Prozent bei der öffentlichen Wasserentsorgung angeschlossen und 97 
Prozent bei der Wasserversorgung.  

Wir haben auch - und Frau Abgeordnete, Sie haben das angesprochen - die 
Herausforderung der Erhaltung der gesamten Leitungen in der Versorgung und 
Entsorgung, hier auch ein Projekt initiiert, das heißt Vorsorgen. Wo alle neun 
Bundesländer und das Bundesministerium hier an einem Strang ziehen, damit wir die 
Gemeinden dementsprechend beraten können. Wo es darum geht, gewisse 
Sanierungsmaßnahmen durchzuführen.  

Zu der Wasserqualität muss ich dazu sagen, dass wir natürlich kämpfen und das ist 
auch schon so in der Verhandlung eigentlich positioniert, dass wir über das ÖPUL-
Programm hier unsere Wasserschutzgebiete definieren.  

Die Wasserqualität im Bereich Nitratbelastung ist schon auch eine gewisse Altlast. 
Wir wissen, dass unsere Wasserkörper Großteils zwischen 30 und 50 Jahre alt sind. Das 
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heißt also, die Sünden, die wir im Nitratbereich vor 30, 40 Jahren begangen haben, die 
kommen jetzt zutage. Im Rahmen dieser ÖPUL-Landwirtschaft ist das in den letzten zehn 
bis 15 Jahren bei weitem zurückgegangen, dieser Nitrateintrag. 

Wir kämpfen natürlich und es gibt auch einige Dinge, wo wir in Gebieten eine 
enorm hohe Biolandwirtschaft haben und wo wir genau in diesen tiefen Brunnen eine 
hohe Nitratbelastung haben. Hier wissen auch manchmal die Fachleute nicht weiter.  

Eines muss man klipp und klar sagen, für uns ist es wichtig, dass die 
Wasserversorgung und die Wasserentsorgung in der öffentlichen Hand bleiben, dass wir 
hier diesen hohen Anspruch an die Bevölkerung auch dementsprechend rechtfertigen 
können. 

Zum Geld: Es ist in den Verhandlungen gelungen, 2013 60 Millionen Euro für die 
Siedlungswasserwirtschaft aufzustellen und für 2014 100 Millionen Euro. Das heißt, wir 
haben in etwa ausreichende Mittel zur Verfügung, damit wir hier diese Investitionen 
bewerkstelligen können. 

Zum Hochwasserschutz: Wir haben heuer Bilder gesehen, vorwiegend aus 
Oberösterreich und Niederösterreich, wo es zu massiven Hochwasserereignissen 
gekommen ist. Wir hatten auch im Burgenland ein Hochwasserereignis, heuer im Februar 
im Bereich Güssing, wo der Boden gefroren war, eine Schneedecke lag und etwa 60, 70 
Millimeter Niederschlag gekommen ist.  

Hier haben sämtliche Schutzbauten ihre richtige Wirkung gezeigt und sind 
angesprungen. Das zeigt auch, dass wir hier fachlich gut bauen. Wir haben die 
Herausforderung, wenn wir von einem hundertjährigen Hochwasserschutz für das 
Burgenland reden, dass wir noch etwa 80 größere Projekte umsetzen müssen. 

Seit 2005 sind 40 Millionen Euro an Bundesmitteln geflossen. Wir haben hier in 
etwa 600 Projekte umgesetzt. Für heuer haben wir 6,1 Millionen Euro plus eben die 
zusätzlichen Mittel von 3,6 für das Sonderprogramm Hochwasserschutz für 2013. Das hat 
schon den Vorteil, dass diese Vor- und Zwischenfinanzierungen der Interessenten 
wesentlich verkürzt werden. 

Hier ist es auch wichtig, dass wir uns in Zukunft mit der Pflege unserer vielen 
Hochwasserschutzeinrichtungen auseinandersetzen. Wir bauen sehr viel, das heißt, wir 
werden in Zukunft auch die Herausforderung haben, diese 
Hochwasserschutzeinrichtungen zu pflegen. Hier brauchen wir auch wieder diese 
Symbiose im operativen Bereich mit den Bau- und Betriebsdienstleistungszentren, damit 
wir die Herausforderung schaffen, diese vielen Baumaßnahmen dementsprechend zu 
pflegen.  

Was nützt es, wenn wir ordentlich bauen und die werden nicht gepflegt? Dann 
kommt es eben bei Hochwassereinflüssen wieder zu Problemen und Schäden.  

Wir bauen auch sehr ökologisch beim Hochwasserschutz. Ein anderer Teil, der mir 
sehr wichtig ist, ist der Bereich rund um den Neusiedler See. Hier haben wir auch die 
Herausforderungen mit den Wasserständen. Wir hatten ja heuer einen sehr feuchten 
Winter. Wir haben absichtlich den Wasserstand, obwohl es eine Vereinbarung mit Ungarn 
gibt, doch etwas höher gehalten.  

Das hat sich auch bei dem trockenen Sommer ausgezahlt, sonst hätten wir einen 
Wasserstand gehabt, der für den Neusiedler See bedenklich wäre. Hier geht es darum 
und ich bin ein Verfechter dafür, dass wir hier den Wasserstand sehr hoch halten. 
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Dann das Zweite ist beim Neusiedler See die große Herausforderung, dass sechs 
Siebentel der Speisung des Neusiedler Sees über Niederschlag kommen. Das heißt, alles 
was in den See hineinkommt, bleibt auch drinnen. Das heißt, diese Seerandvorflächen 
gehören ordentlich gepflegt. Hier haben wir auch die Möglichkeit, mit sehr vielen ÖPUL-
Geldern diese Seerandflächen ökologisch sehr hoch zu halten.  

Das dritte Problem beim Neusiedler See ist der Altschilfbestand. Wir hatten bis in 
die 70er, 80er Jahre hier sehr viel abgebrannt. Das Qualitätsschilf wird in etwa nur 
zwischen zwei und fünf Prozent der gesamten Fläche genutzt. Wir haben hier ein Projekt 
ENEREED, wo wir in der Zwischenzeit die Verwertung von Schilf sehr unproblematisch 
sehen. Eine große Herausforderung ist die wirtschaftliche Bringung, den wirtschaftlichen 
Schilfschnitt.  

Hier gibt es aber auch privatwirtschaftliche Ideen, wo wir mit hochtechnischen 
Geräten diese Herausforderung lösen können und wollen für die nächsten Jahre. 

Ich bedanke mich recht herzlich bei der Abteilung 9, beim Hofrat Hüller, der hier 
auch sehr gute Arbeit leistet, die Gemeinden sehr gut berät, die Bundeswässer, die 
Interessentengewässer und immer wieder schaut, dass wir dementsprechende 
Finanzmittel haben, eine umsichtige Planung. Ein herzliches Dankeschön, Herr Hofrat, für 
Deine Arbeit. (Beifall bei der ÖVP) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Da niemand mehr zu Wort gemeldet ist, 
kommen wir zur Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die der Gruppe 6 in 
der vorliegenden Fassung ihre Zustimmung erteilen, sich von den Plätzen zu erheben. -  

Die Gruppe 6 ist somit in der vorliegenden Fassung mehrheitlich angenommen.  

V. Teil 

Gruppe 7: Wirtschaftsförderung 

Gruppe 8: Dienstleistungen 

Gruppe 9: Finanzwirtschaft 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Wir kommen nun zur Beratung des V. Teiles des 
Voranschlages. Er umfasst die Gruppen 7, Wirtschaftsförderung, 8, Dienstleistungen und 
9, Finanzwirtschaft.  

Das Wort hat der Herr Generalberichterstatter Abgeordneter Hergovich. 

Generalberichterstatter Robert Hergovich: Herr Präsident! Hohes Haus! Meine 
Damen, meine Herren! Einnahmen in der Höhe von 11.700 Euro und Ausgaben in der 
Höhe von 23.297.300 Euro sieht die Regierungsvorlage im ordentlichen Haushalt für die 
Gruppe 7, Wirtschaftsförderung, vor. 

Für die Gruppe 8, Dienstleistungen des ordentlichen Haushaltes, sind Einnahmen 
in der Höhe von 707.200 Euro und Ausgaben in der Höhe von 995.700 Euro vorgesehen. 

In der Gruppe 9, Finanzwirtschaft, sind im ordentlichen Haushalt Einnahmen in der 
Höhe von 587.746.200 Euro und Ausgaben in der Höhe von 67.249.200 Euro 
veranschlagt. 

Namens des Finanzausschusses beantrage ich die Gruppe 7, 
Wirtschaftsförderung, der Gruppe 8, Dienstleistungen, und der Gruppe 9, 
Finanzwirtschaft, die unveränderte Annahme zu erteilen.  
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Ich stelle den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, die Gruppe 7, 8 und 9 
unverändert anzunehmen.  

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Danke Herr Generalberichterstatter. Als erstem 
Redner erteile ich Herrn Landtagsabgeordnetem Jany das Wort.  

Bitte Herr Kollege.  

Abgeordneter Reinhard Jany (ÖVP): Herr Präsident! Geschätzte Damen und 
Herren! Die Landwirtschaft nicht nur im Burgenland, sondern auch weltweit, befindet sich 
laufend im Umbruch. Mit 200.000 Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche im Burgenland ist 
das Burgenland ein Agrarland und wird es auch in Zukunft sein.  

Die Arbeit wird sicherlich nicht leichter für uns Bauern, wir müssen alles 
dokumentieren, es muss alles nachvollziehbar sein, wir haben strenge Umweltauflagen, 
wir sind am Weltmarkt angekommen, unsichere Märkte und ein geändertes 
Konsumverhalten.  

Hierzu kommt noch die Überprüfung der Digitalisierung, Kontrollen durch die AMA, 
Kellerinspektionen und so weiter. Dafür wird die Arbeit aber transparenter, die 
Dokumentation und Nachvollziehbarkeit spielen hier eine bedeutende Rolle. Wir tun 
unsere Arbeit mit viel Fleiß, mit viel Herz und auch aus Leidenschaft. Wir werden unsere 
Chancen in der burgenländischen Landwirtschaft nutzen.  

Wir brauchen vielfältige Produktionssparten, vom Weinbau, Tierhaltung, Ackerbau, 
Biolandbau, Obst, Gemüse und vieles mehr. Wir brauchen eine bäuerliche Landwirtschaft, 
fleißige Bauern haben bewiesen, dass sie sich anpassen können. Der Konsument steht 
sozusagen vor der Tür, jeden Tag, tagtäglich eigentlich, wir Bauern bieten ihnen das, was 
der Konsument will. Das heißt aber nicht, mehr produzieren zu müssen, sondern einfach 
besser zu werden.  

Wir versorgen unsere Kunden mit Produkten von höchster Qualität und bester 
Güte. Der Stellenwert der Bauernschaft muss erhalten bleiben, denn wir decken den Tisch 
täglich. 

Die Bauern haben die Werkstatt unter freiem Himmel, deshalb ist es auch wichtig, 
dass wir das Eigentum schützen. In den Koalitionsverhandlungen, die derzeit stattfinden, 
wird es wichtig sein, wichtige Eckpunkte zu setzen, keine weiteren Steuern auf das 
Eigentum, auf Grund und Boden, Steuererleichterungen für junge Landwirte, steuerfreie 
Betriebsübernahmen für den ersten, beziehungsweise eigenen landwirtschaftlichen 
Betrieb. 

Wir müssen das Einkommen der Bauern sichern, wir brauchen 
Rahmenbedingungen unter denen wir nachhaltig und zukunftssicher wirtschaften und 
produzieren können. Wir brauchen gesunde leistungsfähige Betriebe, die Mut zu 
Investitionen haben. Deshalb ist es wichtig, dass wir auch Leistungen fördern und Mut 
belohnen. Zuerst besser werden und dann größer.  

Wir produzieren gesunde Nahrungsmittel. Österreich und das Burgenland müssen 
sich als Feinkostladen Europas positionieren. Wir brauchen regionale Lebensmittel auch 
in den öffentlichen Versorgungseinrichtungen, zum Beispiel in öffentlichen Küchen. Wir 
brauchen eine klare Herkunftsbezeichnung, wo Österreich draufsteht, muss auch 
Österreich drinnen sein.  

Die Bezeichnung „vom Bauernhof“ darf nur für bäuerliche Produkte gelten. Wir 
müssen den sorglosen Bodenverbrauch eindämmen, um die Lebensmittelproduktion auch 
in Zukunft zu sichern. Derzeit werden in Österreich täglich 22,4 Hektar verbetoniert für 
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Straßen, Siedlungen, Betriebsanlagen oder Industriebauten, für Shoppingcenter und so 
weiter vergeudet.  

Diese Flächen stehen den nachfolgenden Generationen für die Produktion, für die 
Nahrungsmittelproduktion, nicht mehr zur Verfügung. Vor fünf Jahren, 2005 bis 2008, 
waren es 14,8 Hektar, heute sind es 22,4 Hektar. Also um ein Drittel mehr und ich glaube, 
das ist bedenklich.  

Wir Bauern sind seit Generationen gewohnt, frei und unabhängig auf unseren 
Höfen unsere Entscheidungen zu treffen. Wir brauchen keine nationalen Alleingänge, wir 
sind bereits am Weltmarkt angekommen. Wir brauchen keine Verschärfung gesetzlicher 
Auflagen und Standards. Wir haben hohe Tierschutzstandards sowohl Tierschutz, 
Pflanzenschutz, Umwelt- und Naturschutz, wir brauchen mehr Praxistauglichkeit und 
Rechtssicherheit bei AMA Digitalisierungen und so weiter.  

Wir Bauern schaffen Lebensqualität am Land, wir lassen keine Region zurück, es 
soll Chancengleichheit im Land für alle geben. Wir brauchen eine ganzheitliche Förderung 
des ländlichen Raumes. Agrargelder dürfen keine Sozialgelder sein. Wir brauchen eine 
Stärkung und Finanzierung unserer Gemeinden durch den Finanzausgleich.  

Wir brauchen die Sicherung der Arbeitsplätze im ländlichen Raum. Wir brauchen 
eine gute Verkehrsinfrastruktur gerade im Südburgenland. Wir brauchen eine 
Gesundheitsvorsorge, gerade auch in der Pflege für die ältere Generation in unserem 
Land. Wir müssen erneuerbare Ressourcen nutzen, wir wollen gestalten, nicht nur 
verbrauchen.  

Die Idealvorstellung wäre ein energieautarker Bauernhof. Dazu sind wichtige 
Maßnahmen notwendig, sowie der Ausbau der Solar- und Photovoltaikanlagen und 
Biomasseheizungen, dadurch sind auch dementsprechende Fördermaßnahmen 
notwendig.  

Die Verstärkung der Energieproduktion in bäuerlicher Hand und die Förderung des 
Ausbaus der Biomasse ist ein wichtiger Schwerpunkt. Wir müssen die Familien und 
Jungen unterstützen, die landwirtschaftliche Familie ist unser höchster Wert, sie ist die 
Zukunft unserer Höfe. Bildung ist ein sicheres und gutes Kapital für die Zukunft. Wer nicht 
in Bildung investiert, gibt sich selbst auf. Wir sind mit unseren landwirtschaftlichen Schulen 
im Burgenland, glaube ich, ganz gut aufgestellt.  

Güssing soll dank unseres Herrn Landesrates demnächst ausgebaut werden. Ich 
darf von dieser Stelle aus ein herzliches Dankeschön sagen an ihn und seine Büros, 
nochmal Danke für Deinen Einsatz, Herr Landesrat. (Beifall bei der ÖVP) 

Es wird auch wichtig sein, dass wir in Zukunft die Kofinanzierung, die ja in den 
Budgetverhandlungen oder in den Koalitionsverhandlungen derzeit ansteht, dass die 
Kofinanzierung für die Zukunft, für die nächste Finanzperiode gesichert wird.  

Wir werden diesem Budget heute die Zustimmung geben und ich danke für die 
Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Herr 
Landtagsabgeordneter Loos.  

Bitte Herr Kollege. 

Abgeordneter Josef Loos (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Spätfrost in vielen Teilen unseres Landes, massiver 
Hagelschlag, wenig bis keine Niederschläge in den Sommermonaten, also viele 
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Wetterkapriolen ergeben für die Landwirtschaft 2013 ein sehr schwieriges Jahr. All das 
verursachte auf unseren Feldern Schäden in Millionenhöhe. Die Landwirtschaft ist an ihre 
natürlichen Standorte gebunden und muss daher mit diesen Schäden leben und 
überleben.  

Daher war es wichtig, dass unser Bundeskanzler und unser Landeshauptmann 
Hans Niessl beim Lokalaugenschein im Burgenland sofort rasche Hilfe zugesagt haben. 
Danke dafür an beide, speziell natürlich an unseren Herrn Landeshauptmann. (Beifall bei 
der SPÖ)  

Unsere Bäuerinnen und Bauern können sich darauf verlassen, dass es von 
Bundes- und Landesseite wirkungsvolle Unterstützungen gibt. Trotz dieser schwierigen 
Rahmenbedingung haben es aber unsere Bäuerinnen und Bauern wieder geschafft, 
ausgezeichnete Qualitäten zu produzieren.  

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! In Österreich besteht seit Jahrzehnten 
gesellschaftlicher Konsens dahingehend, dass die kleinstrukturierte kleinbäuerliche 
Landwirtschaft in Form von Familienbetrieben die Grundlage für die Sicherstellung 
rückstandsfreier, hochqualitativer und regionaltypischer Lebensmittel darstellt. 

Dafür sind auch die Konsumentinnen und Konsumenten in unserem Land bereit, 
durch den Kauf dieser Produkte unsere Bäuerinnen und Bauern zu unterstützen. 
Entsprechende Umweltprogramme für die Landwirtschaft sollen daher Umwelt, 
Trinkwasser und unsere Böden schützen.  

Die SPÖ-Bauern sprechen sich klar für eine nachhaltige ökologische und regionale 
Bewirtschaftung aus.  

Dazu einige wichtige Punkte. Ein klares Ja zum Zwei-Säulen-Modell, zu den 
Direktzahlungen, sowie der ländlichen Entwicklung. Für die Ausgleichszahlungen sind 
aber nationale Obergrenzen einzuführen. Es muss auch Sockelprämien für die ersten 
Hektar für jeden landwirtschaftlichen Betrieb geben.  

Der Arbeitsaufwand muss endlich mitberücksichtigt werden. Sehr positiv bewerten 
wir, dass wirklich nur landwirtschaftliche Betriebe die Ausgleichszahlungen bekommen 
sollen. Unser Ziel ist es, damit die bäuerlichen Familienbetriebe, also die Klein- und 
Mittelbetriebe, langfristig zu sichern.  

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Aber nicht nur das Wetter hat unseren 
Bäuerinnen und Bauern zu schaffen gemacht, auch andere Entscheidungen standen auf 
der Tagesordnung. Sommerthema waren Maßnahmen gegen das Bienensterben, in 
allerletzter Minute konnte die ÖVP, im Speziellen Bundesminister Berlakovich davon 
überzeugt werden, dass weitgehende nationale Maßnahmen in Ergänzung zur EU-
Durchführungsverordnung zum Verbot von Neonicotinoiden in Österreich notwendig sind. 
Dazu wurde auch ein Antrag von vier Parteien eingebracht und auch unterstützt.  

Nach dem massenhaften Bienensterben in Europa fürchten auch Wissenschaftler 
nun auch um andere Insekten, zum Beispiel um Schmetterlinge, wo die Bestände um fast 
50 Prozent zurückgegangen sind. Viele Forscher warnen auch vor einem Rückgang 
unserer Artenvielfalt in unseren Wiesenlandschaften. Verantwortlich für so einen 
Populationsrückgang sind den Wissenschaftlern zufolge zwei Trends.  

Zum einen hat sich die Landwirtschaft in Europa in den vergangenen Jahren stark 
verändert. So entstanden riesige eintönige Flächen, die den Insekten, wie Bienen oder 
Schmetterlingen, zu wenig Lebensräume bieten. Zudem sterben viele Tiere an 
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ausgebrachten Pestiziden. Daher muss auch der Umweltfaktor eine größere Rolle bei der 
Vergabe von Subventionen spielen. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Hohes Haus! Großartig ist die 
Biolandwirtschaft. Österreich ist mit zirka 20 Prozent der landwirtschaftlichen Fläche, das 
sind zirka 530.000 Hektar, Bioweltmeister. Im Burgenland sind wir noch besser, mit fast 25 
Prozent der landwirtschaftlichen Fläche. Das ist super, aber für uns immer noch zu wenig.  

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Wir wollen unter anderem, dass 
landwirtschaftliche Betriebe dann höhere Fördergelder erhalten, wenn sie wirklich 
umweltschonend und ökologisch nachhaltig produzieren. Dazu ist aber eine Umverteilung 
der Fördergelder notwendig und damit dann verbunden, dass qualitativ hochwertige 
biologische Lebensmittel für alle auch leistbar sind. 

Weiters ist es dann auch möglich, dass wir die Klein- und Mittelbetriebe stärken 
und eine Ausweitung der Biobetriebe ermöglichen.  

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Nun komme ich zum Weinbau. Der 
Weinbau hat bei uns eine lange Tradition. Die Weinreben gehören bei uns zum 
Landschaftsbild, ebenso wie unsere wunderbare vielfältige Natur- und Kulturlandschaft. 
Ideale klimatische und geologische Rahmenbedingungen bilden die besten 
Voraussetzungen für authentische und unverwechselbare Weine. Aber es braucht auch 
den Menschen dahinter.  

Die burgenländischen Winzerinnen und Winzer leisten Jahr für Jahr tolle Arbeit. Sie 
haben es verstanden, auf Qualität zu setzen, und das ist die Basis für den Erfolg unseres 
Weines. Bei nationalen und internationalen Prämierungen erreichen sie mit ihren Weinen 
Top-Bewertungen und Auszeichnungen und liegen damit immer im Spitzenfeld, wenn 
nicht sogar an der Spitze. Dazu möchte ich recht herzlich gratulieren. (Beifall bei der SPÖ) 

Die heurige Weinernte ist mit Ausnahme der Prädikats- und Süßweine bereits 
abgeschlossen und man kann regional verschieden von einer Durchschnittsernte 
sprechen. Nun liegt es wieder an unseren Winzerinnen und Winzern, wieder Spitzenweine 
zu produzieren. Ich hoffe, Herr Landesrat, dass wir gemeinsam auch das Problem der 
Stare lösen können.  

Ich glaube, um Schussapparate und Flugzeuge, die sogenannten „Starfighter“, aus 
unseren wunderbaren Kultur- und Naturlandschaften rauszubringen, ist die einzige 
Alternative das Einnetzen der Weinreben. Hier muss man eben versuchen, wieder 
Fördermittel zu lukrieren, um damit unseren Weinbauern und den damit erhöhten 
finanziellen Aufwand zu erleichtern. Ein Aufwand, der sowohl unserem Weinbau wie auch 
unserer Natur zugutekäme.  

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Meine Fraktion wird diesem 
Budgetansatz die Zustimmung erteilen. (Beifall bei der SPÖ) 

Zweiter Präsident Kurt Lentsch: Als nächster Redner ist Herr Landesrat 
Liegenfeld zu Wort gemeldet. 

Bitte Herr Landesrat. 

Landesrat Andreas Liegenfeld (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Die Landwirtschaft im Burgenland ist sehr gut aufgestellt. Wir haben eine 
bäuerliche Landwirtschaft, wo die gesamte Agrarwirtschaft, aber natürlich auch die 
Forstwirtschaft dazugehört. Die Forstwirtschaft im Burgenland, ein nicht unbedeutender 
Teil, ein Drittel des gesamten Landes ist mit Wald bepflanzt.  
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Wir haben einen guten Waldzustand. Der Wald ist für uns auch ein 
Energiespender, ein Nutzholzspender und auch Erholungsgebiet. Das alles ist natürlich 
auch eine Herausforderung mit verschiedenen klimatischen Einflüssen. Erst in den letzten 
Tagen wurden wir auf eine Borkenkäfersituation aufmerksam gemacht, weil es eben 
heuer im Sommer sehr heiß war.  

Wir haben aber ein gutes Forstreferat mit Hofrat Hubert Iby, der gute Arbeit macht. 
Auch unser Bodenschutzprogramm mit dem Landesforstgarten, wo jährlich 130.000 
Sträucher und Bäume produziert werden, trägt für diesen hohen Standard bei. 

Punkto Agrartechnik, hier muss man auch sagen, dass wir die Agrartechnik im 
Laufe der Zeit neu strukturieren müssen. Es ist nicht mehr der agrarische Schwerpunkt 
hier vorwiegend, sondern wir haben hier kommunale Strukturverbesserungen, wie beim 
Hochwasserbau, beim Straßenbau und so weiter zu machen.  

Hier macht auch die Abteilung 4, die sogenannten Kommassierer, machen gute 
Arbeit, wo sie eingesetzt werden, um hier eine ländliche Neuordnung zu definieren. Ein 
herzliches Dankeschön an Hofrat Höbaus und seinem Team. (Beifall bei der ÖVP) 

Zur Agrarwirtschaft: Die Agrarwirtschaft ist immer im Spannungsfeld mit der 
Gesellschaft. Wir haben hier viele Herausforderungen zu schaffen. Wenn ich nur denke, 
die Diskussion, wo wir nicht immer hohe Selbstversorgungsgrade haben und die 
Stallbauten, die in den letzten Monaten diskutiert werden, hier muss ich wirklich 
gratulieren.  

Ein Projekt in Welgersdorf wurde optimal vorbereitet, die Bevölkerung sehr 
transparent miteinbezogen. Dementsprechend ist dieses Projekt auch mit einer sehr 
hohen Zustimmung von 80 Prozent über die Bühne gegangen. Das ist ein 
Vorzeigeprojekt, wie man solche Herausforderungen meistern kann. 

Wenn es darum geht, nun die neue Förderperiode 2014 bis 2020 zu planen, so 
haben wir sicherlich noch einige Dinge zu diskutieren. Dieses Zwei-Säulen-Modell ist, 
glaube ich, unumstritten. In der ersten Säule, die Direkt- und Ausgleichszahlungen, und 
die zweite Säule, wo wir sehr viele Möglichkeiten haben, das gesamte ÖPUL-Programm, 
das Investitionsprogramm, das Bioprogramm. Deswegen ist es so wichtig, dass wir diese 
zweite Säule auch haben.  

Wir im Burgenland profitieren ungleich mehr wie andere Bundesländer von dieser 
Säule. Hier geht es auch darum, in den jetzigen Koalitionsverhandlungen, dass wir diese 
Kofinanzierung von 50:50, sie wurde angekündigt, dass wir die auch erhalten, damit wir in 
etwa wieder diese Möglichkeiten haben, unseren hohen Stellenwert hier zu erhalten.  

Eines muss man auch sagen, die Diskussion im sozialen Bereich, dieses ELER-
Programm, ist keine eierlegende Wollmilchsau. Wir haben hier in etwa 90 Millionen Euro 
zur Verfügung, haben hier in den letzten Jahren sehr viel gemacht.  

Es gibt natürlich die einen oder anderen Befindlichkeiten, aber für das 
Sozialprogramm gibt es den ESF-Fonds und hier müssen wir diese Investitionen für 
diesen ländlichen Raum schon dort lassen, wo wir sie gut aufgehoben finden, weil gerade 
die Investitionsförderung, glaube ich, die gesündeste Förderung ist.  

Wenn Sie die Weinwirtschaft ansprechen, die ist erst mit dem Beginn der 
Investitionsförderung in dieses qualitativ hochwertige Umfeld gekommen, wo wir eben mit 
diesen Investitionen sehr viel auslösen, auch Kaufkraft hier im Burgenland binden. Die 
Weinwirtschaft ist sicherlich die Lokomotive der gesamten Agrarwirtschaft. 
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Eines muss ich aber auch klar sagen. Ich bin eher ein Freund von weniger 
Förderungen und höheren Produktpreisen. Das wollen wir Bauern alle, wir wollen für 
unsere Produkte dementsprechend eine Entlohnung. Bei diesen Produktpreisen wollen 
wir in den nächsten fünf Jahren sehr viele Begleitprogramme machen.  

Wir haben uns geeinigt, dass wir im Burgenland ein eigenes Agrarmarketingsystem 
aufbauen, damit wir unsere hochwertigen Produkte dementsprechend auch bewerben 
können, dass wir hier die Transparenz auch von einer hochwertigen Produktion darstellen 
können. In diesem Agrarmarketing werden die Wirtschaftskammer, die 
Landwirtschaftskammer und das Land Burgenland vertreten sein.  

Wir werden in den nächsten Wochen diesen Agrarmarketing-Verein gründen, wo 
wir das gesamte Marketing, ob das jetzt im Wein ist, ob das im Gemüse ist, in Obst ist, in 
der Fleischproduktion, in der Milchproduktion, in den verschiedenen Bereichen, wo wir 
auch Heurigenwirte, diese gesamten Genussregionen wollen wir hier unter ein Dach 
bringen, wo die Marke Burgenland hier sehr hoch herausgestellt wird.  

Das passt auch mit diesem Konzept zusammen, das das Land momentan 
entwickelt, dass die Marke Burgenland eben eine sehr hochwertige Marke ist in der 
Produktion, aber auch in den Dienstleistungen. Hier haben wir auch für das nächste Jahr 
relativ viel Budgetmittel zur Verfügung gestellt, damit wir ein schlagkräftiges Marketing 
anbieten können.  

Mir ist es auch ganz wichtig, dass wir auch die Herkünfte noch besser 
herauskehren, dass wir eben auch draufschreiben, was drinnen ist. Es kann nicht sein, 
wenn Fleisch nur in Österreich umgepackt wird, dass dann irgendein rot-weiß-rotes 
Fähnchen hervorgekehrt wird und der Konsument getäuscht wird.  

Der Konsument wird getäuscht. Hier müssen wir auch einen Schulterschluss mit 
der gesamten Konsumentenvertretung machen. Das Burgenland ist ein Agrarland, das 
viertgrößte Agrarland in Österreich nach Niederösterreich, Oberösterreich, der Steiermark, 
von der Wertschöpfung kommt das Burgenland, wo auch die Gentechnik keine Chance 
hat. Hier stehe ich klar dazu. Wir brauchen keine Gentechnik in unserer Landwirtschaft.  

Wir haben einen sehr hohen Bioanteil. Bio Austria macht hier hervorragende Arbeit. 
Obmann Zwiletitsch ist auch hier. Wir arbeiten mit allen Bioverbänden sehr gut 
zusammen. Ich glaube, der Konsument braucht auch biologische Landwirtschaft. Mir ist es 
aber auch wichtig, dass wir das auch gut verkaufen können, deswegen auch der gesamte 
Biobereich hier in diesem gesamten Agrarmarketing beinhaltet. 

Bildung ist auch eine sehr wichtige Sache in der Landwirtschaft. Wir haben in 
Zukunft zwei schlagkräftige landwirtschaftliche Fachschulen, in Güssing wird schon 
gebaut, ein neuer Wirtschaftshof in etwa fünf Millionen Euro Investition, wo wir hier unsere 
jungen Burgenländerinnen und Burgenländer ausbilden wollen.  

Es sind nicht nur Schülerinnen und Schüler von landwirtschaftlichen Betrieben, 
sondern es kommen immer mehr von außerlandwirtschaftlichen Betrieben, die 
hervorragende Berufsaussichten hier vorfinden. In Eisenstadt haben wir einen neuen 
Schulleiter, der die Vernetzung zwischen den verschiedenen Institutionen, Bundesamt für 
Weinbau, Fachhochschule, Weinakademie, vorantreibt und auch eine gewisse 
Internationalisierung dieser Schule entwickelt. 

Wir haben auch einen guten Partner mit der Landwirtschaftskammer, wo Beratung 
groß geschrieben wird, die unsere Betriebe hier dementsprechend immer wieder begleitet. 
Sei es in der Produktion, aber auch in der gesamten Abwicklung von verschiedenen 
Förderungen.  
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Ein herzliches Dankeschön, Herr Präsident Hautzinger, für diese tolle Arbeit und 
Herr Kammerdirektor-Stellvertreter eine gute Arbeit, eine gute Partnerschaft mit der 
Burgenländischen Landwirtschaftskammer. (Beifall bei der ÖVP) 

Herr Abgeordneter, Sie haben den Wein gelobt, ja, der Wein ist eine wirklich gut 
entwickelte Wirtschaftssparte. Es ist auch ein wirtschaftlich wichtiger Teil; 200 Millionen 
Euro an Wertschöpfung kommt vom Wein in das Burgenland. Der Wein ist auch 
Werbeträger für das Burgenland. Die Winzer arbeiten Jahr für Jahr sehr hart. Es ist nicht 
alles in bester Ordnung. Das sage ich auch als Präsident des Burgenländischen 
Weinbauverbandes.  

Wir haben in manchen Bereichen kleinere Probleme. Ich spreche hier Rotwein im 
klassischen Bereich an, wo wir uns vielleicht in der Vermarktung, aber auch in der 
Definition von verschiedenen Weinstilen mehr anstrengen müssen. Hier wird es in der 
nächsten Zeit auch einen Schwerpunkt in der Vermarktung geben. Aber im Großen und 
Ganzen ist der gesamte Weinsektor ein Herzeigesektor und er soll auch die Lokomotive 
für dieses gesamte Agrarmarketing im Burgenland spielen.  

Wir werden den Wein auch international besser aufstellen. Wir hatten vor einigen 
Tagen die Möglichkeit, dass wir auch mit einer international renommierten Region eine 
Partnerschaft eingehen konnten. Mit dem Piemont, mit der Strada Vino del Barolo, 
konnten wir hier ein weintouristisches Programm entwickeln, wo wir gemeinsam in 
Deutschland, in Dänemark, in Holland auftreten können, auch über Leader-Projekt, das 
betreiben können, wo wir gegenseitig profitieren und dementsprechend auch den Schritt 
in die internationale Richtung hier gehen können. 

Sie haben auch das Stare-Problem angesprochen. Dies ist mir absolut bewusst. 
Die beste Methode für Schutz gegen Stare ist das Einnetzen und wir werden im nächsten 
Jahr entweder über das ELER-Programm eine Investitionsförderung für die Netze 
anbieten. Und wenn das nicht funktioniert, dann werden wir ein eigenes Landesprogramm 
entwickeln. Vielleicht punktgenau für die Gemeinden, wo wir einen sehr großen 
Schutzbedarf haben. Aber diese Herausforderung, glaube ich, müssen wir annehmen, 
dass wir hochwertige Kulturen auch dementsprechend schützen. 

In dem Sinn ein herzliches Dankeschön für die gute Zusammenarbeit mit den 
verschiedenen Verbänden und Fachabteilungen. Die Landwirtschaft im Burgenland ist gut 
aufgestellt. (Beifall bei der ÖVP) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser (der den Vorsitz übernommen hat): Als 
nächster Redner gemeldet ist Herr Abgeordneter Sodl.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Wolfgang Sodl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 
Geschätzte Damen und Herren! Das Thema Energie ist ein wichtiges Thema, ein 
wichtiges Zukunftsthema, was weltweit, europaweit, bundesweit, landesweit, ja bis zu 
jedem Haushalt und jeder davon auch betroffen ist.  

Wie erzeugen wir die Energie und wie gehen wir mit den Ressourcen der Energie 
um? Es geht - wie gesagt - zum einen um die Erzeugung von erneuerbarer Energie, zum 
anderen um den Energieverbrauch, diesen zu reduzieren und mit diesen 
Energieressourcen sehr bewusst umzugehen und diese Ressourcen auch nicht zu 
vergeuden. 
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Der Energieverbrauch steigt weiterhin stetig. Das heißt, den sinnvollen und 
effizienten Einsatz von Energie im privaten sowie im gewerblichen und natürlich auch im 
öffentlichen Bereich.  

Wie weit sind wir und wie weit wollen wir von anderen Ländern abhängig oder 
unabhängig sein im Bereich der Energie? Wie entwickeln sich die Kosten für Energie und 
sind die zukünftig für unsere Menschen auch leistbar? 

Natürlich stellt sich für uns auch die Frage, wie wir unseren Energiebedarf auch mit 
dem Ziel zur Erhaltung unseres Klimas in Einklang bringen können. Leisten wir dadurch 
einen Beitrag zur Erhaltung und zur Verbesserung der Lebensqualität der Bevölkerung 
und eine gesunde Entwicklung unseres Lebensraumes?  

Wenn wir heute im Burgenländischen Landtag, in diesem Hohen Haus, die 
Energiestrategie unseres Heimatlandes Burgenland 2020 und vor allem auch das Budget 
diskutieren, so ziehen wir Bilanz und blicken natürlich auch nach vorne. Wir ziehen Bilanz, 
wo stehen wir? Was ist der Status Quo? Und welchen Weg gehen wir? 

Unser Bundesland Burgenland ist eine ökologische Modellregion in Österreich und 
europaweit und wird es auch in Zukunft sein. Wir alle können und sind auf die positive 
Entwicklung in unserem Bundesland Burgenland gerechtfertigt stolz. Vor zehn Jahren 
wurde ein Energiekonzept mit zehn Maßnahmenbereichen erarbeitet und zum Großteil 
auch umgesetzt.  

Der Fokus lag auch damals schon auf die Energieverbrauchsentwicklung. Im Jahre 
2009 wurde von unserem Herrn Landeshauptmann Hans Niessl das Energieteam 
Burgenland ins Leben gerufen, das sich mit den Schwerpunkten der Energieeffizienz und 
Energieproduktion beschäftigt. Dieses Energieteam erarbeitete den Inhalt und die 
Eckpunkte der Energiestrategie Burgenland 2020.  

Dafür möchte ich mich beim gesamten Team recht herzlich für die hervorragende 
und ausgezeichnete Arbeit bedanken. Und vor allem beim Teamleiter, beim 
Technologiebeauftragten und Geschäftsführer der Burgenländischen Energieagentur 
Dipl.Ing. Johann Binder. (Beifall bei der SPÖ) 

In weiterer Folge erstellte die FH Burgenland 2012 eine Energiestrategie für die 
Energieentwicklung des Burgenlandes bis 2020. Das ambitionierte Ziel, 50 Prozent der 
Energie aus erneuerbarer Energie im eigenen Land zu erzeugen, inklusive Verkehr, 
Haushalte, Industrie, Gewerbe, Landwirtschaft und Dienstleistungen.  

Die Schwerpunkte der burgenländischen Energiestrategie, die auf Grund einer 
ausführlichen Analyse des burgenländischen Verbrauchs und der Erzeugung von Energie 
der letzten zehn Jahre wurde ein umfangreicher Maßnahmenkatalog zur Erreichung der 
vorgeschlagenen Ziele erarbeitet und ein Zielpfad bis 2020 entwickelt.  

Dieses beinhaltet einerseits den Energieverbrauch und andererseits die Produktion 
von erneuerbarer Energie. Darüber hinaus wurde auch ein Szenario bis zum Jahre 2050 
skizziert. Ein Ziel, eine Vorgabe, ein ehrgeiziges Ziel. Das Burgenland will bis 2050 mehr 
Energie produzieren, als es insgesamt benötigt. 

Das langfristige Ziel, bis 2050 vollständig energieautark zu werden, ist angesichts 
des hohen Ressourcenpotentials des Burgenlandes, sprich aus Wind, Sonnenkraft, Land- 
und Forstwirtschaft, ebenfalls machbar. Allerdings sind hier noch einige 
Technologiesprünge wie die Effizienzsteigerung bei der Photovoltaik sowie Biogas und 
Biotreibstoffprodukten aus erneuerbaren Ressourcen vorauszusetzen.  
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Energieautarkie des Burgenlandes ist kein Schlagwort, sondern ein ehrgeiziges 
Ziel, das wir verfolgen. Unser Heimatland Burgenland ist Europas Modellregion für 
erneuerbare Energie. Nicht von ungefähr wurde 2013, im heurigen Jahr, im Burgenland 
das Jahr der Energiewende ausgerufen. 

Als erste Region Europas ist unser Heimatland stromautark. 2013 ist ein großes 
Jahr und ein Meilenstein für die Energieversorgung unseres Heimatlandes Burgenland. 
Vom ehemaligen Stromimporteur ist das Land zum Exporteur von sauberem Strom 
geworden. Der burgenländische Weg hin zur Stromautarkie durch den Ausbau der 
erneuerbaren Energie ist mit Sicherheit der richtige und wird konsequent weiter verfolgt.  

Damit stehen wir auch im Einklang mit einer zentralen Zielsetzung der 
Europäischen Union - einem ressourcenschonenden Europa. Und Sie wissen, meine sehr 
geschätzten Damen und Herren, dass das Burgenland vor 15 Jahren einen damals 
vielleicht auch belächelten, aber innovativen und vorausschauenden Weg eingeschlagen 
hat.  

Wenn ich Ihnen einige Highlights aus der burgenländischen Energiestrategie 
nennen darf, die für mich sehr aussagekräftig sind, wie zum Beispiel die Erzeugung von 
biogenen Brenn- und Treibstoffen hat sich in den letzten zehn Jahren versiebenfacht 
sowie die Erzeugung von Umgebungswärme, sprich aus Wärmepumpen oder ähnlichen 
Geräten, hat sich in den letzten zehn Jahren verdoppelt.  

Seit dem Jahr 2001 ist diese kontinuierlich gestiegen. Dies ist unter anderem auf 
die geringe Heizlast von neu errichteten Gebäuden, welche optimal durch Wärmepumpen 
abgedeckt werden kann, zurückzuführen.  

Weiters: Das Burgenland erzeugt pro Kopf die zehnfache Menge an Wind- und 
Photovoltaikstrom als der österreichische Durchschnitt. Die Erzeugung von Strom aus 
Windkraft und Photovoltaikanlagen ist seit dem Jahr 2001 drastisch angestiegen. Von 
einem Ausgangspunkt nahe Null um die Jahrtausendwende konnte die Erzeugung auf 
knapp 800 Millionen Kilowattstunden angehoben werden. 

Generell hat sich die Erzeugung von erneuerbarer Energie im Burgenland, sprich 
Windkraft, Fernwärme, Biogas, Biotreibstoffe fast verdreifacht. Das Burgenland hat im 
Vergleich zu allen anderen Bundesländern mit Abstand die größte Steigerung von 
erneuerbarer Energie erreicht.  

Trotz Wirtschaftszuwachs im Burgenland ist aber der Energieverbrauch in privaten 
Haushalten rückläufig. Mit dem Wohnbauförderungsgesetz werden mit Sicherheit hier die 
richtigen Rahmenbedingungen dafür geschaffen. Die Richtlinien der Wohnbauförderung 
wurden dahingehend verändert, dass die Förderung im Zusammenhang mit einem 
erhöhten ökologischen Aspekt steht. 

Mit den Wohnbauförderungsrichtlinien wird natürlich zur Stabilisierung und zur 
Senkung des Energieverbrauchs wesentlich beigetragen. Wenn wir den Status Quo 
unseres Bundeslandes hernehmen, so sehen wir deutlich, dass die politischen 
Verantwortlichen unseres Landes die Bedeutung von erneuerbaren Energien bereits sehr 
frühzeitig erkannt haben.  

Im Bereich der Windenergie hat die Energie Burgenland bisher 300 Millionen Euro 
investiert und nimmt jetzt noch einmal 500 Millionen Euro für den weiteren Ausbau in die 
Hand. In die notwendige Infrastruktur fließen davon knapp 90 Millionen Euro. 

Das Burgenland ist eine Vorzeigeregion in Sachen Ökologie und ein Musterbeispiel 
für eine nachhaltige Energiepolitik. Schon im Mai 2013 konnten im heurigen Jahr exakt 
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116,7 Prozent und im Juni 133,2 Prozent des burgenländischen Strombedarfs erzeugt 
werden. 

Dieser konsequente Weg soll auch fortgesetzt und weiterhin Innovationen forciert 
werden. Mit einer jährlichen Globalstrahlung von rund 1.000 Kilowattstunden pro 
Quadratmeter weist das Burgenland, das Land der Sonne, wie es auch genannt wird, die 
höchsten Sonneneinstrahlungen aller Bundesländer auf. 

Diese vorhandenen Energieressourcen gilt es zu nutzen. Deshalb soll auch im 
Bereich der Photovoltaik intensiver diese ausgebaut werden. Derzeit bestehen 
Vereinbarungen über eine Gesamteinspeiseleistung von über einen Gigawatt bis 2014. 
Damit können nach Abschluss der zweiten Ausbauwelle von Windkraftanlagen im Jahre 
2014 noch 255 Megawatt in einer dritten Ausbauwelle abgeschlossen werden. Das 
entspricht 85 Windkraftanlagen.  

Die maximale Einspeisleistung aus Ökostromanlagen von 1.300 Megawatt wird 
damit voraussichtlich bereits im Jahre 2015 erreicht. Das entspricht - damit man ein 
bisschen ein Gespür bekommt - der beachtlichen Leistung von rund sieben 
Donaukraftwerken in der Größe von Freudenau. 

Die Vorteile der erneuerbarer Energie liegen auf der Hand. Die Wertschöpfung 
bleibt im Land und es werden wertvolle Arbeitsplätze geschaffen. Allein durch das von der 
Windkraftanlagenfirma Enercon in Zurndorf gebaute Betonwerk - eine 40 Millionen Euro 
Investition - werden bis zu 300 Arbeitsplätze geschaffen.  

Derzeit hinaus werden 25 Jugendliche in der Lehrwerkstätte in Mattersburg zu 
Spezialisten im Servicebereich der Windenergie ausgebildet. 

Weiters hohes Potenzial ist auch im Bereich der Photovoltaik, der Energie aus 
Biomasse, aber auch durch die ständige technische Verbesserung und 
Effizienzsteigerung möglich. Das Burgenland verbraucht derzeit rund zehn Milliarden 
Kilowattstunden Strom, die durch Windkraft abgedeckt wird. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Aufgrund eigener positiver 
Erfahrungen möchte ich das Projekt Eco - das Energiekonzept für die Kommunen - das 
ein Projekt der burgenländischen Energieagentur in Kooperation mit der Dorferneuerung 
ist, an dem sich die burgenländischen Gemeinden beteiligen konnten, heute hier 
ansprechen.  

Im Zuge des Projektes wurde in den Gemeinden ein Prozess gestattet, der auch 
die Bürgerinnen und den Bürger mit einbezieht und im ersten Schritt eine Ist-Analyse zur 
Energiesituation in der eigenen Kommune durchführt. 

In einem weiteren Schritt wurden Zielvorgaben und Umsetzungspläne erarbeitet. 
Eco bildet somit für die Gemeinden ein umfassendes Energiekonzept für die nächsten 
Jahre. Auch in unserer, in meiner Gemeinde Olbendorf wurde dieses Projekt sehr 
erfolgreich für die Gemeinde und für unsere Bürgerinnen und Bürger durchgeführt. Für 
unsere Gemeinde wurde eine Studie über die gesamte Heizungsanlage im öffentlichen 
Bereich und im Photovoltaikanlage für den Kindergarten und auch für die Schule erstellt, 
erarbeitet und umgesetzt. 

Für Gemeinden und deren Bevölkerung eine vorragende Initiative. Das Projekt 
wurde und wird seitens der Dorferneuerung unterstützt und gefördert. Für die sinnhafte 
und wichtige Initiative möchte ich mich bei den Verantwortlichen, in erster Linie bei 
unserer Frau Landesrätin Verena Dunst, die den Bereich der Dorferneuerung untersteht, 
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und Dipl.Ing. Binder, der dieses Projekt mit Herzblut und Engagement leitet und umsetzt, 
recht herzlich bedanken. (Beifall bei der SPÖ) 

Mit dem engagierten Ausbau der erneuerbaren Energie haben wir den Aufstieg in 
die Topliga geschafft. Wir haben bereits eine tolle Ausgangsbasis geschaffen. Wir nutzen 
sie, wir gehen den eingeschlagenen konsequenten Weg weiter. Er ist jener Weg, der 
Zukunft hat.  

Mit der Zustimmung dieses Budgets führen wir den Aufschwung und die positive 
Entwicklung unseres Heimatlandes Burgenland weiter. (Beifall bei der SPÖ) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Zu Wort gemeldet ist der Herr 
Landeshauptmann. 

Bitte Herr Landeshauptmann. 

Landeshauptmann Hans Niessl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Die Energiefrage ist für jedes Land eine ganz wichtige und wesentliche 
Zukunftsfrage. Denn preiswerte Energie zur Verfügung stellen zu können, wird in Zukunft 
für den Wirtschaftsstandort, für jeden Wirtschaftsstandort, aber natürlich auch für die 
Menschen, die hier wohnen, die hier leben, von ganz wichtiger Bedeutung sein.  

Das Burgenland hat schon vor etwa zehn Jahren damit begonnen, auf erneuerbare 
Energie zu setzen. Aus mehreren Gründen. Wir sind fest davon überzeugt, dass die 
fossilen Energieträger keine allzu lange Zukunft haben und dass es in diesem Bereich 
auch zu großen Preissprüngen kommen kann. 

Es gibt jetzt aktuelle Entwicklungen, wo der Energiepreis vielleicht reduziert wird. 
Warum? Weil auf der einen Seite durch Fracking ein Umwelteingriff gemacht wird, der für 
viele verantwortungslos ist, der aber dazu führt, dass billig Energie zur Verfügung gestellt 
werden kann. Auch auf die Gefahr hin, dass das Grundwasser für die nächsten 
Generationen zerstört wird.  

Österreich spricht sich im Augenblick gegen Fracking aus. In anderen Ländern 
machen sie das und teilweise wandert die Wirtschaft in jene Länder, wo es noch billigere 
Energiepreise gibt. Auch auf Kosten der Zerstörung der Umwelt. 

Wir wollen das auch im Burgenland nicht, sondern wir wollen eine intakte Natur und 
eine intakte Umwelt. Und das war auch mit einer der Gründe, dass wir auf erneuerbare 
Energie, in erster Linie Windkraft, aber auch auf Biomasse gesetzt haben.  

Es sind in diesem Bereich deutlich mehr als 1.000 neue Arbeitsplätze entstanden. 
Green jobs, viele reden davon. Wir Burgenländer haben das Schritt für Schritt umgesetzt. 
Wir konnten hier internationale Betriebe, zum Beispiel in Zurndorf mit der Firma Enercon 
ansiedeln. 

Es gehen heute die Produkte der Firma Enercon teilweise in den süddeutschen 
Raum, weil die Produktion so gut läuft, weil dort viele Burgenländerinnen und 
Burgenländer angestellt wurden, die mit ihrem Einsatz diesen Betrieb in kurzer Zeit 
hochgefahren sind.  

Wir haben aber auch erreicht, dass wir unabhängiger von Erdöl und Erdgas 
werden. Ich denke, das ist insofern eine wichtige Zukunftsfrage, dass man sagt, man 
muss unabhängiger vom Gas aus Moskau oder vom Gas aus Teheran sein, weil man in 
Zukunft nicht weiß, wie die internationale wirtschaftliche und politische Situation sein wird. 
Und wir haben schon erlebt, dass gerade auch in Zeiten, wo es sehr viele Minusgrade hat, 
am Gashahn gedreht wurde und das auch zu Preisveränderung führt. 
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Und es ist die Ökologie – CO2. Wir leben in einer Zeit des Klimawandels. Stark 
Niederschläge, extreme Witterung. Viele Wetterforscher sagen uns, dass auch der 
nächste Winter extrem werden wird mit vielen, vielen Minusgraden. Auch ein Teil der 
Klimaveränderung. CO2 ist schlecht für die Gesundheit, schlechte Luft ist schlecht für die 
Gesundheit. Und wir wollen, dass es bessere Luft gibt, dass die kommende Generation 
eine bessere Umweltsituation und CO2-Situation vorfindet. 

Eine bekannte österreichische Schriftstellerin hat gesagt, was wir heute tun, 
entscheidet darüber, wie die Welt von morgen aussieht. Und das ist für uns der Grund, 
dass die Welt von morgen besser aussehen soll, dass wir auf erneuerbare Energie 
setzen.  

Und es waren letztes Wochenende - und auch am Montag war ich dabei - Vertreter 
aus 16 Nationen im Burgenland, um hier eine internationale Fachtagung durchzuführen 
unter der Leitung des früheren Landeshauptmannes Schausberger, die beeindruckt von 
diesen Energiekonzept Burgenland sind. Nämlich die erste Region in Europa zu sein, die 
100 Prozent stromautonom ist.  

Und wenn der Kollege Kölly gelacht hat, als gesagt wurde, sieben Donaukraftwerke 
so viel Strom erzeugen, wie sieben Kraftwerke an der Donau Freudenau. Dann ist das 
nicht zum Lachen.  

Man hat auch gelacht, wie wir gesagt haben, wir bauen die Windenergie aus. 
Sondern wir sagen, das Kraftwerk Freudenau erzeugt die Summe x an Strom. Und wenn 
unser Ausbauprogramm fertig ist 2014, dann werden wir x-mal sieben Strom im 
Burgenland erzeugen. Also tatsächlich sieben Kraftwerke Freudenau an Stromerzeugung 
im Burgenland.  

Und das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist eine Top-Erfolgsgeschichte 
für unser Heimatland Burgenland. Vor 15 Jahren Null Stromproduktion und in einem Jahr 
120 Prozent Stromproduktion. Als erste Region in Europa. Die Bevölkerung trägt das mit. 
Arbeitsplätze sind entstanden, CO2-Emissionen werden reduziert und die Umwelt 
verbessert. Eine Erfolgsgeschichte des Burgenlandes! (Beifall bei der SPÖ) 

Mir geht es aber nicht nur um die Windenergie, sondern wir erzeugen im 
Augenblick 13, 14 Prozent unseres Strombedarfes aus Biomasse. Und ich sage auch 
ganz klar, da muss man vorsichtig sein. Vorsichtig sein deswegen, weil wir Riesenmengen 
an Biomasse importieren. Aus Ungarn, aus Rumänien, aus der Ukraine. Nachzulesen in 
der Handelsbilanz Österreichs. 

Ich stehe dazu, dass man dort, wo man die Regionalität nützt, wo man die kleinen 
Einheiten hat, den Wald im Burgenland sinnvoll bewirtschaftet, natürlich auf Biomasse 
setzt, dass das weiter ausgebaut werden soll mit entsprechendem Wirkungsgrad, mit 
entsprechender Effizienz. Aber ich sage, wir müssen vorsichtig sein bei Großanlagen. 
Denn wollen wir wirklich, dass wir Riesenmengen an Holz aus der Ukraine oder aus 
Rumänien oder aus anderen Ländern ins Burgenland bringen? Da habe ich die gleiche 
Abhängigkeit, die ich eigentlich bei Erdöl und Erdgas habe. 

Der ökologische Fußabdruck ist ein deutlich schlechterer, wenn wir diesen Weg 
fortsetzen. Also, insofern in der nächsten Förderperiode muss auch klar definiert werden, 
in welche Richtung wollen wir uns weiter entwickeln, im Bereich der erneuerbaren 
Energie.  

Und auch ein Wort zu Güssing erneuerbarer Energie. Ich stehe zu Güssing. Wir 
wollen das dort erhalten. Aber 52 Fördermillionen sind in die Stadt Güssing geflossen. In 
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keine andere Stadt hat es so viele Förderungen gegeben, wie für die Stadt Güssing, für 
Projekte. In der Stadt Güssing 52 Millionen Euro! 

Und natürlich muss es sein, dass hier überprüft wird, evaluiert wird. Was ist 
nachhaltig, welche Ergebnisse gibt es? Und was soll weiter gefördert werden? Oder 
vielleicht auch nicht weiter gefördert werden? Das würde jeder verantwortungsvolle 
Mensch auch so machen. Und das machen auch wir so.  

Und auch Forschung und die Entwicklung und Innovation muss im Burgenland auf 
neue Beine gestellt werden. Wir sind uns hier auch in der Regierung einig, dass es hier 
Strukturen geben muss mit einem Forschungsbeirat, wo nicht nur burgenländische 
Forscher, sondern nach Möglichkeit auch Forscher aus Österreich, aus anderen Ländern 
vertreten sind, um die Forschungsstrategie festzulegen. Um die Forschungsergebnisse zu 
evaluieren. Schwerpunkte zu setzen.  

Wir wissen, dass wir Defizite haben im Bereich Forschung, Entwicklung und 
Innovation und auch erneuerbare Energie. Das wollen wir aufstocken. Aber da braucht 
man moderne Strukturen, wo Wissenschaftler sitzen, die einem dann auch in 
entsprechender Form beraten und objektiv sagen, was die Ergebnisse sind, ob es 
verantwortungsvoll ist, Steuergeld weiter in diesem Bereich der Forschung, Entwicklung 
und Innovation zu setzen. 

Und es hat für das gesamte Burgenland Gültigkeit. Denn es gibt ja nicht nur 
Güssing im Bereich Forschung, Entwicklung und Innovation, sondern natürlich auch die 
Fachhochschulen. Auch dort wird geforscht. Es gibt viele Betriebe, die Förderungen aus 
dem Titel Forschung, Entwicklung und Innovation bekommen. Auch das müssen wir 
professioneller, mit noch besseren Strukturen und kompetenter in entsprechender Form 
begleiten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Burgenland hat in seinem Leitbild 
das Motto „Mit der Natur zu neuen Erfolgen“. Wir leben dieses Landesmotto mit unserem 
Nationalpark, mit den sechs Naturparks, grenzüberschreitend, die wir haben, mit dem 
Ausbau der erneuerbaren Energie. In Summe wird eine Milliarde Euro mit Ende des 
nächsten Jahres im Burgenland in den Ausbau der erneuerbaren Energie investiert 
worden sein. 

Da haben wir natürlich auch für die Bauwirtschaft eine sehr gute Basis geschaffen, 
weil auch die burgenländische Bauwirtschaft durch diesen Ausbau in entsprechender 
Form profitiert hat. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Auch jetzt profitieren viele Klein- und Mittelbetriebe, wenn ich den Leitbetrieb, zum 
Beispiel, die Firma Enercon mit 450 Beschäftigten im Burgenland hernehme. Mit der 
Lehrwerkstätte in Mattersburg, wo Ökoenergietechniker ausgebildet werden, die diese 
Firma übernehmen wird, profitieren viele Klein- und Mittelbetriebe, dass es diesen 
Leitbetrieb hier gibt, die zuliefern, die dadurch auch ihre Arbeitsplätze absichern und wo 
neue Arbeitsplätze entstehen können. 

Das ist der neue burgenländische Weg, nämlich, auf erneuerbare Energie zu 
setzen, „green jobs“ im Land zu schaffen, eine Umwegrentabilität für viele Kleinbetriebe, 
auch im Burgenland, zu haben und Vorreiter für Europa zu sein. Wir können stolz darauf 
sein, eine Modellregion und die erste Region in Europa zu sein, die stromautonom 
geworden ist. 

Da beneiden uns viele andere Regionen. Dass jene skeptisch sind, die selbst Erdöl 
und Erdgas erzeugen, das muss ich ja nicht sagen, denn die wollen ja auch in Zukunft ein 
möglichst gutes Geschäft haben. 
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Ich kann Ihnen auch sagen, wenn wir die Speicherfrage noch klären können, da 
arbeiten viele Wissenschaftler daran, wie man, zum Beispiel, Strom aus Windenergie oder 
aus Biomasse speichern und dann bei der Spitzenabdeckung auch verwenden kann, ob 
das umgewandelt wird in Gas, Wasserstoff oder andere Speicherformen, die es gibt, da 
wird hart daran gearbeitet, dann gibt es für das Burgenland nochmals einen 
Quantensprung im Bereich der erneuerbaren Energie.  

Ich bin auch sehr froh und auch dankbar dafür, vor allen Dingen der Bevölkerung, 
den Menschen, mit denen wir den „Tag der Energiewende“ gefeiert haben, die wir 
eingeladen haben, die dort waren und dieses Projekt mitgetragen haben. (Zwiegespräche 
in den Reihen der Abgeordneten) 

Nicht einfach, aber ich denke, das ist wichtig für eine gute Zukunft, für das 
Burgenland. Für die Menschen in diesem Land, für die Ökologie, für die Reduktion des 
CO2. Weniger CO2 in der Luft heißt, gesündere Luft. Gesündere Luft heißt mehr 
Gesundheit und mehr Gesundheit heißt, länger leben. Deswegen hat dieser 
Umweltgedanke auch für die Gesundheit unmittelbare Auswirkungen. 

Ich darf mich aber nicht nur bei der Bevölkerung bedanken, dass das mitgetragen 
wird, sondern natürlich auch bei den Abgeordneten, die im Raumplanungsbeirat, in der 
Regierung hier diese Rahmenbedingungen ebenfalls mitgetragen haben.  

Nach Diskussionen, aber schlussendlich ist uns hier etwas gelungen, das 
europaweit herzeigbar ist, einzigartig ist und das Burgenland sicher in eine gute Zukunft 
führen wird. Ich bedanke mich dafür. (Beifall bei der SPÖ) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr 
Abgeordneter Ing. Rudolf Strommer. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Ing. Rudolf Strommer (ÖVP): Sehr geehrter Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wo viel Licht, da wird auch wohl Schatten sein. Die 
erneuerbare Energie, das Ziel, das wir uns gesetzt haben, möglichst viel Energie im 
Burgenland zu erzeugen, um energieautark zu sein, um den Betrieben 
Versorgungssicherheit garantieren zu können, möglichst viel Energie aus erneuerbaren 
Energieträgern, aus einem Mix, das ist der richtige Weg. 

Der Preis ist allerdings hoch. Nicht nur in finanzieller Hinsicht. Der Preis ist auch 
eine Landschaft, die in meinem Heimatbezirk es nahezu auf der Parndorfer Platte zu einer 
Devastierung geführt hat. Daher müssen wir sehr behutsam all diese Dinge künftighin 
angehen, wenn, der Kollege Sodl hat es gesagt, im heurigen Jahr noch 85 weitere 
Windkraftanlagen aufgestellt werden. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Ich weiß nicht, ob Sie in letzter Zeit im Bezirk Neusiedl am See waren, ob Sie 
einmal in letzter Zeit über den Bezirk Neusiedl am See geflogen sind. In der Nacht einmal, 
da blinkt es nur mehr, wenn da 400 Windkraftanlagen dort stehen. Der Kollege Friedl, als 
einer der Mandatare im Bezirk, weiß es. Die Akzeptanz der Bevölkerung ist enden 
wollend. Daher müssen wir sehr gut aufpassen. 

Ich habe mich gewundert, dass gerade im letzten Beitrag des Herrn 
Landeshauptmannes bei der erneuerbaren Energie kein einziges Mal das Wort 
Photovoltaik gefallen ist. Ich habe sehr gut aufgepasst. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten)  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die erneuerbare Energie ist so 
aufzustellen, dass wir diesen Mix aus Biomasse einerseits, mit all den Problematiken, die 
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der Herr Landeshauptmann genannt hat, aus Windkraft, die im Norden des Bezirkes 
ausgereizt ist, und aus Photovoltaik andererseits zusammen bringen. 

Ich verweise nur darauf: Wenn in Müllendorf zwei Windräder aufgestellt sind, dann 
fassen drei Gemeinderäte einen Beschluss dagegen. Wir reden da im Bezirk Neusiedl am 
See von hunderten Windkraftanlagen. Das ist ein Eingriff in die Landschaft, der noch nie 
da war. 

Auch das müssen wir bedenken. Nicht nur die finanziellen Dinge. Ich sage auch als 
Verantwortlicher im Land, mir wäre es lieber, wenn das landeseigene Unternehmen 
BEWAG - jetzt Energie Burgenland - einen größeren Teil dieser Windkraftanlagen 
betreiben würde, denn dann würden mehr an Dividenden, und das ist ein Bigbusiness, ein 
großes Geschäft, an das Land fließen. 

Ich war sicher immer einer, der auch im Raumplanungsbeirat all diese Dinge sehr 
kritisch hinterfragt hat. Ich war auch immer einer, der den Organisationen den Vogelzug 
von der Donau zum Neusiedler See in vielen Plänen eingezeichnet hat, die mich mit 
Klagen bedroht haben, weil ich eben meine Meinung gesagt habe. 

Da muss man gut aufpassen, dass die Akzeptanz in der Bevölkerung nicht 
überspannt wird. Daher kann, meines Erachtens, bei künftigen Dingen in der 
erneuerbaren Energie nur ein Augenmerk in Richtung Photovoltaik gesetzt werden, meine 
sehr geehrten Damen und Herren. Da sieht einer, der in der Region Verantwortung trägt, 
ganz einfach eine Notwendigkeit.  

Jetzt bin ich beim Kapitel Tourismus, wo ich jetzt dazu Stellung nehmen möchte, 
auch mit einer intakten Landschaft. (Abg. Gerhard Pongracz: Das haben wir doch gestern 
schon behandelt.) 

Wir werben mit einer intakten Landschaft, mit einer intakten Natur. Egal wo sie am 
Neusiedler See fahren, Sie sehen immer die Windräder. Jetzt kann man schon sagen, sie 
sind wunderschön. Auf der anderen Seite ist es auch ein Bedürfnis von 
Erholungssuchenden, dass sie in einer intakten Landschaft ihren Urlaub verbringen. Der 
Urlaub ist sicher das, wo sich die Menschen ein Jahr lang darauf freuen, wo Familien 
lange Zeit planen, wo sie diese Tage verbringen, der Erholung, der Regeneration. 

Es handelt sich da um die wichtigsten Wochen einer Familie, einer 
erholungssuchenden Generation, die wirklich sehr oft lange geplant wird. Die 
Tourismuswirtschaft ist eine der sensibelsten Wirtschaften, wo sehr leicht auf die leisesten 
Beeinträchtigungen große Folgewirkungen da sind. Der Urlaubsgast heute möchte nicht 
nur Ruhe, Erholung suchen, sondern auch Zusatznutzen haben. Kultur, Erlebnis, 
Abenteuer, erkunden, lernen. 

Oder gänzlich Neues erleben. Wir bieten hier von Kittsee bis Kalch 
urlaubssuchenden Touristen eine Palette von Dingen, die es auf diesem kleinen 
Landstrich, so, wie bei uns konzentriert, sonst nirgends gibt. Es hat der Kollege Loos in 
seinem Beitrag zum Naturschutz gesagt: Ein Drittel der Landesfläche steht unter 
Naturschutz!  

Das heißt, wir haben hier ein besonderes Juwel, das es gilt, auch entsprechend in 
Szene zu setzen. Schützen und nützen war immer unser Motto. Wir haben mit dem vom 
Herrn Landeshauptmann vorhin genannten Nationalpark Neusiedler See Seewinkel, einen 
bilateralen, einen grenzüberschreitenden Nationalpark, und mit den sechs Naturparken 
großartige Werte, die wir hier einsetzen können. 
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Mario Baier ist Verantwortlicher im Landesverband Tourismus Burgenland. Er 
bemüht sich redlich, hier all diese Dinge aufzuarbeiten. Was mich besonders freut, ist die 
Tatsache, ich glaube die Frau Landesrätin hat es gestern in der Anfragebeantwortung 
gesagt, dass seit sie für den Tourismus hier in der Landesregierung Verantwortung trägt, 
zusätzliche 600.000 Nächtigungen pro Jahr lukriert werden konnten. (Beifall bei der ÖVP)  

Das ist eine großartige Leistung. Die Tourismuswirtschaft ist eine Erfolgsstory 
schlechthin. 

Was mich so freut ist, dass durch kleine Zeichen, auch in der Bevölkerung, diese 
Tourismusgesinnung, Jahr für Jahr gehoben wird. Früher belächelt, heute ein 
Riesenevent. Beispielsweise der Blumenschmuckwettbewerb. Frau Landesrätin, ich 
gratuliere dazu! (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Ich gratuliere dazu, dass diesen Blumenschmuckwettbewerb so ein hoher 
Stellenwert in der Öffentlichkeit eingeräumt wird, dass durch ausgezeichnetes 
Management die Gemeinden mit Blumen so verschönert werden, dass sich die 
Menschen, die hier wohnen, und unsere Urlaubsgäste sehr wohl fühlen. 

Entscheidend für eine Urlaubsregion ist, dass sie unverwechselbar einzigartig ist 
„USB“ ist dieses schöne Fachvokabel. Wellness-Thermen gibt es überall in Europa. Das 
gehört heutzutage zu einer hochentwickelten Tourismusregion ganz einfach dazu. Die 
burgenländischen Thermen haben erst dieser Tage wieder gute Ergebnisse erzielt. Bei 
einem Ranking wurden die Thermenhotels österreichweit sehr weit vorne gereiht. Das 
zeigt, dass jene, die die Verantwortung dort tragen, in diesem Bereich hier gut arbeiten. 

Ein wichtiger Pfeiler in der Tourismuswirtschaft, in der Tourismuswerbung ist das 
ausgezeichnete Kulturangebot. Landesrat Bieler hat es schon in der Debatte über die 
Kulturansätze im Budget gesagt. (Abg. Christian Illedits: Dafür ist er auch zuständig.) 
700.000 Besucher in diesem kleinen Land. Wenn die entsprechend beworben werden, 
zusätzlich beworben werden, dann ist das ausgezeichnet. 

Wenn wir in der Region Neusiedler See einen leichten Einbruch im August im 
heurigen Jahr hatten, so zeigt das, dass das die Fortsetzung dieser verlängerte Arm von 
den nicht ganz ausgelasteten Seespielen in Mörbisch beziehungsweise Opernfestspielen 
in St. Margarethen war. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten)  

Wir in der Gemeinde Illmitz können es tagtäglich beobachten, Herr Kollege Loos, 
ob drei Schiffe pro Abend von Illmitz nach Mörbisch fahren oder, wie im heurigen Jahr, an 
manchen Tagen nur ein Schiff. Das sind dann natürlich auch die Nächtigungszahlen, in 
einem Bereich, der nicht dort ist, wo wir das in den vergangenen Jahren gewöhnt waren. 

Wir wissen schon, dass vieles hier beigetragen hat, dass alles, was zwei, 
zweieinhalb Autostunden im Einzugsbereich ist, heuer sehr stark mit Hochwasser 
gekämpft hat. All diese Dinge und vieles andere haben hier sicher ihre Rolle gespielt.  

Aber, wenn wir Haydn und Liszt auf einem internationalen Niveau haben, wie wir 
das vor wenigen Jahren uns nicht zu träumen gewagt haben und aus aller Herren Länder 
hier die Kunstgenießer in dieses Land kommen, dann haben wir damit eine Perle, die es 
gilt, zu hüten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Natürlich ist der Neusiedler See ein 
Gästemagnet, weil die Marke Neusiedler See ganz einfach jahrelang, jahrzehntelang 
beworben wird. Niemand bei Coca-Cola würde auf die Idee kommen, statt Coca-Cola, weil 
die Marke so bekannt ist, sie koffeinhaltige Limonade zu nennen.  
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Daher sollten wir gut aufpassen, ob wir im Burgenland auf diese gut beworbene, 
gut eingeführte Marke Neusiedler See nicht künftighin noch mehr setzen. Nicht weil ich 
hier wohne, sondern weil es ganz einfach eine Marke ist, die jahrzehntelang einfach 
geprägt wurde. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben vor eineinhalb oder zwei 
Jahren ein Tourismusgesetz beschlossen, das 2013 mit all seinen Auswirkungen erstmals 
in Kraft getreten ist. Ich spreche an, dass wir hier manche an Ausnahmen für 
Nächtigungen im beruflichen Bereich nicht mehr Ortstaxe-freigestellt haben. Heuer waren 
das erste Mal auch die Seminargäste Ortstaxe-pflichtig. 

All diese Dinge haben dazu geführt, dass wir Einnahmen lukrieren konnten, die wir 
vorher nicht so hatten. Wir haben die Tourismus-, die Ortstaxe, von 90 Cent, die ja nach 
einem klaren Schlüssel wie bisher verrechnet wird, mit den regionalen, mit den örtlichen 
und mit dem Landesverband Tourismus Burgenland um einen Marketingbeitrag erhöht, 
von 60 Cent, wo auch klar im Gesetz definiert ist, wer welchen Anteil davon bekommt. 

Ich gehe davon aus, dass, er ist heute nicht da, der Herr Landesdirektor Baier, vom 
Landesverband Tourismus Burgenland, dass die vereinbarten zehn Cent pro Nächtigung 
in die Regionen auch so kommen, wie wir das vereinbart und wie wir das entsprechend im 
Gesetz vorgesehen haben.  

Wenn der gestrige Tag auch gezeigt hat, dass wir uns freuen, dass 100.000 
Beschäftigte im Burgenland erreicht wurden, ein Spitzenwert, wie wir in noch nie hatten, 
dann ist der Tourismusbereich ein wesentlicher Wirtschaftsbereich, der dazu beigetragen 
hat, dass wir im Sommer, in den Spitzenzeiten, hier durch viel Personal, die da unsere 
Betriebe, unsere gutgeführten Betriebe hier anstellen, dass wir einen großen Beitrag in 
diesem Bereich hier leisten konnten.  

Mein Dank gilt deshalb allen, die dazu beigetragen haben. Ich gehe davon aus, 
dass wir diese drei Millionengrenze, die wir im Vorjahr noch nicht erreicht haben, weil hier 
in einem großen Betrieb Sanierungsarbeiten notwendig waren, dass wir diese Erfolgsstory 
Tourismus Burgenland weiterführen können. Die entsprechenden Ansätze im Budget sind 
gegeben. 

Für die Förderung des Fremdenverkehrs, für die Einrichtung zur Förderung des 
Fremdenverkehrs sind insgesamt 4.316.000 Euro vorgesehen. (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten) 

Für die Maßnahmen zur Förderung des Fremdenverkehrs, diese besondere 
Fremdenverkehrsförderung von 840.000 und über die WiBAG diese 1,8 Millionen, 
insgesamt knapp sieben Millionen Euro, 6.956.100 sind die genauen Budgetansätze. Frau 
Landesrätin Resetar hat uns versichert, dass sie mit diesen Ansätzen diese große 
Aufgabe auch künftighin bewältigen kann.  

Sehr geehrte Frau Landesrätin! Ich gratuliere zur Erfolgsstory Tourismus 
Burgenland und wünsche weiterhin viel Erfolg.  

Wir werden diesem Budgetkapitel unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei der 
ÖVP) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Josef Loos. 

Bitte Herr Abgeordneter.  
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Abgeordneter Josef Loos (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Strommer! Zu Ihrer Wortmeldung nur ein paar 
Sätze, was die Windräder, was die Energie im Burgenland anbelangt. Ich glaube, dass es 
sehr wohl hier Eignungszonen gibt, die mit dem Naturschutz, mit dem Umweltanwalt 
abgesprochen sind und dass wir hier mit dem Naturschutz sehr wohl konform gehen. 

Natürlich treten wir und der Herr Landeshauptmann hat auch darauf hingewiesen, 
für erneuerbare Energie ein und nicht nur für Windräder. Aber Windräder sind bei uns hier 
im nördlichen Burgenland nun einmal optimal. Dass wir auch auf Photovoltaik setzen ist 
ganz klar, denn er hat ja auch über Güssing gesprochen.  

Eines noch, Herr Kollege Strommer: Mir ist lieber, wir produzieren bei uns saubere 
Energie, als wir kaufen Atomstrom aus den Nachbarländern. (Beifall bei der SPÖ) 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Nun aber zum Tourismus. Der 
Tourismus hat sich in den letzten Jahren äußerst positiv entwickelt. Dazu haben viele 
beigetragen, denn der Erfolg, meine Damen und Herren, hat bekanntlich viele Väter. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten)  

Vorweg möchte ich mich aber bei allen, von den kleinen Tourismusbetrieben 
angefangen bis hin zu den großen Leitbetrieben unseres Landes, aber auch bei den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Verbände, beim Burgenland Tourismus, mit Mario 
Baier an der Spitze, sowie bei unserem Präsidenten, Landeshauptmann Hans Niessl, 
recht herzlich bedanken, denn hier wird Großartiges geleistet. (Beifall bei der SPÖ) 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Burgenland Tourismus hat mit den 
Säulen Wellness, Sport, Natur, Kultur, Wein und Kulinarik einen richtigen Angebot-Mix 
gefunden. Das schlägt sich in einem nachweisbaren Aufwärtstrend nieder. Daher hat die 
burgenländische Tourismuswirtschaft auch durch die schwierige wirtschaftliche Lage 
keinen Dämpfer bekommen. 

Das Burgenland kann sich heute als ein modernes, attraktives und sicheres Land 
und als eine der beliebtesten Urlaubsdestinationen präsentieren. 

Woran in Zukunft aber kein Weg vorbeiführt, ist eine Stärkung der Marke 
Burgenland. Das heißt, die internationale Vermarktung bündeln, die typischen Merkmale 
und die besonderen Qualitäten der Marke Burgenland stärker hervorheben und die 
besonderen Qualitäten der Marke Burgenland gemeinsam und noch zielgerichteter 
vermarkten. 

Dann gibt es auch eine notwendige und erfolgreiche Internationalisierung. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Der Wirtschaftsbereich, in dem wir 
den unmittelbaren Nachbarn überlegen sind, ist der Tourismus. Deshalb ist die neue 
Marketingstrategie von Burgenland Tourismus auch als Instrument der 
Regionalentwicklung zu sehen. Sie setzt zu Recht auf unverwechselbare 
Angebotskomponenten, wie, zum Beispiel, Natur und Kultur auf die ich nun näher 
eingehen möchte.  

Die Festivals im Burgenland zeigen Jahr für Jahr, was bei uns Hervorragendes und 
Qualitätsvolles geboten wird. Für die Kultur im Land sind sie eine Visitenkarte mit großer 
Breitenwirkung. Sie tragen aber auch sehr viel zur Entwicklung des Tourismus und der 
Wirtschaft im Burgenland bei. Seefestspiele Mörbisch, Opernfestspiele in St. Margarethen, 
von Kittsee bis Kalch im Burgenland hat sich das kulturtouristische Angebot in den letzten 
Jahrzehnten toll entwickelt.  
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Ziel des Burgenland Tourismus ist es, die regionale Wertschöpfung noch weiter zu 
steigern und setzt dabei auf breite Kooperationen, um gemeinsame Packages anbieten 
und Marketingaktivitäten bündeln zu können. 2013 zählte das Burgenland an die 600.000 
Gäste, die aufgrund des vielfältigen Kulturangebotes ins Burgenland kamen. Das ist 
natürlich eine beachtliche Zahl. 

Wenn wir bedenken, dass ein Viertel oder etwas mehr davon auch 
Übernachtungsgäste sind, weist dies auf die wirtschaftliche Bedeutung dieses 
touristischen Sektors hin. Positiv dabei ist, dass mit zirka 20 Festivals, die vor allem im 
Sommer stattfinden, aber auch mit den Museen und Kulturzentren, die sich über das 
ganze Burgenland erstrecken, Kultur im Burgenland fast überall erlebt und konsumiert 
werden kann.  

In Summe gibt es natürlich mehr Tagesgäste, als Übernachtungsgäste, was aber 
der Bedeutung des Kulturtourismus für das Land keinen Abbruch tut. Da die Tagesgäste 
im Durchschnitt höhere Ausgaben tätigen und die Wertschöpfung eine größere ist, zum 
Beispiel, mit dem Wein- und Kulinarikangebot, das bei uns angeboten und auch 
ausgezeichnet angenommen wird. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Also, gebündelte Kraft, statt Kirchturmdenken mit einer starken Dachmarke Kultur 
Burgenland wird unser Heimatland als Reiseziel sicher weiter stärken. Großartige Arbeit 
im Kulturbereich. Die Handschrift von Kulturlandesrat Helmut Bieler. Ein herzliches 
Dankeschön dafür. (Beifall bei der SPÖ) 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Die erfolgreiche Positionierung einer 
Tourismusregion am internationalen Reisemarkt gelingt nicht ohne ein 
Alleinstellungsmerkmal. Das Image des Burgenlandes profitiert dabei von seiner Natur- 
und Kulturlandschaft, die sich deutlich von jener, der anderen österreichischen 
Bundesländer abhebt. 

Mit dem Nationalpark, mit den sechs Naturparks wird die Vielfalt an Lebensräumen 
und -arten für Zielgruppen entsprechend aufbereitet. 

Sieht man sich die Werbemittel von der Betriebsebene bis zum Imageauftritt des 
Burgenlandes an, dann sieht man die Bedeutung von einer intakten Natur, dass das für 
den Tourismus unbedingt und ganz wichtig ist. Keine Werbung für Gesundheitstourismus, 
für Weintourismus oder für Sporttourismus kommt ohne Hinweis auf die natürlichen 
Besonderheiten der betreffenden Standorte aus. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten) 

Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang das gute Zusammenspiel mit einem 
weiteren Tourismussektor, der von Mitbewerbern nicht so einfach kopiert werden kann. 
Wein und Kulinarik sind längst zu einem wichtigen Angebotssegment geworden.  

Das Burgenland kann aufgrund seiner natürlichen Gegebenheiten und der für viele 
Gästeschichten attraktiven Programme hier erfolgreich punkten, weil für viele Genießer 
die Verbindung von natürlichen Köstlichkeiten mit dem Naturerlebnis auf der Hand liegt, 
kann auch der Weintourismus sein Marketing mit dem Einbinden von 
Naturerlebnisprogrammen wesentlich wirksamer gestalten.  

Eines der erfolgreichsten Tourismussegmente, was die internationale 
Gästestruktur, die Aufenthaltsdauer, die Saisonverteilung und die Ausgaben vor Ort 
betrifft, liegt also im Naturtourismus. 

Nur die sorgfältige Analyse der Wertschöpfungszahlen über die reinen 
Nächtigungszahlen hinaus macht klar, wo das wirkliche Potential im Tourismus des 
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Burgenlandes liegt. Nämlich dort, wo unser Burgenland, seine Regionen und vor allem 
seine Natur und Kultur unverwechselbar sind.  

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Wir werden diesem Kapitel 
beziehungsweise diesem Budget unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei der SPÖ) 

Dritter Präsident Dr. Manfred Moser: Zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete 
Gottweis. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) Ah so.  

Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Landesrätin Mag. Michaela Resetar.  

Bitte Frau Landesrätin. 

Landesrätin Mag. Michaela Resetar (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Zunächst darf ich den beiden Abgeordneten danke sagen für die Debattenbeiträge. 
Es zeigt in Wahrheit die Vielfalt die es im Bereich des Tourismus gibt, denn sie haben die 
unterschiedlichsten Aspekte angesprochen. 

Dafür sage ich danke. Ich möchte nur ergänzen, dass der Erfolg nicht nur Väter, 
sondern mit Sicherheit auch viele Mütter hat. Es gibt viele Unternehmerinnen und 
Mitarbeiterinnen in den einzelnen Betrieben, aber, ich glaube, dass Sie die sicher nicht 
vergessen haben, sondern halt symbolhaft gesagt haben, dass es beim Erfolg viele Väter 
gibt. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten)  

Nun, unser Angebot ist sehr vielfältig. Das, glaube ich, macht auch die Stärke des 
Burgenlandes aus. Nämlich, die Natur, die Gastfreundschaft, das Wohlfühlen, die 
Kulinarik und die unterschiedlichsten Raderlebnisse, auf die ich noch später eingehen 
werde. Das sind eigentlich die Hauptmotive, dass ein Gast in das Burgenland kommt. 

Wenn wir uns mit den anderen Bundesländern vergleichen, dann können wir mit 
Stolz sagen, dass wir sehr gut und sehr kräftig und auch sehr sicher gewachsen sind, 
dass die Eigenkapitalbasis in den einzelnen Unternehmen noch vorhanden ist und dass 
die auch in Zukunft weiter investieren werden. Wir hatten im Jahr 2012 insgesamt 2,94 
Millionen Übernächtigungen und im Jahr 2013 bis einschließlich August 2,08 Millionen 
Nächtigungen.  

Ich bin überzeugt, dass wir mit den unterschiedlichsten Investitionen, die in den 
letzten Wochen, Monaten und Jahren getätigt wurden - allein in den letzten beiden Jahren 
wurden 60 Millionen Euro investiert - sich das Burgenland mit den einzelnen Unternehmen 
bestmöglich entwickelt hat. 

Dafür möchte ich an dieser Stelle ganz herzlich Danke sagen. (Beifall bei der ÖVP) 
Wenn der Herr Abgeordnete Strommer den Relax-Guide angesprochen hat, dann kann 
ich dazu nur mit vollem Stolz sagen, dass wir die Poleposition gehalten haben. Unser 
kleines Bundesland Burgenland ist in vielen Bereichen die Nummer Eins, auch bei den 
unterschiedlichsten Hotelbetrieben.  

Man kann das in Wahrheit nicht oft genug sagen, aber, ich möchte dazu betonen, 
dass da sehr viel passiert ist. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) Denn, 
2013 haben 51 Betriebe in Summe 32,5 Millionen Euro investiert. Dabei wurden 
Fördergelder von 6,5 Millionen Euro ausgelöst. Damit konnten 80 neue Arbeitsplätze 
geschaffen und die 1.600 bestehenden abgesichert werden. 

Es wurde auch schon in vielen Debatten angesprochen, dass wir die magische 
Zahl von 100.000 Beschäftigten überschritten haben. Tatsache ist, dass wir in den 
Tourismusbetrieben an die 10.000 Beschäftigte in der Tourismus- und in der 
Freizeitwirtschaft haben. Es sind ungefähr 6.500 Beherbergungs-, Gastronomie- und 
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Freizeitbetriebe davon auch betroffen und auch maßgeblich dafür verantwortlich, dass wir 
diese Beschäftigten in diesen Bereichen haben. 

Ich möchte mich ganz herzlich für die Zeit bedanken, wo die wirtschaftliche 
Situation in ganz Österreich, in ganz Europa, nicht sehr rosig war. Es gab schwierige 
Zeiten - auch für den Burgenland Tourismus. Aber, ich bin nach wie vor überzeugt, dass 
der Tourismus eine wesentliche und wichtige Stütze war, unsere Wirtschaft und die 
Arbeitsplätze zu sichern. 

Der Tourismus hat mit Sicherheit noch keine andere Branche ins Schwanken 
gebracht, wenn ich mir da die großen Pleiten ansehe wie ALPINE zum Beispiel oder Daily, 
wo viele andere Betriebe mitgeschlittert sind. 

Das einzige, was vielleicht im Tourismus wackeln kann, das ist ein Parkbankerl, 
wenn (Abg. Manfred Kölly: Stegersbach haben Sie vergessen, die Therme die wir verkauft 
haben um null Euro, oder?) so viele Touristen drauf sitzen. Aber das kann man ja wieder 
reparieren.  

Aber letztendlich ist auch in Stegersbach (Abg. Manfred Kölly: Die haben wir 
verschenkt die Therme, die war hin.) viel weitergegangen.  

Und wenn Sie das ansprechen kann ich nur (Abg. Manfred Kölly: Die Therme war 
kaputt.) sagen: Allegria und Reiter ist auch hier Vorreiter im RELAX Guide. (Abg. Manfred 
Kölly: Wie viel Geld haben wir versenkt, dort in die Therme Stegersbach?) 

Ich darf festhalten, dass die Tourismusstrategie 2015 viel weitergebracht hat, dass 
100 Touristiker, Unternehmer und Experten eine Tourismusstrategie ausgearbeitet haben 
und an dem arbeiten wir auch weiter. Das ist mit Sicherheit der Schlüssel zum Erfolg.  

Herr Abgeordneter, was Sie angesprochen haben, kann ich nur bekräftigen, 
nämlich, denken nicht in Regionen, sondern denken in Angeboten. Das wird uns in 
Zukunft noch verstärkt auf dem internationalen Markt bestehen lassen können.  

Wenn ich daran denke Naturtourismus gibt es in Kalch genauso wie es das in 
Kittsee gibt und ich glaube da sind wir mit Sicherheit auf einem guten Weg.  

Ich darf nur auf ein Projekt auch aufmerksam machen, ich habe es zwar schon 
eingangs bei meinen mündlichen Anfragen erwähnt, nämlich das Thema „Gans 
Burgenland“. Aber eine Zahl habe ich nicht erwähnt, das ist jene, dass dieser Beileger 
(Die Landesrätin Mag. Michaela zeigt einen Zeitungsbeileger.) mit 1,3 Millionen Auflage in 
unterschiedlichen Tageszeitungen und Magazinen in Österreich und Süddeutschland 
aufgelegt wurde.  

Es sind unterschiedliche Angebote enthalten, wo man als Tagesgast in das 
Burgenland kommen kann, aber selbstverständlich auch Angebote wo gleichzeitig auch 
Nächtigungen gebucht werden können. Und ich hoffe natürlich mit einer Auflage von 1,3 
Millionen Stück, dass hier auch sehr viele Gäste in das Land kommen. 

Zu den Thermen und Wellnessangeboten: Da werden im Rahmen in Wien 
sogenannte Rolling Board Companien gemacht und an 50 unterschiedlichen 
Destinationen und Standorten wird in den Bezirken das Burgenland beworben. Wir hoffen 
natürlich, dass damit sehr viele Gäste aus dem Wiener Raum in das Burgenland kommen, 
weil es natürlich naheliegender ist und die Entfernung nicht wirklich weit ist.  

Es gibt "Burgenland wirbt" mit der Idee, nämlich das alternative Wellness- 
Winterurlaubsland zu sein. Wir haben den Vorteil, dass wir vom Schnee nicht abhängig 
sind, hier sind ja die Thermen prädestiniert, wo gerade deshalb in den Wintermonaten 
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sehr viele Gäste in das Land kommen. Immerhin entfallen schon 30 Prozent der 
Übernächtigungen auf die Wintermonate. 

Alle Marketingplattformen haben eines gemeinsam, dass sie die unterschiedlichen 
Aktivitäten ansprechen. Wir wollen natürlich all diese Angebote gebündelt im Bereich der 
Betriebe, der Regionen, Kultur- und Naturerlebnisangebote, die bäuerlichen Vermarkter 
gehören natürlich auch dazu, die Wirtshäuser, die Freizeit und Sportanbieter, die 
versuchen zu kooperieren und Packages zu gründen. 

Im Bereich Radfahren, - der Neusiedler See Radweg wurde als einziger Radweg 
Österreichs vom deutschen Fahrradclub im Berlin mit fünf Sternen ausgezeichnet. Hier 
sind auch Fördermittel von 340.000 Euro festgehalten.  

Wir konnten heuer die Eröffnung des B27 Lange Lacke und des B211 
Heideradwegs eröffnen. Es gibt in Summe 2.519 Kilometer Radwege, 433 Kilometer 
Mountainbike-Strecken. 95 Prozent aller burgenländischen Gemeinden sind an das 
touristische Radwegenetz angeschlossen. 

Ich möchte mich hier an dieser Stelle bei allen Gemeinden, bei allen 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern bedanken, die mit uns hervorragend 
zusammenarbeiten, denn ansonsten könnten wir so ein weites, breites Radwegenetz gar 
nicht aufrechterhalten. (Beifall bei der ÖVP) 

So darf ich festhalten, dass auch für die Gemeinden Fördergelder von zwei 
Millionen Euro für die Attraktivierung der Raderlebnisinfrastruktur auch zur Verfügung 
stehen. 

Eine wichtige Kooperation, das ist mir der Bereich Pilgertourismus. Da habe ich ein 
Projekt gemacht, gemeinsam mit dem Regionalmanagement, dem Burgenland Tourismus, 
der Tourismusabteilung, auch die Regionalverbände haben mitgemacht und die Diözese.  

Das Pilgerprojekt „PILGRIMAGE AT-HU“, weil auch die Ungarn daran beteiligt sind, 
hier haben wir einen eigenen Beileger herausgegeben, einen sogenannten Pilgerführer.  

Ich glaube, der Bereich Pilgertourismus wird auch in Zukunft eine wesentliche und 
wichtige Rolle spielen. Es sind in diesen 68 Seiten des Pilgerführers 80 Wallfahrtsziele 
produziert. Ich glaube, dass sich auch hier eine neue Schiene uns auftut. 

Ich möchte an dieser Stelle auch erwähnen, dass Güssing, „Basilica minor“ wird. 
Ein Dank an den Bischof Dr. Ägidius Zsifkovics, weil der war federführend, das sie 
Basilika geworden ist und ich glaube, dass wird auch in Zukunft neue Impulse bringen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf auf die Natur ganz kurz 
eingehen, weil der Wandertourismus einen wesentlichen und wichtigen Beitrag auch dazu 
leistet neue Gäste in das Land zu bringen. Es gibt die vier besten Weitwanderwege 
Österreichs, die haben sich vernetzt. 

Dadurch können in ganz Österreich, all das was um das Thema "BEST TRAILS of 
AUSTRIA" vier Weitwanderwege, wie gesagt in anderen Bundesländern auch, aber wir 
haben den Sitz in Oberwart und es soll vor allem Alpannonien mit den 120 Kilometern 
beworben werden.  

Es gibt in Summe 1.500 Kilometer Wander-, Pilger- und Walkingwege. Das ist eine 
neue Schiene die sich im Burgenland auftut und da bin ich überzeugt davon, dass wir hier 
neue, zusätzliche Gäste in das Land bringen. 

Regionalität und Authentizität ist für uns besonders wichtig, verbunden mit einer 
intakten Natur. Es wurde auch angesprochen, dass natürlich der Nationalpark ein ganz 
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wichtiger Punkt ist, dass man den nicht transferieren kann in ein anderes Bundesland, 
weil, der ist einmal da. Deshalb glaube ich auch, dass wir hier mit Sicherheit in Zukunft 
auch punkten können. 

Alles in allem muss gesagt werden, dass der Burgenland Tourismus gut aufgestellt 
ist, dass wir natürlich unterschiedliche Aktivitäten setzen wie zum Beispiel „Convention 
Burgenland“, wo wir den Seminargast ansprechen oder eine grenzüberschreitende 
Kooperation mit dem Outlet Center Parndorf, oder einer Relaunch des Internetauftrittes.  

All das sind Möglichkeiten wo wir uns neu aufstellen, wo wir die Marke noch besser 
zum Vorschein bringen wollen und wo wir mit Sicherheit auch mit diesem Projekt und 
Produkt eine Weiterentwicklung des Burgenland Tourismus vorantreiben können. 

Denn es geht auch darum alle Betriebe abzusichern. Es geht auch darum, dass wir 
letztendlich mehr Wertschöpfung in die einzelnen Bezirke und Regionen bringen können. 
Der Tourismus ist letztendlich ein Wirtschafts- und Arbeitsplatzmotor geworden, in vielen 
Bereichen.  

Ich darf zum Abschluss kommen und möchte mich ganz herzlich bei Mario Baier 
mit seinem Mitarbeiterstab, stellvertretend für alle Tourismusverbände, bedanken. Ich 
möchte mich bedanken bei Paul Mayerhofer, stellvertretend für meine Abteilung und allen 
Mitarbeitern, den Unternehmerinnen und Unternehmern, den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Burgenland ist kein großes Land, 
aber ein großartiges Land in vielen Bereichen. Das Burgenland ist eine starke Destination 
mit engagierten Betrieben und mit Regionen.  

Das Burgenland kann mit einem sehr, sehr guten Preis- Leistungsverhältnis 
aufwarten und das Burgenland ist für mich ein herzliches und gastfreundliches Land. 
Tragen wir alle dazu bei, dass es auch so bleibt.  

Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier (der den Vorsitz übernommen hat): Als nächster 
Rednerin erteile ich der Landtagsabgeordneten Andrea Gottweis das Wort.  

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Andrea Gottweis (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte 
Damen und Herren Abgeordnete! Zum Kapitel Wirtschaftsförderung: Das Budget weist 
hier einen Betrag von 4,6 Millionen Euro aus. Das ist um eine Million Euro weniger als im 
letzten Budget. 

Auf Grund von Rücklagen können die diversen Förderprogramme jedoch ohne 
Probleme weitergeführt werden. Denn aus dem Wirtschaftsförderungsbericht 2011 geht 
hervor, dass in den letzten Jahren weniger Mittel als budgetiert ausgegeben wurden. 
Eindeutig eine Folge des Konjunktureinbruches.  

Erfreulich dabei ist nur, dass weit über 80 Prozent den Bewilligungen an Klein- und 
Kleinstbetrieben zuzurechnen ist, denn die waren es, die trotz schwieriger Zeiten investiert 
haben und somit mit dazu beigetragen haben, dass wir halbwegs glimpflich durch die 
Krise gekommen sind. Also die kleinteilige Wirtschaft ist hier ein extremer Vorteil gewesen 
und ist es auch für die Zukunft.  

Nach dem Rückgang der Wirtschaftsleistungen im Euroraum seit Ende 2011 
scheint die zweite Rezession innerhalb von fünf Jahren beendet zu sein. In Europa ist das 
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BIP im 2. Quartal erstmals nach 1,5 Jahren wieder gestiegen. Verantwortlich sind die 
steigenden Exporte und die Erholung der internationalen Märkte.  

Auch in Österreich wurde das leichte BIP-Wachstum ebenfalls maßgeblich durch 
die Exporte gestützt, was die hohe internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
österreichischen Wirtschaft unterstreicht.  

2013 rechnete man mit einem moderaten Wachstum von 0,5 Prozent, 2014 mit 1,7 
Prozent. In Summe verfügt Österreich über eine sehr robuste und ausgeglichene 
Wirtschaft. Allerdings sind strukturelle Reformen und eine Fortführung des 
Konsolidierungspfades essentiell.  

Der Reformappell von Experten reicht von wachstumsfördernden Maßnahmen über 
Bürokratieabbau, wo ich nämlich den Artikel vom 7.Oktober 2013 im Kurier angeschaut 
habe, wo berichtet wurde, dass es 70 verschiedene Beauftragte gibt in den Unternehmen 
zu den unterschiedlichsten Bereichen, Arbeitnehmerschutz, Brandschutz, Umwelt und 
Abfall, Qualität und Datensicherung und technische Einrichtungen, also ist das alles 
bekannt.  

Gefahrengutbeauftragter, Umweltbeauftragter, Abfallbeauftragte, 
Brandschutzbeauftragte und natürlich eine Liste mehr, damit man diese 70 erreicht. Und 
diese bürokratischen Belastungen sind vor allem für die Betriebe, aber vor allem für die 
Klein- und Kleinstbetriebe enorm und nicht mehr machbar. Ich denke hier müssen 
Ansätze gefunden werden, um einen Schritt zurück zu machen, um diese bürokratischen 
Hürden abzubauen. 

Weiters sind natürlich auch Investitionen in Bildung und Forschung extrem wichtig 
und notwendig, um unsere Wirtschaft voran zu treiben und natürlich eine dringend 
notwendige Entlastung der Einkommen, was natürlich auch eine Senkung der 
Abgabenquote mit sich brächte.  

Also deshalb könnte ich grundsätzlich den Forderungen von Herrn Abgeordneten 
Kölly in seinem Antrag 20 - 462 nach Reduktion von Steuerbelastung zur Ankurbelung der 
Wirtschaft zustimmen.  

Derzeit gibt es jedoch keine budgetäre Spielerein, Herr Kollege Kölly. Sie (Abg. 
Manfred Kölly: Wie bei allen meinen Anträgen.) wissen das auch. Und ich denke, dass 
das Erreichen des Nulldefizits bis 2016 jetzt einmal vorrangige Priorität hat. (Abg. Manfred 
Kölly: Das Kulturzentrum.)  

Ich glaube, wenn die Koalitionsverhandlungen gut laufen, dann wird sich zeigen in 
wie weit durch Verwaltungsreformen hier zusätzliche Spielräume geschaffen werden (Abg. 
Manfred Kölly: Das gefällt mir.) und dann muss man natürlich auch die ersten Schritte in 
diese Richtung setzen. (Abg. Manfred Kölly: Beim nächsten Budget stimme ich mit.) 

Ich denke, dass es wichtig ist hier ein gutes Paket für die nächste Legislaturperiode 
zu schnüren, dass, Herr Kollege Illedits, er ist jetzt leider nicht da, die Zusammenarbeit 
sicher nicht so aussehen kann, dass ein Partner sagt, oder so auch die SPÖ-
Gewerkschaft, nur wenn es eine gemeinsame Schule gibt, wenn es 
Vermögensbesteuerungen gibt und wenn es einen Mindestlohn gibt, werden wir hier mit in 
der Regierung sein. 

Ich denke so kann es nicht sein, jeder Partner muss auf den anderen zugehen um 
somit ein gutes Ergebnis erzielen zu können. Aber eines muss ich klar und deutlich 
sagen, zusätzliche Steuern wie Vermögens-, Erbschafts- und Schenkungssteuer sind zu 
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diesem Zeitpunkt sicher kontraproduktiv, also Hände weg vom hart erarbeiteten Eigentum 
der Österreicherinnen und Österreicher. (Beifall bei der ÖVP) 

Denn diese Forderungen bedienen höchstens Neidkomplexe und der Wahlkampf 
ist Gott sei Dank vorbei und würde zum Abfluss von Kapital und natürlich auch zur 
Gefährdung von Arbeitsplätzen führen.  

Also von diesen Forderungen müssen wir uns verabschieden, ebenso auch wie von 
den Forderungen nach 1.500 oder 1.600 Euro Mindestlohnhöhe, hier übersteigen sich ja 
die Forderungen. 

Ich möchte Sie auch nur fragen, Herr Kollege Kölly, wie Sie das einem 
Unternehmer erklären, zum Beispiel einem Frisörsalon, wo derzeit eine Hilfsarbeiterin im 
Frisörbereich brutto 1.000 Euro Mindestlohn verdient und wie man diese von heute auf 
morgen jetzt auf einmal 1.500 oder 1.600 Euro als Mindestlohn ansetzen soll? (Abg. 
Manfred Kölly: Ich habe das nicht gefordert.) Das können sich die Betriebe nicht leisten. 
(Abg. Manfred Kölly: Ich habe das nicht gefordert, Frau Kollegin.) Das sind 50, 60 Prozent 
Erhöhungen.  

Die FPÖ hat das gefordert (Abg. Manfred Kölly: Ich bin nicht die FPÖ.) und Sie, na 
ja, Sie stammen ja auch aus diesem Bereich. (Abg. Reinhard Jany: Einheitspartei. – 
Heiterkeit bei der ÖVP) Also Sie sind für mich schon ein Ableger, aber (Abg. Reinhard 
Jany: Die gehören alle zusammen.) auch die anderen aus der FPÖ sitzen ja hier. 
(Allgemeine Unruhe.)  

Sie sind ein Unternehmer und ich hoffe ein halbwegs vernünftig denkender Mensch  
das kann nur dazu führen, dass Arbeitsplätze in diesem Bereich verloren gehen 
(Allgemeine Unruhe – Der Präsident gibt das Glockenzeichen.) und auch natürlich die 
Leistungen verteuert werden und sich das dann auch wieder natürlich die Konsumenten 
zum Teil nicht leisten können und das zur weiteren Spirale der Arbeitsplatzverluste führen 
würde. 

Bei unserer Klubklausur im Herbst war Herr Dr. Christian Helmenstein der 
Chefökonom der Industriellenvereinigung anwesend und er war sehr optimistisch, was die 
wirtschaftliche Zukunft des Burgenlandes anbelangt.  

Er sprach sich dafür aus, dass natürlich diese Fördergelder der Europäischen 
Union, wenn auch weniger in der Periode, zusätzliche Impulse werden. 
Wachstumsimpulse sieht er auch aus der Intensivierung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit und im Bereich industrieller Technologien, sowie wissensintensiver 
Dienstleistungen.  

Er tritt auch dafür ein und ich denke, das ist eine große Chance, dass wir auch 
dieses Forschungszentrum in Güssing fortführen und wir danach trachten durch einen 
guten Energiemix hier auch entsprechende Impulse zu erzeugen.  

Ein ganz ein wichtiger und wesentlicher Bereich, denke ich, ist die Mobilität und er 
fordert auch, dass die Mobilitätschancen massiv zu verbessern und zu erhöhen sind, vor 
allem im Südburgenland und dazu gehört der Ausbau von Straße und Schiene, wir haben 
schon gehört, die S 7, wie ebenso die Bahnlinie von Friedberg nach Oberwart und weiter 
nach Steinamanger.  

Es freut mich schon jetzt auch vom Herrn Landeshauptmann zu hören, dass diese 
Bahnlinie ausgebaut und erhalten werden soll und damit eine wichtige Lebensader in den 
Osten geschaffen werden soll in der Zukunft. (Abg. Ilse Benkö: Wer baut die Autobahn?)  
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Ich denke, das ist eine wichtige und wesentliche Maßnahme. Man muss jetzt 
einmal den ersten Schritt setzen und das angehen. 

Ich denke es kommen auch große Herausforderungen auf uns zu, wenn man sich 
anschaut, dass jeder vierte Schüler nicht mehr gut lesen kann, wenn es jede Menge 
Leistungsverweigerer gibt, oder Menschen die keine Leistung mehr erbringen können und 
dass uns vor allem in Zukunft massiv die Facharbeiter fehlen werden.  

Hier gilt es Maßnahmen zu setzen, durch die Verbesserung des Schulsystems, 
durch eine Aufstockung der Berufsorientierung, durch verpflichtende Potentialanalysen, 
damit es gelingt, jedes Kind entsprechend seiner Fähigkeiten auch zu fördern und zu 
fordern, um hier ganz einfach auch für die Zukunft Arbeitskräfte, vor allem Lehrlinge zu 
haben. 

Es gilt auch das Image der Lehre zu fördern. Am Tag der Lehre ist natürlich das 
auch vorrangiges Ziel und nicht nur alle Schüler, alle Jugendlichen in die maturaführenden 
Schulen zu drängen, sondern auch gute Schüler zu motivieren, einen Lehrberuf zu 
machen und auch Karriere mit Lehre anzustreben. 

Das es immer weniger lehrausbildende Betriebe gibt, das ist ein Fakt, ist aber eine 
Folge des Strukturwandels. Wenn ich mir nur zum Beispiel den Textilhandel anschaue, 
hier gibt es nur mehr 40 Lehrlinge.  

Eine Folge dessen, dass es kaum mehr kleine und mittlere Betriebe gibt und die 
großen Strukturen nicht mehr ausbilden, nicht mehr ausbilden wollen und dass dann 
natürlich zur Folge hat, dass hier weit weniger Mädchen, natürlich auch Burschen, aber 
sehr vereinzelt, diesen Lehrberuf ergreifen können. 

Geschätzte Damen und Herren! Setzen wir auf Wachstum und nachhaltige 
Reformen. Investieren wir in Bildung, Forschung und Entwicklung und fördern wir die 
Produktivität in diesem Lande. Die Wirtschaftsförderung des Landes Burgenland leistet 
hier ihren Beitrag.  

In diesem Sinne stimmen wir von der ÖVP diesem Kapitel zu. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Als nächstem Redner erteile ich von der 
Regierungsbank Landeshauptmann-Stellvertreter Mag. Franz Steindl das Wort. 

Bitte Herr Landeshauptmann-Stellvertreter. 

Landeshauptmann-Stellvertreter Mag. Franz Steindl (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen, meine Herren! Es ist ja, so wie der Abgeordnete 
Kölly das schon formuliert hat, sehr salopp, schon vieles in den letzten eineinhalb Tagen 
gesagt worden. Und wir kommen jetzt schon fast zur Zusammenfassung und ich möchte 
daher die Gelegenheit nützen, um allgemein über die Wirtschafts- und Finanzpolitik doch 
einiges zu sagen. 

Ich glaube, da sind wir uns einig im Landtag, dass es in den letzten Jahren und ja 
eigentlich Jahrzehnten, zwei Jahrzehnten, einen ordentlichen Aufholprozess gegeben hat 
im Burgenland. Das merkt man.  

Das hat damit zu tun, dass wir nicht nur Rahmenbedingungen gesetzt haben, 
sondern dass sich Europa gewandelt hat. Das hat damit zu tun, dass wir seit 1995 auch 
EU-Förderungen beziehen können als Ziel 1-Gebiet, jetzt im Phasing Out, und ab 
nächstes Jahr als Übergangsregion. Und die Wirtschaftsdaten bestätigen das.  

Gerade im Wirtschaftswachstum sind wir Österreichsieger geworden 2012, über 
100.000 Beschäftigte und, und, und. Also das Burgenland hat sich doch in vielen 
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Bereichen gut etabliert und entwickelt. Und es gibt meiner Meinung nach drei 
Schwerpunkte die erkennbar sind.  

Der eine Schwerpunkt ist die Erneuerbare Energie. Hier wurde bereits im Kapitel 
Energiepolitik einiges gesagt. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass Energiepolitik bei mir 
mehr ist als nur Windräder aufstellen, sondern Energiepolitik bedeutet, dass wir einen 
guten Mix haben.  

Und dazu gehören neben der Windenergie auch die Photovoltaik und die Biomasse 
dazu. Auch das gehört dazu und daher bekenne ich mich als Wirtschaftsreferent auch zu 
diesem Forschungsstandort Güssing.  

Es gibt gerade Güssing betreffend wirtschaftliche, aber auch technische Gutachten 
die belegen, dass der Forschungsstandort Güssing ein sehr guter ist und dass er 
ausgebaut gehört. Der einzige Unterschied ist der, dass in den letzten Jahren die 
kommerzielle Anwendung und die Forschungstätigkeit vermengt wurden.  

Hier muss man sich auf einen Schwerpunkt in der Landespolitik einigen. Wir haben 
Regierungsklausur gehabt und wir haben auch darüber gesprochen, dass wir eben diesen 
Forschungsschwerpunkt in Güssing auch in Zukunft forcieren wollen.  

Der zweite Punkt ist Energieeffizienz. Ich glaube da haben wir ein Pflänzlein, das 
gehört gepflegt und da sind wir am Beginn einer langen Reise wenn es darum geht im 
Bereich der Optoelektronik, LED-Verfahren einiges weiterzuentwickeln. Die Lichtregion 
Jennersdorf zum Beispiel ist ein gutes Projekt.  

Viele Gemeinden, das merke ich als Gemeindereferent, stellen zum Beispiel ihre 
Infrastruktur auf Energieeffizienz um. Und wir sollten überlegen, wie wir 
grenzüberschreitend, über die Bundesländer hinaus, hier Projekte auch forcieren können.  

Ich tue das zum Beispiel mit dem Projekt Optoelektronik, wo es eine 
Fachausbildung gibt mit Fürstenfeld, das ich auch gerne gemeinsam mit der 
Industriellenvereinigung unterstütze. 

Und der dritte Punkt ist der Tourismusbereich kombiniert mit Natur und Wellness 
und Kultur, der sich ebenfalls hervorragend entwickelt hat. Wir haben seit 1995 zwei 
Milliarden Euro an Förderungen bekommen, das sind zwei Landesbudgets.  

Eine Milliarde alleine seitens der Europäischen Union, 555 Millionen Euro vom 
Bund und letztendlich haben wir es zustande gebracht, all diese Projekte zu 
kofinanzieren. Und wie schaut jetzt die Zukunft aus?  

Wir werden ab 2014 als Übergangsregion Fördermöglichkeiten haben. Es steht 
fest, dass wir in der Übergangsregion bis 2020 73,6 Millionen Euro zur Verfügung haben 
und zwar in zwei Bereichen, Bereich EFRE 47,8 und Bereich ESF 25,8 Millionen Euro.  

Die Aufteilung im ELER-Bereich ist noch nicht fixiert. Und letztendlich gibt es auch 
bei den grenzüberschreitenden Projekten die Möglichkeit bis zu 30 Millionen, 30,6 
Millionen Euro zu lukrieren.  

Und hier, das möchte ich betonen, gibt es eine Möglichkeit, bis zu 85 Prozent der 
Kosten zu fördern. Also das sollten wir auf jeden Fall sehr stark fokussieren. (Abg. Johann 
Tschürtz: Arbeitsplatz fördern.) 

Es gibt sehr viele Möglichkeiten, wie man das umsetzt. Einzig und allein wissen wir, 
dass zum Beispiel im Bereich des Tourismus und im Bereich der Leitbetriebe 
Förderungen in Zukunft nur mehr eingeschränkt sind. Daher müssen wir trachten, dass wir 
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im Bereich des Additionalitätsprogramms hier eine besondere Förderung seitens des 
Bundes erwirken.  

Wir waren auf Bundesebene schon im Gespräch. Derzeit schaut es so aus, dass 
wir bei 97 Millionen Euro stehen, das kann aber nicht genügen. Wir wollen nochmals 
Gespräche führen und eine dreistellige Millionenzahl erreichen, damit wir eben Tourismus 
und auch andere Betriebe in Zukunft fördern können. (Beifall bei der ÖVP) 

Meine sehr geehrten Damen, meine Herren! Das ist einmal das Eine. Wo sind die 
Zukunftsschwerpunkte? Da gibt es von mir aus drei Überlegungen. Das Eine, die Frau 
Abgeordnete Gottweis ist darauf eingegangen, sind die Klein- und Mittelbetriebe. Wir 
werden die über das Wirtschaftsförderungsgesetz nach wie vor fördern.  

Die Förderrichtlinien würden mit Ende 2013 auslaufen. Sie werden, nachdem es 
seitens der EU, noch keine klaren Rahmenbedingungen gibt, wahrscheinlich bis 30. Juni 
2014 verlängert. Aber da muss man sich anschauen, müssen wir alles fördern im 
Burgenland, oder setzen wir auch hier bei den KMU`s gewisse Schwerpunkte?  

Und eines möchte ich betonen und ich hoffe es gelingt bei den 
Regierungsverhandlungen, dass in die Steuerreform hinein zu verhandeln, nämlich den 
Handwerkerbonus, der immer wieder propagiert wird. Da geht es darum, dass wir damit 
die Schattenwirtschaft zurück drängen wollen.  

Es gibt hier Milliardenbeträge die im Bereich der Schattenwirtschaft umgesetzt 
werden, wo man den Staat hintergeht und wo man sich diese Mehrwertsteuer spart.  

Und hier gibt es die Überlegung und die ist sehr interessant, wenn zum Beispiel 
Handwerker, und das sind meistens Klein- und Kleinstbetriebe, für jemanden Aufträge 
erledigen, dann müsste die Möglichkeit gegeben sein, dass man 20 Prozent eines 
gewissen Betrages als Steuerabsetzbetrag, also effektiv absetzen kann.  

Bis zu einem Höchstbetrag von 6.000 Euro Verrechnungen, 20 Prozent, also ein 
Höchstbetrag von 1.200 Euro. Das wäre genau der Bereich der Mehrwertsteuer. Damit 
könnte man laut Universitätsprofessor Schneider vom Institut in Linz das Volumen der 
Schattenwirtschaft schlagkräftig um 1,7 Milliarden verringern.  

Dem Staat entgehen auf der einen Seite zwar Steuereinnahmen, weil also dieser 
Handwerkerbonus greift, auf der anderen Seite durch Umwegrentabilität bekommt der 
Staat wieder mehr, also auch der Staat wäre Gewinner. Ich hoffe, es wird gelingen.  

Wir sind dafür, dass dieser Handwerkerbonus auch bei den Verhandlungen der 
Bundesregierung Eingang findet. Damit können wir die Klein- und Kleinstbetriebe im 
Burgenland deutlich entlasten und stärken. (Beifall bei der ÖVP) 

Der zweite Schwerpunkt ist Forschung und Entwicklung. Hier sind wir uns einig, 
dass wir in Zusammenarbeit mit den Fachhochschulen ein Programm erarbeiten müssen. 
Das wird auch mit allen Beteiligten abgestimmt und wir müssen die Forschung und 
Entwicklung auf neue Beine stellen.  

Das, was wir jetzt haben über die WiBAG, wo wir 50 Millionen Euro zur Verfügung 
stellen, das ist nur ein Tropfen auf einem heißen Stein. Wir müssen es schaffen, dass wir 
die Forschungsquote von derzeit 0,7 Prozent wesentlich in den nächsten Jahren steigern. 
Damit könnten wir nachhaltig auch Arbeitsplätze nicht nur sichern, sondern auch schaffen. 

Und der dritte Punkt ist die Internationalisierung. Im Bereich der Industrie gelingt 
das, aber wir müssen auch unsere Klein- und Mittelbetriebe motivieren und informieren, 
dass es hier in Europa einen freien Markt gibt. Und über die Inlandsnachfrage werden wir 
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die Wirtschaft nicht langfristig ankurbeln können, sondern das gelingt nur, wenn wir neue 
Felder erschließen und diese Internationalisierung einleiten.  

Und darüber hinaus sind wir dabei, eine „Dachmarke Burgenland“ zu kreieren. Auf 
diese Dachmarke wurde ja im Laufe der Diskussion schon eingegangen.  

Letzter Punkt. Selbstverständlich müssen wir, wenn wir ein Budget beschließen, 
auch unsere Aufgaben machen. Das sage ich auch ganz offen, da sind wir dabei. Es wird 
zum Beispiel ein professionelles Facility Management für alle öffentlichen und halb 
öffentlichen Stellen eingerichtet.  

Da bin ich dafür. Da bin ich auch mit dem Landeshauptmann eins, dass wir dann 
Überlegungen anstellen, ob wir dieses Facility Management nicht zum Teil oder zum 
überwiegenden Teil auch dann privatisieren können, warum nicht? Es geht auch darum, 
dass wir die sechs Heime zusammenführen und ihnen ein professionelles Management 
verpassen. Damit könnten wir Synergien heben, wichtige Verwaltungskosten einsparen 
und es muss gelingen, dass wir alle Beteiligungen, die wir haben, auch dementsprechend 
durchforsten und auf die Sinnhaftigkeit überprüfen. (Abg. Manfred Kölly: Da seid Ihr eh 
gleich mit uns!)  

Ich habe das bei meiner ersten Wortmeldung gestern schon gesagt, dass wir auch 
eine Möglichkeit im Rahmen der Verfassungsdiskussion finden, um hier den Landtag, den 
Abgeordneten mehr Einfluss beziehungsweise Informationsmöglichkeiten zu geben. Dafür 
stehe ich, dafür werde ich mich künftig einsetzen.  

Ich möchte mich bei meinen Abteilungen bedanken, die zuständig waren für die 
Erstellung des Budgets.  

Ich bin einer, der seitens der Budgeterstellung auch hier seinen Beitrag geleistet 
hat. Nämlich, dass ich mit meinem Budget heruntergefahren bin, weil ich glaube, es ist 
nicht wichtig, dass man nur Geld ausgibt, sondern das muss man sinnvoll einsetzen. Man 
muss damit eine Hebelwirkung erzielen.  

Ich bin zufrieden. Ich kann das mit meinen Budgets sehr wohl in Kooperation mit 
vielen Privaten und möchte mich nochmals recht herzlich bedanken. Ich glaube, wir sind 
auf einem guten Weg in das Jahr 2014. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Landeshauptmann-Stellvertreter. Als 
nächstem Redner erteile ich Landtagsabgeordnetem Dr. Manfred Moser das Wort.  

Bitte Herr Abgeordneter, Sie sind am Wort. 

Abgeordneter Dr. Manfred Moser (SPÖ): Werter Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Wir befinden uns im Jahr fünf oder sechs nach der Lehmann-
Pleite und nach dem Ausbruch der großen Wirtschaftskrise. Ich traue mir noch immer 
keine Einschätzung zu, was die globale beziehungsweise die europäische wirtschaftliche 
Situation betrifft. Die Signale, die man bekommt, sind sehr diffizil und sehr unterschiedlich. 
Und auch das, was Experten liefern, ist höchst kontroversiell.  

Mir ist klar, dass die Psychologie in der Wirtschaft eine besondere Rolle spielt, im 
Positiven wie im Negativen. Die Frau Kollegin Gottweis hat also einige positive 
Ansatzpunkte genannt. Ich hoffe, dass wir optimistisch sein können und dass die 
Wirtschaft sich in einem Aufschwung befindet.  

Ich glaube, ganz wichtig für Europa ist auch die Tatsache, dass möglicherweise 
nach den Wahlen in Deutschland Blockaden, die es in Europa durchaus gegeben hat, das 
haben wir im Frühjahr auch in Brüssel feststellen können, dass sich hier Blockaden wieder 
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lösen und dass auch in der Europäischen Union jetzt wieder mehr konstruktive Politik für 
die Zukunft betrieben wird. Die heurige Budgetdebatte ist ein bisschen speziell. Dazu 
mehr aber dann in der Zusammenfassung. Nur zum Budget ganz generell. 

Budget heißt Haushalt und es bedeutet die Entscheidung, was wir mit den 
öffentlichen Geldern machen. Sparen, ausgeben, stimulieren, Akzente setzen und das ist 
unsere Möglichkeit die Wirtschaft positiv oder negativ zu beeinflussen. Ich möchte es noch 
verdeutlichen, das Budget zu beschließen ist die wichtigste und die vornehmste Aufgabe 
dieses Landtages.  

Bei der Aufgabe dieses Budget zu beschließen, sind wir dem Bürger unseres 
Landes am meisten verpflichtet. Ich möchte es ein bisschen juristisch ausdrücken. Wer 
das nicht erkennt, handelt grob fahrlässig und wer das nicht erkennen will oder 
missachtet, der handelt mit bösem Vorsatz. (Beifall bei der SPÖ)  

Ich glaube auch nicht, dass das Verhalten der Opposition mit irgendeiner Realität in 
diesem Land in Einklang steht. Alle Daten, Zahlen, Fakten zeigen, dass wir punkto 
Wirtschaftswachstum, Kaufkraft, Bildung, Energieversorgung, und das ist ja in der 
heutigen Debatte sehr klar zum Ausdruck gekommen, auf gute Zahlen verweisen können.  

Das heißt, bei so einer Bilanz, so ein Verhalten an den Tag zu legen, ist außerhalb 
jeder Verhältnismäßigkeit (Abg. Johann Tschürtz: Hättet Ihr uns die Beteiligungen auf den 
Tisch gelegt!) und bedeutet, dass man seiner Aufgabe, Kollege Tschürtz, nicht wirklich 
wahrnehmen oder nachkommen will. Ich will jetzt keinen Zahlenfriedhof liefern, denn wir 
spüren ja diese Entwicklung in unserem Land und wir spüren auch das Selbstbewusstsein 
bei unserer Bevölkerung und dass die Burgenländer und Burgenländerinnen zu Recht 
stolz auf ihr Land sein können.  

Aber ich möchte ein paar andere Zahlen, die glaube ich in der Form noch nicht 
verwendet wurden, zitieren und zwar von einer unverdächtigen Stelle, von der 
Wirtschaftskammer Österreich. Sie brauchen jetzt keine Angst zu haben. Es sind 
eigentlich nur drei Zahlen, die ich liefern möchte. 

Zum einen die Beschäftigungsentwicklung vom Jahr 2000 bis zum Jahr 2012. Das 
Burgenland ein Plus von 20,2 Prozent in diesem Zeitraum. Das ist der bei weitem höchste 
Anteil aller Bundesländer und der höchste Wert und darauf können wir mit Recht stolz 
sein. (Beifall bei der SPÖ und ÖVP) 

Eine zweite interessante Zahl: Die Unternehmensgründungen nicht ganz in diesem 
Zeitraum. Die Veränderungen von 2000 bis 2012 ein Plus von 132,93 Prozent an 
Unternehmensgründungen. Ebenfalls österreichweit der bei weitem höchste Wert. (Beifall 
bei der SPÖ und ÖVP) 

Oder eine andere Zahl: Das regionale Bruttoinlandsprodukt je Einwohner, 
wiederrum die Entwicklung vom Jahr 2000 bis 2010 - nochmals Wirtschaftskammer 
Österreich ist die Quelle - beim Burgenland ein Plus von 34,1 Prozent. Der höchste Wert 
nach Salzburg und Vorarlberg - und das sind keine schlechten Vergleichspartner - und 
deutlich über dem österreichischen Schnitt.  

Ich glaube, diese Zahlen sagen viel mehr als manche Worte und darauf können wir 
stolz sein. Ich möchte aber auch ein bisschen die Ursachen untersuchen, warum diese 
Entwicklung zu Tage getreten ist und möchte es an ein paar Beispielen festmachen, auch 
zurückblickend in die Geschichte unseres Landes.  

Ich glaube nämlich, man kann an drei Beispielen sagen, dass nicht in dem, was 
man dem Vranitzky seinerzeit unterstellt hat, das er gesagt hat, wer Visionen hat, braucht 
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einen Arzt, so hat er es nämlich nicht gesagt. Visionen sind in der Politik nämlich 
unheimlich wichtig.  

Ich war in meiner Anfangszeit in der beruflichen Karriere zwei Jahre in der 
Arbeiterkammer und habe mich damals mit beruflicher Ausbildung und anderen Fragen 
beschäftigt und bin auf Zahlen gestoßen, dass wir am Anfang der Geschichte unseres 
Landes eine Agrarquote von über 50 Prozent gehabt haben.  

Die Industrialisierung unseres Landes hat in den fünfziger und sechziger Jahren 
begonnen. Weil sich damals vorausschauend die Sozialpartner zusammengesetzt haben 
und gesagt haben, wie können wir in diesem agrarischen Bundesland eine 
Industrialisierung vorantreiben. Damals sind die ersten großen Betriebe angesiedelt 
worden. Das war eine Vision und diese Vision ist Wirklichkeit geworden.  

Es hat eine zweite Vision gegeben, zu einem späteren Zeitpunkt, nämlich als es 
Karl Stix umgesetzt hat, dass das Burgenland Ziel 1-Gebiet wurde. Ich kann mich gut an 
den Beginn dieser Diskussion erinnern. Ein Freund von mir ist aus Brüssel 
zurückgekommen und hat gemeint, diese Idee wird niemals Wirklichkeit werden, ganz 
Brüssel lacht über diese Idee.  

Natürlich haben wir Glück gehabt und eine holländische Provinz, Flevoland, ist 
auch Ziel 1-Gebiet geworden. Aber die Vision ist umgesetzt worden und das ist das 
Entscheidende. Das Burgenland hat diese Chance genutzt und wiederrum einen 
Strukturwandel zum Positiven dieses Landes eingeleitet. Kollege Tschürtz, das können 
Sie ruhig zur Kenntnis nehmen. (Abg. Johann Tschürtz: Griechenland nicht vergessen!) 

Das zweite Beispiel ist heute auch zitiert worden, in einer sehr sachlichen Weise, 
der Herr Landeshauptmann hat insbesondere darauf verwiesen. Wer hätte vor zehn oder 
15 Jahren gedacht, dass wir die Energiewende schaffen werden? Auch hier ein gewaltiger 
Strukturwandel, der zeigt, (Abg. Manfred Kölly: Wer hätte gedacht, dass wir die Banken 
unterstützen müssen?) dass die Politiker dieses Landes (Abg. Manfred Kölly: Sie nicht!) 
jeweils zu ihrer Zeit die richtigen Visionen hatten und nicht solche Kleingeister sind wie 
Sie, Kollege Kölly, die nur dreinreden, sondern Visionäre im besten Sinn des Wortes. Die 
haben das Land weitergebracht, nicht die Kleingeister. (Beifall bei der SPÖ) 

Ich weiß, dass die Wahrheit weh tut. Aber ich möchte einen zweiten Punkt 
ansprechen, der auch Ihnen gut täte, nämlich die Rolle der Bildung. (Allgemeine 
Heiterkeit) Es ist ganz klar, (Abg. Manfred Kölly: Herr Dr. Moser, machen Sie Ihre Akten 
woanders und nicht da!) dass wir uns in diesem Land zur Bildung bekennen und es ist 
eine klare Vision, dass wir ein Bildungsland sind (Abg. Manfred Kölly: Das ist so!) und das 
ist der Schlüssel auch für die weitere Entwicklung dieses Landes. Nehmen Sie das zur 
Kenntnis!  

Die Maturantenquote, die geringsten Schülerzahlen, die positive Entwicklung bei 
der Fachhochschule und vor allem das Bekenntnis zu einer umfassenden 
Bildungsgesellschaft, denn Bildung heißt Chancen. (Abg. Manfred Kölly: Ihr verträgt nicht 
Wahrheit!) Im Gegensatz zu Ihnen wollen wir diese Chancen wahrnehmen. (Beifall bei der 
SPÖ) 

Ein weiterer Punkt, auf den auch der Herr Landeshauptmann immer hinweist und 
der ganz entscheidend ist. Wir sind ein kleines Land und ein Land der kleinen Einheiten. 
Wir bekennen uns zu diesen Einheiten. Strukturreform heißt nicht zerstören. Wir wollen 
Strukturreformen ohne Zerstörung in diesem Land haben und wir bekennen uns zu diesen 
Strukturreformen.  
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Ein letzter Punkt, die Bedeutung Offenheit, Toleranz, Kultur und Gastfreundschaft. 
Das sind alles Synonyme für unser Burgenland, auf das können wir stolz sein. (Beifall bei 
der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter Moser. Als nächstem Redner 
erteile ich Landtagsabgeordnetem Robert Hergovich das Wort.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Robert Hergovich (SPÖ): Danke Herr Präsident. Hohes Haus! 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Ich darf zu dem Bereich Finanzen Stellung 
nehmen. Finanzen sind grundsätzlich die Geldmittel oder die Vermögenslage unseres 
Heimatlandes Burgenland. Wenn man sich sehr sachlich und nüchtern mit diesen Zahlen 
beschäftigt, dann wird man feststellen, dass unsere Geldgeschäfte hervorragend verwaltet 
werden. Das, glaube ich, zeigt auch dieses Budget.  

Denn wir haben ganz Wesentliches vorangetrieben und das trägt jetzt auch 
Früchte. Denn wir haben schon früher als die meisten Länder oder sogar auch der Bund 
mit einem sinnvollen Sparkurs begonnen. Schon im Jahre 2010 haben wir, ich möchte es 
fast als Vorsorgepaket für gesunde Finanzen bezeichnen, begonnen, diese 
Schuldenbremse zu ziehen. Und zwar viel früher als viele andere Bundesländer, aber vor 
allem viel früher als der Bund.  

Denn damals hat der Bund nicht einmal darüber diskutiert, über diese 
Schuldenbremse. Da hat das Burgenland diese Schuldenbremse schon gezogen gehabt. 
Das zeigt sich auch jetzt, wo wir 120 Millionen oder rund 120 Millionen Euro an 
Einsparung hier verzeichnen dürfen. 

Heute sind wir sehr dankbar, dass Landeshauptmann und Finanzlandesrat Helmut 
Bieler diese Dinge vorangetrieben haben. Denn dadurch sind wir sicher, aber vor allem 
sozialverträglich durch die Krise gekommen. Herzlichen Dank dafür. (Beifall bei der SPÖ)  

Ein weiterer Beweis ist, dass wir zwei Jahre früher als beispielsweise der Bund 
keine Neuverschuldung haben werden und schon 2015 ohne Neuverschuldung 
auskommen werden. Also schon früher auch mit dem Schuldenabbau beginnen können. 
Wir haben die Konsolidierung beschleunigt, denn heuer werden wir schon zwei Millionen 
weniger Neuverschuldung machen, als wir das schon geplant haben.  

Gleichzeitig investieren wir aber auch in die Zukunft unseres Heimatlandes 
Burgenland, also nicht kaputtsparen, wie es andere Länder gemacht haben, sondern 
gerade auch in der Krise antizyklisch zu investieren. Geld in die Hand zu nehmen, dann 
wenn es notwendig ist, nämlich um die Wirtschaft anzukurbeln, um Arbeitsplätze 
abzusichern, um Arbeitsplätze auch auszubauen.  

Viele Beispiele wurden schon genannt, wie beispielsweise die Investitionen in 
erneuerbare Energien. Wir haben durchaus erfolgreich auch mit großer Weitsicht, mit den 
Sozialpartnern, das muss man hier auch sagen, auch die Sozialpartner, die 
Arbeitnehmervertreter, die Arbeitgebervertreter, haben sich hier sehr konstruktiv 
eingebracht, dieses Einsparungspotential sehr, sehr gut genutzt.  

Mit diesem Budget bleibt das Burgenland sicher das Land der Konjunktursonne. 
Die Burgenländerinnen und Burgenländer sind hier nämlich im Jahr 2012 
Wachstumssieger gewesen. Das Land Burgenland war Wachstumssieger aller 
Bundesländer in Österreich.  
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Wir sind auch Österreichsieger bei der Beschäftigung. Das alles war nur deshalb 
möglich, weil wir die Finanzen in Ordnung haben und schon eine ordentliche 
Finanzplanung im Jahr 2010 begonnen haben. 

Wir wollen diesen Erfolgskurs aber auch weiter fortsetzen. Dazu braucht es 
natürlich ein solides und stabiles Fundament und das haben wir auch. Das wird auch 
durch Standard & Poor‘s bewiesen. Denn die Ratingagentur Standard & Poor‘s hat dem 
Burgenland eine hervorragende Note ausgestellt. Nämlich kurzfristig A1+ und wir haben 
sogar langfristig das AA+ erhalten.  

Ich glaube, das zeigt schon, dass wir im Burgenland sehr gut unterwegs sind. Auch 
wenn der eine oder der andere ein kritisches Wort findet. Ich glaube, da kann man sich 
schon auf die Experten von Standard & Poor‘s verlassen, die malen ein völlig anderes 
Bild.  

Wir haben auch ein hervorragendes Maastricht-Ergebnis. Wir werden im Jahr 2014 
mit einem prognostizierten Maastricht-Ergebnis von Plus 66,8 Millionen Euro rechnen 
dürfen. Also deutlich über dem, was wir eigentlich haben oder der erlaubte Wert vorsieht, 
nämlich zwei Millionen Plus. Das ist ein gutes Fundament für offene Investitionen. 

Auf die offenen Investitionen, darauf kommt es an. Hätten wir nicht ordentlich 
gewirtschaftet die letzten Jahre, dann hätten wir eine kleine Finanzspitze und könnten 
weniger Kreativität an den Tag legen. 

Wir werden 2014 immerhin 207 Millionen Euro für nachhaltige Investitionen zur 
Verfügung haben. Der größte Investitionsbrocken ist natürlich im Soziales, 
Wohnbauförderung und Gesundheit vorhanden, nämlich immerhin 105,9 Millionen Euro. 
Also rund 1,6 Millionen Euro.  

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Das ist das Fundament für unsere 
Rekordbeschäftigung in unserem Heimatland. Das ist das Fundament für leistbares 
Wohnen, das wir alle über die Parteigrenzen hinweg anstreben. Das ist das Fundament 
für unsere gesunden Spitäler, die wir für die Burgenländerinnen und Burgenländer 
benötigen. 

Wir werden 34 Millionen in den Straßenbau investieren, das ist ebenfalls das 
Fundament für sichere und moderne Infrastrukturen die wir im Burgenland vorfinden. Wir 
werden 15,6 Millionen Euro für Sicherheit, Unterricht und Sport investieren. Das ist das 
Fundament für die Zukunft unserer Kinder.  

Wir werden mehr Mitteln, und darauf kommt es an, wir werden mehr Mitteln im 
Unterricht, Freizeit und Sport verwenden, nämlich ein Plus von 14,8 Millionen Euro. Wir 
werden ebenfalls im Bereich Soziales und Wohnbauförderung mehr Geld in die Hand 
nehmen, nämlich 16,6 Millionen Euro. 

Das zeigt natürlich, dass dieses Budget sozial verträglich ist. Ja, ich möchte auch 
sagen, das zeigt die sozialdemokratische Handschrift in diesem Landesbudget. Mehr 
Leistung im Sozialbereich, Aufrechterhaltung der Wohnbauförderung in voller Höhe und 
damit sichern wir und schaffen Arbeitsplätze. (Beifall bei der SPÖ) 

Wir sorgen aber auch damit für eine bessere Bildung und Ausbildung unserer 
Kinder. Ich möchte mich wirklich aufrichtig bedanken, denn so ein Budget ist nicht einfach. 
Wer sich wirklich inhaltlich damit auseinandersetzt wird sehen, wie schwierig es ist, ein 
ausgewogenes Budget zu machen.  
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Daher gebührt mein Dank dem Finanzlandesrat Helmut Bieler, den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Finanzabteilung, an der Spitze Mag. Dr. Engelbert Rauchbauer. 
Herzlichen Dank, das ist eine hervorragende Arbeit. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter Hergovich. Als nächstem 
Redner erteile ich Landtagsabgeordnetem Kurt Lentsch das Wort.  

Bitte Herr Abgeordneter, Sie sind am Wort. 

Abgeordneter Kurt Lentsch (ÖVP): Danke. Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Ja, es geht der zweitägige Budgetlandtag dem Ende zu. Ich möchte ein bisschen 
zu den Finanzen etwas sagen und dann sozusagen für die ÖVP zusammenfassen.  

Zu den Finanzen, glaube ich, haben wir 2010 den richtigen Weg eingeschlagen 
indem wir uns auf einen Sparweg verständigt haben der notwendig war, um langfristig in 
diesem Haus für das Land Burgenland investieren zu können.  

Wir haben einerseits in Verhandlungen zwischen den Regierungsmitgliedern, und 
das sind immerhin sieben Persönlichkeiten die sich zusammensetzen, die Verantwortung 
für ihre Bereiche tragen, die natürlich ein jeder um die Belange die in seinem Bereich 
notwendig sind, kämpft und Initiativen setzen und Neues versuchen will, das unser Land 
weiter bringt und trotzdem ist es in einem guten Klima gelungen, im Endeffekt dann 
eigentlich Abstriche zu machen und zu sparen weil wir gesehen haben, dass wir nicht so 
weiterwirtschaften können wie vor 2010.  

Das war gut so. Deswegen ein herzliches Danke an alle Regierungsmitglieder, 
dass sie das im guten Einvernehmen geschafft haben. (Beifall bei der SPÖ und ÖVP)  

1.068.000.000 Millionen Euro das ist doch eine beachtliche Zahl, die wir an 
Gesamtausgaben budgetiert haben. Da stehen eine Vielzahl von Positionen dahinter. Ich 
möchte gleich anschließen, was der Kollege Hergovich am Schluss gesagt hat. 

Alle die öffentliche Haushalte budgetiert haben und wissen, wie das in die Details 
geht und wo man da an kleinen Rädchen drehen und hebeln muss und was sich dadurch 
dann ganz oben dabei bewegen kann, die wissen, dass es nicht eine einfache Aufgabe 
ist, sondern eine große Herausforderung.  

Deswegen möchte ich mich auch gleich dem Dank an die Mitarbeiter der 
Finanzabteilung anschließen, aber eigentlich auch einen Dank allen 
Regierungsabteilungen und allen Mitarbeitern in den ausgelagerten Stellen, die natürlich 
dazu arbeiten und dort ihre Aufgaben genau wahrnehmen und das in den jeweiligen 
Finanzrahmen zusammenbringen müssen.  

Dass wir dann heute da stehen und sagen können, okay, und so bitte im Jahr 2014. 
So sollt ihr arbeiten und das sollt ihr umsetzen. Ein herzliches Danke dafür. (Beifall bei der 
SPÖ und ÖVP) 

Wir haben uns einen Budgetfahrplan vor einiger Zeit gegeben und der sagt, dass 
wir eine Neuverschuldung noch in diesem Jahr zulassen. Also in diesem kommenden Jahr 
2014 und ab 2015 dann ausgeglichen budgetieren wollen und keine weiteren 
Finanzschulden aufnehmen. 

Auch das ist sehr ambitioniert und ich hoffe doch, dass wir es zusammenbringen, 
weil wir ja in Wahrheit ein Doppelbudget verhandelt haben zwischen den 
Regierungsparteien und zwischen den Regierungsmitgliedern. Ich glaube, dass es ganz 
gut aufgestellt ist und ich hoffe, dass wir auch im nächsten Jahr das 2015er Budget so wie 
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vorgegeben, vielleicht mit der einen oder anderen kleinen notwendigen Adaptierung, 
beschließen können. 

Wir wissen ja nicht, wie sich die Bundeseinnahmen entwickeln. Ich bin schon beim 
Kern des Budgets. In Wahrheit sind wir leider sehr abhängig von der Einnahmensituation 
die sich über unseren Ertragssteuertopf und den Umsatzsteuern auf Bundesebene 
darstellt. Von unseren Einnahmen haben wir doch einen ganz erdenklichen Teil, nämlich 
rund 750 Millionen Euro, die wir über die Ertragsanteile vom Bundestopf erhalten. 

Wenn es dort Einbrüche gibt, dann spüren wird das natürlich nachhaltig auch bei 
uns. Wir haben das sehr moderat hochgerechnet und haben uns an die 
Wirtschaftsforscher gehalten. WIFO hat eine Prognose von 1,8 Prozent 
Wirtschaftswachstum für das nächste Jahr vorgesehen. Die Nationalbank von 1,5 Prozent 
und in diesem Rahmen bewegen wir uns mit unserer Prognose für das Budget 2014 und 
ich hoffe, dass das so auch gehalten wird. 

Es gibt ab und zu wieder negative Stimmen. Hat auch der Kollege Moser gesagt. 
Man weiß nicht wirklich, ob man auf die Stimmung und auf die Psychologie die man da im 
Hintergrund hören kann, aber ich bin vom Grundsatz her ein Optimist und ich denke mir, 
ich glaube schon, dass es besser wird. Wenn es ein bisschen besser wird, dann geht es 
im Land auch noch viel besser, weil wir sehr diszipliniert budgetiert haben. 

Wir haben mit dem Budget ein klares Bekenntnis zum Sparen gemacht und zum 
sorgsamen Umgang mit Steuergeld. Das ist natürlich ein schwieriger Balanceakt, dass 
man zwischen den notwendigen Sparaktionen und sinnvollen Investitionen entscheidet. 
Ich glaube aber das ist gelungen. Möchte noch eine kleine Folie herzeigen, damit man 
sieht, wie die Entwicklung der Neuverschuldung ausschaut. (Abg. Kurt Lentsch zeigt eine 
Folie) 

Sie bleibt dann in diesem Jahr gleich, also 2014 auf 2015. Kleine Anmerkung nur: 
Wir müssen ja jetzt neu, seit voriges Jahr sämtliche Schulden nachweisen. Also wir haben 
in unserem Voranschlag natürlich nur die Schulden des Landes, die direkten. Es gibt auch 
Schulden in den ausgelagerten Stellen. Wir wissen das, wir haben das immer gesagt, das 
ist ja auch bei den Gemeinden so. 

Das ist auch gut so. Weil das war ja auch die Empfehlung, dass wir das so tun. 
Was nicht da drinnen steht, und das sage ich aber auch ausdrücklich und immer, da gibt 
es auch ziemlich viel Vermögen. Es gibt in den ausgelagerten Gesellschaften auch 
Vermögen, das in keiner Weise bewertet ist. 

Es gefällt mir, oder ich finde das sehr interessant, dass ich heute einen Artikel aus 
der Profilausgabe, ich glaube von voriger Woche gelesen habe, wo man darüber 
philosophiert, dass ja die Gemeinden, die Länder, der Bund alle überschuldet sind und es 
immer moderner wird, dass man sagt, dass man das wie ein Unternehmen führen muss. 

Jetzt bin ich schon ein bisschen dabei, dass man zumindest in den 
kaufmännischen Belangen das sehr unternehmerisch sehen muss. Aber den gesamten 
Bereich der Sozialleistungen, der Kulturleistungen, kann ich nicht unternehmerisch 
bewerten. Das heißt, das muss ich anders sehen.  

Dann bin ich auch schon bei den Vermögenswerten die da sind, weil ich glaube, 
dass es auch ein unheimlicher Vermögenswert ist, dass wir eine tolle Landschaft, eine 
gesunde Natur haben. 
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Dass wir in einem Land leben wo sozialer Frieden ist, hat auch einen Wert. Das 
steht auch in keiner Bilanz. Deswegen muss ich sagen, glaube ich, sind wir sehr gut 
aufgestellt und auf dem richtigen Weg. (Beifall bei der SPÖ und ÖVP) 

Als Mensch, der aus der Finanz kommt, ist es mir wichtig, dass wir auch bei den 
Dingen wo wir wem was schuldig sind, ordentlich wirtschaften. Seit 2001 werden die 
Darlehen und Kredite ausschließlich über die Bundesfinanzierungsagentur aufgenommen. 
Unser Schuldenmanagement ist wirklich gut. Ich gratuliere dazu. Wir haben seit einigen 
Jahren eine bessere Zinssituation als der Bund. 

Wir haben wirklich einiges an Geld gewonnen, weil wir weniger Zinsen zahlen als 
die anderen Bundesländer. Das ist sehr gut so und ich hoffe, dass es so weitergeht. Die 
Vermögensteile des Landes sind eigentlich in unseren eigenen Gesellschaften veranlagt. 
Die Vermögen die wir in Wertpapieren, falsch, in Anleihen intern weitergegeben haben, 
auch das ist gut so. Das heißt, ich brauche nicht einem Fremden Zinsen zahlen.  

Die die damit wirtschaften, lassen das an das Land zurückfließen. Nicht ganz alle 
Gesellschaften des Landes finanzieren sich von selbst. Ich glaube die einzige Abteilung 
wo wir im Budget einen Posten haben, ist die Wohnbauförderung. Weil wir ja ein bisschen 
etwas zurückzahlen dazu. 

Aber das ist ein ganz kleiner Bereich. Also das funktioniert sehr gut. Auch dazu 
Lob. Deswegen sind wir natürlich auch dafür, dass es so weitergemacht wird. Maastricht 
ist auch gesagt worden. Da sind wir, glaube ich, auch ein Musterbeispiel, dass das Land 
gemeinsam mit den Gemeinden ein tolles Maastrichtergebnis zusammenbringt. Vielmehr 
als gefordert wird. 

Das ist auch hoffentlich eine der Stärken, die wir in den Regierungsverhandlungen 
einbringen können. Weil ich bin schon zuversichtlich, dass man auch die Wünsche des 
Landes Burgenland in der Finanzpolitik berücksichtigt. Wir haben schon gehört, bei der 
Ziel 1-Förderung werden bei der Phasing Out- oder Nachfolgeförderung nicht mehr alle 
Wünsche erfüllt werden. Deswegen ist ein Additionalitätsprogramm, wo wir auch in der 
Wirtschaftspolitik Förderungen machen können, notwendig.  

Bitte das zu berücksichtigen, wenn es irgendwie möglich ist. Ich weiß, dass es 
jedes Bundesland will. Aber ich denke, dass unsere Chancen doch ein bisschen größer 
sind als kleines Land, das sehr brav in der letzten Zeit gearbeitet hat. Ratings sind so eine 
Sache, die sehe ich ein bisschen differenzierter. Es ist auf jeden Fall einmal gut, wenn 
man beim Rating ein positives Rating hat und kein negatives. 

Auch das ist uns seit einigen Jahren gelungen, dass wir da gut abschneiden. Das 
ist gut so und das gehört auch gesagt. Weil das natürlich die Reputation des Landes nach 
außen verbessert. Was haben wir konkret umgesetzt? Wir haben wirklich einen großen 
Betrag an zusätzlichen Investitionen für die nächsten Jahre geschaffen und wir schaffen 
das trotzdem, indem wir Einsparungen machen. 

Einsparungen, im Wesentlichen im Verwaltungs-, im Personal- und Finanzbereich, 
die die Mehrausgaben die wir haben - und das sind im Jahr fast 30 Millionen Euro - damit 
abdecken. Gratuliere zu dem Spagat und auch ein letztes Schaubild wo man sieht, dass 
sich die ab 2010 wesentlich verbessert hat und zwar haben wir die Ausgabensperre oder 
Bremse eingeführt, die nicht unumstritten war.  

Aber ich glaube alleine das was wir im heurigen Jahr, 120 Millionen Euro und im 
nächsten Jahr bei den Ausgaben eingespart haben, hat uns ein sicheres und 
ausgeglichenes Budget und einen Finanzrahmen beschert. Zusammenfassend möchte 
ich sagen, dass die Diskussionen und die Beiträge eigentlich sehr fundiert waren.  
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Dass ich mir denke, dass ein jeder Abgeordnete der zu seinen speziellen 
Budgetthemen, die er entweder als Sprecher für die Bereiche nutzt oder halt ganz einfach 
auf Grund der Einteilung oder der regionalen Nähe zu einem Punkt sich wirklich bemüht 
und die Inhalte, die ihn betreffen, auch kommentiert.  

Dass das politisch manchmal anders bewertet wird, ist klar und vernünftig. Dass die 
Opposition das hohe Recht zum Reden hier und die Meinung zu äußern nicht wahrnimmt, 
verstehe ich persönlich nicht. Ich glaube, Sie sind gewählt dafür, dass Sie die Meinung vor 
einem Teil der Bevölkerung aussprechen, artikulieren und versuchen, sich in die 
gemeinsamen Arbeiten einzubringen.  

Gesprächsverweigerung okay. Müssen Sie sich mit Ihren Wählern ausmachen. Ich 
verstehe es nicht. (Abg. Manfred Kölly: Bei der Wahl seht Ihr eh, wie viel Ihr bekommen 
habt! Immer minus!) 

Ich bin neugierig, wie es das nächste Mal bei Euch ist, wenn Ihr die Diskussion 
verweigert (Abg. Manfred Kölly: Ich verweigere mich keiner Diskussion! – Beifall bei der 
ÖVP) und ich glaube, dass das von den Bürgern in jedem Fall nicht anerkannt wird.  

Ich möchte mich bedanken bei allen die etwas Konstruktives beigetragen haben 
und noch einmal bei allen Beamten in diesem Haus. Die ÖVP wird dem Budget für das 
Jahr 2014 natürlich die Zustimmung erteilen. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter Lentsch. Als nächstem 
Redner erteile ich Landtagsabgeordnetem Dr. Manfred Moser das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Manfred Moser (SPÖ): Verehrter Herr Präsident! Liebe 
Kollegen! Zur Wirtschaft habe ich bereits gesprochen, zu den Finanzen Kollege 
Hergovich. Ich kann mich daher wirklich auf eine kurze Zusammenfassung beschränken. 
Ich habe wieder nachgezählt. Es ist für mich die 27. Budgetdebatte seit 1987. Damals 
haben wir die Budgetdebatte an drei Tagen geführt. Es hatte hohen Ritualcharakter mit 
viel Respekt natürlich auch, aber das hängt wahrscheinlich damit zusammen, dass ich 
damals noch deutlich jünger war.  

Es war in einem kleineren Sitzungssaal, der sehr abgedunkelt war, mit sehr 
unbequemen Bänken, wo manchmal auch eine Bank in diesem ehrwürdigen Sitzungssaal 
zusammengebrochen ist. (Abg. Ing. Rudolf Strommer: Der Behm Stefan!) Natürlich nur 
vom übergroßen Gewicht oder der Bedeutung des jeweils Sitzenden. Aber ich bin kein 
Nostalgiker und möchte daher mit diesen Rückblicken schon aufhören.  

Wir hätten heuer bald eine eintägige Budgetdebatte gehabt und quasi eine Art 
Prämiere mit Fragezeichen. Ich möchte mich mit der Frage auseinandersetzen wieso und 
mit welchem Ergebnis. Also ich kann eines sagen, eine auf weiten Strecken sachliche 
Debatte findet meine Ablehnung nicht. Ob das die Absicht war, da habe ich, gelinde 
gesagt, Zweifel. 

Ich glaube, dass dahinter ein doppeltes Miss- oder Fehlverständnis steckt. Der eine 
Faktor, den ich orte, ist ein gewisses Maß an Überschätzung. Denn die Demokratie beruht 
auf Wahlen und Wahlergebnissen. Das Kräftespiel zwischen Mehrheit und Opposition 
bestimmen nicht wir, sondern das bestimmt der Wähler mit seiner Wahlentscheidung und 
vor dieser Wahlentscheidung haben wir Respekt.  

Die Überschätzung oder Selbstüberschätzung Einzelner ist in diesem 
Zusammenhang völlig fehl am Platz, sie beeindruckt auch niemanden, höchstens die 
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eigene Person, frei nach Henry Kissinger – „I am always deeply impressd by myself“. 
(Heiterkeit in den Reihen) 

Das zweite Fehlverständnis ist das mediale Spiel. Da muss ich jetzt vorsichtig sein, 
weil ich bin ein unverdächtiger Laie, nachdem ich seit dreizehn Jahren an diesem Spiel 
nicht mehr teilnehme. Aber man könnte sich statt modernistischer Medienarbeit auch 
manchmal an alte Sprichwörter erinnern, dass man in Gruben, die man selbst aushebt, 
auch hineinfallen kann. Das ist nämlich eine Form der angewandten Gerechtigkeit. 
(Heiterkeit in den Reihen) 

Die Taktik soll sein, aber nicht bei einem Budget, da zählt nur der Inhalt, 
buchstäblich die Zahlen. Da zählt der politische Gestaltungswille, der dahinter steht, nicht 
das Scheingefecht. Da zählt die Auseinandersetzung mit dem Detail und alle 
Abgeordneten der Regierungsparteien haben sich mit diesen Details verantwortungsvoll, 
differenziert auseinandergesetzt und sich zu diesem Budget bekannt und ich möchte mich 
bei allen Abgeordneten, die das gemacht haben, herzlich bedanken. (Allgemeiner Beifall) 

Ich danke auch allen, die an der Erstellung dieses Budgets beteiligt waren, im 
Vorfeld auf beamteter Seite, aber natürlich vor allem bei der Landesregierung, beim 
Finanzreferenten, beim Herrn Landeshauptmann und beim Herrn Landeshauptmann-
Stellvertreter. Es ist hier sehr gute Arbeit geleistet worden. 

Zum Schluss: Was ist die Kunst der Politik? Das zukunftsträchtige Handeln mit dem 
alltäglichen Handeln zu verbinden. Visionen und Zahlen müssen zusammenpassen. 
Ebenso die Sorgen der Menschen und unser Verständnis für diese Sorgen. Wir stellen 
uns der Quadratur dieses Kreises. Ich glaube, dass wir es bis jetzt ganz gut geschafft 
haben und wir brauchen auch den Vergleich mit anderen nicht zu scheuen. Unser Ehrgeiz 
gilt es auch in Zukunft so zu halten und wir werden daher diesem Budget zustimmen. 
(Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter Dr. Moser.  

Ich darf jetzt festhalten, dass das frei gewählte Schweigegelübde durchbrochen 
wird und als erstem Redner Landtagsabgeordneten Manfred Kölly das Wort erteilen. 

Bitte Herr Abgeordneter, Sie sind am Wort. 

Abgeordneter Manfred Kölly (LBL): Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Es gibt keine Überschätzung, sondern es gibt nur eines, 
Herr Kollege Moser, arbeiten für das Volk, das uns gewählt hat, und Sie machen eines, 
einen Fehler in der ganzen Situation.  

Wenn ich mir die ganzen Landtagssitzungen ansehe und Sie uns als 
Arbeitsverweigerer hinstellen wollen, dann frage ich mich, wie viele Abgeordnete sich zu 
Wort melden bei den Landtagssitzungen, wie viele Abgeordnete Anträge einbringen, wie 
viele Abgeordnete tatsächlich im Sitzungssaal sind, wenn wichtige Dinge abgestimmt 
werden.  

Ich sage Ihnen eines, es steht einem jeden frei, hier sich dazu zu äußern. Uns steht 
es frei als Oppositionspartei, auch bei diesem Budgetlandtag Akzente zu setzen. Weil 
wenn nicht jetzt zu dieser Zeit, wo ein Budget erstellt wird, das im Vorfeld schon längst 
ausverhandelt wurde, ist in Ordnung, zwischen Rot und Schwarz, und ich denke, das ist 
auch in Ordnung, ich habe kein Problem damit. Aber es muss auch möglich sein, dass 
diese Opposition geschlossen einmal auftritt und sagt, wo klafft eigentlich die große 
Lücke, meine sehr geehrten Damen und Herren. 
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Wenn eine Oppositionspartei und ich sage nicht nur die Oppositionspartei, sondern 
viele Abgeordnete, die hier sitzen, nicht wissen, in den ausgelagerten Gesellschaften, was 
sich dort tut. Viele, ich sage nicht alle, sondern viele. Und den Test hätte ich gerne 
gemacht. 

Warum hat eine Opposition nicht die Möglichkeit, Einsicht zu nehmen, wie in einer 
Gemeinde, und ich weiß, wovon ich spreche in einer Gemeinde. Wenn 
Kontrollausschüsse sehr wohl überall Einsicht bekommen, aber sogar auch das Volk 
Einsicht bekommt in Akten. Nur im Land, in der Regierung, darf man nicht hineinschauen.  

Ich verstehe schon, ich habe heute mitgenommen und ich finde das sehr gut, dass 
der Herr Landeshauptmann sich herstellt und sagt, wir werden uns den Proporz 
anschauen, er liegt schon längst in der Schublade. Wir werden auch weiterhin darauf 
drängen.  

Oder der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter hergeht und sagt, wir können in 
nächster Zeit über alles reden, wir werden Dinge umsetzen. Warum nicht? Das finde ich 
für in Ordnung. Nicht wie die Abgeordneten hergehen und nur so eine Sicht von der 
ganzen Situation haben und hergehen und sagen „Arbeitsverweigerung“.  

Arbeitsverweigerung, meine sehr geehrten Damen und Herren, verstehe ich unter 
anderen Voraussetzungen. Die meisten Anträge wurden von der Opposition eingebracht. 
Die meisten Reden wurden von der Opposition gehalten. Immer zu Dingen, die auch der 
Bevölkerung am Herzen liegen. Was hat man gemacht?  

Und wenn ich mir die Tagesordnung anschaue, man pickt sich das hin, wie man 
will. 30 Tagesordnungspunkte sind darauf. Das sollten wir in einem diskutieren. Da sind 
aber Dinge drinnen, die haben mit dem Budget nicht einmal irgendetwas zu tun. Vielleicht 
sollten wir das auch einmal zu Kenntnis nehmen. 

Und ich denke, die Strategie hat man jetzt geändert, wenn der Kölly 55 Anträge 
eingebracht hat, dann hat man sie halt abgeändert, und dann ist man darauf gekommen, 
man lehnt sie überhaupt gleich ab. Da stellen sich Leute hin und erzählen mir, 80 km/h auf 
der Landesstraße, dafür sind wir nicht, das ist alles ein Blödsinn oder darf nicht sein, und, 
und.  

Viele Dinge, wo ich mich nachher frage, warum diskutiert man das nicht irgendwo 
in einem Ausschuss, warum diskutiert man das nicht, wo wir auch Stimmrecht haben, in 
einem Ausschuss als Opposition? Es gibt im Ausschuss keine Oppositionspartei, welche 
ein Stimmrecht hat. Meine sehr geehrten Damen und Herren, das habt Ihr hervorragend 
gehändelt, muss man dazu sagen.  

Dann stellt sich die Frau Gottweis her als Kollegin und sagt, Du hast eh Recht, 
Kölly, aber nur, wir haben halt kein Geld, das wissen wir schon. Aber da muss man halt 
umschichten und nicht ein Kulturzentrum von/bis hinstellen, welches wie ein 
Gefangenenhaus ausschaut, oder die Therme explodiert an Kosten, das Lisztzentrum 
explodiert an Kosten und 700.000 Euro Zuschuss jedes Jahr. Da muss man dort vielleicht 
den Sparstift ansetzen.  

Ich bin schon beim Herrn Landeshauptmann und er macht das hervorragend, ich 
sage Euch das. Auch der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter geht einen ganz einen 
anderen Weg, als Ihr geht. Ist Euch das noch nicht aufgefallen? 

Horcht einmal zu, was die sagen und dann geht hinaus, Eure vorgeschriebenen 
Reden und lest das herunter, okay, tauscht sie untereinander aus, dann brauchen wir 
nicht zwei Tage Landtag, sondern da genügt wahrscheinlich ein Tag und setzen wir uns 
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gemütlich zusammen und diskutieren über die Zukunft in diesem Land, was wir machen 
sollen, (Abg. Ing. Rudolf Strommer: Wäre ich eh dafür.) das wäre einmal ein guter Ansatz, 
meine sehr geehrten Damen und Herren.  

Und ich glaube bei aller Freundschaft, und jetzt meine ich nicht die Roten, die SPÖ, 
sondern bei aller Freundschaft unter uns, meine ich das jetzt einmal, der Voranschlag ist 
schon okay und da hat der Herr Kollege Lentsch Recht, wenn er sich hinstellt und sagt, 
super Budget, alles leiwand, das ist so klass. Und dann sagt er, Zwischensatz, aber da 
fehlen die Ausgelagerten drinnen. Ist schon interessant, ein Fachmann sagt das, also 
horcht einmal zu.  

Wissen Sie, was die ausgelagerten Geschichten sind? Ich sage Euch was 
Haftungen sind für das Burgenland. Weit über eine Milliarde. Nur dass Ihr das wisst. Wenn 
da was schlagend wird, das ist in der Vergangenheit schon so gewesen, ich will ein paar 
Beispiele nur zitieren: 

Bank Burgenland und andere Geschichten, wo wir noch immer daran kiefeln, oder, 
oder, ich sage das auch, wenn die Frau Landesrätin Resetar, welche ich natürlich 
schätze, sagt, das rennt alles gut, wir haben noch keinen Konkurs gehabt. Stegersbach 
hat man auf einmal vergessen. Die haben wir um einen Schilling hergeschenkt. Warum? 
Weil man nicht aufgepasst hat.  

Und daher glaube ich, dass wir als Opposition nicht nur das Recht, sondern sogar 
die Verpflichtung haben, aufzuzeigen, hoppala, es ist ja nichts dabei, wenn dort oder da 
etwas passiert, haben wir einen Fehler gemacht, nobody ist perfect, ein jeder macht auch 
seine Fehler. Aber dann muss ich hergehen und sagen, lassen wir der Opposition auch ihr 
Recht, das Kontrollrecht zumindest. Das ist ja, das muss ja sogar geschehen als 
Kontrollorgan. Weil sonst heißt es irgendwann einmal, so wie in Salzburg, na wo war denn 
die Kontrolle.  

Und wisst Ihr, wie viele Beteiligungen wir haben, das Land? Wisst Ihr es, übrigens? 
70 stehen offiziell hier herinnen. 70 Beteiligungen. Salzburg hat 24 gehabt. Und es sind 
weit mehr Beteiligungen, das weiß wahrscheinlich keine einzige Abgeordnete oder 
Abgeordneter. (Abg. Christian Illedits: Nur Du?) Ich habe es nur – entschuldige -, ich habe 
es mir angeschaut, weil es immer heißt, man setzt sich mit dem Budget auseinander - 
entschuldige, ich mache schon lange Budgets. Nicht nur in einer Gemeinde, sondern auch 
im privaten Leben muss ich Budget führen, und das wisst Ihr alle ganz genau. 

Und dann stellt Ihr Euch alle her und tut so, wie wenn Ihr die Welt gerade neu 
erfunden hättet. Mir taugt das ja bei der Atomkraft. Die Frau Landesrätin setzt sich voll ein, 
ich bin mit dabei, und dann sagt, na ja, eh alles schön und gut, weil wir sind auf einem 
guten Weg mit der Windenergie.  

Jawohl, wir sind auf einem guten Weg mit der Windenergie. Aber wissen wir schon, 
was die Windenergie kostet, und sollte man nicht nur ein Windrad aufstellen, sondern 
andere Möglichkeiten suchen? Ich habe ein paar Beispiele gebracht.  

Warum geht man nicht her und tut Windstrom, man muss speichern mit 
Wasserstoff, eingebracht einen Antrag, ich weiß nicht, wo der hingekommen ist, oder in 
Biogas umwandeln und solche Dinge mehr. 

Ich weiß schon, dass man immer rausgeht und sagt, Herr Landeshauptmann-
Stellvertreter, super gearbeitet, Frau Landesrätin, super gearbeitet, ist auch verständlich, 
muss man ja auch als Abgeordneter, aber wisst Ihr, was entscheidend überhaupt ist. Die 
Regierung fragt uns, um ein Budget, welchem wir zustimmen müssen. Entscheiden tun 
dann sie in der Regierung, was sie eigentlich machen wollen.  
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Und wisst Ihr, was sie dort machen, habt Ihr schon einmal ein Protokoll gesehen, 
habt Ihr schon einmal gesehen, was eigentlich passiert ist? Ja, einzelne werden das 
sehen, aber nicht alle, die im Landtag sitzen, und daher glaube ich, dass die Opposition 
gestärkt gehört, Kontrollrechte gestärkt gehören, und wenn ich mir das neue Gesetz mit 
dem Rechnungshofdirektor anschaue, na Grüß Gott, liebe Freunde, dann sind wir 
sowieso, dann brauchen wir gar keinen Rechnungshof mehr haben.  

Und jetzt breche ich es herunter auf weitere Geschichten. Gemeinde. Da sitzen 
zwei große Herren vom Gemeindevertreterverband und Gemeindevertreterbund. Nur zur 
Energie haben sie uns vorgegaukelt, wir haben den besten Preis für die Gemeinden 
ausverhandelt und dann haben wir ihnen das Schwarz auf Weiß bewiesen, dass es auch 
anders geht.  

Und wenn ich mir anschaue, was da passiert mit der Energie Burgenland, wie wir 
die BEGAS gekauft haben und wo jetzt die großen Probleme auf einmal alle aufgetaucht 
sind und noch viele Jahre uns begleiten werden und dann haben wir dort 100 Millionen 
bezahlt oder 101 Komma noch was, und welche Kredite haben wir dafür aufgenommen, 
was zahlen wir dafür, das hätten wir alles gerne gewusst in der Opposition, aber auch die 
Bevölkerung sollte wissen, zahlen wir drei Prozent, zahlen wir neun Prozent, was 
geschieht denn dort eigentlich. Das wissen wir alle nicht, oder wissen es Sie, gut, dann 
bin ich damit einverstanden, wenn Sie es wissen. Und solche Dinge halt mehr. 

Wenn man anschaut den Verkehr, da wird immer geredet, der Verkehr ist so 
wunderbar, da stellt man sich auf einem Foto hin und sagt die Draisinentour, das ist alles 
so schön und gut. Dann höre ich, dass man noch immer keine Einigung 
zusammengebracht hat zwischen den Gemeinden, die auch 100.000 Euro dort in den 
Topf hineinzahlen sollen.  

Ich zahle das gerne hinein, weil ich glaube, das macht auch Sinn. Aber nur, dass 
sich Rot und Schwarz jetzt wieder bekämpfen wegen einem Satz dort drinnen, und das 
nicht zu Stande kommen kann, das kann es nicht sein. Wir arbeiten nicht für die Partei, 
sondern für das Land und für die Betriebe, die auch Arbeitsplätze schaffen.  

Man rühmt sich immer, der Tourismus floriert so gut. Ja, nur mit welchem Einsatz 
machen wir das? Was haben wir in den letzten Jahren an Thermen investiert - ist in 
Ordnung. Wie viele Beschäftigte gibt es tatsächlich, Österreicher, weil die 
Sozialdemokratie oder die Sozialisten immer sagen, Arbeitsplätze schaffen, und, und.  

Leider sind wir einen anderen Weg gegangen, wir bekommen keine Leute 
anscheinend mehr, aber dann müssen wir uns was einfallen lassen. Dass wir lauter 
Ausländer brauchen, die dort die Leute bedienen und arbeiten dafür, ja, wir brauchen sie, 
das ist schon richtig, aber dann muss ich umdenken.  

Und wir sind nicht nur Opposition, dass wir Anträge einbringen und nicht wissen, 
wie man es machen könnte. Wir machen Euch ja auch Vorschläge, wie man es ändern 
kann.  

Das machen wir auch in den Gemeinden, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ansonsten würde vieles nicht in diesem Land entstanden sein, wenn die Gemeinden nicht 
viel Wirtschaftskraft in dieses Land gebracht hätten.  

Denken wir einmal nach, wenn uns jetzt das Geld in den Gemeinden fehlt, werte 
Kollegen Trummer und Radakovits, dann wird es uns eng werden. Die Sozialleistungen 
explodieren ins Unermessliche, da macht man einen Voranschlag, ein paar Tage später 
kommt daher, Rot Kreuz-Schilling, wie er damals geheißen hat, wird erhöht. Ohne die 
Gemeinden irgendwo zu informieren.  
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, und da soll man nicht aufzeigen, da soll 
man nicht sagen, hallo stopp? Kann man das nicht einen Monat vorher machen, mit uns 
auch besprechen, ist das noch leistbar, ist es nicht leistbar.  

Wenn ich mir die vielen Heime anschaue, die gebaut wurden, na super, gratuliere, 
ist heuer alles in Ordnung, aber jetzt müssen wir schön langsam sagen, können wir uns 
noch alles leisten? Wie viel muss die Gemeinde dazu beitragen, grundsätzlich einmal 
gefragt, wie viele Jahre schaffen wir das. Ich höre vom Herrn Landeshauptmann gute 
Ansätze, auch vom Herrn Landeshauptmann-Stellvertreter. Die machen das 
hervorragend.  

Er sagt, ich muss jetzt umdenken, Heime haben wir genug, jetzt müssen wir 
schauen, dass wir in die Pflege zu Hause wieder kommen. Oder der Herr 
Landeshauptmann-Stellvertreter, mit den Feuerwehren, mit vielen anderen Dingen, wo wir 
nicht zusammenlegen müssen, da bin ich auch dabei, wir brauchen nichts 
zusammenlegen, sondern miteinander arbeiten. Und viele Möglichkeiten auf finanzieller 
Seite hereinzuholen, dass man sie wieder vernünftiger Weise auf einer anderer Seite 
ausgeben kann.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich denke, das wären Ansätze, wo man 
auch die Opposition ernst nehmen sollte und nicht immer hergehen, Arbeitsverweigerer.  

Ich weiß, dass das weh tut, wenn gestern niemand geredet hat (Abg. Ing. Rudolf 
Strommer: Nein, im Gegenteil!) und Ihr nicht gewusst habt, wie tut Ihr Euch eigentlich, das 
hat man ja gemerkt, da wart Ihr alle durcheinander. Ist da was dabei, weil von Euren 
Abgeordneten redet das ganze Jahr keiner. Und heute beim Budgetlandtag nimmt er den 
Zettel und liest das herunter, was ihm vorgeschrieben wurde, er wird ja ohnehin wissen, 
von wo er das herunter gelesen hat, ist ja völlig egal, interessiert auch niemanden, aber 
es kann nicht so sein, dass die Opposition als Arbeitsverweigerer hingestellt wird.  

Das lass ich so nicht stehen. Und das lasse ich auch nicht gelten. Ich bin der, der 
die meisten Anträge eingebracht hat. Ich bin der, der am meisten geredet hat. Schaut 
Euch die Statistik an. (Zwiegespräche in den Reihen) Völlig egal, Herr Kollege Steiner. 
Herr Kollege Steiner, ich denke einmal, es ist ernst genug in dem Land. Wir sind auf der 
Überholspur - erzählt Ihr mir immer. 

Das finde ich für in Ordnung. Wir haben vieles geschaffen. Es ist ja nicht alles 
schlecht. Aber für die Opposition gehört eine Möglichkeit geschaffen, mehr Kontrolle 
auszuüben. Ist das so etwas Schlechtes? Da stellt sich der Herr Landeshauptmann hin 
und sagt, er hat kein Problem, dass die Gemeinden vom Rechnungshof überprüft werden. 
Na ist das nichts anderes, wie wenn wir sagen, wir wollen auch als Opposition ein 
bisschen Einsicht bekommen. Das schadet ja nicht. 

Die ÖVP ist dagegen. Ist eh klar. Wir haben eh eine Gemeindeabteilung. Die gut 
funktioniert - gar keine Frage. Aber - ich habe ja kein Problem, wenn der meine Gemeinde 
überprüft. Jetzt sitzt das Finanzamt eine Woche bei mir in Deutschkreutz. Na der fühlt sich 
wohl und sagt, das ist alles in Ordnung.  

Na, wo gibt es denn da ein Problem, meine sehr geehrten Damen und Herren? 
Genau das sind die Dinge, die mir sauer heraufstoßen, wo Ihr nur Parteipolitik seht und 
leider sonst nichts. 

Aber ich denke, es gibt ja auch zum Budget einige Punkte zu sagen. Energie, zwei 
Minuten habe ich noch. Energie, Herr Kollege Sodl, oder Pendlergeschichten. Ist ja lustig, 
Du liest irgendetwas runter und weißt gar nicht, was tatsächlich die Sache ist. Ich gebe Dir 
das dann schriftlich dazu, weil ich nur mehr zwei Minuten habe. Aber es spielt keine Rolle. 
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Wenn ich in der Energie 38 Millionen als Bioenergie in den Sand setze und keiner 
zeigt auf und keiner schreit und sagt: Was ist denn da passiert? Wo BEGAS 48 Prozent 
beteiligt war. Wo der Esterházy beteiligt war, die Kirche beteiligt war. Und die Bank 
Burgenland gar keinen Beschluss gehabt hat für das Geld. Wie ist denn das gerannt? 
Geht uns ja nichts mehr an - die Bank Burgenland. Ist mir schon klar. Aber nur, dass wir 
wissen, wie das abläuft.  

Und dann sind wir gefragt als Opposition. Nicht im Nachhinein. Wir sollten 
begleitend bei solchen Projekten - wahrscheinlich wie Oberwarter Spital 100 Millionen, 
von 80 auf 100 und wahrscheinlich werden es 120 Millionen. 

Auch egal, die ÖVP stimmt eh überall mit. Weil wenn der Herr Landeshauptmann 
Niessl sagt, Franz Steindl, wir springen in den Brunnen, dann springt der Franz und der 
Landeshauptmann fährt nach Frauenkirchen und schaut sich die Therme an, ob das eh 
alles läuft. Das sind die Dinge, die ich nicht haben will.  

Arbeiten wir gemeinsam für das Land, schauen wir, dass das Budget, dass 
sicherlich hervorragend aufgestellt worden ist - mit diesen Möglichkeiten hervorragend. 
Aber wir wollen Kontrolle haben. Und ich glaube, das ist auch wichtig.  

Ich denke, in diesem Sinne sollten wir wirklich einmal zusammenarbeiten und nicht 
nur immer die Opposition schlechtmachen, meine sehr geehrten Damen und Herren.      

Präsident Gerhard Steier: Als nächstem Redner erteile ich 
Landtagsabgeordneten Reimon das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. Sie sind am Wort. 

Abgeordneter Michel Reimon, MBA (GRÜNE): Herr Präsident! Möchte zuerst 
zum Budget was sagen und dann zu gestern, zum Abschluss. Der Kollege Moser hat in 
seiner Rede, jetzt kurz vorhin gesagt, wir haben so viele gute Zahlen, Daten und Fakten 
gehört, bei diesem Budget, das ist doch lobenswert.  

Hat fast wortwörtlich geklungen einer Rede, die ich vorhin gehört, wie dieses Zitat - 
ganz kurz „Die Kurve bei der Neuverschuldung zeigt weiter nach unten“ haben wir gehört. 
„Mit dem Doppelbudget kommen wir der Trendwende wieder ein gutes Stück näher. Unser 
Ziel ist daher aktueller denn je. Wir wollen null Neuverschuldung bis 2017 - steht hier - 
und wir machen das, was die führenden Wirtschaftswissenschaftler als richtig erachten, 
nämlich konsolidieren, aber auch investieren.“ 

Das hat nicht der Landeshauptmann Hans Niessl gesagt. Aber dieses Zitat ist von 
Gabi Burgstaller vor exakt einem Jahr im Landtag in Salzburg. In vier Tagen ist es ein 
Jahr. Acht Wochen später ist ihr das gesamte Landesbudget, das Doppelbudget, 
explodiert und Salzburg hat 300 Millionen Euro verloren. Exakt in derselben Budgetrede, 
wie wir sie hier gehört haben. 

Der Landesrat Brenner hat gesagt: „Das Salzburger Landesbudget steht für drei 
Dinge: Stabilität, Verlässlichkeit und die richtigen Prioritäten.“ Acht Wochen vor der 
Explosion.  

Sie haben alle keine Ahnung, was wirklich hinter diesen Zahlen steht. Können Sie 
nicht haben. Können Sie einfach nicht haben. Können Sie genauso wenig haben, wie die 
Salzburger Kolleginnen und Kollegen das vor einem Jahr haben konnten. Ist unmöglich. 

Das einzige Institut, das das wirklich kontrollieren könnte, wäre ein Landes-
Rechnungshof, der sorgfältig prüft. Dieser Landes-Rechnungshof ist nicht die Institution 
der Opposition. Der arbeitet nicht für die Opposition. Der arbeitet für den Landtag.  
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Das ist eine Institution der Abgeordneten, die für die Abgeordneten, auch für die 
Regierungsabgeordneten kontrollieren soll und sich Landesgesellschaften, oder was auch 
immer, anschauen soll. Diese Institution haben Sie besetzt mit einer Person aus dem Büro 
des Landeshauptmannes. Dieser Institution wollen Sie in den nächsten Monaten weitere 
Kontrollrechte wegnehmen, oder diese zumindest schwächen. 

Sie fahren mit 180 km/h durch die Nacht. Und wenn der Landeshauptmann sagt, 
dreht´s noch das Licht ab, drehen Sie das Licht ab im Auto. Und wenn es scheppert, 
werden Sie schuld sein und niemand sonst. Weil Sie haben es beschlossen. Sie wollen 
keine Transparenz.  

Das wahrscheinlich unwichtigste Beispiel, aber es war so symptomatisch für mich 
gestern, ich mache - ohne viel nachzudenken - ein Foto mit dem Handy. Kommt der 
Klubobmann Illedits auf mich zu und sagt: Das ist verboten. Poste das ja nicht. (Abg. 
Christian Illedits: Ich habe mich sicher nicht aufgeregt. – Abg. Manfred Kölly: Du hast 
vorher was anderes gesagt.) 

Leute, alle anderen Landtage - ich weiß nicht, ob alle - aber andere Landtage 
übertragen im Internet nicht nur die Sitzungen, sondern die Ausschüsse. Da wird die 
Diskussion im Ausschuss im Internet übertragen. Wenn im Südburgenland - wenn man 
das bei uns machen würde - wenn im Südburgenland jemand wissen wollen würde, 
welche Partei setzt sich wie für mich ein, was wird in dem Ausschuss zum Thema xy zu 
der Umfahrung, oder was auch immer diskutiert, können sich die Leute das anschauen. 
(Abg. Kurt Lentsch: Dann würden sie sehen, dass Ihr nichts tut.) Live anschauen, oder 
nachträglich anschauen. Gibt es bei uns nicht.  

Das wäre das Minimum an Transparenz, was notwendig wäre. Wenn Sie von 
Arbeitsverweigerung sprechen, dass wir hier keine Rede in der Budgetsitzung halten, die 
Ränge sind ja fast leer. Arbeit wäre es, den Menschen etwas zu erklären. Nicht für das 
Protokoll erklären wir uns zwei Tage gegenseitig, dass alles super ist, obwohl wir die 
Zahlen nicht kontrollieren können.  

Das ist keine Arbeit, meine Damen und Herren, weil es keine Wirkung hat. Arbeit 
wäre es, wenn Sie sich der Bevölkerung mit dieser Sache stellen würden, auch im Netz 
stellen würden und vor allem Kontrolle zulassen würden. 

Der Finanzlandesrat hat gesagt, in den Ausschüssen kann man doch Fragen 
stellen. Ich habe voriges Jahr dort eine Frage gestellt, die Antwort drauf ist: Die 
Unterlagen habe ich jetzt nicht da, aber das ist super. Ich bin kein Mitglied der 
Ausschüsse.  

Der erste Beschluss dieses Landtages in dieser Periode - korrigieren Sie mich, 
wenn es nicht der Erste war, sondern einer der Ersten - war die Verkleinerung der 
Ausschüsse, so dass die Opposition nicht mehr drinnen sitzt, sondern nur noch die 
Regierungsparteien.  

Ja, der erste Beschluss war das Raushauen der Opposition aus den Ausschüssen 
und dann heißt es, ja ihr dürft ja drinnen sitzen, aber Antwort bekommt ihr keine, wenn ihr 
fragt. Und das ist das Kontrollrecht, das übrig geblieben ist. Das ist die Transparenz, die 
Ihr wollt. (Abg. Kurt Lentsch: Fragestunde!) 

Das ist ein Blindflug und der kann per se keine Zustimmung der Opposition 
bekommen, weil er nicht einmal Eure bekommen sollte, dieser Blindflug. Dabei ist ja vieles 
- und das will ich gar nicht bestreiten -, was hier präsentiert worden ist, gar nicht schlecht. 
Ich möchte jetzt den Kollegen Sodl herausgreifen, weil das, was er vorhin über Energie, 
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über den Energieplan, über den Ausbau der Windenergie erzählt hat, höre ich als Grüner 
gerne, finde ich als Grüner großartig. Toll dass das alles gemacht wird. 

Nur hast Du nicht über das Landesbudget gesprochen größtenteils, sondern das, 
was die Energie Burgenland und Tochtergesellschaften machen. Das ist nicht 
Landesbudget, das sind die Tochterfirmen. Genau die, von der wir reden, dass die 
kontrolliert gehört werden. Mit denen wird hier präsentiert, das Land macht auf großartige 
Politik, obwohl das gar nicht das ist, was wir hier sehen und kontrollieren können.  

Ihr beweist ja selber, dass die entscheidende Politik des Landes in den 
Unternehmen gemacht wird, die Ihr Euch selber nicht anschauen wollt. Wo Euch gesagt 
wird, schaut nicht hin. Das ist ja das Problem an der ganzen Geschichte. 

Inhaltlich, wenn ich Energieautarkie höre, wir sagen stromunabhängig, nicht 
energieunabhängig, wenn Autobahnausbau gefordert wird und kein öffentlicher Verkehr 
gebaut wird, verbrauchen wir mehr Öl. Und wenn der Ausbau der Windenergie vom 
Landeshauptmann damit begründet wird, dass CO2 schädlich ist, wäre das vielleicht im 
Verkehr auch ein Thema. Nur um das inhaltlich auch zu sagen. Das haut so nicht hin. Gut. 

Ich kann keinen Blankoscheck ausstellen für ein Budget, das völlig undurchsichtig 
ist, auch wenn der Teil, der zu sehen ist, nicht schlecht ist. Ganz klar. Das war vorhin 
begründet. 

Damit komme ich zu gestern und meiner unbedachten, zornigen Wortmeldung. 
Schade jetzt, dass der Kollege Moser nicht da ist, auf den würde ich mich gerne beziehen. 
Aber er hört mich wahrscheinlich. Ich habe mich angesprochen gefühlt natürlich, als er 
das vorhin gesagt hat mit, dass es keine gute Taktik war und das sollte man anders 
machen. Nehme schwer an, dass ich damit gemeint war. Damit hat er völlig falsch und 
Recht mit dem, was er meint. Natürlich war das nicht gut. Ich bin alles andere als stolz 
drauf, mich so geärgert zu haben und mich so geäußert zu haben. Alles andere als das. 

Ich bedauere das auch dem Landtag gegenüber als Institution, weil das natürlich 
auf alle zurückfällt. Ganz klar. Und das habe ich so verbockt. Okay.  

Die andere Sache ist die, dass mir in der Analyse dieser Sache - gerade vom Herrn 
Moser, der sich das sicher sauber überlegt und gut drüber nachdenkt. Die einzige 
Begründung, die ihm einfällt, das war Taktik. Die Vorstellung, dass ich wirklich empört bin 
und zwar inhaltlich über etwas, kommt gar nicht. Dass ich wirklich empört bin und nicht 
aus Taktik etwas sage, was mehr ins Auge gehen kann, als sonst irgendetwas. 

Die ÖVP hat sich gestern kurz angesprochen gefühlt, habe ich gehört. Das hat 
ausschließlich die SPÖ betroffen - meine Empörung. Und tut sie auch immer noch. Die 
kommt aus der Budgetsitzung vom vorigen Jahr, an die ich natürlich zurückgedacht habe, 
auch in der Vorbereitung.  

Als ich meine Budgetrede gehalten habe und gesagt habe, wir beschließen hier 
eine Milliarde Euro und in Traiskirchen sitzen fünf Kinder - unbetreute Minderjährige -, die 
ins Burgenland zurückkommen sollen. Und die paar Euro für diese fünf Kinder haben wir 
nicht. Und dann ist die bürgerliche Seite - alle drei Parteien - ans Rednerpult gegangen 
und gesagt, ja, fünf Kinder werden wir ja im Burgenland noch versorgen können. 

Die Sozialdemokratie hat sich nicht darum gekümmert und sozialdemokratische 
Abgeordnete haben mir zwei Tage lang abwechselnd erklärt, wir holen die Kinder. Und 
wenn dann die Regelung in der Landesregierung wieder anders ist - wir können doch 
nicht alle Ausländer nehmen. Zwei Tage hin und her.  



5179 Burgenländischer Landtag, XX. Gesetzgebungsperiode - 43. Sitzung - Mittwoch, 16. Oktober und Donnerstag, 17. Oktober 2013 

 

Am Schluss sind diese Kinder - meines Wissens - acht Monate in diesem Lager 
gesessen. (Abg. Edith Sack: Das stimmt so nicht. – Abg. Christian Illedits: Lasst Ihn 
reden! Der ist für uns gestorben.) Das ist meine Information, die ich aus dem 
Menschenrechtsbereich habe. 

Und darüber bin ich empört, dass mir so etwas rausgerutscht ist. Ich habe 
nachgedacht - ein Ausdruck der Respektlosigkeit. Aber ich habe keinen Respekt für das 
Verhalten, das Ihr gezeigt habt. Ich kann mich nicht entschuldigen. 

Präsident Gerhard Steier: Als nächstem Redner erteile ich 
Landtagsabgeordneten Klubobmann Tschürtz das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Johann Tschürtz (FPÖ): Herr Präsident! Werte Damen und Herren 
Abgeordneten! Tricksen, täuschen, tarnen. So könnte man dieses Budget auch groß hier 
auf eine Leinwand schreiben. Und ich kann mich noch erinnern, als der Herr Klubobmann 
Strommer noch vollbrüstig bei der letzten Periode gesagt hat, die Verschuldung des 
Landes bewegt sich schon bei 110 Prozent. Dann hat er noch weiter gesagt: Das Kind 
Budget liegt in der Intensivstation. 

Das hört sich heute - seitens der ÖVP - schon wieder komplett anders an. Aber 
Tatsache ist und wenn man schon immer darauf eingeht und sagt, die wollen eigentlich da 
die Arbeit verweigern, dann sind wir einmal ganz ehrlich - worüber sollen wir sprechen 
beim Budgetlandtag, wo wir keine Ahnung haben, wie es in den Beteiligungen aussieht? 
Wo wir keine Ahnung haben, wir Abgeordneten, wie die Situation rund um die Haftungen 
ausschauen. 

Und sind wir uns wirklich ganz ehrlich. Wir haben ja gar keine Möglichkeit 
nachzufragen, wie schaut es aus mit den Geschäften in den Beteiligungen. Das geht ja 
gar nicht. Und ich kann mich ja ganz glasklar erinnern, als bei einer Anfrage im Landtag 
ich den Herrn Landesrat Bieler gefragt habe, wie das so ausschaut mit den Beteiligungen.  

Ich habe da eine Frage gestellt, die er leicht beantworten hätte können. Und er hat 
gesagt, die Geschäfte der Beteiligungen haben parlamentarisch nichts verloren. Das 
heißt, parlamentarisch gibt er uns keine Auskunft über die Geschäfte der Beteiligungen. 
(Landesrat Helmut Bieler: Darf ich nicht.) Darf ich nicht, hat er sogar gesagt. Darf ich nicht. 

Das heißt, es werden 90 Prozent oder 85 Prozent der Beschlüsse in der 
Burgenländischen Landesregierung gefasst, da fasst man halt die Beschlüsse und dann 
kommt man daher, legt halt ein Budget vor, wo man sich vielleicht noch ein bisschen 
spielen kann. 2.000 Euro nehmen wir dort weg, vielleicht tun wir 3.000 Euro dort dazu.  

Vielleicht macht man eine Umschichtung in der Budgetsituation. Aber die 
tatsächliche Schuldenlast, die tatsächliche Situation rund um das komplette 
Beteiligungsmanagement weiß niemand. 

Nicht einmal einer. Oder vielleicht gibt es in der SPÖ, oder ÖVP Abgeordnete, die 
das vielleicht sogar wissen. Und was mir besonders weh tut, ist diese Drüberfahrer-
Mentalität. Da fährt man halt einfach drüber. So quasi - was wollt ihr eigentlich.  

Und am meisten stört mich auch, wenn ich mir die Geschichte bei mir anschaue - 
oder bei uns - im Freiheitlichen Landtagsklub. Na da wird plötzlich umgebaut im 
Freiheitlichen Landtagsklub. Ich habe keine Ahnung gehabt. Plötzlich gibt es keine WC 
mehr.  
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Jetzt komme ich drauf, denn jetzt hat man dem Freiheitlichen Landtagsklub die 
WCs weggenommen. Jetzt kriegen wir statt den WCs ein Besenkammerl. Das wird alles 
einfach umgebaut. Das heißt, da fragt keiner nach, niemand setzt sich zusammen mit dem 
Klubobmann und mit den Abgeordneten und sagt: Wir möchten bei euch umbauen. Wie 
hättet ihr es denn lieber oder was wäre besser. Genau das macht die BELIG. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Das heißt, da hat man überhaupt nichts mehr zu reden in diesem Land. Dann sitzt 
man da und fühlt sich so betroffen und sagt: Die verweigern die Arbeit! Mit denen kannst 
du ja nicht diskutieren. Ich sage Euch eins: Es wäre höchste Zeit, einmal diesbezüglich 
Akzente zu setzen, damit auch die Bevölkerung das erkennt. 

Man hat es bereits auch erkannt, dass alles, was wir da über das Budget 
herumplaudern ja gar nicht die Wahrheit ist und auch gar nicht die Tatsache ist. 

Ja, in Ordnung es wurde ein Budget mit Einnahmen und Ausgaben verabschiedet. 
Wo bleibt aber die doppelte Buchhaltung? Wo bleibt sie? Wo hat man irgendwo Einsicht in 
irgendetwas? Wir haben nichts, null. 

Wir können uns herstellen und können über den Bereich Sicherheit plaudern, dann 
können wir über den Bereich Wirtschaftsförderung plaudern, aber das Gesamtbudget in 
sich selbst ist natürlich abhängig von Schulden, abhängig von Haftungen und abhängig 
von Beteiligungen. Jetzt weiß ich schon, dass der Landesrat Bieler immer sagt: „Du 
kennst dich nicht aus, weil die Haftungen, die wir haben, die haben wir eigentlich gar 
nicht, weil für die Haftungen gibt es ohnehin einen Gegenwert.“ 

Das ist ungefähr immer die Auskunft des Herrn Landesrates. Das ist ungefähr so, 
wie wenn ich mir ein Auto kaufe. Ich kaufe mir ein Auto, nehme mir einen Kredit von 
50.000 Euro auf und sage: Das ist eigentlich ohnehin kein Kredit, weil dann habe ich ja 
ohnehin ein Auto. So ungefähr, so ähnlich könnte das sein. Das ist natürlich ein 
Wahnsinn, wenn Ihr mich fragt. Aber, in Ordnung. Es soll so sein. (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten) 

Wenn man jetzt schon von der Kontrolle spricht, im gesamten mit dem Budget 
betrachtet, dann fällt mir wirklich auf, dass man vom Kontrollmechanismus eigentlich 
wegkommt, dass man die Opposition eigentlich wegschieben möchte. Bei aller 
Wertschätzung, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, aber auch heute wieder die 
Ansage, oder gestern die Ansage, wo Sie meinten: Es wäre besser, wenn man durch den 
Rechnungshof mehr gutachterliche Prüfungen machen lassen könnte. 

Na was heißt das, eine gutachterliche Prüfung? Dass diese gutachterliche Prüfung 
niemand sieht, sondern nur die Regierung selbst, weil eine gutachterliche Prüfung 
gutachterlich ist und nicht in die Öffentlichkeit zukommen hat? Anstatt dass Sie sagen, in 
Ordnung, nehmen wir den Rechnungshof her, denn er Rechnungshof soll auch die 
Gemeinden prüfen, sagen Sie: Na ja, machen wir gutachterliche Prüfungen. 

Das ist alles weg von der Kontrolle. Wenn man sich nur die Situation in Salzburg 
betrachtet, bitte. Was ist in Salzburg passiert jetzt erst wieder? Oder in Linz? Plötzlich hat 
man da „Geheimkonten“ entdeckt? Da gibt es Konten und Kontobewegungen, wo 
überhaupt kein Abgeordneter davon gewusst hat, niemand! Man hat alles irgendwie so 
gemacht und Beschlüsse in der Landesregierung gemacht und hat niemanden so wirklich 
eingebunden. 

Was wir wollen, ist einfach mehr Kontrollmöglichkeiten, sonst wollen wir ja gar 
nichts. Wir wollen einfach mehr Aufklärung, mehr Einsicht und ich sage das nochmals mit 
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den Beteiligungen, weil es uns so wichtig ist, und wir haben auch diesbezüglich schon mit 
anderen Ländern gesprochen. 

Faktum ist, und da mag er Recht haben der Herr Landesrat Bieler, es soll so sein, 
man darf ja gar nicht Auskunft darüber geben. Alleine das Wort, man darf gar nicht 
Auskunft darüber geben, ist wirklich schon ein absoluter Wahnsinn.  

Wenn der Herr Dr. Moser sagt, die Opposition hat da grob fahrlässig und sogar 
vorsätzlich gehandelt und was weiß ich was alles und Arbeitsverweigerung - ich würde 
sagen, Herr Dr. Moser, das ist halt auch Aktionismus. 

Das ist genauso Aktionismus, als wenn man eine Tafel in die Hand nimmt. Auch 
wenn der Präsident das nicht will und sagt: Räumt die Tafel weg! Oder, Herr Ordner: 
Räum die Tafel weg! Das hat mit Demokratie nichts mehr zu tun. 

Wo geht das hin? Was wollen wir von der Opposition? Anstatt sich zu öffnen, mehr 
in die Kontrolle zu investieren, blockt man, igelt man sich ein und das ist natürlich nicht 
gut. 

Warum sagen wir „Weg mit dem Proporz“? Warum sagen wir das? Auch weil der 
Herr Landeshauptmann-Stellvertreter die Geschichte gestern wieder angesprochen hat. 
Er hat gesagt, er versteht das nicht, warum man vom Proporz weg will. 
(Landeshauptmann-Stellvertreter Mag. Franz Steindl: Das habe ich nicht gesagt.) 

Wir wollen - so ähnlich, für die Freiheitlichen wär es sogar besser, wenn der 
Proporz wäre, egal. Ich will es nur erklären warum. Denn eines wollen wir sicher nicht 
nochmals miterleben müssen. (Abg. Edith Sack: Die schaffen sich noch selbst ab!) Dass, 
wenn irgendeine Partei, egal ob das die Freiheitliche Partei ist, oder die Liste Burgenland 
oder auch die Grünen, oder der Stronach oder egal wer auch immer kommt. 

Wenn die so viel Prozente bekommen, dass sie dann die Möglichkeit haben, einen 
Landesrat zu stellen, oder Regierungsverantwortung übernehmen zu können, dann wollen 
wir eines ganz glasklar nicht: Dass der vielleicht mit einem Seilbahnwesen im Burgenland 
oder mit der Binnenschifffahrt oder mit einem Aufzugswesen, wie es war, abgespeist wird. 

Das ist nicht in Ordnung. Wenn wir in die Regierung kommen, oder wenn wir 
Regierungsverantwortung übernehmen sollten, wenn uns der Wähler den Auftrag gibt, 
dann wollen wir eine Regierungsverantwortung haben mit wirklicher Verantwortung, nicht 
mit irgendeiner Abspeisung und deshalb wollen wir keinen Proporz! (Beifall bei der FPÖ) 
Danke Ilse! 

Sie hat Euch damit gezeigt, dass es wirklich so ist. Man kann jetzt ruhig lächeln, 
wenn die Frau Abgeordnete applaudiert, das ist auch eine Möglichkeit. Aber, es ist 
definitiv so.  

Egal, wie auch immer und welche Gedanken jeder im Hinterkopf hat, aber das ist 
wirklich ein Wahnsinn. Da gibt man jemanden ein Seilbahnwesen. Das heißt, wenn 
Regierungsverantwortung, dann muss das eine Regierungsverantwortung sein - auch mit 
der Trennung zwischen Regierung und zwischen Landtag. Weg mit dem Proporz heißt 
natürlich auch, Stärkung der Kontrollrechte. Das gefällt mir schon. 

Es war bei der letzten Verfassungsverhandlung, wie es darum gegangen ist, den 
Proporz abzuschaffen. Da hat es schon gute Ansätze gegeben. Auch von der ÖVP sehr 
gute Ansätze, wo man definitiv gesagt hat: Stärken wir die Kontrollrechte. Geben wir den 
Oppositionsparteien mehr Rechte. 
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Da sind einige interessante Ansatzpunkte auf dem Tisch gelegen. Warum dann die 
ÖVP das „Schweifchen“ wieder eingezogen hat, wissen wir nicht, aber anscheinend hat 
man davor Angst gehabt, vielleicht den einen oder anderen Landesrat zu verlieren.  

Schnell, ganz kurz - ein paar Minuten habe ich noch. Wenn ich mir die Reden so 
insgesamt angesehen habe, und es verschiedene Aussagen gegeben hat in Bezug auf 
Arbeitsmarkt und in Bezug auf 102.000 Beschäftigte und wie gut es uns geht, dann darf 
ich glasklar darauf hinweisen, dass alle neu geschaffenen Arbeitsplätze im Burgenland an 
einen Nichtburgenländer gegangen sind. 

Alle geschaffenen neuen Arbeitsplätze! Im Gegenzug wurden sogar Arbeitsplätze 
für Burgenländer abgebaut. Nur damit wir das auch haben. Das heißt, Ihr jubelt, weil wir 
keine Arbeitsplätze für unsere Burgenländer geschaffen haben. Oder, wenn ich mir die 
Geschichte von den überbetrieblichen Lehrstätten, die so gelobt werden, angehört habe. 

Ihr glaubt ja gar nicht, wie viele Betriebe Lehrlinge suchen. Die suchen Lehrlinge. 
Man steckt diese Lehrlinge in überbetriebliche Lehrstätten, anstatt dass man diesen Blum-
Bonus wieder einführen würde. Der Blum-Bonus sagt, dass jeder Betrieb, der Lehrlinge 
aufnimmt, eine entsprechende Förderung bekommt und dass ihm der fast nichts kostet. 

Deshalb hat es dort um 100 Prozent mehr Lehrlinge gegeben, als noch davor. 
(Abg. Robert Hergovich: Das stimmt doch nicht! Alles was jetzt gesagt wurde, ist falsch! 
Einfach schlichtweg falsch!) Ja, dann setzen Sie sich mit der Frau Mag. Sengstbratl 
zusammen, das wär ein guter Tipp, oder mit dem Arbeiterkammerpräsidenten. Ich glaube, 
das ist ohnehin ein Roter, soviel ich mich irgendwie erinnern kann. (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten)  

Der wird Ihnen das ungefähr auch erklären, wie das definitiv ist. Man kann das 
natürlich wegwischen und sagen: Das ist alles ein Blödsinn! Wir stecken die Lehrlinge in 
eine überbetriebliche Lehrstätte, dass sie nachher wahrscheinlich keinen Betrieb kriegen 
werden, das könnte auch sein, oder ist eher möglich. 

Insgesamt sind das Aussagen, die, aus Sicht der SPÖ, in Ordnung sind. Man sieht 
das nun einmal so und aus der Sicht der ÖVP ist das auch in Ordnung. Aber, im Großen 
und Ganzen haben wir keine Arbeitsplätze für einen Burgenländer geschaffen. Wir haben 
einen Schuldenstand, der liegt bei über 110 Prozent. Wir wissen nicht, was in den 
Beteiligungen passiert.  

Wir wissen nicht, wie die Haftungen ausschauen und wir wissen auch nicht, wenn 
es irgendein Anleihungsmodell gibt oder eine Anleihe, die bereits in Umlauf ist, ob 2016 
durch die Konstruktion des variablen Zinssatzes ob da nicht vielleicht Fürchterliches 
passieren kann und vielleicht eine Spekulation ins Auge gefasst werden kann. Aber, das 
ist genau das, warum wir mit aller Kraft bekanntgegeben haben, dass wir einmal 
schweigen. 

Wir wollten damit einmal Akzente setzen. Deshalb haben wir uns natürlich auch bei 
der Zusammenfassung gemeldet, wo wir definitiv auch die Gründe, weshalb wir nicht hier 
gesprochen haben, bekanntgeben. Das war die Aktion, das war der Aktionismus. (Beifall 
bei der FPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Als nächster Rednerin erteile ich der Frau 
Landtagsabgeordneten Ilse Benkö das Wort.  

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Ilse Benkö (FPÖ): Danke. Herr Präsident! Hohes Haus! Meine 
geschätzten Damen und Herren! Es ist kein Spiel, Herr Kollege Strommer. Es ist uns 
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ernst. Sie wissen, ich bin auch schon weit länger als ein Jahrzehnt hier Mitglied des 
Landtages und habe schon dementsprechend viele Budgetsitzungen miterlebt. 

Es ist ganz egal, ob es um einen Voranschlag oder um einen Rechnungsabschluss 
geht. Diese Budgetsitzungen, liebe Kolleginnen und Kollegen, gleichen immer demselben 
Muster. 

Ich möchte sagen, es sind Prozessionen, geschätzte Kolleginnen und Kollegen. 
Alles geht immer denselben Gang. Ja, auch die Grundlagen der Diskussionen sind immer 
dasselbe, nämlich, ich sage es Ihnen, unzureichend. Alle, und das weiß ich, alle die es 
von Ihnen wissen wollen, die wissen es auch. Das, was uns als Voranschlag oder als 
Rechnungsabschluss vorgelegt wird, das ist ein dickes Buch, das ist auch in Ordnung. 

Aber, ich sage Ihnen, das gibt uns allen zusammen bestenfalls ansatzweise 
Auskunft über die tatsächliche finanzielle Lage des Landes. Nicht wir Freiheitlich und die 
Oppositionsparteien, sondern die Rechnungshöfe, geschätzte Damen und Herren, haben 
das unzählige Male bereits festgestellt und kritisiert. 

Ich sage Ihnen, jeder hier im Hohen Haus sitzende kritische Abgeordnete stößt 
immer wieder an die Grenzen der parlamentarischen Machbarkeit, wenn er wirklich den 
Versuch unternimmt, mit einem Blick hinter die offiziellen Zahlen schauen zu wollen. Der 
Kollege Tschürtz hat gesagt: Tarnen, täuschen tricksen.  

Ich sage Ihnen: Tarnen, täuschen, drüberfahren. Das ist hier in dem Hohen Haus, 
leider Gottes, das haushaltspolitische Motto dieser Landesregierung. Das empfinde ich 
seit einer gefühlten Ewigkeit so, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Vor allem werte 
geschätzte Mitglieder der Landesregierung! Ich werde Ihnen nun  meine Ansichten 
darlegen und die können Sie mir dann gerne widerlegen. (Zwiegespräche in den Reihen 
der Abgeordneten)  

Herr Kollege Dr. Moser! Auch Sie würde ich bitten, vielleicht meinen Ausführungen 
zu folgen, weil es wirklich um eine ernste Angelegenheit geht. (Abg. Dr. Manfred Moser: 
Ja, gerne!) 

Alle hier gut informierten Mitglieder des Landtages, liebe Kollegen, wissen ja fast 
alles. Sie wissen auch, wie sich die Burgenländische Landesholding zusammensetzt, was 
sie ist, warum es sie gibt, und vor allem, wie sie auch finanziert wurde, oder zumindest 
zum größten Teil, nehme ich an, wissen Sie das. 

Einen sprunghaften Anstieg ihrer Bedeutung verdankt diese Landesholding - es 
wurde heute schon erwähnt - dem sogenannten Bank Burgenland-Erbe. Ein wesentlicher 
Beitrag zur Bewältigung in den offiziellen Haushaltsunterlagen des Landes, das wissen 
Sie auch alle, wurde dazu im März des Jahres 2006 geleistet. 

Ein kurzer Rückblick: Die Landesregierung beschloss seinerzeit die Übertragung 
der wichtigsten und wertvollsten Beteiligungen in die Burgenländische Landesholding. 
Das wissen Sie auch alle, etwa die seinerzeitigen Anteile der damaligen BEWAG, der 
Kurbad Tatzmannsdorf AG, oder auch der BELIG.  

Alle wissen auch, dass der Verkaufserlös 235 Millionen Euro betrug. Dieses Geld, 
das wissen wir auch alle, wurde veranlagt. Das Land sollte aus dieser Veranlagung – 
(Landesrat Helmut Bieler: Falsch! Falsch!) ich werde Ihnen das schon sagen, Herr 
Landesrat - letztendlich mit 235 Millionen Euro ausgestiegen sein. (Landesrat Helmut 
Bieler: 225 Millionen Euro.) 
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Der Kollege Tschürtz hat es schon angesprochen. Bereits im Jänner dieses Jahres 
hat uns das natürlich im Landtag beschäftigt, wie genau, unter welchen Umständen, zu 
welchen Bedingungen, diese Landesholding im Jahr 2006 die Mitteln aufbringen konnte, 
um den Kauf der erwähnten Beteiligungen zu realisieren und letztendlich zu finanzieren. 

Unstrittig ist, dass die Landesholding am Kapitalmarkt auf Investorensuche ging 
und Anleihen platziert hat. Darüber streiten wir ja nicht. Das ist Fakt. Wenn Sie, und wenn 
Sie alle, liebe Kolleginnen und Kollegen, im Internet recherchieren, dann stoßen Sie 
beispielsweise auf eine Anleihe, und das ist wohl nicht die einzige Privatplatzierung dieser 
Anleihe, mit einem Volumen von immerhin 60 Millionen Euro, einer Laufzeit von 30 
Jahren, wobei bis 9. Juni 2016, also für die ersten zehn Jahre ein Fixzinssatz mit 3,325 
Prozent vereinbart ist. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Im Jänner, meine sehr geehrten Damen und Herren, Mitglieder der 
Landesregierung, wollten wir von Ihnen wissen, wie sich der Zinssatz für die restlichen 20 
Jahre gestaltet? Unstrittig variabel. 

Nähere Auskünfte haben wir, wie auch heute schon vorhin gesagt, von Ihnen nicht 
erhalten. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Sehr geschätzter Herr Landesrat! Liebe Landesregierungsmitglieder! Wir verfügen 
nun über Informationen, wonach sich der Zinssatz wie folgt, berechnet und 
zusammensetzt. Jetzt passen Sie gut auf: Der Zinssatz ist gleich 1,4 minus 
durchschnittlicher Wechselkurs zwischen Euro und Schweizer Franken multipliziert mit 
100, ausgedrückt in Prozent, wobei der Zinssatz mindestens 3,6 und höchstens 9,5 
Prozent betragen muss. 

Es geht jetzt weder darum, sehr geschätzter Herr Landesrat, darüber zu streiten, 
ob man jetzt mit fixen oder variablen Zinssätzen besser fährt oder gefahren wäre, noch 
geht es uns in erster Linie darum, dass der marktübliche Zinssatz bei derartigen 
Geschäften aktuell bei 3,0 Prozent liegt. Im Moment geht es uns darum nicht. 

Aber, sehr geschätzter Herr Landesrat, Herr Finanzlandesrat, Herr 
Landeshauptmann, werte Mitglieder der Landesregierung sowie des Aufsichtsrates der 
Burgenländischen Landesholding. 

Es geht uns darum, falls unsere Informationen stimmen, dass Sie in Wirklichkeit ein 
hoch spekulatives Geschäft auf Kosten des Landes und letztendlich auf Kosten der 
Steuerzahler eingegangen sind. Wenn sich dieser Zinssatz so berechnet, wie wir das 
meinen, dann heißt das, sehr geschätzter Herr Landesrat, nichts anderes, also dass die 
SPÖ und natürlich auch die ÖVP höchst wahrscheinlich eine sündteure - jedenfalls eine 
hochriskante Wette - auf die Entwicklung des Schweizer Frankens gesetzt hat. Das ist 
Fakt, wenn das stimmt. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Ich sage Ihnen, sehr geschätzter Herr Landesrat, nach derzeitigem Stand würde der 
Zinssatz mit 9. Juni 2016 schlagartig von 3,325 auf 9,5 Prozent explodieren. 

Ich sage Ihnen weiters, es gibt zum Glück eine Deckelung nach oben, aber 
dennoch haben wir nach heutigem Stand - und das wissen Sie, Herr Landesrat - einen 
Barwertnachteil von sage und schreibe 88 Millionen Euro im Verhältnis zum marktüblichen 
Zinssatz. Das wissen Sie auch. 

Ich weiß, meine Damen und Herren, jetzt könnten Sie wieder, wie Sie das in der 
Fragestunde auch gemacht haben, mit dem Todschlagargument kommen - es ist ja 
übrigens kein Todschlagargument - und sagen, dass es sich lediglich um Buchverluste 
handelt. Das haben Sie ja auch in der mündlichen Anfrage so gesagt. 
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Das kennen wir aber von den Swap-Geschäften des Landes - und das möchte ich 
nur am Rande so erwähnen - bei denen die sogenannten Buchverluste ja auch schon 
jenseits von mehr als 60 Millionen Euro liegen. Aber der Fall, die Anleihen dieser 
Landesholding, ist ja qualitativ vollkommen anders zu bewerten. 

Sehr geschätzter Herr Landeshauptmann, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich sage Ihnen, wenn unsere Informationen 
stimmen, dann waren Sie eigentlich mit dem Geld der Burgenländer im Casino und haben 
eine hochriskante Wette auf den Schweizer Franken abgeschlossen. 

Eine Wette - das sage ich Ihnen von hier – die, aus heutiger Sicht, nie und nimmer 
zu gewinnen ist. Eine Wette einer Machart - und das tut mit persönlich weh - weil gestern 
und auch immer davor hat unser Landeshauptmann öffentlich sich dazu bekannt, dass es 
solche Vorgehensweisen im Burgenland nicht gibt. Er hat diese Vorgehensweise der 
Spekulation in Wahrheit sogar verteufelt. 

Dazu kommt noch - und das ist ein Wahnsinn - dass das Land Burgenland eine Garantie 
für diese Geschäfte in der Höhe von 225 Millionen Euro übernommen hat. 

Dazu kommt noch, Herr Landesrat Bieler, dass diese Garantie zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung, da hat man ja noch liquide Mittel gegenüber gestellt gehabt, die gibt es 
ja heute leider Gottes nicht mehr. 

Ich sage Ihnen nur: Kauf BEGAS-Anteile, Sanierung Krankenhaus Oberwart, Bau 
der Umfahrung Schützen, Ausbau KUZ Eisenstadt und von diesen 225 Millionen Euro - 
sehr geschätzter Herr Landesrat - ist praktisch nichts mehr übrig. (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten)  

Ich frage Sie: Welchen Wert hat diese Garantie in praktischer Hinsicht eigentlich? 

Das frage ich Sie, Herr Präsident, Hohes Haus, meine Damen und Herren, in erster 
Linie sehr geschätzter Herr Landeshauptmann samt Regierungsmannschaft. Wie uns der 
Herr Landesrat Bieler im Jänner erklärt hat, bewegen wir uns hier - hat er gesagt - in 
einem ausgelagerten Bereich.  

Das ist auch richtig. Das ist der Grund, hat er gesagt, warum es keine Antworten an 
uns beziehungsweise, liebe Kolleginnen und Kollegen, an Sie, an den Hohen Landtag, 
gibt, gegeben hat uns bis heute keine gibt. 

Ich ersuche Sie höflich und fordere Sie auf, sehr geschätzter Herr 
Landeshauptmann, sich dieser unserer Fragen zu stellen und ersuche höflich, Aufklärung 
zu leisten. 

Ich habe nämlich ein paar Fragen: Stimmt es, dass die Burgenländische 
Landesholding Anleihen platziert hat? Stimmt es, dass in den Vertragskonditionen ein 
Derivativ eingebettet ist? Stimmt es, dass auf die Entwicklung des Schweizer Franken 
spekuliert wurde?  

Stimmt es, dass sich der Zinssatz, wie von mir beschrieben, berechnet? Stimmt 
es, dass der Aufsichtsrat - in dem politischen Burgenland ist er ja prominent vertreten - 
dieser hochriskanten Wette zugestimmt hat? Stimmt es, das mit einem Schaden, von - wie 
von mir bereits erwähnt - 88 Millionen Euro zu rechnen ist? 

Ich habe weitere Fragen: Wie werden wir diesen Schaden bedienen können? 
Werden zusätzliche Garantien notwendig sein? Welche Konsequenzen wird es geben? 
Das sind meine Fragen. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dass der Landtag in Budgetangelegenheiten - und 
ich habe es eingangs gesagt - bestenfalls Passagier ist, das beweist alleine der Umstand, 
dass wir all das, was ich hier jetzt vorgetragen habe, nicht wirklich wissen 
beziehungsweise gar nicht feststellen können. 

Sie wissen auch - das wurde im Budget mitdebattiert - den von uns eingebrachten 
Spekulationsbericht wollten die SPÖ und die ÖVP nicht haben. Einen in allen Belangen 
unabhängigen Landes-Rechnungshof auch nicht. Ihnen liegt näher an den 
regierungstreuen Prozessionen zu Voranschlag und Rechnungsabschluss festzuhalten. 

Abschließend, Herr Steier, Herr Lentsch, Herr Dr. Moser, Herr Illedits, Herr 
Strommer: Es wird maßgeblich von Ihnen als Präsidenten dieses Hauses, als 
Klubobmänner und von Ihren Abgeordnetenkollegen der Regierungsbank abhängig sein, 
ob es sich diese Damen und Herren auf der Regierungsbank weiterhin leisten werden 
können, den Hohen Landtag, uns nämlich, im Unklaren über die Gesamtgebarung des 
Landes lassen zu können. 

Diese Frage wird sich stellen. Jetzt ist der Punkt gekommen - und deshalb war 
auch dieses Handeln der Oppositionsparteien am gestrigen Tag, nicht weil wir 
Arbeitsverweigerer sind, sondern wir haben permanent den Eindruck: „Was wollt denn Ihr 
da? Ihr seid ja ohnehin zu nichts gut.“ 

Man bemüht sich redlich Jahrzehnte, fragt nach, bekommt aber keine Antworten. 
Wird abgetan wie ein Schülerdirndl oder ein Schülerbub. Ich glaube, es ist eigentlich Zeit, 
dass - der Punkt ist wirklich gekommen - wir nun nur mehr auf Antworten warten, dass für 
uns eigentlich nur mehr Antworten zählen und zwar schonungslose, offene Antworten, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Ich sage es hier ohne Emotion: Wenn Sie meine Ausführungen und mich 
widerlegen können, dann bitte ich, tun Sie das jetzt, tun Sie das heute, tun Sie es sofort - 
aber um eines bitte ich Sie: Tun Sie das wirklich glaubwürdig. 

Sehr geschätzter Herr Landeshauptmann! Haben Sie mit dem Geld der 
Burgenländerinnen und Burgenländer auf den Schweizer Franken gewettet - ja oder nein? 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der FPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Als nächstem Redner erteile ich 
Landtagsabgeordnetem Klubobmann Christian Illedits das Wort. 

Bitte Herr Klubobmann. 

Abgeordneter Christian Illedits (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zwei Tage haben wir - die Abgeordneten der SPÖ 
und der ÖVP – diskutiert. Wir haben es so gemacht, wie wir es immer machen. (Abg. Ilse 
Benkö: Genau! So ist es!) Wir haben offen über Zahlen, aber auch über Inhalte 
gesprochen. Ich bin eigentlich sehr froh, dass wir jetzt diesen gemeinsamen Beschluss 
dieses Zukunftsbudgets vor uns haben. 

Dieser Landtag hat aber auch gezeigt, dass es sehr viele Sonnenseiten - und das 
ist dieses Budget - aber auch natürlich sehr viele Schattenseiten gibt, die zweifelsohne 
auch aufgezeigt werden. 

Deshalb macht mich der Budgetbeschluss sicherlich froh und glücklich. Aber das, 
was in diesen zwei Tagen auch passiert ist, stimmt eigentlich sehr nachdenklich und doch 
auch ein wenig traurig. Wir diskutieren, auf Basis dieses Budgets, die Zukunft dieses 
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Landes. Da dürfen dann natürlich demokratiepolitische Aktionen, Aktionismus auch dabei 
sein. 

Es muss aber alles seine Grenzen haben. Es hat oft in diesem Hohen Haus schon 
Aktionismus in verschiedenster Art und Weise gegeben. Man muss nur wissen, wie weit 
man in Achtung dieses Hohen Hauses, (Abg. Manfred Kölly: Wehleidig! Wer hat denn das 
zu mir gesagt?) aber auch in einem respektvollen Umgang mit den Menschen im 
Burgenland gehen kann und darf. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten - Abg. 
Manfred Kölly: Wehleidig seid Ihr auch noch! Wehleidig seid Ihr.) 

Ich wiederhole es: Wir alle sind gewählt, um zu arbeiten. Die Arbeit der 
Landtagsabgeordneten ist hier beim Budgetlandtag über dieses Budget zu sprechen, zu 
diskutieren. (Abg. Manfred Kölly: Das ganze Jahr! Das ganze Jahr arbeiten wir, lieber Herr 
Kollege Illedits! Das ganze Jahr! – Abg. Erich Trummer: Hat er denn Dir nicht auch 
zugehört? - Allgemeine Unruhe – Der Präsident gibt das Glockenzeichen) 

Jeder soll seine Arbeit selbstkritisch beleuchten und beurteilen und nicht von 
anderen sich hier lehrerhaft irgendwo beurteilen lassen. Der Wähler soll sich ein Bild 
machen. Ich wäre sehr froh und ich verwehre mich auch nicht, dass wir in Zukunft über 
eine Live-Stream hier diskutieren können, wie wir das übertragen. Ich wäre sehr froh 
gewesen, wenn es hier einen Live-Stream, eine Übertragung gegeben hätte. 

Dann hätte sich die burgenländische Bevölkerung ein Bild von der 
Oppositionsarbeit machen dürfen und machen können. Arbeit schaut anders aus, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! (Abg. Ilse Benkö: Genau!) 

Das hat mit Demokratieverständnis und mit gelebtem Parlamentarismus aber 
schon gar nichts zu tun. Wie als anders soll man nicht geleistete Arbeit bezeichnen als 
Arbeitsverweigerung - ein besseres Wort, ein passenderes gibt es eben nicht. (Abg. 
Manfred Kölly: Das ist Arbeit? Einen vorgeschriebenen Zettel vorlesen? Das nennt Ihr 
Arbeit? Na, Grüß Gott, Herr Kollege! – Der Präsident gibt das Glockenzeichen.) 

Das haben manche - besser gesagt viele - reden und haben nichts zu sagen. Wenn 
man es nur am Reden und an der Anzahl von solchen Reden nimmt, dann heißt das noch 
lange nichts, dass dahinter etwas ausgesagt oder richtig gesagt wurde. Das sollte man 
nicht verwechseln. 

Wenn wir gehört haben, dass man Akzente setzen soll: Glauben Sie wirklich, dass 
Sie Akzente gesetzt haben, indem Sie eine Zusammenfassung heute hier zum Budget 
geliefert haben, die schlussendlich auch keine war? Dazu haben Sie nämlich bis jetzt 
noch immer nichts gesagt. 

Sie haben heute etwas getan, einen Bärendienst an der Oppositionsarbeit. Sie 
haben heute eine Art Selbstkastration durchgeführt. (Abg. Manfred Kölly: Ah so?) Sie 
haben sich selbst bewiesen, dass Sie Ihre oppositionellen Rechte nicht in Anspruch 
nehmen wollen, nicht in Anspruch genommen haben. (Abg. Manfred Kölly: Was soll das? 
Wenn man nicht reden hinausgeht, dann verliert man Kontrollrechte?)  

Sie beweisen, dass Sie keine Fragerechte in Anspruch nehmen. (Abg. Manfred 
Kölly: Wir warten auf die Antworten! Wir warten auf die Antworten der vorher gestellten 
Fragen! Da bin ich gespannt! Wir warten!) 

Sie beweisen, dass Sie die Kontrollrechte, die Ihnen zur Verfügung stehen, nicht in 
Anspruch nehmen. Sie wissen anscheinend gar nicht, in welchen Ausschüssen Sie 
vertreten sind, weil Sie schlichtweg behaupten, Sie sind in keinen Ausschüssen vertreten. 
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Natürlich sind Sie das! (Abg. Manfred Kölly: Kontrollausschuss.) Das Schlimmste 
an all dem ist, dass Sie Demokratie nicht verstehen wollen und schon gar nicht 
akzeptieren. (Abg. Johann Tschürtz: Weggekürzt!)  

Sie nehmen nicht zur Kenntnis, dass es in jedem Bundesland, in jedem Land, eine 
Regierung gibt. Dass es Regierungskoalitionen gibt, dass es Landtagsparteien gibt, die 
der Regierung angehören. 

Dass es Landtagsparteien oder Vereine gibt, die eben der Opposition angehören, 
dann müssen Sie auch oppositionelle Rechte aber auch demokratische Rechte der 
Regierung akzeptieren und so zur Kenntnis nehmen. 

Sie behaupten, dass es keine Kontrolle gibt, wie in jeder Gemeinde im 
Kontrollausschuss. (Abg. Manfred Kölly: Ja.) Ja natürlich, hier im Landtag heißt das, 
Burgenländischer Landes-Rechnungshof. Und da gibt es einen Kontrollausschuss, wo Sie 
alle vertreten sind. (Abg. Manfred Kölly: Du verwechselst das etwas.) Also irgendwo 
wollen Sie den Menschen hier ein „X“ für ein „U“ vormachen. (Abg. Manfred Kölly: Ihr!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, von der Opposition, dieses Demokratieverständnis 
wird bei Ihren Wählern aber auch (Abg. Manfred Kölly: Wie viel Minus schreibt Ihr schon 
jahrelang?) bei der gesamten Bevölkerung keinen positiven Niederschlag bringen. 

Und eines generell, und ich glaube, das gilt auch für die Abgeordneten der ÖVP, 
hier haben sich alle intensiv und mit viel Zeitaufwendung auf diese Reden und auf diese 
Budgetdebatte vorbereitet und ich lasse mir nicht sagen, wenn Sie behaupten, dass 
Ahnungslosigkeit vorherrscht.  

Die (Abg. Johann Tschürtz: Was heißt behaupten?) dürfen Sie für sich in Anspruch 
nehmen, aber nicht auf die anderen generalisieren. (Abg. Johann Tschürtz: Wer 
behauptet das? – Beifall bei der SPÖ – Abg. Manfred Kölly: Wir werden sie gleich hören, 
die Antwort.) 

Wenn wir aber, und jetzt komme ich zur Seite, die mich sehr traurig stimmt, sehr 
nachdenklich stimmt, dass es einen Vorfall gestern gegeben hat, der einzigartig ist und 
wenn jemand so professionell ist beim „Twittern“, beim „Facebooken“ und beim „Googeln“, 
dann möge das auch gefunden werden, nämlich einzigartig in der parlamentarischen 
Geschichte der Bundesländer.  

Man wird nachdenken müssen, wie wir unter dem Deckmantel der Immunität auch 
Grenzen einziehen, wie weit darf man gehen und wie weit kann man gehen?  

Denn es ist eigentlich ein Gebot des Anstandes, das hat mit Parlamentarismus ja 
schon gar nichts mehr zu tun, wenn man sich hier hinreißen lässt und das nicht zum 
ersten Mal. Seine parlamentarische Arbeit so versteht, dass man meistens schwänzt und 
nicht da ist, aber immer Geld dafür kassiert, (Abg. Manfred Kölly: Na geh.) indem man 
sich hier herstellt und einmal ein Märchen vorliest, oder einmal einen Schreianfall kriegt 
und dann eine Tür zuschlägt, dass sie beinahe aus den Angeln gehoben wird.  

Und gestern war der Höhepunkt eines sehr flegelhaften Verhaltens und es kommt 
nicht einmal eine Entschuldigung. Heute sich hier herzustellen und hier vielleicht auf 
Mitleid zu pochen, das können Sie von uns nicht erwarten, nach (Abg. Michel Reimon, 
MBA: Brauche ich nicht.) diesem Verhalten. 

Noch dazu und das Protokoll des Landtages mit den notierten Zwischenrufen ist 
wahrscheinlich Ihr größter Feind, denn Sie haben gestern vor laufender Kamera 
schlichtweg die Unwahrheit gesagt.  
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Sie haben massiv auch hier heute wieder, Sie haben massiv, nachzulesen im 
ausgedruckten Protokoll, Sie werden es ja dann alle bekommen, wo es eindeutig drinnen 
steht, dass Sie das und ich wiederhole es nicht, gesagt haben und nicht einmal, sondern 
zweimal.  

Meine Abgeordneten sind die lebenden Zeugen dafür und ich werde es nicht 
hinnehmen, dass Sie die Sozialdemokratie so beleidigen und ins rechte Eck stellen wollen 
und auch meine Abgeordneten so beleidigen. Das werde ich nicht zulassen, Herr Kollege, 
und Sie werden diese Konsequenzen, sollten Sie Rückgrat und ein wenig Anstand haben, 
selbst für sich ziehen müssen. (Beifall bei der SPÖ) 

Sie haben gestern zweimal Anleihen bei der FPÖ genommen und haben das auch 
heute, ich habe genau zugehört, was Sie gesagt haben, nicht korrigiert. Klar hat es der 
Klubobmann Tschürtz gesagt, die „Notwehrgemeinschaft“. Sie wissen mittlerweile 
hoffentlich, was hinter dieser „Notwehrgemeinschaft“, wenn wir das im Burgenland sagen, 
steckt und gesteckt hat.  

Und zum Zweiten haben Sie, weil Sie eben diese Unwahrheiten von sich gegeben 
haben, auch Anlehnung an einen FPÖ-Politiker genommen, der es auch nicht geschafft 
hat und nicht das Rückgrat gehabt hat, einen Fehler einzugestehen und die Wahrheit zu 
sagen.  

Das war damals Hilmar Kabas, der Bundespräsident Klestil am Wiener FPÖ 
Landesparteitag schwerstens defamiert und beleidigt hat. Eine Zeitung hat es heute auch, 
und das habe ich auch nicht verstanden, so geschrieben, wahrscheinlich, wie Sie es 
gesagt haben, man hat es so genuschelt oder nicht ganz verstanden, es wurde ganz klar 
verstanden.  

Er hat es auch so deuten wollen, er hat es ja nicht so gemeint, was er gesagt hat. 
Seitdem trägt er den Begriff „Hump-Dump“. Worte wie „Humpfi-Dumpfi“, die man dann 
nicht so richtig artikuliert hat, weil man es ja nicht so gesagt hat. 

Sie haben es so gesagt und deshalb sind Sie der „grüne Humpfi-Dumpfi“. Das 
muss ich Ihnen schon sagen. Sie haben sich wieder einmal auf genau dieses Niveau 
gestellt, wie ein FPÖ-Mandatar.  

Wer jetzt im rechten Eck steht, das sollen andere beurteilen, wir Sozialdemokraten 
sicher nicht, Herr Kollege Reimon. (Beifall bei der SPÖ) 

Ich hoffe und darauf setze ich immer, weil ich Optimist bin, und weil ich doch auch 
im Regelfall an das Gute im Menschen glaube, aber auch weiß, dass es keine Zufälle im 
Leben gibt, dass auch solche Vorfälle heilende Wirkung haben.  

Dass auch solche Vorfälle uns wieder zum Nachdenken anregen und wir 
gemeinsam auch über parlamentarische Maßnahmen nachdenken, in diesem Hohen 
Hause, aber auch außerhalb dieses Hohen Hauses.  

Ich denke, dass jeder Parlamentarier eine gewisse Grundausstattung in jeder 
Hinsicht haben muss, sei es in Rhetorik, die nicht zur Kampfrhetorik werden darf, sei es in 
Sicherheit und Kenntnis, dessen womit wir uns beschäftigen und am Allerwichtigsten 
erscheint mir, die Akzeptanz von demokratischen Verhältnissen, Richtlinien und Rahmen.  

Und wenn ich Ihnen, und das ist der letzte Satz, gestern gesagt habe, Sie sollen 
dieses Foto, das Sie gemacht haben - heute im Kurier sind Sie ja als Fotografierender 
abgebildet - habe ich das mit dem Zusatz, den haben Sie auch nicht gesagt, die Kollegin 
Friedl hat es gehört, ich habe das gesagt, „das dient zu Deinem Selbstschutz“. Weil ganz 
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klar in der Geschäftsordnung steht, dass fotografieren und filmen nur mit Genehmigung 
des Präsidenten erlaubt ist. 

Also es war damals noch eine Maßnahme zur Ihrem Selbstschutz, jetzt würde ich 
das nicht mehr tun.  

Wir freuen uns aber, dieses Budget in Kürze beschließen zu dürfen. (Beifall bei der 
SPÖ) 

Präsident Gerhard Steier: Als nächstem Redner erteile ich von der 
Regierungsbank Landesrat Helmut Bieler das Wort.  

Bitte Herr Landesrat. 

Landesrat Helmut Bieler (SPÖ): Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich darf mich zuerst beim arbeitenden Teil des Landtages 
recht herzlich dafür bedanken, dass Sie dem Budget 2014 und in der Folge dann, weil es 
ja auch schon ausverhandelt ist, auch dem Budget 2015 Ihre Zustimmung geben werden. 

Das Budget ist die Basis für jegliche öffentliche Arbeit im Land. Die Basis für alle 
Investitionen, Förderungen und Maßnahmen, die seitens des Landes gesetzt werden. Und 
daher stimme ich den Aussagen einiger Mandatare zu, dass es die wichtigste Sitzung im 
Jahr ist, die wichtigste Aufgabe des Landtages, diese Basis für unser aller Handeln, für 
die Menschen des Landes zu setzen. 

Sie werden mir zustimmen, dass nach diesen abschließenden Wortmeldungen, ich 
manchmal den Eindruck habe, dass die Opposition ihrer eigenen Polemik glaubt und dass 
sie oft falsch liegen. Und wenn Sie die Frage stellen, was ich von der Opposition erwarte, 
dann muss ich sagen, ich erwarte mir, dass sie wenigstens im Ansatz die Fakten richtig 
sagen. 

Und ich werde das versuchen, an ein paar Beispielen zu nennen, wo sie völlig 
falsch sind, wo sie bewusst, meiner Ansicht nach, falsch sind. Und wo der gestrige Tag 
und Teile des heutigen Tages eine wirkliche Schmähparade sind. Diese als Opposition 
durchaus berechtigt durchzuführen, aber eine Schmähparade hat oft auch zur Folge, dass 
man eine Bauchlandung dabei vollführt. 

Wenn Sie sagen, in Salzburg ist alles so fürchterlich gewesen, und keiner hat 
etwas gewusst, und alles ist verschleiert worden und die Regierung und der Landesrat 
haben das und das gesagt. Zur selben Zeit hat der Bundes-Rechnungshof dem Land 
Salzburg eine positive Gebarung ausgestellt. Der Bundes-Rechnungshof, (Abg. Manfred 
Kölly: Das eine hat mit dem anderen nichts zu tun, also bitte.) Bundes-Rechnungshof.  

Dr. Moser, glaube ich, kommt aus allen Reihen, nicht? (Abg. Manfred Kölly: Der hat 
auch Fehler gemacht.) Nur zu diesem Punkt. (Abg. Manfred Kölly: Den verstehe ich 
überhaupt nicht, den Vergleich.) Weil das hier so gefliessentlich verschwiegen wird. 
(Zwiegespräche von Abgeordneten der ÖVP mit Abg. Manfred Kölly und Abg. Johann 
Tschürtz.) Gefliessentlich verschwiegen wird.  

Ein anderes Beispiel, die Beteiligungen des Landes. Wir haben 20, meines 
Wissens nach, meiner Information nach, 20 Direktbeteiligungen, das Land Salzburg 30. 
Wir haben 180 "Beteiligungen", die als Vereine zu sehen sind, wo das Land in einem 
Verein drinnen ist. Und das alles in einen Topf zu schmeißen, kann man auch sagen, darf 
die Opposition, ist aber nicht seriös. (Abg. Johann Tschürtz: Das ist der 
Rechnungshofbericht.) 
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Dann, was Sie gesagt haben, Sie haben keinen Einblick in Haftungen, in den 
Schuldenstand, dann ist das genau das, das haben Sie jetzt dokumentiert, was ich Ihnen 
gestern gesagt haben, dass Sie weder im Ausschuss Fragen gestellt haben, noch (Abg. 
Manfred Kölly: Der Ausschuss ist in 20 Minuten erledigt.) bereit sind, sich richtig zu 
informieren. Das haben Sie jetzt bewiesen. 

Und ich sage Ihnen, ich habe heute den Ausdruck Statistik Austria hier, da steht 
genau drinnen, 2011 1,15 Milliarden Euro, Maastricht Schuldenstand 2012 1,094. Man 
braucht nur hineinschauen. Das ist öffentlich, das habe ich schon ein paar Mal gesagt. 
(Abg. Manfred Kölly: Da steht es eh. – Der Abg. Manfred Kölly hält ein Blatt in die Höhe.)  

Das ist eine der Vorgaben des Stabilitätspaktes, das wir natürlich umgesetzt haben. 
(Abg. Manfred Kölly: Da steht es. Du glaubst wir tun nichts, nur am Schmäh halten.) 

Wir haben im Budget drinnen, auf Seite 01 im rosa Teil den (Abg. Manfred Kölly: 
Da steht es ganz genau.) gesamten Schuldenstand. Wir haben die Maastricht-Ergebnisse 
auf D3 im gelben Teil. Wir haben im Rechnungsabschluss, den jeder von Ihnen hat, da 
haben wir sämtliche Haftungen des Landes drinnen, in voller Höhe.  

Wir haben sogar die nicht Maastricht-relevanten Haftungen der Bank Burgenland in 
Höhe von 2,4 Milliarden Euro drinnen, (Abg. Manfred Kölly: Dafür sagen wir ja, wir haben 
die Haftungen.) was die Sparbücher in erster Linie betrifft, bis zum 13.9.2017 drinnen. 
(Abg. Manfred Kölly: Da steht es eh, ich habe es. – Der Präsident gibt das 
Glockenzeichen.) 

Genauer geht es fast gar nicht. Das ist alles öffentlich da. (Abg. Manfred Kölly: Was 
glaubst Du warum? Da steht es schwarz auf weiß, wir wissen das schon. – Der Präsident 
gibt das Glockenzeichen.) Wir haben im Rechnungsabschluss, das (Abg. Edith Sack zu 
Abg. Manfred Kölly: Jetzt lass ihn einmal ausreden!) ebenfalls, jeder von Ihnen hat das. 
(Unruhe bei der SPÖ)  

Man braucht nur hinein schauen. Da sind alle unsere Haftungen drinnen, auf Seite 
130 im blauen Teil, alle unsere Haftungen. (Abg. Manfred Kölly: Im blauen Teil.)  

Und wir haben, um das auch noch zu sagen, in dieser Budgetbegleitbroschüre, 
ebenfalls die Haftungen (Abg. Johann Tschürtz: Das ist die Schmähparade.) der 
ausgelagerten Gesellschaften drinnen. (Abg. Johann Tschürtz: Das ist jetzt die 
Schmähparade, das ist es jetzt.)  

Das ist etwas, was Sie offensichtlich nicht angeschaut haben. Und wo Sie der 
Öffentlichkeit einen Schmäh aufbinden, indem Sie sagen, das steht nirgendwo drinnen. 
(Zwischenruf des Abg. Manfred Kölly. – Der Präsident gibt das Glockenzeichen.) 

Auch diese Budgetbegleitbroschüre hat jeder von Ihnen. (Abg. Manfred Kölly: 
Fragen beantworten!) Jeder einzelne von Ihnen. (Abg. Manfred Kölly: Fragen 
beantworten!) 

Im Budgetprotokoll des letzten Jahres nachzulesen, die neuesten Zahlen gibt es 
noch nicht, steht drinnen, am 17. Oktober diskutiert, auch kritisiert, habe ich Ihnen gesagt, 
alle Haftungen aufgeschlüsselt (Abg. Ing. Rudolf Strommer: Am gleichen Tag, genau vor 
einem Jahr.) nach Beteiligungen. (Abg. Manfred Kölly: Das darf ja nicht wahr sein.)  

Damals habe ich gesagt, im Budget hatten wir damals 252 Millionen Euro Schulden 
und 812 Millionen Euro an außerbudgetären Haftungen, Maastricht-Ergebnissen. WBG 
mit 434 Millionen, BLH mit 225 Millionen Euro, BELIG mit 152 Millionen, die KRAGES mit 
88 Millionen, insgesamt 1,15 Milliarden Euro. 
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Ist im Budget nachzulesen, das habe ich nachweislich im vorigen Jahr gesagt. Und 
dann stellen Sie sich her und haben keinerlei Informationen, keinerlei Zahlen? (Abg. 
Johann Tschürtz: Online steht aber nichts drinnen vom variablen Zinssatz, da steht nichts 
drinnen.) 

Das ist etwas, was nicht, was nicht in Ordnung ist und völlig falsch ist, ganz völlig 
falsch. Wenn Sie aus dem Internet Anleihen hernehmen, dann ist das in einer 
Gesellschaft, wo es einen verantwortlichen (Abg. Manfred Kölly: Natürlich ist das eine 
Gesellschaft.) Geschäftsführer gibt, der natürlich und das ist ein ausgesprochener 
Fachmann in diesem Gebiet, das begründet und auch verantwortet, logischerweise. 

Und eine komplizierte Darlehens- oder Anleihensaufnahme hier in einem Satz 
abzuhandeln, das kann niemand. Und das ist ja nicht so neu, Sie haben das ja schon 
einmal probiert und es ist Ihnen nicht gelungen, daraus irgendeine Sensation oder eine 
Katastrophe zu konstruieren.  

Wir haben die Budgetrede, die Budgetverhandlungen unter den Titel gestellt, 
„Landesmittel wirksam einsetzen“. Wir können das nur, weil wir Erstens stabile Finanzen 
haben und Zweitens früher als andere auf Veränderungen, auf Notwendigkeiten reagiert 
haben, sodass wir jetzt nicht gezwungen sind, weil wir finanziell unter Druck sind, 
dieselben Maßnahmen wie in der Steiermark durchzuführen.  

Bei uns wird es keine Zusammenlegungen von Gemeinden geben. Bei uns wird es 
keine Schließungen von Bezirkshauptmannschaften und keine Schließungen von 
Spitälern geben, weil wir das gar nicht brauchen und weil es auch nicht gescheit ist, das 
zu tun.  

Sondern, wir haben sukzessive viele Strukturveränderungen, viele Synergieeffekte 
gezogen, die wir jetzt eben nicht mehr brauchen können und müssen und daher und seit 
2010, also seit Ausbruch des ersten Budgets, das in die Wirtschaftskrise hineingefallen 
ist, 120 Millionen Euro "eingespart haben" das heißt, den Budgetpfad um 120 Millionen 
reduziert haben.  

Wir haben natürlich und ganz bewusst zusätzlich Schulden gemacht in dieser Zeit. 
Jeder der Verantwortung trägt und der ein bisschen nur überlegt weiß, dass wir diese 
Gelder zum Abfedern der Wirtschaftskrise und Finanzkrise gebraucht haben. Wir stehen 
dazu, wir argumentieren das auch entsprechend.  

Die Opposition kann alles ignorieren, dafür ist sie da. (Abg. Ilse Benkö: Das ist 
genau typisch. – Abg. Manfred Kölly: Jetzt hören Sie aber auf.) Aber sie ist nicht dafür da, 
Arbeit zu verweigern und Gehälter zu kassieren. (Beifall bei der SPÖ – Unruhe bei der 
FPÖ – Zwischenruf des Abg. Manfred Kölly.) 

Wir werden auch eine entsprechende Haushaltsreform durchführen, dazu gehören 
doppische Elemente und kamerale Elemente. Und dann kann man sehen, auf 
Knopfdruck, ähnlich wie es der Bund hat, ähnlich wie es Vorarlberg hat, die (Abg. Manfred 
Kölly: Der Bund hat auch Schulden.) Vermögenswerte, genauso wie den Schuldenstand, 
den Darlehensstand und alle anderen, die in dem Bereich aufgezeigt werden.  

Haushaltsreform ist mehr als nur Doppik, sondern da gehört auch die 
Wirkungsorientierung dazu. Da gehören auch die Ziele die man sich setzt dazu, die man 
einsetzt, das Geld das man einsetzt, wie das da verwendet wird, und der Nachweis 
dessen, was damit passiert.  

Einen Teil davon haben wir schon umgesetzt, nämlich die Globalbudgets. Jedes 
Regierungsmitglied ist für seinen Bereich verantwortlich, hat einen bestimmten 
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Budgetansatz für seine Arbeit, für seine Ressorts und kann damit Schwerpunkte setzen, 
kann Einsparungen treffen und ist verantwortlich.  

Das funktioniert hervorragend, und daher sind wir auch in der Lage, die Budgets 
der nächsten Jahre in unserem Finanzplan wie wir uns das vorgenommen haben 
einzuhalten, weil die Disziplin, weil die Kooperation und Zusammenarbeit, auch belegt 
durch viele Regierungsklausuren, funktioniert, und weil wir daher eine stabile finanzielle 
Basis haben. (Abg. Manfred Kölly: In China werden sie das jetzt diskutieren.) 

Wir haben eine wesentlich - und das ist auch der Beweis dafür, eine wesentlich 
höhere Investitionsquote, als andere Bundesländer. Rund 20 Prozent, ich habe es heute 
schon einmal bei den Straßenbauten gesagt und auf der anderen Seite Sparpotentiale, 
die wir immer wieder koordinieren. Ich darf nur einige Highlights davon nennen, die wir bei 
der letzten Regierungsklausur fixiert, besprochen, abgeschlossen haben. 

FMB - auf Seiten des Herrn Landeshauptmannes, ist alles was 
Gebäudeverwaltung, was Internate und Heime des Landes betrifft. Die 
Verwaltungsakademie Burgenland, nicht nur Qualitätsverbesserung sondern auch 
Synergieeffekte mit der FH.  

Landeshauptmann-Stellvertreter Franz Steindl - Altenmarkt praktisch gelöst, über 
Vermietung auf längere Zeit. 

In meinem Bereich - die Baudirektion umgesetzt, Personalunion zwischen KSB und 
Kulturzentren. Personalunion zwischen Geschäftsführer Kobersdorf, Geschäftsführer 
Raiding, natürlich eine wesentlich einfachere und bessere Arbeit. 

Frau Landesrätin Resetar - Schulbauprogramm auf neue Beine gestellt, 
Nationalpark wesentliche Veränderungen umgesetzt. 

Landesrat Rezar - Gemeindesanitätswesengesetz verändert. Verbundlösungen im 
Spital angedacht, beziehungsweise schon durchgeführt.  

Landesrat Liegenfeld - das Gemeindeinvestitionsfondsgesetz verändert, im Bereich 
der Agrarbehörde wesentliche Veränderungen durchgeführt.  

Und die Landesrätin Verena Dunst - im Bereich der Dorferneuerung, neue Akzente 
auch über den außerordentlichen Haushalt gesetzt und im burgenländischen 
Rechenzentrum Veränderungen vorgenommen.  

Das sind nur einige der Highlights, die wir bei der letzten Regierungsklausur 
besprochen haben.  

Wenn ich mir nun anschaue wie sich die Ausgabensituation in diesem Budget 
entwickelt hat, dann muss man sagen, es sind gegenüber dem Vorjahr Steigerungen um 
27,5 Millionen Euro eingetreten, ganz normal Gehältersteigerungen und anderes mehr, 
die aber durch erhöhte Einnahmen auch ausgeglichen werden.  

Und, wir haben heuer voraussichtlich oder für das Budget 2014 zum letzten Mal 
eine Erhöhung des Schuldenstandes um sechs Millionen Euro und werden nächstes Jahr 
keine Neuverschuldung mehr für die kommenden Jahre eingehen müssen. Weil wir gut 
arbeiten, weil wir alle Möglichkeiten ausnutzen, gleichzeitig aber die richtigen Investitionen 
setzen, die hier unser Land weiterbringen.  

Auch werden wir die Maastricht-Vorgaben einhalten und einen Maastricht-
Überschuss von 53,45 Millionen Euro erwirtschaften.  
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Ich kann mich nicht erinnern, dass die Opposition das irgendwie nur lobend 
erwähnt hätte, daher sage ich es dazu, weil es ein wichtiger Indikator, ein wichtiger Punkt 
ist, der für die positive Arbeit der Burgenländischen Landesregierung spricht.  

Und zum Schluss noch diese Begleitbroschüre, die es allen Beteiligten ermöglicht, 
in kurzer und wirklich prägnanter Form sich die Zahlen des Budgets 2014 anzuschauen, 
zu nähern, zu verstehen, weil es erklärt ist und erläutert ist und was jeder von Ihnen, und 
wer es eben bestellen will aus der Öffentlichkeit bekommen kann. Sie haben es schon 
und können dann immer wieder nachblättern und sehen, welche gute Arbeit die 
Regierung leistet.  

Ich danke Ihnen dafür, dass Sie dem Budget Ihre Zustimmung erteilen werden. 
Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ und der ÖVP) 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Landesrat. Da niemand mehr zu Wort 
gemeldet ist, kommen wir zur Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die der Gruppe 7 in 
der vorliegenden Fassung ihre Zustimmung erteilen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Gruppe 7 ist somit in der vorliegenden Fassung mehrheitlich angenommen. 

Es folgt nun die Abstimmung über die Gruppe 8. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die der Gruppe 8 in 
der vorliegenden Fassung ihre Zustimmung erteilen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Gruppe 8 ist somit in der vorliegenden Fassung mehrheitlich angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gruppe 9. 

Ich ersuche daher jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die der Gruppe 
9 in der vorliegenden Fassung ihre Zustimmung erteilen, sich von den Plätzen zu 
erheben. - 

Die Gruppe 9 ist somit in der vorliegenden Fassung mehrheitlich angenommen. 

Ich lasse nun über den ordentlichen Landesvoranschlag als Ganzes abstimmen 
und ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem ordentlichen 
Landesvoranschlag für das Jahr 2014 als Ganzes zustimmen wollen, sich von den 
Plätzen zu erheben. - 

Der ordentliche Landesvoranschlag für das Jahr 2014 ist somit mehrheitlich 
angenommen.  

VI. Teil 

Außerordentlicher Voranschlag 

Präsident Gerhard Steier: Wir kommen nun zur Beratung des VI. Teiles des 
Voranschlages. Er umfasst den außerordentlichen Landesvoranschlag für das Jahr 2014. 

Das Wort hat der Herr Generalberichterstatter Landtagsabgeordneter Robert 
Hergovich. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Generalberichterstatter Robert Hergovich: Danke. Herr Präsident! Hohes Haus! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Für die Gruppe 7, Wirtschaftsförderung, sind 
Einnahmen in der Höhe von 5.500 Euro und Ausgaben von 20 Millionen Euro vorgesehen.  
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Die Gruppe 9, Finanzwirtschaft, sieht im außerordentlichen Haushalt Einnahmen 
von 19,994.500 Euro vor.  

Namens des Finanzausschusses beantrage ich die Gruppe 7, 
Wirtschaftsförderung, und die Gruppe 9, Finanzwirtschaft, die unveränderte Annahme zu 
erteilen.  

Ich stelle daher den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, die Gruppe 7 und 9 
unverändert anzunehmen.  

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Generalberichterstatter. Da bekanntlich 
zum außerordentlichen Landesvoranschlag schon im Rahmen der bisherigen Beratungen 
Stellung genommen wurde, ist zu diesem Beratungsteil niemand zu Wort gemeldet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem außerordentlichen 
Landesvoranschlag für das Jahr 2014 in der vorliegenden Fassung ihre Zustimmung 
erteilen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Der außerordentliche Landesvoranschlag für das Jahr 2014 ist somit in der 
vorliegenden Fassung mehrheitlich angenommen.  

Ich lasse nun über den ordentlichen und den außerordentlichen Voranschlag als 
Ganzes abstimmen und ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem 
ordentlichen und außerordentlichen Voranschlag für das Jahr 2014 als Ganzes 
zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Der ordentliche und außerordentliche Voranschlag für das Jahr 2014 ist somit 
mehrheitlich angenommen.  

VII. Teil 

Stellenplan des Landes 

VIII. Teil 

Sondervoranschläge der Fonds 

IX. Teil 

Stellenplan der Landeslehrer 

Präsident Gerhard Steier: Da zum VII., VIII. und IX. Beratungsteil des 
Landesvoranschlages, dem Stellenplan des Landes, den Sondervoranschlägen der Fonds 
und dem Stellenplan der Landeslehrer keine Wortmeldungen vorliegen, schlage ich eine 
gemeinsame Berichterstattung und eine gesonderte Abstimmung über die Beratungsteile 
vor.  

Erhebt sich dagegen ein Einwand. - Das ist nicht der Fall, daher gilt mein Vorschlag 
als angenommen. 

Ich bitte nun Herrn Generalberichterstatter Abgeordneten Hergovich um seinen 
Bericht zum VII., VIII. und IX. Teil des Landesvoranschlages. 

Generalberichterstatter Robert Hergovich: Danke Herr Präsident! Hohes Haus! 
Meine Damen meine Herren! Der Stellenplan des Landes für das Verwaltungsjahr 2014 
liegt dem Hohen Haus vor und ist den Damen und Herren Abgeordneten bekannt.  

Namen des Finanzausschusses darf ich dem Hohen Haus die unveränderte 
Annahme des Stellenplanes des Landes für das Verwaltungsjahr 2014 empfehlen.  
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Ich stelle daher den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, den Stellenplan des 
Landes für das Verwaltungsjahr 2014 unverändert anzunehmen.  

 Darüber hinaus, die Voranschläge der Fonds sehen Einnahmen und Ausgaben 
von 3,911.000 Euro vor. Die Fonds sind ausgeglichen veranschlagt. Die Voranschläge der 
Fonds liegen dem Hohen Haus vor und sind den Damen und Herren Abgeordneten 
ebenfalls bekannt.  

Namens des Finanzausschusses darf ich dem Hohen Haus ebenfalls die 
unveränderte Annahme der Fonds empfehlen. 

Ich stelle daher den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, die Voranschläge der 
Fonds unverändert anzunehmen. 

Darüber hinaus, Herr Präsident, der Stellenplan der Landeslehrer für das Schuljahr 
2013/2014 mit der Zahl der Planstellen der Verwendungsgruppen beziehungsweise 
Entlohnungsgruppen ist dem Hohen Haus ebenfalls bekannt. 

Namens des Finanzausschusses darf ich dem Hohen Haus ebenfalls die 
unveränderte Annahme des Stellenplanes der Landeslehrer empfehlen. 

Ich stelle daher auch den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, den Stellenplan der 
Landeslehrer für das Schuljahr 2013/2014 unverändert anzunehmen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Generalberichterstatter. Ich lasse vorerst 
über den Stellenplan des Landes abstimmen und ersuche jene Damen und Herren 
Landtagsabgeordneten, die dem Stellenplan des Landes in der vorliegenden Fassung 
zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. -  

Der Stellenplan des Landes ist somit in der vorliegenden Fassung mehrheitlich 
angenommen.  

Nunmehr ersuche ich jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die den 
Sondervoranschlägen der Fonds in der vorliegenden Fassung zustimmen wollen, sich von 
den Plätzen zu erheben. -  

Die Sondervoranschläge der Fonds sind somit in der vorliegenden Fassung 
mehrheitlich angenommen.  

Ich lasse nun über den Stellenplan der Landeslehrer abstimmen und ersuche jene 
Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Stellenplan der Landeslehrer in der 
vorliegenden Fassung zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. -  

Der Stellenplan der Landeslehrer ist somit in der vorliegenden Fassung 
mehrheitlich angenommen.  

Durchführungsbeschluss 

Präsident Gerhard Steier: Der Herr Generalberichterstatter hat nunmehr das Wort 
zum Durchführungsbeschluss.  

Bitte Herr Generalberichterstatter. 

Generalberichterstatter Robert Hergovich: Herr Präsident! Hohes Haus! Da alle 
Gruppen der Regierungsvorlage über den Landesvoranschlag für das Jahr 2014 
unverändert angenommen wurden, ergibt sich auch für den Durchführungsbeschluss 
keine Änderung oder Ergänzung.  

Namens des Finanzausschusses beantrage ich den Durchführungsbeschluss zum 
Landesvoranschlag unverändert anzunehmen.  
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Ich stelle den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, den Durchführungsbeschluss 
zum Landesvoranschlag für das Jahr 2014 unverändert anzunehmen.  

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Generalberichterstatter. Wir kommen nun 
zur Abstimmung über den Durchführungsbeschluss. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem 
Durchführungsbeschluss in der vorliegenden Fassung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Plätzen zu erheben. - 

Der Durchführungsbeschluss zum Landesvoranschlag für das Jahr 2014 ist somit 
in der vorliegenden Fassung mehrheitlich angenommen.  

3. Punkt: Bericht des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses betreffend 
den Beschlussantrag (Beilage 751) über die Kenntnisnahme der 3. Fortführung des 
Finanzplanes für das Burgenland für die Jahre 2011 bis 2015 (Zahl 20 - 457) (Beilage 
798) 

Präsident Gerhard Steier: Zu den Tagesordnungspunkten 3 bis 30 liegen keine 
Wortmeldungen vor, da bereits in der Debatte in den Landesvoranschlag für das Jahr 
2014 hiezu Stellung genommen wurde. 

Berichterstatter zum 3. Punkt der Tagesordnung, dem Bericht des Finanz-, Budget- 
und Haushaltsausschusses betreffend den Beschlussantrag, Beilage 751, über die 
Kenntnisnahme der 3. Fortführung des Finanzplanes für das Burgenland für die Jahre 
2011 bis 2015, Zahl 20 - 457, Beilage 798 ist in bewährter Form Herr Abgeordneter 
Hergovich. 

für die Jahre 2011 bis 2015, Zahl 20 – 457, Beilage 798, ist in bewährter Form, Herr 
Abgeordneter Hergovich.  

Ich bitte um den Bericht Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Robert Hergovich: Danke. Herr Präsident! Hohes Haus! Meine 
Damen, meine Herren! Gemäß Art. 39 des Landes-Verfassungsgesetzes vom 14. 
September 1981 über die Verfassung des Burgenlandes hat die Landesregierung 
anlässlich der Vorlage des ersten Budgets ihrer Funktionsperiode dem Landtag einen 
Finanzplan über die Grundlage der Veranschlagungen für den Zeitraum der nächsten fünf 
Jahre vorzulegen. 

Der Finanzreferent legt nunmehr anlässlich der Beschlussfassung des 
Landesvoranschlages 2014 den Landesplan für das Jahr 2011 bis 2015, 3. Fortführung 
vor.  

Die Ausführungen hinsichtlich der Ausgangslage (Punkt II.), der Maßnahmen zu 
Budgetkonsolidierung (Punkt III.), der Prämissen (Punkt IV.), der Ergebnisse und der 
Feststellungen der Abweichungen des Finanzplanes 2011 bis 2015 3. Fortführung (Punkt 
V. und VI.) sind den Damen und Herren bekannt, sodass ich von einer Verlesung der 
Ausführung Abstand nehmen möchte. 

Der Finanzausschuss hat die Regierungsvorlage über die Kenntnisnahme des 
Finanzplanes für das Jahr 2011 bis 2015 3 Fortführung, in seiner Sitzung am 9. Oktober 
2013 beantragt und ich stelle namens des Finanzausschusses den Antrag, den 
Finanzplan des Landes Burgenland für das Jahr 2011 bis 2015 3. Fortführung, zur 
Kenntnis zu nehmen.  

Ich stelle den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, die Regierungsvorlage über den 
Finanzplan für das Jahr 2011 bis 2015 3. Fortführung, unverändert anzunehmen. 
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Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter. Da keine Wortmeldungen, 
wie ich schon eingangs betont habe, vorliegen, hat der Herr Berichterstatter das 
Schlusswort. (Abg. Robert Hergovich: Ich verzichte!) 

Danke. Der Herr Berichterstatter verzichtet und daher kommen wir zur 
Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Beschlussantrag ihre 
Zustimmung erteilen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die 3. Fortführung des Finanzplanes für das Burgenland für die Jahre 2011 bis 
2015 wird somit mehrheitlich zur Kenntnis genommen.  

4. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses betreffend den Gesetzentwurf (Beilage 
783) über die Anpassung an die Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 
(Burgenländisches Landesverwaltungsgerichtsbarkeits-Begleitgesetz – Bgld. 
LVwgBG) (Zahl 20 - 480) (Beilage 799) 

Präsident Gerhard Steier: Der 4. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht des 
Rechtsausschusses betreffend den Gesetzentwurf, Beilage 783, über die Anpassung an 
die Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 (Burgenländisches 
Landesverwaltungsgerichtsbarkeits-Begleitgesetz – Bgld. LVwgBG), Zahl 20 - 480, 
Beilage 799.  

Berichterstatter für diesen Tagesordnungspunkt ist Herr Landtagsabgeordneter 
Christian Illedits.  

Herr Berichterstatter, Sie sind am Wort. 

Berichterstatter Christian Illedits: Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 
Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf über die Anpassung an die 
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle in seiner 25. Sitzung am Mittwoch, dem 9. Oktober 
2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss stellt daher den Antrag, dieser Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Novelle die verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Präsident Gerhard Steier: Es liegt, wie gesagt, keine Wortmeldung vor, der Herr 
Berichterstatter hat daher das Schlusswort. (Abg. Christian Illedits: Ich verzichte!) 

Der Herr Berichterstatter  verzichtet, wir kommen zur Abstimmung. 

Da dieser Gesetzentwurf Verfassungsbestimmungen enthält, ist eine 
Beschlussfassung hinsichtlich dieser Bestimmungen nur bei Anwesenheit von mindestens 
der Hälfte der Mitglieder des Landtages und einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen möglich. 

Das Anwesenheitsquorum ist gegeben.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Der Gesetzentwurf über die Anpassung an die Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 
2012 (Burgenländisches Landesverwaltungsgerichtsbarkeits-Begleitgesetz – Bgld. 
LVwgBG) ist somit in zweiter Lesung einstimmig und hinsichtlich der 
Verfassungsbestimmungen mit der erforderlichen qualifizierten Mehrheit angenommen. 

Da keine andere Vorgangsweise beantragt ist, kommen wir zugleich zur dritten 
Lesung.  
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Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Der Gesetzentwurf über die Anpassung an die Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 
2012 ist somit auch in dritter Lesung einstimmig und hinsichtlich der 
Verfassungsbestimmungen mit der erforderlichen qualifizierten Mehrheit angenommen. 

5. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage 782), mit 
dem der Landespolizeidirektion die Besorgung von Angelegenheiten der 
Straßenpolizei übertragen wird (Zahl 20 - 479) (Beilage 800) 

Präsident Gerhard Steier: Wir kommen nun zum 5. Punkt der Tagesordnung. Es 
ist dies der Bericht des Rechtsausschusses über den Gesetzentwurf, Beilage 782, mit 
dem der Landespolizeidirektion die Besorgung von Angelegenheiten der Straßenpolizei 
übertragen wird, Zahl 20 - 479, Beilage 800. 

Berichterstatter ist Herr Landtagsabgeordneter Trummer.  

Bitte Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter Erich Trummer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf, mit dem der Landespolizeidirektion die 
Besorgung von Angelegenheiten der Straßenpolizei übertragen wird, in seiner 25. Sitzung 
am Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss stellt daher den Antrag, der Landtag wolle dem 
Gesetzentwurf, mit dem der Landespolizeidirektion die Besorgung von Angelegenheiten 
der Straßenpolizei übertragen wird, die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Präsident Gerhard Steier: Es liegt keine Wortmeldung mehr vor, daher hat der 
Berichterstatter das Schlusswort. (Abg. Erich Trummer: Ich verzichte!) 

Er verzichtet, wir kommen daher zur Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Der Gesetzentwurf, mit dem der Landespolizeidirektion die Besorgung von 
Angelegenheiten der Straßenpolizei übertragen wird, ist somit in zweiter Lesung 
mehrheitlich angenommen.  

Da keine andere Vorgangsweise beantragt ist, kommen wir sogleich zur dritten 
Lesung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Der Gesetzentwurf, mit dem der Landespolizeidirektion die Besorgung von 
Angelegenheiten der Straßenpolizei übertragen wird, ist somit auch in dritter Lesung 
mehrheitlich angenommen. 

6. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage 778), mit dem das 
Katastrophenhilfegesetz geändert wird (Zahl 20 - 475) (Beilage 801) 

Präsident Gerhard Steier: Ich ersuche nun Herrn Landtagsabgeordneten Mag. 
Thomas Steiner um seinen Bericht zum 6. Punkt der Tagesordnung, dem Bericht des 
Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses über den 
Gesetzentwurf, Beilage 778, mit dem das Katastrophenhilfegesetz geändert wird, Zahl 20 
- 475, Beilage 801.  
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Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Mag. Thomas Steiner: Dankeschön. Der Rechtsausschuss und 
der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss haben den Gesetzentwurf, mit dem das 
Katastrophenhilfegesetz geändert wird, in ihrer 32. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, 
dem 9. Oktober 2013, beraten.  

Ich wurde zum Berichterstatter gewählt und habe den Antrag gestellt, die Vorlage 
möge dem Landtag zugewiesen werden und entsprechend zugestimmt werden.  

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle dem Gesetzentwurf, mit dem das 
Katastrophenhilfegesetz geändert wird, die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Präsident Gerhard Steier: Es liegt keine Wortmeldung vor, der Herr 
Berichterstatter hat das Schlusswort. (Abg. Mag. Thomas Steiner: Ich verzichte!)  

Er verzichtet, wir kommen daher zur Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. – 

Der Gesetzentwurf, mit dem das Katastrophenhilfegesetz geändert wird, ist somit in 
zweiter Lesung mehrheitlich angenommen.  

Da keine andere Vorgangsweise beantragt ist, kommen wir zu sogleich zur dritten 
Lesung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. –  

Der Gesetzentwurf, mit dem das Katastrophenhilfegesetz geändert wird, ist somit 
auch in dritter Lesung mehrheitlich angenommen. 

7. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses betreffend den Gesetzentwurf (Beilage 780) über die 
Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens im Burgenland (Beilage 
802) 

Präsident Gerhard Steier: Der 7. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht des 
Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses betreffend den 
Gesetzentwurf, Beilage 780, über die Organisation und Finanzierung des 
Gesundheitswesens im Burgenland (Burgenländisches Gesundheitswesengesetz 2013 - 
Bgld. GwG 2013), Zahl 20 – 477, Beilage 802.  

Berichterstatter ist Herr Landtagsabgeordneter Trummer.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Erich Trummer: Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- 
und Haushaltsausschuss haben den Gesetzentwurf über die Organisation und 
Finanzierung des Gesundheitswesens im Burgenland (Burgenländisches 
Gesundheitswesengesetz 2013 - Bgld. GwG 2013) in ihrer 32. gemeinsamen Sitzung am 
Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, beraten. 

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle dem Gesetzentwurf über die Organisation und 
Finanzierung des Gesundheitswesens im Burgenland (Burgenländisches 
Gesundheitswesengesetz 2013 - Bgld. GwG 2013) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 
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Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter.  

Es liegt keine Wortmeldung vor, Sie hätten das Schlusswort. (Abg. Erich Trummer: 
Ich verzichte!)  

Danke Herr Berichterstatter, wir kommen zur Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. –  

Der Gesetzentwurf über die Organisation und Finanzierung des 
Gesundheitswesens im Burgenland (Burgenländisches Gesundheitswesengesetz 2013 - 
Bgld. GwG 2013) ist somit in zweiter Lesung mehrheitlich angenommen. 

Da keine andere Vorgangsweise beantragt ist, kommen wir sogleich zur dritten 
Lesung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. – 

Der Gesetzentwurf über die Organisation und Finanzierung des 
Gesundheitswesens im Burgenland (Burgenländisches Gesundheitswesengesetz 2013 - 
Bgld. GwG 2013) ist somit auch in dritter Lesung mehrheitlich angenommen. 

8. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage 786), mit dem das 
Burgenländische Kanalanschlußgesetz 1989 geändert wird (Burgenländische 
Kanalanschlußgesetz-Novelle 2013) (Zahl 20 - 483) (Beilage 803) 

Präsident Gerhard Steier: Den Bericht zum 8. Punkt der Tagesordnung, es ist 
dies der Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den Gesetzentwurf, Beilage 786, mit dem das 
Burgenländische Kanalanschlußgesetz 1989 geändert wird (Burgenländische 
Kanalanschlußgesetz-Novelle 2013), Zahl 20 – 483, Beilage 803, erstattet Herr 
Landtagsabgeordneter Mag. Werner Gradwohl.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Mag. Werner Gradwohl: Herr Präsident! Hohes Haus! Der 
Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss haben den 
Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Kanalanschlußgesetz 1989 geändert wird 
(Burgenländische Kanalanschlußgesetz-Novelle 2013), in ihrer 32. gemeinsamen Sitzung 
am Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle dem Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische 
Kanalanschlußgesetz 1989 geändert wird (Burgenländische Kanalanschlußgesetz-Novelle 
2013), die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter. Da keine Wortmeldung 
vorliegt, obliegt Ihnen das Schlusswort. (Abg. Mag. Werner Gradwohl: Ich verzichte!)  

Er verzichtet, wir kommen daher zur Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. – 

Der Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Kanalanschlußgesetz 1989 
geändert wird (Burgenländische Kanalanschlußgesetz-Novelle 2013), ist somit in zweiter 
Lesung mehrheitlich angenommen.  
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Da keine andere Vorgangsweise beantragt ist, kommen wir zur dritten Lesung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. – 

Der Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Kanalanschlußgesetz 1989 
geändert wird (Burgenländische Kanalanschlußgesetz-Novelle 2013), ist somit auch in 
dritter Lesung mehrheitlich angenommen. 

9. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage 787), mit dem das 
Kanalabgabengesetz geändert wird (Zahl 20 - 484) (Beilage 804) 

Präsident Gerhard Steier: Berichterstatter zum 9. Punkt der Tagesordnung, dem 
Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses 
über den Gesetzentwurf, Beilage 787, mit dem das Kanalabgabengesetz geändert wird, 
Zahl 20 - 484, Beilage 804, ist Herr Landtagsabgeordneter Mag. Werner Gradwohl. 

Bitte Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter Mag. Werner Gradwohl: Der Rechtsausschuss und der Finanz-, 
Budget- und Haushaltsausschuss haben den Gesetzentwurf, mit dem das 
Kanalabgabengesetz geändert wird, in ihrer 32. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 
9. Oktober 2013, beraten. 

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle dem Gesetzentwurf, mit dem das 
Kanalabgabengesetz geändert wird, die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter. Zu Wort gemeldet ist Herr 
Landtagsabgeordneter Manfred Kölly.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Manfred Kölly (LBL): Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich finde, dass die Novellierung höchste Zeit war, dass wir 
hier etwas angreifen und auch umsetzen können. Auch für die Gemeinden ein Vorteil. 
Brauche ich gar nicht darüber diskutieren. Man darf eines nicht außer Acht lassen, was 
auf uns als Gemeinde noch zukommt. Ich möchte kurz darauf eingehen. 

Wenn wir jetzt die Abgaben diskutieren beziehungsweise beschließen, dann 
müssen wir uns auch klar sein, dass, wenn die Gemeinden hier tatsächlich diese 
Anschlüsse vorschreiben, auch vor Ort überprüft werden muss und somit viele 
Swimmingpools, die wahrscheinlich nicht gemeldet sind, jetzt einer Verhandlung 
unterzogen werden müssen. 

Ich möchte nur das vorausschicken. Aber komme schlussendlich zum 
Kanalabgabengesetz. Finde ich auch für wichtig und richtig, dass man hier mit dem 
Fettabscheidern für die Gastronomie, für den Tourismus, vieles getan hat. Muss man 
dazusagen Dankeschön, aber man hat auf eines vergessen und ich denke auch das sollte 
diskutiert werden, dass auch Werkstätten mit Ölabscheider, die eben mit Abgaben in die 
Gruppe 8 fallen, auch hier bedacht werden sollten. 

Daher habe ich einen Antrag eingebracht oder bringe ich einen Antrag ein. Dem 
Klub ist er zugegangen, aber ich habe kein Problem, dass ich ihn vorlese und zwar: (Abg. 
Christian Illedits: Du musst ihn auch vorlesen!)  

Antrag auf Rückverweisung gemäß § 61 der Geschäftsordnung des 
Burgenländischen Landtages des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf erneute 
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Zuweisung des Gesetzentwurfs, mit dem das Gesetz vom 25. Juni 1984 über die 
Einhebung von Kanalabgaben, LGBl. Nr. 41/1984, in der Fassung des Gesetzes, LGBl. 
Nr. 10/2010 geändert wird (Zahl 20 – 484), an den Rechtsausschuss sowie den Finanz-, 
Budget- und Haushaltsausschuss. 

Im gegenständlichen Gesetzentwurf ist die Verankerung eines gesetzlichen 
Pfandrechtes und der dringlichen Wirkung für die Kanalisationsbeiträge und die 
Kanalbenützungsgebühren vorgesehen. Es ist zu prüfen, ob diese Verankerung der 
Zustimmung des Bundes bedarf und darüber hinaus, ob eine Ungleichbehandlung oder 
wettbewerbswidrige Subventionierung durch die öffentliche Hand vorliegt. Aus diesem 
Grund stellt der Abgeordnete den Antrag, die betroffenen Passagen, namentlich  

2. Dem § 2 werden folgende Absätze 10 und 11 angefügt: 

„(10) Für die Kanalisationsbeiträge samt Nebengebühren sowie für die 
Kanalbenützungsgebühren haftet auf dem Grundstück (Baurecht) ein gesetzliches 
Pfandrecht.  

(11) Die nach diesem Gesetz an Eigentümer von Anschlussgrundflächen oder 
Bauwerken erlassenen Bescheide wirken auch gegen alle späteren Eigentümer.“ 

13. Dem § 15 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Das gesetzliche Pfandrecht und die dringliche Wirkung gelten erst für jene 
Kanalisationsbeiträge und Kanalbenützungsgebühren, bei denen der Abgabenanspruch 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes entsteht.“ 

erneut dem Rechtsausschuss sowie dem Finanz-, Budget- und Haushaltsauschuss 
zur Prüfung und weiteren Bearbeitung zuzuweisen.  

Des Weiteren ist im gegenständlichen Gesetzentwurf vorgesehen, durch die 
Änderung der Bewertungsfaktoren bei Abscheideanlagen dem Umstand Rechnung zu 
tragen, dass durch den Einbau von Fettabscheideanlagen die verbotenen diffusen 
Einleitungen von Fetten verhindert werden und somit keine zusätzlichen Kosten für die, 
Herr Kollege Strommer, Kanalwartung und den Kläranlagenbetrieb entstehen. 

In diesem Zusammenhang ist zu prüfen, ob nicht Werkstätten, die seit Jahren 
ebenfalls verpflichtend Abscheideanlagen installieren müssen, ebenfalls eine Änderung 
der Bewertungsfaktoren zu unterziehen sind.  

Aus diesem Grund stellt der Abgeordnete einen Antrag, den betroffenen 
Passagenfall, die Änderungen zu § 5 Abs. 2 erneut dem Rechtsausschuss sowie dem 
Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss zur Prüfung und weiteren Bearbeitung 
zuzuweisen. 

Ich sage auch gleichzeitig, auch Mehrheiten können sich irren, Dankeschön. (Abg. 
Ing. Rudolf Strommer: Das hat der Krenn schon gesagt!)  

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Abgeordneter. Ich brauche den Antrag. 
(Der Abg. Manfred Kölly übergibt den Abänderungsantrag dem Präsidenten) 

Der mir soeben überreichte Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf 
Rückverweisung in den Ausschuss ist gem. § 61 Abs. 3 GeOLT gehörig unterstützt und 
wird in die weitere Behandlung mit einbezogen. 

Es liegt keine weitere Wortmeldung mehr vor, daher hat der Berichterstatter das 
Schlusswort. (Abg. Mag. Werner Gradwohl: Ich verzichte!) 
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Er verzichtet, daher kommen wir zur Abstimmung. Ich lasse zuerst über den vom 
Landtagsabgeordneten Kölly eingebrachten Antrag auf Rückverweisung an den 
Ausschuss abstimmen und ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die diesen 
Antrag unterstützen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Das ist die Minderheit. (Abg. Manfred Kölly: Die Werkstätten werden sich freuen!) 

Ich ersuche nun jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben.- 

Der Gesetzentwurf, mit dem das Kanalabgabegesetz geändert wird, ist somit in 
zweiter Lesung mehrheitlich angenommen. 

Da keine andere Vorgansweise beantragt ist, kommen wir zur dritten Lesung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen wollen, sich von den Plätzen zu erheben.- 

Der Gesetzentwurf, mit dem das Kanalabgabegesetz geändert wird, ist somit auch 
in dritter Lesung mehrheitlich angenommen. 

10. Punkt: Bericht des Rechtsausschuss betreffend den Gesetzentwurf (Beilage 
777) über den Gemeindesanitätsdienst im Burgenland (Burgenländisches 
Gemeindesanitätsgesetz 2013 - Bgld. GemSanG 2013) (Zahl 20 - 474) (Beilage 805) 

Präsident Gerhard Steier: Wir kommen nun zum 10. Punkt der Tagesordnung. 
(Allgemeine Unruhe) Ich darf bitte um Ruhe ersuchen, wir sind in einem 
Abstimmungsvorgang. Wir kommen nun zum 10. Punkt der Tagesordnung, dem Bericht 
des Rechtsausschusses betreffend den Gesetzentwurf, Beilage 777, über den 
Gemeindesanitätsdienst im Burgenland (Burgenländisches Gemeindesanitätsgesetz 2013 
– Bgld. GemSanG 2013), Zahl 20 – 474, Beilage 805. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Trummer. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Erich Trummer: Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf 
über den Gemeindesanitätsdienst im Burgenland (Burgenländisches 
Gemeindesanitätsgesetz 2013 - Bgld. GemSanG 2013) in seiner 25. Sitzung am 
Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss stellt daher den Antrag, der Landtag wolle dem 
Gesetzentwurf über den Gemeindesanitätsdienst im Burgenland (Burgenländisches 
Gemeindesanitätsgesetz 2013 - Bgld. GemSanG 2013) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter. Da keine weitere 
Wortmeldung vorliegt, hätten Sie das Schlusswort. (Abg. Erich Trummer: Ich verzichte!)  

Er verzichtet, wir kommen zur Abstimmung. 

Jene Damen und Herren ersuche ich, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, 
sich von den Plätzen zu erheben. - 

Der Gesetzentwurf, über den Gemeindesanitätsdienst im Burgenland 
(Burgenländisches Gemeindesanitätsgesetz 2013 - Bgld. GemSanG 2013) ist somit in 
zweiter Lesung mehrheitlich angenommen. 

Da keine andere Vorgangsweise beantragt ist, kommen wir zur dritten Lesung. 
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Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben.- 

Der Gesetzentwurf über den Gemeindesanitätsdienst im Burgenland 
(Burgenländisches Gemeindesanitätsgesetz 2013 - Bgld. GemSanG 2013) ist somit auch 
in dritter Lesung mehrheitlich angenommen. 

11. Punkt: Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses über den 
Gesetzentwurf (Beilage 781), mit dem das Burgenländische Leichen- und 
Bestattungswesengesetz geändert wird (Zahl 20 - 478) (Beilage 806) 

Präsident Gerhard Steier: Der 11. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht und 
Abänderungsantrag des Rechtsausschusses über den Gesetzentwurf, Beilage 781, mit 
dem das Burgenländische Leichen- und Bestattungswesengesetz geändert wird, Zahl 20 - 
478, Beilage 806.  

Berichterstatter ist in bewährter Form Landtagsabgeordneter Trummer. 

Bitte Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter Erich Trummer: Der Rechtsauschuss hat den Gesetzentwurf, mit 
dem das Burgenländische Leichen- und Bestattungswesengesetz geändert wird, in seiner 
25. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss stellt daher den Antrag, der Landtag wolle dem 
Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Leichen- und Bestattungswesengesetz 
geändert wird, unter Einbezug der vom Landtagsabgeordneten Trummer beantragten und 
in der Beilage ersichtlichen Abänderungen, die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter. Da keine Wortmeldung 
vorliegt, haben Sie das Schlusswort (Abg. Erich Trummer: Ich verzichte!) 

Er verzichtet, daher kommt die Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben.- 

Der Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Leichen- und 
Bestattungswesengesetz geändert wird, ist somit in der vom Herrn Berichterstatter 
beantragten Fassung in zweiter Lesung mehrheitlich angenommen. 

Da keine andere Vorgangsweise beantragt ist, kommen wir zur dritten Lesung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen wollen, sich von den Plätzen zu erheben.- 

Der Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Leichen- und 
Bestattungswesengesetz geändert wird, ist somit in der vom Herrn Berichterstatter 
beantragten Fassung auch in dritter Lesung mehrheitlich angenommen. 

12. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage 775), mit dem das 
Landesumlagegesetz geändert wird (Zahl 20 - 472) (Beilage 807) 

Präsident Gerhard Steier: Die Berichterstattung zum 12. Punkt der 
Tagesordnung, dem Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den Gesetzentwurf, Beilage 775, mit dem das 
Landesumlagegesetz geändert wird, Zahl 20 - 472, Beilage 807, hat Herr 
Landtagsabgeordneter Gerhard Pongracz. 
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Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Gerhard Pongracz: Der Rechtsausschuss und der Finanz-, 
Budget- und Haushaltsausschuss haben den Gesetzentwurf, mit dem das 
Landesumlagegesetz geändert wird, in ihrer 32. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 
9. Oktober 2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle dem Gesetzentwurf, mit dem das 
Landesumlagegesetz geändert wird, die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter. Ihnen obliegt auch das 
Schlusswort, da keine Wortmeldungen vorliegen. (Abg. Gerhard Pongracz: Ich verzichte!)  

Er verzichtet, wir kommen daher zur Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben.- 

Der Gesetzentwurf, mit dem das Landesumlagegesetz geändert wird, ist somit in 
zweiter Lesung mehrheitlich angenommen. 

Da keine andere Vorgangsweise beantragt ist, kommen wir zur dritten Lesung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben.- 

Der Gesetzentwurf, mit dem das Landesumlagegesetz geändert wird, ist somit 
auch in dritter Lesung mehrheitlich angenommen. 

13. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses betreffend den Beschlussantrag (Beilage 779), mit dem die 
Energiestrategie Burgenland 2020 zur Kenntnis genommen wird (Zahl 20 - 476) 
(Beilage 808) 

Präsident Gerhard Steier: Der 13. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht des 
Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses betreffend den 
Beschlussantrag, Beilage 779, mit dem die Energiestrategie Burgenland 2020 zur 
Kenntnis genommen wird, Zahl 20 - 476, Beilage 808. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Pongracz. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Gerhard Pongracz: Der Rechtsausschuss und der Finanz-, 
Budget- und Haushaltsausschuss haben den Beschlussantrag, mit dem die 
Energiestrategie Burgenland 2020 zur Kenntnis genommen wird, in ihrer 32. 
gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, beraten. 

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle folgenden Beschluss fassen: 

Die Energiestrategie Burgenland 2020 wird zur Kenntnis genommen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter, Ihnen obliegt auch das 
Schlusswort. (Abg. Gerhard Pongracz: Ich verzichte!) 

Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir daher zur Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Beschlussantrag 
zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 
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Die Energiestrategie Burgenland 2020 wird somit mehrheitlich zur Kenntnis 
genommen. 

14. Punkt: Bericht des Ausschusses für europäische Integration und 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses betreffend den Beschlussantrag (Beilage 760), mit dem der 
Umsetzungsbericht 2012 mit dem Titel „EU-Förderungen im Burgenland - 
Programmperiode 2007 - 2013 - Umsetzungsbericht 2012“ zur Kenntnis genommen 
wird (Zahl 20 - 465) (Beilage 809) 

Präsident Gerhard Steier: Der 14. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht des 
Ausschusses für europäische Integration und grenzüberschreitende Zusammenarbeit und 
des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses betreffend den 
Beschlussantrag,(Beilage 760, mit dem der Umsetzungsbericht 2012 mit dem Titel „EU-
Förderungen im Burgenland - Programmperiode 2007 - 2013 - Umsetzungsbericht 2012“ 
zur Kenntnis genommen wird, Zahl 20 - 465, Beilage 809.  

Berichterstatter ist Herr Landtagsabgeordneter Sodl. 

Bitte Herr Abgeordneter.  

Berichterstatter Wolfgang Sodl: Der Ausschuss für europäische Integration und 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit und der Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschuss haben den Beschlussantrag, mit dem der Umsetzungsbericht 2012, 
mit dem Titel „EU-Förderungen im Burgenland - Programmperiode 2007 - 2013 - 
Umsetzungsbericht 2012“ zur Kenntnis genommen wird, in ihrer 3. gemeinsamen Sitzung, 
am Mittwoch dem 9. Oktober 2013, beraten. 

Der Ausschuss für europäische Integration und grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen daher den 
Antrag, der Landtag wolle folgenden Beschluss fassen: 

Der Umsetzungsbericht 2012 mit dem Titel „EU-Förderungen im Burgenland - 
Programmperiode 2007 - 2013 - Umsetzungsbericht 2012“, wird zur Kenntnis genommen. 

Präsident Gerhard Steier: Keine vorliegende Wortmeldung bedeutet, dass Ihnen 
das Schlusswort obliegt. (Abg. Wolfgang Sodl: Ich verzichte!) 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort, daher kommen wir zur 
Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Beschlussantrag 
zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben.- 

Der Umsetzungsbericht 2012 mit dem Titel „EU-Förderungen im Burgenland - 
Programmperiode 2007 - 2013 - Umsetzungsbericht 2012“ wird somit mehrheitlich zur 
Kenntnis genommen. 

15. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses betreffend den Beschlussantrag 
(Beilage 765), mit dem der Bericht nach dem Objektivierungsgesetz betreffend 
Erstaufnahmen und Bestellungen im Jahr 2012 zur Kenntnis genommen wird (Zahl 
20 - 470) (Beilage 810) 

Präsident Gerhard Steier: Wir kommen zum 15. Punkt der Tagesordnung, dies ist 
der Bericht des Rechtsausschusses betreffend den Beschlussantrag, Beilage 765, mit 
dem der Bericht nach dem Objektivierungsgesetz betreffend Erstaufnahmen und 
Bestellungen im Jahr 2012 zur Kenntnis genommen wird, Zahl 20 – 470, Beilage 810.  

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Trummer. 



5208 Burgenländischer Landtag, XX. Gesetzgebungsperiode - 43. Sitzung - Mittwoch, 16. Oktober und Donnerstag, 17. Oktober 2013 

 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Erich Trummer: Der Rechtsausschuss hat den Beschlussantrag, 
mit dem der Bericht nach dem Objektivierungsgesetz betreffend Erstaufnahmen und 
Bestellungen im Jahr 2012 zur Kenntnis genommen wird, in seiner 25. Sitzung am 
Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, beraten. 

Der Rechtsausschuss stellt daher den Antrag, der Landtag wolle folgenden 
Beschluss fassen:  

Der Bericht nach dem Objektivierungsgesetz betreffend die Erstaufnahmen und 
Bestellungen im Jahr 2012 wird zur Kenntnis genommen. 

Präsident Gerhard Steier: Da keine Wortmeldung vorliegt, obliegt Ihnen das 
Schlusswort. (Abg. Erich Trummer: Ich verzichte!) 

Der Herr Berichterstatter verzichtet, wir kommen zur Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Beschlussantrag 
zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben.- 

Der Bericht nach dem Objektivierungsgesetz betreffend Erstaufnahmen und 
Bestellungen im Jahr 2012 wird somit mehrheitlich zur Kenntnis genommen. 

16. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den Bericht des Rechnungshofes (Beilage 761), 
betreffend Systematik der Steuerung ausgegliederter Einheiten und Beteiligungen 
(Zahl 20 - 466) (Beilage 811) 

Präsident Gerhard Steier: Den Bericht zum 16. Punkt der Tagesordnung, dem 
Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses 
über den Bericht des Rechnungshofes, Beilage 761, betreffend Systematik der Steuerung 
ausgegliederter Einheiten und Beteiligungen, Zahl 20 – 466, Beilage 811, erstattet Herr 
Landtagsabgeordneter Günter Kovacs. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Günter Kovacs: Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- 
und Haushaltsausschuss haben den Bericht des Rechnungshofes betreffend Systematik 
der Steuerung ausgegliederter Einheiten und Beteiligungen in ihrer 32. gemeinsamen 
Sitzung am Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
somit den Antrag, der Landtag wolle nachstehenden Beschluss fassen: 

Der Bericht des Rechnungshofes betreffend Systematik der Steuerung 
ausgegliederter Einheiten und Beteiligungen wird zur Kenntnis genommen. 

Präsident Gerhard Steier: Da keine Wortmeldung vorliegt, haben Sie, Herr 
Berichterstatter, das Schlusswort. (Abg. Günter Kovacs: Ich verzichte!) 

Er verzichtet, wir kommen daher zur Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die den Bericht des 
Rechnungshofes zur Kenntnis nehmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben.- 

Der Prüfungsbericht des Rechnungshofes betreffend Systematik der Steuerung 
ausgegliederter Einheiten und Beteiligungen wird somit mehrheitlich zur Kenntnis 
genommen. 
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17. Punkt: Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des 
Umweltausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Michel Reimon, MBA auf Fassung einer Entschließung (Beilage 726), betreffend 
Schaffung eines Nationalparks am Westufer des Neusiedler Sees im Bereich der 
Wulkamündung (Zahl 20 - 444) (Beilage 812) 

Präsident Gerhard Steier: Wir kommen zum 17. Punkt der Tagesordnung. Es ist 
dies der Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des 
Umweltausschusses über den selbständigen Antrag des Abgeordneten Michel Reimon, 
MBA auf Fassung einer Entschließung, Beilage 726, betreffend Schaffung eines 
Nationalparks am Westufer des Neusiedler Sees im Bereich der Wulkamündung, Zahl 20 
– 444, Beilage 812.  

Berichterstatterin ist Frau Landtagsabgeordnete Doris Prohaska. 

Frau Abgeordnete, Sie sind am Wort. 

Berichterstatterin Doris Prohaska: Der Rechtsausschuss und der 
Umweltausschuss haben den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Michel 
Reimon, MBA auf Fassung einer Entschließung betreffend Schaffung eines Nationalparks 
am Westufer des Neusiedler Sees im Bereich der Wulkamündung in ihrer 10. und 
abschließend in ihrer 12. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, 
beraten. 

Der Rechtsausschuss und der Umweltausschuss stellen daher den Antrag, der 
Landtag wolle dem selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Michel Reimon, 
MBA auf Fassung einer Entschließung betreffend Schaffung eines Nationalparks am 
Westufer des Neusiedler Sees im Bereich der Wulkamündung, unter Einbezug der von mir 
beantragten und in der Beilage ersichtlichen Abänderungen, die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Berichterstatterin. Da keine Wortmeldung 
vorliegt, hätten Sie das Schlusswort. (Abg. Doris Prohaska: Ich verzichte!) 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet, wir stimmen daher ab. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Abgeordneten, die dem Antrag der Frau 
Berichterstatterin zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben.- 

Die Entschließung betreffend Schaffung eines Nationalparks am Westufer des 
Neusiedler Sees im Bereich der Wulkamündung ist somit in der von der Frau 
Berichterstatterin beantragten Fassung mehrheitlich gefasst. 

18. Punkt: Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des 
Sozialausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 763) betreffend die 
österreichweite Vereinheitlichung der Jugendschutzgesetze (Zahl 20 - 468) (Beilage 
813) 

Präsident Gerhard Steier: Der 18 Punkt der Tagesordnung ist der Bericht und 
Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des Sozialausschusses über den 
selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer 
Entschließung, Beilage 763,  betreffend die österreichweite Vereinheitlichung der 
Jugendschutzgesetze, Zahl 20 – 468, Beilage 813.  

Berichterstatter ist Herr Landtagsabgeordneter Trinkl.  

Bitte Herr Abgeordneter. 
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Berichterstatter Mario Trinkl: Der Rechtsausschuss und der Sozialausschuss 
haben den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung 
einer Entschließung betreffend die österreichweite Vereinheitlichung der 
Jugendschutzgesetze in ihrer 18. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 9. Oktober 
2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss und der Sozialausschuss stellen daher den Antrag, der 
Landtag wolle den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf 
Fassung einer Entschließung betreffend die österreichweite Vereinheitlichung der 
Jugendschutzgesetze unter Einbezug der von mir beantragten Abänderung die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter. Es liegt keine 
Wortmeldung vor, der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. (Abg. Mario Trinkl: Ich 
verzichte!) 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort, wir kommen daher zur 
Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Entschließung betreffend die österreichweite Vereinheitlichung der 
Jugendschutzgesetze ist somit in der vom Herrn Berichterstatter beantragten Fassung 
einstimmig gefasst. 

19. Punkt: Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des 
Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 
705) betreffend die gesetzliche Regelung einer Zinsobergrenze für Privatkredite 
sowie die rasche Weitergabe von Zinsvorteilen an Privatkunden durch 
Kreditinstitute (Zahl 20 – 427) (Beilage 814) 

Präsident Gerhard Steier: Der 19. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht und 
Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung, Beilage 705, betreffend die gesetzliche 
Regelung einer Zinsobergrenze für Privatkredite sowie die rasche Weitergabe von 
Zinsvorteilen an Privatkunden durch Kreditinstitute, Zahl 20 - 427, Beilage 814.  

Berichterstatter ist Herr Landtagsabgeordneter Trummer. 

Bitte Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter Erich Trummer: Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- 
und Haushaltsausschuss haben den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung betreffend die gesetzliche Regelung einer 
Zinsobergrenze für Privatkredite sowie die rasche Weitergabe von Zinsvorteilen an 
Privatkunden durch Kreditinstitute in ihrer 29. und abschließend in ihrer 32. gemeinsamen 
Sitzung am Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung betreffend die 
gesetzliche Regelung einer Zinsobergrenze für Privatkredite sowie die rasche Weitergabe 
von Zinsvorteilen an Privatkunden durch Kreditinstitute unter Einbezug der von mir 
beantragten Abänderungen die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 
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Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter.  

Es liegt keine Wortmeldung vor, der Herr Berichterstatter hat daher das 
Schlusswort. (Abg. Erich Trummer: Ich verzichte!) 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort, wir kommen daher zur 
Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Entschließung betreffend die gesetzliche Regelung einer Zinsobergrenze für 
Privatkredite sowie die rasche Weitergabe von Zinsvorteilen an Privatkunden durch 
Kreditinstitute ist somit in der vom Herrn Berichterstatter beantragten Fassung 
mehrheitlich gefasst. 

20. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Johann Tschürtz, Ilse Benkö und Gerhard Kovasits auf 
Fassung einer Entschließung (Beilage 19) betreffend die Einberufung eines 
Burgenland-Konventes zur Erarbeitung einer Reform der Landesverfassung (Zahl 
20 - 19) (Beilage 815) 

Präsident Gerhard Steier: Wir kommen zum 20. Punkt der Tagesordnung, das ist 
der Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Johann Tschürtz, Ilse Benkö und Gerhard Kovasits auf Fassung 
einer Entschließung, Beilage 19, betreffend die Einberufung eines Burgenland-Konventes 
zur Erarbeitung einer Reform der Landesverfassung, Zahl 20 – 19, Beilage 815.  

Berichterstatter ist Herr Landtagsabgeordneter Mag. Thomas Steiner.  

Bitte Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter Mag. Thomas Steiner: Der Rechtsausschuss hat den 
selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Johann Tschürtz, Ilse Benkö und 
Gerhard Kovasits auf Fassung einer Entschließung betreffend die Einberufung eines 
Burgenland-Konventes zur Erarbeitung einer Reform der Landesverfassung in seiner 
ersten und abschließend in seiner 25. Sitzung am Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, 
beraten. 

Ich wurde zum Berichterstatter gewählt und stellte den Antrag, den 
gegenständlichen Entschließungsantrag dem Landtag zuzuleiten und ihn abzulehen.  

Dieser Antrag wurde auch einstimmig angenommen.  

Der Rechtsausschuss stellt daher den Antrag, der Landtag wolle seinen Bericht, 
wonach der selbständige Antrag der Landtagsabgeordneten Johann Tschürtz, Ilse Benkö 
und Gerhard Kovasits auf Fassung einer Entschließung betreffend die Einberufung eines 
Burgenland-Konventes zur Erarbeitung einer Reform der Landesverfassung abgelehnt 
wird, zur Kenntnis nehmen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter.  

Da keine Wortmeldung vorliegt, haben Sie das Schlusswort. (Abg. Mag. Thomas 
Steiner: Ich verzichte!) 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort, wir kommen daher zur 
Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 
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Der selbständige Antrag der Landtagsabgeordneten Johann Tschürtz, Ilse Benkö 
und Gerhard Kovasits auf Fassung einer Entschließung betreffend die Einberufung eines 
Burgenland-Konventes zur Erarbeitung einer Reform der Landesverfassung ist somit 
mehrheitlich abgelehnt. 

21. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 57) 
betreffend Neuregelung der Unterstützung der Landtagsarbeit (Zahl 20 - 29) (Beilage 
816) 

Präsident Gerhard Steier: Der 21. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht des 
Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred 
Kölly auf Fassung einer Entschließung, Beilage 57, betreffend Neuregelung der 
Unterstützung der Landtagsarbeit , Zahl 20 - 29, Beilage 816.  

Berichterstatterin ist in bewährter Form Frau Abgeordnete Doris Prohaska.  

Bitte Frau Berichterstatterin. 

Berichterstatterin Doris Prohaska: Der Rechtsausschuss hat den selbständigen 
Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung 
betreffend Neuregelung der Unterstützung der Landtagsarbeit in seiner zweiten und 
abschließend in seiner 25. Sitzung am Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss stellt daher den Antrag, der Landtag wolle seinen Bericht, 
wonach der selbständige Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung 
einer Entschließung betreffend Neuregelung der Unterstützung der Landtagsarbeit 
abgelehnt wird, zur Kenntnis nehmen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Frau Berichterstatterin.  

Da keine Wortmeldung vorliegt, haben Sie das Schlusswort. (Abg. Doris Prohaska: 
Ich verzichte!) 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort, wir kommen daher zur 
Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag der 
Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Entschließung betreffend Neuregelung der Unterstützung der Landtagsarbeit ist 
somit mehrheitlich abgelehnt. 

22. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 59) 
betreffend Abschaffung des Proporzes, Verkleinerung der Landesregierung (Zahl 20 
- 31) (Beilage 817) 

Präsident Gerhard Steier: Wir kommen zum 22. Punkt der Tagesordnung. Das ist 
der Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung, Beilage 59, 
betreffend Abschaffung des Proporzes, Verkleinerung der Landesregierung, Zahl 20 - 31, 
Beilage 817.  

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Doris Prohaska.  

Bitte Frau Berichterstatterin. 

Berichterstatterin Doris Prohaska: Der Rechtsausschuss hat den selbständigen 
Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung 
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betreffend Abschaffung des Proporzes, Verkleinerung der Landesregierung in seiner 
zweiten und abschließend in seiner 25. Sitzung am Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, 
beraten.  

Der Rechtsausschuss stellt daher den Antrag, der Landtag wolle seinen Bericht, 
wonach der selbständige Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung 
einer Entschließung betreffend Abschaffung des Proporzes, Verkleinerung der 
Landesregierung abgelehnt wird, zur Kenntnis nehmen. 

Präsident Gerhard Steier (in Richtung Landesrätin Verena Dunst, die bei der 
letzten Abgeordnetenreihe steht): Frau Landesrätin, ich würde Sie bitten, Platz zu 
nehmen. (Abg. Manfred Kölly: Was ist, Herr Präsident?) 

Da keine Wortmeldung vorliegt, darf ich der Frau Berichterstatterin das Schlusswort 
antragen. (Abg. Doris Prohaska: Ich verzichte!) 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort, wir kommen daher zur 
Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren… (Zwiegespräche in den Reihen) Herr 
Abgeordneter, Sie können sich Ihre Kommentare sparen, wir sind im 
Abstimmungsvorgang.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag der 
Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Entschließung betreffend Abschaffung des Proporzes, Verkleinerung der 
Landesregierung, ist somit mehrheitlich abgelehnt. 

23. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 
389) betreffend Erweiterung der Gemeindeprüfungskompetenz des Landes-
Rechnungshofes (Zahl 20 - 243) (Beilage 818) 

Präsident Gerhard Steier: Der 23. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht des 
Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred 
Kölly auf Fassung einer Entschließung, Beilage 389, betreffend Erweiterung der 
Gemeindeprüfungskompetenz des Landes-Rechnungshofes, Zahl 20 - 243, Beilage 818.  

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Trummer. 

Bitte Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter Erich Trummer: Der Rechtsausschuss hat den selbständigen 
Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung  
betreffend Erweiterung der Gemeindeprüfungskompetenz des Landesrechnungshofes in 
seiner 13. und abschließend in seiner 25. Sitzung am Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, 
beraten.  

Der Rechtsausschuss stellt daher den Antrag, der Landtag wolle seinen Bericht, 
wonach der selbständige Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung 
einer Entschließung betreffend Erweiterung der Gemeindeprüfungskompetenz des 
Landes-Rechnungshofes abgelehnt wird, zur Kenntnis nehmen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter.  

Da keine Wortmeldung vorliegt, haben Sie das Schlusswort. (Abg. Erich Trummer: 
Ich verzichte!) 
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Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort, wir kommen daher zur 
Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Entschließung betreffend Erweiterung der Gemeindeprüfungskompetenz des 
Landesrechnungshofes ist somit mehrheitlich abgelehnt.  

24. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 
706) betreffend die Einführung eines Anhörungsrechtes für die Bürgermeister bei 
der Besetzung von Polizeiinspektionen in den Gemeinden des Burgenlandes (Zahl 
20 - 428) (Beilage 819) 

Präsident Gerhard Steier: Der 24. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht des 
Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred 
Kölly auf Fassung einer Entschließung, Beilage 706, betreffend die Einführung eines 
Anhörungsrechtes für die Bürgermeister bei der Besetzung von Polizeiinspektionen in den 
Gemeinden des Burgenlandes, Zahl 20 - 428, Beilage 819.  

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Trummer. 

Bitte Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter Erich Trummer: Der Rechtsausschuss hat den selbständigen 
Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung 
betreffend die Einführung eines Anhörungsrechtes für die Bürgermeister bei der 
Besetzung von Polizeiinspektionen in den Gemeinden des Burgenlandes in seiner 23. und 
abschließend in seiner 25. Sitzung am Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss stellt daher den Antrag, der Landtag wolle seinen Bericht, 
wonach der selbständige Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung 
einer Entschließung betreffend die Einführung eines Anhörungsrechtes für die 
Bürgermeister bei der Besetzung von Polizeiinspektionen in den Gemeinden des 
Burgenlandes abgelehnt wird, zur Kenntnis nehmen. 

Präsident Gerhard Steier: Da keine Wortmeldung vorliegt, hat der Herr 
Berichterstatter das Schlusswort. (Abg. Erich Trummer: Ich verzichte!) 

Er verzichtet auf sein Schlusswort, wir kommen daher zur Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Entschließung betreffend die Einführung eines Anhörungsrechtes für die 
Bürgermeister bei der Besetzung von Polizeiinspektionen in den Gemeinden des 
Burgenlandes ist somit mehrheitlich abgelehnt.  

25. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 
774) betreffend die Verhinderung der Einführung von Tempo 80 auf Österreichs 
Freilandstraßen (Zahl 20 - 471) (Beilage 820) 

Präsident Gerhard Steier: Ich ersuche nunmehr Herrn Berichterstatter 
Landtagsabgeordneten Christian Illedits um seinen Bericht zum 25. Punkt der 
Tagesordnung. Es ist dies der Bericht des Rechtsausschusses über den selbständigen 
Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung, 
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Beilage 774, betreffend die Verhinderung der Einführung von Tempo 80 auf Österreichs 
Freilandstraßen, Zahl 20 - 471, Beilage 820.  

Bitte Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter Christian Illedits: Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 
Der Rechtsausschuss hat den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred 
Kölly auf Fassung einer Entschließung  betreffend die Verhinderung der Einführung von 
Tempo 80 auf Österreichs Freilandstraßen in seiner 25. Sitzung am Mittwoch, dem 9. 
Oktober 2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss stellt daher den Antrag, der Landtag wolle seinen Bericht, 
wonach der selbständige Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung 
einer Entschließung  betreffend die Verhinderung der Einführung von Tempo 80 auf 
Österreichs Freilandstraßen abgelehnt wird, zur Kenntnis nehmen. 

Präsident Gerhard Steier: Ohne vorliegende Wortmeldung obliegt Ihnen das 
Schlusswort. (Abg. Christian Illedits: Ich verzichte!) 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort, wir kommen zur 
Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Entschließung betreffend die Verhinderung der Einführung von Tempo 80 auf 
Österreichs Freilandstraßen ist somit mehrheitlich abgelehnt. 

26. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten 
Johann Tschürtz, Ilse Benkö und Gerhard Kovasits auf Fassung einer 
Entschließung (Beilage 664) betreffend die Vorlage eines Spekulationsberichtes 
durch die Landesregierung (Zahl 20 - 406) (Beilage 821) 

Präsident Gerhard Steier: Der 26. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht des 
Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses über den 
selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Johann Tschürtz, Ilse Benkö und 
Gerhard Kovasits auf Fassung einer Entschließung, Beilage 664, betreffend die Vorlage 
eines Spekulationsberichtes durch die Landesregierung, Zahl 20 - 406, Beilage 821.  

Berichterstatter ist Herr Landtagsabgeordneter Mag. Werner Gradwohl.  

Bitte. 

Berichterstatter Mag. Werner Gradwohl: Hohes Haus! Der Rechtsausschuss und 
der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss haben den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Johann Tschürtz, Ilse Benkö und Gerhard Kovasits auf Fassung 
einer Entschließung betreffend die Vorlage eines Spekulationsberichtes durch die 
Landesregierung in ihrer 26., 28., 31. und abschließend in ihrer 32. gemeinsamen Sitzung 
am Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss sowie der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle seinen Bericht, wonach der selbständige Antrag der 
Landtagsabgeordneten Johann Tschürtz, Ilse Benkö und Gerhard Kovasits auf Fassung 
einer Entschließung betreffend die Vorlage eines Spekulationsberichtes durch die 
Landesregierung abgelehnt wird, zur Kenntnis nehmen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter. Sie haben das 
Schlusswort, da keine Wortmeldung vorliegt. (Abg. Mag. Werner Gradwohl: Ich verzichte!) 
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Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort, wir kommen daher zur 
Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Entschließung betreffend die Vorlage eines Spekulationsberichtes durch die 
Landesregierung ist somit mehrheitlich abgelehnt. 

27. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 753) betreffend Änderung 
der Vignettenpflicht für Fahrzeughalter mit Wechselkennzeichen (Zahl 20 - 458) 
(Beilage 822) 

Präsident Gerhard Steier: Der 27. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht des 
Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses über den 
selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer 
Entschließung, Beilage 753, betreffend Änderung der Vignettenpflicht für Fahrzeughalter 
mit Wechselkennzeichen, Zahl 20 - 458, Beilage 822.  

Berichterstatter ist Herr Landtagsabgeordneter Günter Kovacs. 

Berichterstatter Günter Kovacs: Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- 
und Haushaltsausschuss haben den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung betreffend Änderung der Vignettenpflicht 
für Fahrzeughalter mit Wechselkennzeichen in ihrer 32. gemeinsamen Sitzung am 
Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle seinen Bericht, wonach der selbständige Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung betreffend 
Änderung der Vignettenpflicht für Fahrzeughalter mit Wechselkennzeichen abgelehnt 
wird, zur Kenntnis nehmen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter.  

Da keine Wortmeldung vorliegt, obliegt Ihnen das Schlusswort. (Abg. Günter 
Kovacs: Ich verzichte!) 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort, wir kommen daher zur 
Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Entschließung betreffend Änderung der Vignettenpflicht für Fahrzeughalter mit 
Wechselkennzeichen ist somit mehrheitlich abgelehnt. 

28. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 757) betreffend Reduktion 
der Steuerbelastung zur Ankurbelung der Wirtschaft (Zahl 20 - 462) (Beilage 823) 

Präsident Gerhard Steier: Wir kommen zum 28. Punkt der Tagesordnung. Es ist 
dies der Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung,… (Abg. Manfred Kölly: Keine einzige 
Begründung, warum das alles abgelehnt worden ist.) 
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Herr Abgeordneter Kölly, Sie haben genügend Raum gehabt, sich zu Wort zu 
melden. (Abg. Manfred Kölly: Ich melde mich nachher eh.) 

Wir sind im Abstimmungsvorgang, daher bitte ich Sie um Ruhe. Und es ist Ihr 
Antrag.  

… Beilage 757, betreffend Reduktion der Steuerbelastung zur Ankurbelung der 
Wirtschaft, Zahl 20 - 462, Beilage 823. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Hergovich.  

Bitte Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter Robert Hergovich: Der Rechtsausschuss und der Finanz-, 
Budget- und Haushaltsausschuss haben den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung betreffend 
Reduktion der Steuerbelastung zur Ankurbelung der Wirtschaft in ihrer 32. gemeinsamen 
Sitzung am Mittwoch, dem 9. Oktober 2013, beraten. 

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle seinen Bericht, wonach der selbständige Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung betreffend 
Reduktion der Steuerbelastung zur Ankurbelung der Wirtschaft abgelehnt wird, zur 
Kenntnis nehmen.  

Sollte es darüber hinaus keine Wortmeldung geben, verzichtet der Berichterstatter 
auf sein Schlusswort.  

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter. Da keine weitere 
Wortmeldung vorliegt, der Verzicht der Wortmeldung des Berichterstatters als Schlusswort 
gegeben ist, kommen wir zur Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. -  

Die Entschließung betreffend Reduktion der Steuerbelastung zur Ankurbelung der 
Wirtschaft ist somit mehrheitlich abgelehnt.  

29. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 764) betreffend die 
Rückvergütung der Mehrwertsteuer bei der Abrechnung bzw. Ausbezahlung der 
Wohnbauförderung im Burgenland (Zahl 20 - 469) (Beilage 824) 

Präsident Gerhard Steier: Der 29. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht des 
Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses über den 
selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer 
Entschließung, Beilage 764, betreffend die Rückvergütung der Mehrwertsteuer bei der 
Abrechnung bzw. Ausbezahlung der Wohnbauförderung im Burgenland, Zahl 20 - 469, 
Beilage 824.  

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Gerhard Pongracz. 

Bitte Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter Gerhard Pongracz: Der Rechtsausschuss und der Finanz-, 
Budget- und Haushaltsausschuss haben den selbständigen Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung betreffend die 
Rückvergütung der Mehrwertsteuer bei der Abrechnung bzw. Ausbezahlung der 
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Wohnbauförderung im Burgenland in ihrer 32. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 9. 
Oktober 2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle seinen Bericht, wonach der selbständige Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung betreffend die 
Rückvergütung der Mehrwertsteuer bei der Abrechnung bzw. Ausbezahlung der 
Wohnbauförderung im Burgenland abgelehnt wird, zur Kenntnis nehmen. 

Präsident Gerhard Steier: Danke Herr Berichterstatter. Da keine Wortmeldung 
vorliegt, obliegt Ihnen das Schlusswort. (Abg. Gerhard Pongracz: Ich verzichte!) 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort, wir kommen daher zur 
Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. -  

Die Entschließung betreffend die Rückvergütung der Mehrwertsteuer bei der Abrechnung 
bzw. Ausbezahlung der Wohnbauförderung im Burgenland ist somit mehrheitlich 
abgelehnt.  

30. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung (Beilage 776) betreffend die volle 
Übernahme der Kosten für Errichtung, Sanierung und Instandhaltung der 
Burgenländischen Landesstraßen durch das Land (Zahl 20 - 473) (Beilage 825) 

Präsident Gerhard Steier: Der 30. und somit letzte Punkt der Tagesordnung ist 
der Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses 
über den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung 
einer Entschließung, Beilage 776, betreffend die volle Übernahme der Kosten für 
Errichtung, Sanierung und Instandhaltung der Burgenländischen Landesstraßen durch 
das Land Burgenland, Zahl 20 - 473, Beilage 825.  

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Kovacs.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Günter Kovacs: Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- 
und Haushaltsausschuss haben den selbständigen Antrag des Landtagsabgeordneten 
Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung betreffend die volle Übernahme der 
Kosten für Errichtung, Sanierung und Instandhaltung der Burgenländischen 
Landesstraßen durch das Land in ihrer 32. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 9. 
Oktober 2013, beraten.  

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle seinen Bericht, wonach der selbständige Antrag des 
Landtagsabgeordneten Manfred Kölly auf Fassung einer Entschließung betreffend die 
volle Übernahme der Kosten für Errichtung, Sanierung und Instandhaltung der 
Burgenländischen Landesstraßen durch das Land abgelehnt wird, zur Kenntnis nehmen.  

Präsident Gerhard Steier: Da keine Wortmeldung vorliegt, obliegt Ihnen, Herr 
Berichterstatter, das Schlusswort. (Abg. Günter Kovacs: Ich verzichte! - Abg. Manfred 
Kölly: Herr Präsident, ich habe aufgezeigt!) 

Es ist als solche keine Wortmeldung abgegeben worden, daher ist es auch nicht 
statthaft. (Zwiegespräche in den Reihen) 
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Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort, wir kommen daher zur 
Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. -  

Die Entschließung betreffend die volle Übernahme der Kosten für Errichtung, 
Sanierung und Instandhaltung der Burgenländischen Landesstraßen durch das Land ist 
somit mehrheitlich abgelehnt.  

Die Tagesordnung ist somit erledigt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Tag, Stunde und Tagesordnung der 
nächsten Sitzung werden rechtzeitig schriftlich bekannt gegeben werden. Ich möchte 
allerdings anmerken, dass die nächste Sitzung des Landtages für Donnerstag, den 14. 
November 2013, vorgesehen ist. 

Weiters möchte ich darauf aufmerksam machen, dass die für heute vorgesehene 
Präsidialkonferenz um 16.00 Uhr stattfindet.  

Die Sitzung ist   g e s c h l o s s e n.  

 

Schluss der Sitzung: 15 Uhr 21 Minuten 

 

 

 

 

 


